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Vorwort

Millionen von Migrantinnen und Migranten leben ,irregular” in Europa - eine prekare Situation, die sie einem
erhohten Risiko aussetzt, in ihren Grundrechten verletzt zu werden. Nachdem sie auf unterschiedlichen Wegen
in die Europaische Union (EU) eingereist sind, befinden sie sich in einer irreguldren Situation, da sie keine giiltige
Aufenthaltsgenehmigung besitzen oder sich Ianger als gestattet in der EU aufhalten. Sie versuchen, ihren Lebens-
unterhalt zu bestreiten, indem sie den Bedarf des Arbeitsmarktes decken und meist gefahrliche, schmutzige
oder unwirdige Arbeiten verrichten, zuweilen unter ausbeuterischen Bedingungen. Aufgrund ihrer Furcht vor
Entdeckung, Festnahme und Ausweisung sind Migrantinnen und Migranten in einer irrequléren Situation haufig
mit erheblichen Hindernissen beim Zugang zu ihren Grundrechten konfrontiert - dies gilt auch fir den Zugang zu
medizinischer Versorgung, Bildung fir ihre Kinder oder angemessenem Wohnraum. Dieser Bericht befasst sich
mit einigen dieser grundrechtlichen Herausforderungen im Zusammenhang mit Migrantinnen und Migranten in
einer irrequldren Situation.

Die EU hat Rechtsvorschriften fir MaBnahmen erarbeitet, die darauf abzielen, eine requlére Migration zu erleich-
tern und irrequlérer Migration entgegenzuwirken. Die Méglichkeiten einer legalen Migration fir gering qualifizierte
Arbeitskrafte sind in zahlreichen EU-Mitgliedstaaten jedoch nach wie vor sehr begrenzt, da sich das Sekundar-
recht der EU hauptsachlich auf hoch qualifizierte Arbeitskrafte konzentriert. Im Jahr 2010 stellte die Européische
Kommission einen Vorschlag fiir eine Richtlinie Gber die Bedingungen fir die Einreise und den Aufenthalt von
Drittstaatsangehorigen zwecks Auslibung einer saisonalen Beschaftigung vor. Nach ihrer Annahme soll diese
Richtlinie ein Instrument zur SchlieRBung der saisonalen Arbeitskraftenachfrage, insbesondere nach ungelernten
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, Gber legale Kanale bieten. Dies ware ein Schritt zur Vereinfachung und
Erweiterung der Moglichkeiten fir eine legale Migration, wodurch gleichzeitig die Nachfrage nach irrequléren
Arbeitskraften verringert wiirde.

Mit Ausnahme spezieller Personengruppen, wie beispielsweise Asylbewerberinnen und Asylbewerber, entschei-
den die Mitgliedstaaten jeweils darlber, wer einreisen darf und wer nicht. Ist eine Person jedoch erst einmal in
ein Land eingereist, hat sie Anspruch auf eine Reihe von Grundrechten, die allen Menschen gewahrt werden,
unabhéngig von ihrem Aufenthaltsstatus. Wie in diesem Bericht aufgezeigt wird, sind beim Zugang zu Grund-
rechten, wie etwa Bildung oder medizinische Versorgung, fir Migrantinnen und Migranten in einer irreqularen
Situation erhebliche Unterschiede zwischen den einzelnen EU-Mitgliedstaaten in Recht und Praxis festzustellen.

Die Agentur der Europdischen Union fir Grundrechte (FRA) hat eine vergleichende Untersuchung zur Lage der
Grundrechte von Migrantinnen und Migranten in einer irreguléren Situation durchgefiihrt. Dabei wurden die
verfligbare Fachliteratur und Rechtsquellen beriicksichtigt und eine Reihe von Frageb6gen an nationale und
lokale Behorden sowie Vertreterinnen und Vertreter der Zivilgesellschaft versandt. Zudem fanden qualitative
Interviews mit Migrantinnen und Migranten in einer irregularen Situation und Personen, die mit ihnen arbeiten,
statt. Basierend auf den Ergebnissen dieser Untersuchungen gibt der Bericht Empfehlungen zur Einbeziehung der
Grundrechte in Politiken, Rechtsvorschriften und Verwaltungsablaufe, die Migrantinnen und Migranten in einer
irreguldren Situation betreffen.

Der vorliegende Bericht wurde im November 2011 auf der Grundrechtekonferenz vorgestellt, die von der FRA in
Zusammenarbeit mit dem polnischen EU-Ratsvorsitz ausgerichtet wurde.

Morten Kjaerum
Direktor
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Zusammenfassung

Internationale Menschenrechtsinstrumente sowie die
Europédische Menschenrechtskonvention (EMRK) ver-
ankern allgemein anzuwendende Rechte und legen
dar, wie diese durchzusetzen sind. Sofern Personen
nicht ausdricklich von ihrem Geltungsbereich ausge-
schlossen sind, gelten diese Rechte und Freiheiten fiir
alle Personen unter der Hoheitsgewalt der Vertrags-
staaten, auch fir Migranten' in einer irrequldren Situa-
tion. Die Tatsache, dass Migranten in einer irrequldren
Situation die Einreise-, Aufenthalts- oder Niederlas-
sungsbedingungen in der Europaischen Union nicht
erfillen, darf nicht dazu fihren, dass diesen Migranten
bestimmte, fur alle Menschen geltende, Grundrechte
vorenthalten werden.

Das EU-Recht wird nach den fir die EU-Mitgliedstaaten
verbindlichen Menschenrechtsnormen ausgelegt, wie
Verweise des Gerichtshofes der Europaischen Union
(EuGH) auf die EMRK, die Europdische Sozialcharta
(ESQ), den internationalen Pakt Giber birgerliche und
politische Rechte (International Covenant on Civil and
Political Rights, ICCPR) und Konventionen der Interna-
tionalen Arbeitsorganisation (IAQ) belegen.

Das EU-Recht ist gemal der Charta der Grundrechte
der Europaischen Union umzusetzen und anzuwenden.
In allen Bereichen, die nicht vom EU-Recht abgedeckt
sind, werden die Grundrechte weiterhin auf nationa-
ler Ebene gewahrleistet. Anders als fir Migranten in
einer reguldren Situation enthalt das Primarrecht der
EU keine expliziten Schutzklauseln fir die Rechte von
Personen, die Maldnahmen zur Kontrolle der illegalen
Einwanderung und des Menschenhandels unterliegen.
Allerdings legt beispielsweise der Vertrag iiber die
Arbeitsweise der Europaischen Union (Treaty on the
Functioning of the European Union, TFEU) MalRnahmen
zum Sozial- und Gesundheitsschutz fest, die nicht aus-
driicklich auf Staatsangehérige oder sich rechtmaRig
im Land aufhaltende Drittstaatsangehdérige beschrankt
sind. Zudem sind die Rechte von Migranten in einer
irreguldren Situation im Sekunddarrecht der EU je nach
Themenbereich in unterschiedlichem Umfang darge-
legt. Fiir Personen in Ruckfihrungsverfahren oder
nicht abgeschobene Personen enthalt die EU-Riick-
fuhrungsrichtlinie (2008/115/EG) Mindeststandards
hinsichtlich bestimmter Grundrechte.

1 Im Interesse einer besseren Lesbarkeit wird in diesem Bericht
auf die durchgehende Nennung der ménnlichen und weiblichen
Form verzichtet, obwohl selbstverstandlich beide Geschlechter
gemeint sind.

Migranten in einer irreguldren Situation in der EU
kénnen grob in zwei Gruppen eingeteilt werden. Die
erste Gruppe umfasst versteckt lebende Personen. Ihr
Aufenthalt ist der Polizei und den Einwanderungsbe-
hérden nicht bekannt. Nach Schatzungen des von der
Europaischen Union finanzierten Projekts Clandestino
hielten sich im Jahr 2008 zwischen 1,9 und 3,8 Millio-
nen Migranten in einer irregularen Situation in der EU
auf. Die zweite Gruppe setzt sich aus Drittstaatsange-
horigen zusammen, deren Aufenthalt im Hoheitsge-
biet den Einwanderungsbehérden bekannt ist, die aber
aus unterschiedlichen Griinden in Zusammenhang mit
rechtlichen oder humanitéren Uberlequngen, prakti-
schen Hindernissen oder politischen Entscheidungen
nicht abgeschoben werden. In diesen Fallen liegt es
im Ermessen der nationalen Behorden, eine Ruckfih-
rungsentscheidung auszusetzen, nicht auszustellen
oder einfach nicht durchzusetzen, ohne jedoch einen
Aufenthaltstitel zu gewdhren. Obwohl keine zuverlas-
sigen Schatzungen vorliegen, wird von einer betracht-
lichen Zahl von Personen ausgegangen, die nicht abge-
schoben werden, aber iblicherweise keinen regularen
Aufenthaltsstatus besitzen.

Die EU-Ruckfihrungsrichtlinie enthalt nur wenige
Angaben zu den Grundrechtsgarantien fir nicht abge-
schobene Personen (Artikel 14), und es ist kein Mecha-
nismus vorgesehen, um den rechtlichen Schwebezu-
stand zu beenden, der durch eine lIdnger andauernde
Nichtrickfihrbarkeit entsteht. Die EU-Mitgliedstaaten
haben in Zusammenhang mit nicht riickgefihrten Per-
sonen unterschiedliche Lésungen gewahlt, die von der
Gewshrung (befristeter) Aufenthaltstitel Gber eine
offizielle oder faktische Duldung ihres Aufenthalts bis
zu Fallen reichen, in denen Gberhaupt nicht bestatigt
wird, dass sie nicht abgeschoben wurden. In den meis-
ten Fallen hangt der Aufenthaltstitel, sofern er gewahrt
wird, von den Grinden fir die Nichtabschiebung des
Drittstaatsangehorigen ab und unterliegt in den einzel-
nen EU-Mitgliedstaaten unterschiedlichen Bedingun-
gen. Diese Bedingungen sind im Zusammenhang mit
Grundrechtsfragen bedeutsam, da fir den Zugang zu
Rechten haufig der rechtliche Aufenthaltsstatus ent-
scheidend ist.

Zwar haben die Staaten ein Recht auf Kontrolle
der Einwanderung, doch haben bestimmte Durch-
setzungsmalRnahmen wie Meldepflichten, Datenaus-
tausch oder die Festnahme von Migranten in einer
irreguldren Situation vor Schulen negative und haufig
unverhaltnismaRig starke Auswirkungen auf die tat-
sdchliche Ausiibung ihrer Grundrechte. Wird bei Kont-
rollen am Arbeitsplatz auch der aufenthaltsrechtliche



Status kontrolliert, fihrt dies zu einer Situation, in der
Ausbeutung und Missbrauch von Arbeitskraften nur
schwer zu ermitteln sind, da Migranten in einer irre-
guldren Situation dann nicht wagen, entsprechende
Bedingungen zu melden oder zu bestatigen. Haufig
wird durch solche DurchsetzungsmafRnahmen eine
Atmosphare der Angst geschaffen, die Migranten in
einer irreqguldren Situation davon abhalt, ihre Grund-
rechte einzufordern oder, wenn diese verletzt werden,
den Rechtsweg zu beschreiten. In EU-Mitgliedstaaten,
in denen die unerlaubte Einreise oder der unerlaubte
Aufenthalt eine Straftat darstellen, konnen 6ffentliche
Einrichtungen verpflichtet sein, Migranten in einer irre-
guldren Situation zu melden. Sowohl unter Behérden
als auch unter Migranten herrscht haufig Unsicherheit.
Dies hindert Migranten in einer irreguldren Situation
daran, Unterstitzung zu suchen.

Wanderarbeitnehmer in einer irregularen Situation sind
auf dem Arbeitsmarkt einem hohen Risiko von Aus-
beutung ausgesetzt. Obwohl die Arbeitnehmerrechte
von Migranten in einer irrequldren Situation in den
Menschenrechts- und Arbeitsrechtsinstrumenten auf
internationaler Ebene und teilweise durch die Richtli-
nie Gber Sanktionen gegen Arbeitgeber auf EU-Ebene
anerkannt sind, lassen nicht alle EU-Mitgliedstaaten
das Recht auf Einforderung ausstehenden Lohns oder
Entschadigung bei Arbeitsunfillen gelten. Was jedoch
den Erhalt ausstehenden Lohns betrifft, sollten die
verbleibenden Liicken angesichts der Frist zur Umset-
zung der Richtlinie Gber Sanktionen gegen Arbeitge-
ber bis zum 20. Juli 2011 geschlossen worden sein.
Durch praktische Hindernisse wie den Nachweis eines
Arbeitsverhaltnisses, dessen Dauer oder der Identitat
des Arbeitgebers gestaltet sich die Inanspruchnahme
dieser Rechte jedoch schwierig. Migranten vermeiden
es haufig, gerichtlichen Rechtsschutz in Anspruch zu
nehmen, wenn sie eine persénliche Beziehung zum
Arbeitgeber haben, da sie es als unangemessen erach-
ten oder Angst vor Repressalien haben. Haufig wech-
seln sie in solchen Fallen den Arbeitgeber und Diskri-
minierung oder Ubergriffe werden nicht gemeldet.
Angst vor Entdeckung, geringe Kenntnisse der eigenen
Rechte und eine niedrige bzw. keine Aufenthaltssicher-
heit sind zusatzliche Faktoren, die die Abhdngigkeit
von Arbeitgebern verstdrken und die Anrufung von
Gerichten erschweren.

Die Unterstltzung und Firsprache durch Gewerkschaf-
ten und Nichtregierungsorganisationen (NRO) ist von
wesentlicher Bedeutung, um bei arbeitsrechtlichen
Auseinandersetzungen Gerechtigkeit zu erlangen.
Obwohl Gewerkschaften unterschiedliche Positionen
zu Migranten in einer irreguldren Situation vertreten
und Migranten haufig in Wirtschaftszweigen tétig sind,
in denen Gewerkschaften schwacher vertreten sind,
werden Migranten zunehmend in Gewerkschafts-
tatigkeiten eingebunden.

Die Grundrechte von Migranten in einer irreguldren Situation in der Europdischen Union

Die Wohnsituation von Migranten in einer irreguldren
Situation ist haufig prekar und unsicher. Migranten
verlassen sich bei der Suche nach einer Unterkunft
haufig auf ihre Familien, Freunde und andere Perso-
nen in ihrem sozialen Umfeld. Dabei handelt es sich in
der Regel um nur kurzfristig zur Verfligung stehende
Unterkiinfte, die sich haufig in Gberfillten, unsicheren
Wohnungen befinden, denen manchmal grundlegende
Ausstattungen wie flieRendes Wasser, Strom oder Hei-
zung fehlen. Nach EU-Recht (Richtlinie zur Definition
der Beihilfe zur unerlaubten Ein- und Durchreise und
zum unerlaubten Aufenthalt) kann Unterstiitzung fir
Migranten in einer irregularen Situation als Beihilfe zu
einem unerlaubten Aufenthalt bestraft werden und
wird somit erschwert - obwohl diese Richtlinie in Ein-
klang mit der Charta der Grundrechte der Europdischen
Union umzusetzen ist. Die Registrierung bei den loka-
len Behorden, die Pflicht zur Meldung von Auslandern
bei der Polizei oder erforderliche Ausweisdokumente
sind Hindernisse, die den Zugang zu Wohnraum in der
Praxis zusatzlich beeintréchtigen. Diese Ungeschitzt-
heit der Migranten wird haufig ausgenutzt, indem
manchmal selbst fir mangelhaften Wohnraum hohe
Mieten verlangt werden. Obdachlosenunterkinfte
sind in der Regel der letzte Ausweg und aufgrund von
Meldepflichten, der Notwendigkeit einer Aufenthalts-
erlaubnis oder Einkommensquelle, von Zugangsbe-
schrankungen und/oder begrenzter Verfiigbarkeit von
Platzen nur eine kurzfristige Option.

Die Aussetzung einer Abschiebung fihrt nicht zwin-
gend zur Gewdhrung von Wohnraum oder anderen
Formen von Sozialhilfeleistungen. In einigen EU-
Mitgliedstaaten konnen nicht abgeschobene Perso-
nen Zugang zu 6ffentlichen Aufnahmezentren haben,
verfligen aber Gber keinen Anspruch auf einen Auf-
enthaltstitel. In anderen Landern ist die Situation
umgekehrt bzw. wird nicht abgeschobenen Personen
weder ein Aufenthaltstitel erteilt noch Wohnraum
bereitgestellt. Gleiches gilt fur Sozialhilfeleistungen,
die in manchen Landern gewahrt werden, in anderen
aber nicht, oder auf Bewohner von Aufnahmezentren
begrenzt sind. Dies ist besonders problematisch, da
Personen, deren Abschiebung nicht vollzogen werden
kann - auch in Fallen, in denen dies nicht ihnen anzu-
lasten ist -, haufig vom regularen Arbeitsmarkt aus-
geschlossen sind und uber keine Einkommensquelle
verfiigen. Wenn weder Leistungserbringer noch die
betroffenen Migranten selbst Kenntnisse tber die
gesetzlich vorgesehenen Rechte von nicht abgescho-
benen Migranten haben, gestaltet sich der Zugang zu
grundlegenden Sozialhilfeleistungen fir nicht abge-
schobene Personen schwierig.



Das Grundrecht auf medizinische Versorgung fir
Migranten in einer irrequldren Situation ist in den
EU-Mitgliedstaaten unterschiedlich geschitzt. Die
Anspriiche auf medizinische Versorgung reichen von
einer Beschrankung auf eine kostenpflichtige Notfall-
versorgung bis zum Zugang zum Gesundheitssystem
mit Anspruch auf eine umfassende medizinische Ver-
sorgung auf gleicher Ebene wie Staatsangehdérige.
Wenn diese Rechte nicht durchgesetzt werden kon-
nen, so sind hierfir haufig auftauchende Hindernisse
verantwortlich, unter anderem Unkenntnis von Rechts-
ansprichen aufseiten der Migranten und Gesund-
heitsdienstleister sowie Datenaustausch zwischen
Leistungserbringern und Einwanderungsbehdérden.

Die Situation von nicht abgeschobenen Personen istim
Allgemeinen besser, wenn auch grof3e Unterschiede
hinsichtlich des Umfangs und der Méglichkeiten einer
Kostendeckung fir eine medizinische Behandlung
bestehen. Das Recht auf Schwangerschaftsbetreu-
ung und medizinische Versorgung von Kindern ist
uneinheitlich geregelt und unterliegt unterschiedli-
chen Bedingungen. Die Rechtslage ist haufig unklar,
was zu Unsicherheit beim medizinischen Personal
und zu unterschiedlichen Reaktionen, je nach dessen
Ermessen, fuhrt.

Das Recht auf Bildung fir Kinder in einer irregularen
Situation ist in zahlreichen Landern nach wie vor nicht
geregelt. In finf EU-Mitgliedstaaten hat lediglich ein
Teil der Kinder in einer irregularen Situation Anspruch
auf kostenlosen Zugang zu staatlichen Schulen. In
der Praxis sind Schulverwaltungen, Lehrer, Eltern und
Nichtregierungsorganisationen sowie nationale und
kommunale Behorden nach wie vor unsicher, ob und
in welchem Umfang dieses Recht fir Kinder in einer
irreguléren Situation anzuwenden ist. Weiterhin fiihren
Dokumentationspflichten fir die Anmeldung oder den
Erhalt von Zeugnissen, Meldepflichten, Vollzugsprak-
tiken und die Zuweisung von finanziellen Mitteln fir
Schulen auf Grundlage der offiziellen Einwohnerzahl
anstatt der tatsachlichen Bevolkerungszahl dazu, dass
das Recht auf Bildung Gefahr lauft ausgehéhlt zu wer-
den. Je hoher das Bildungsniveau und je alter das Kind,
desto starker ist der Zugang in der Regel beschrankt.

Zusammenfassung

Zugang zur Bildung fir nicht abgeschobene Personen
ist generell weniger umstritten, auch wenn sich der
Umfang und die Voraussetzungen in den einzelnen EU-
Mitgliedstaaten unterscheiden und haufig die gleichen
praktischen Hindernisse wie bei unentdeckten Migran-
ten in einer irrequldren Situation auftreten. Humani-
tare Ansdtze und blrgerschaftliches Engagement von
Schulleitern, Nichtregierungsorganisationen, Elternver-
einigungen oder Datenschutzaktivisten tragen dazu
bei, den Zugang zu Schulen fir Kinder in einer irrequ-
laren Aufenthaltssituation zu ermdoglichen.

Im Zusammenhang mit irrequldrer Migration in der EU
spielt auch die Familiendimension eine wichtige Rolle.
Zu den Faktoren, die Familienangehérige haufig dazu
veranlassen, eine Zusammenfihrung aufBerhalb des
Rechtsrahmens zu suchen, zéhlen eine enge Defini-
tion von ,Familie”; erforderliche Ressourcen fir die
Beantragung einer Zusammenfiihrung; Anforderungen
an den Zusammenfihrenden, feste und regelméRige
Einkinfte oder die Erfullung von Wohnraumanforde-
rungen nachzuweisen; sowie das Unvermdgen, die
Anforderungen an eine Familienzusammenfihrung
vom Ausland aus zu erfillen. Wenn Migranten einer
Rickkehrentscheidung und/oder der geforderten
Beantragung der Zusammenfihrung vom Ausland
aus entsprechen, kann dies zudem die Behorden dazu
veranlassen, die aktive familiare Bindung der in unter-
schiedlichen Staaten lebenden Familienangehdérigen
in Frage zu stellen, und somit die Méglichkeit einer
Familienzusammenfihrung untergraben.

Personen in einer irreqularen Situation, die Familienan-
gehorige mit rechtmafligem Aufenthalt im jeweiligen
Land haben, konnen ihren Aufenthalt in den einzel-
nen EU-Mitgliedstaaten zu einem unterschiedlichen
Grad legalisieren, indem ihnen beispielsweise eine
befristete Aufenthaltserlaubnis ausgestellt oder ihre
Abschiebung ausgesetzt wird. Daher bestehen wei-
terhin grof3e Unsicherheiten iber die Méglichkeiten
eines rechtmalligen Aufenthaltsstatus. Pauschale
Beschrdankungen beim Zugang zu EheschlieBungen
aus Grinden eines nicht rechtmé&Bigen Aufenthalts
sind problematisch und unverhaltnismaRig, in einigen
EU-Mitgliedstaaten jedoch noch vorhanden.






Gutachten

Die Agentur der Europdischen Union fir Grundrechte
(FRA) hat auf Grundlage der Ergebnisse dieses Berichts
und einer vergleichenden Analyse die folgenden Gut-
achten formuliert.

Migranten in Rickfihrungsverfahren,
die nicht abgeschoben werden

Weder in der Rickfihrungsrichtlinie noch in anderen
politischen Dokumenten der EU ist ein Mechanismus
vorgesehen, um den rechtlichen Schwebezustand zu
beenden, der durch einen langeren Zeitraum einer
Nichtrickfihrbarkeit entsteht. Die in der Rickfiihrungs-
richtlinie (Artikel 14 Absatz 1) enthaltenen Schutzbe-
stimmungen fir nicht abgeschobene Personen umfas-
sen nicht alle Rechte und sind nur anzuwenden, wenn
die Abschiebung offiziell aufgeschoben wird.

Die Organe der Europdischen Union (EU) und die Mit-
gliedstaaten sollten der Situation von Migranten in
einer irregularen Situation, fir die eine Rickfihrungs-
entscheidung getroffen worden ist, die aber nicht
abgeschoben werden, grél3ere Aufmerksamkeit wid-
men. Auf Ebene der Europdischen Union oder der Mit-
gliedstaaten sind Mechanismen einzufiihren, um eine
Situation zu vermeiden, in der nicht abgeschobene Per-
sonen Uber viele Jahre hinweg in einem rechtlichen
Schwebezustand leben.

Im Anschluss an die fiir 2014 geplante Bewertung der
Ruckfihrungsrichtlinie sollte die Europdische Kommis-
sion Anderungsvorschlige zur Richtlinie vorlegen, um
sicherzustellen, dass die Grundrechte von nicht abge-
schobenen Personen gewahrt werden.

Die EU-Mitgliedstaaten sollten eine Bestdtigung Uber
den Aufschub der Abschiebung gemals den Anforde-
rungen der Rickfiihrungsrichtlinie ausstellen. Eine
solche Bestétigung ist ein wichtiges Instrument, um
nicht abgeschobenen Personen Schutz zu bieten und
ihnen Zugang zu ihren Rechten zu ermdéglichen. Auf
die gleiche Weise sollte auch verfahren werden, wenn
die Abschiebung lediglich de facto aufgeschoben wird.

Weitere Informationen finden sich in Kapitel 2.

Mal3nahmen zur Aufspijrun von
Personen und die damit verbundenen

Auswirkungen auf die Grundrechte

In Erwdgungsgrund 13 der Rickfihrungsrichtlinie wird
der Grundsatz der Verhaltnismafigkeit ausdricklich
anerkannt. Daher kann die Pflicht zur Ausstellung von
Ruckfuhrungsentscheidungen fir Drittstaatsangeho-
rige, die sich irregular in einem Land aufhalten, gemaR
Artikel 6 der Ruckfihrungsrichtlinie nicht als Begrin-
dung fiir ibermaRige Kontrollen oder Uberpriifungen
herangezogen werden, die zur Folge haben, dass Mig-
ranten der Zugang zu Grundrechten erschwert wird.

Die EU-Mitgliedstaaten werden daher aufgefordert,
bei der Planung und Bewertung von Vorgehenswei-
sen und Malsnahmen zur Aufspirung von Personen
die Auswirkungen auf die Grundrechte von Migranten
angemessen zu bertcksichtigen.

Um dies zu ermdglichen, ist die Erarbeitung von Leit-
linien fir Polizeibeamte in Erwdgung zu ziehen - ent-
weder in Form eines Handbuchs oder einer Liste, die
Informationen dartber enthélt, was zu tun und was
zu unterlassen ist. Ein solches Instrument sollte insbe-
sondere Festnahmen in oder in der Néhe von Schulen,
medizinischen Einrichtungen, Beratungszentren,
Kirchen oder anderen Einrichtungen, die grundlegende
Leistungen fir Migranten anbieten, entgegenwirken.
Des Weiteren sollte es den Datenaustausch zwischen
derartigen Einrichtungen und den Einwanderungsbe-
hérden einddmmen, da dieser den Zugang von Migran-
ten zu ihren Grundrechten unverhéltnisméf3ig behin-
dern kann oder zu Bedenken in Bezug auf den Schutz
der Privatsphére und den Datenschutz fihren kann.

Weitere Informationen finden sich in Kapitel 3.

Maoglichkeit eines
Beschwerdeverfahrens geﬂen die
Arbeitgeber bei missbrauchlichen oder
ausbeuterischen Arbeitsbedingungen

Der Zugang zur Justiz stellt ein wesentliches Recht dar,
von dem die Durchsetzung aller Gbrigen Grundrechte
bei einer Verletzung dieser abhangt. Gewerkschaften,
Arbeitsaufsichtsbehorden, Organisationen der Zivil-
gesellschaft, nationale Menschenrechtseinrichtungen
und Gleichbehandlungsstellen spielen eine wichtige
Rolle dabei, die Instrumente der Justiz zugdnglicher zu
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machen. Praktische Hindernisse beim Zugang zur Justiz
sollten durch die folgenden Mal3nahmen der Mitglied-
staaten beseitigt werden:

Die Einfiihrung wirksamer Mechanismen auf Grundlage
der Richtlinie Gber Sanktionen gegen Arbeitgeber, um
Wanderarbeitnehmern in einer irreqguldren Situation zu
ermaglichen, Beschwerde bei missbrduchlichen Arbeits-
bedingungen gegen ihre Arbeitgeber einzulegen.

Sofern maéglich, ist zu gewéhrleisten, dass etwaige per-
sonenbezogene Daten, durch die die Identitdt oder der
Aufenthaltsort von Migranten offengelegt wird, nicht
an die Einwanderungsbehdérden Gbermittelt werden,
wenn Migranten Hilfe wegen missbréuchlicher Arbeits-
bedingungen suchen.

Gewerkschaften, Gleichbehandlungsstellen und Nicht-
regierungsorganisationen ist die erforderliche finanzi-
elle oder sonstige angemessene Unterstitzung bereit-
zustellen, sodass sie Migranten in einer irrequldren
Situation beim Zugang zur Justiz wirksam unterstitzen
kénnen - einschlief3lich des Zugangs zu verschiedenen
Formen von Schlichtungsverfahren.

Weitere Informationen finden sich in Kapitel 4.

Auswirkungen von Vorschriften, nach
denen die Beihilfe zu einem unerlaubten
Aufenthalt bestraft wird

Strafrechtliche MaRnahmen, die im Fall der Beihilfe
zu einem unerlaubten Aufenthalt auf Grundlage der
Richtlinie zur Definition der Beihilfe zur unerlaubten
Ein- und Durchreise und zum unerlaubten Aufenthalt
ergriffen werden, kénnen Personen und Organisati-
onen davon abhalten, Migranten in einer irreguldren
Situation Unterstiitzung zu bieten, und so den Zugang
zu Wohnraum auf dem privaten Markt verhindern.
Dadurch kénnten Migranten sich gezwungen sehen,
prekare und unsichere Unterkiinfte, manchmal unter
ausbeuterischen Bedingungen, zu akzeptieren.

Die Richtlinie zur Definition der Beihilfe zur unerlaub-
ten Ein- und Durchreise und zum unerlaubten Auf-
enthalt sollte iberarbeitet werden, wobei ein Verbot
der Bestrafung von humanitdren MalSnahmen in allen
EU-Mitgliedstaaten verpflichtend einzufiihren ist. Der
Wortlaut der Richtlinie sollte iberarbeitet werden,
sodass die Bestrafung von Personen, die Wohnraum
an Migranten in einer irreguldren Situation vermieten,
ausgeschlossen wird, sofern dies nicht ausschlie8lich
zur Verhinderung einer Abschiebung erfolgt.

Die Grundrechte von Migranten in einer irreguldren Situation in der Europdischen Union

Bis zur Umformulierung der Richtlinie sollten die EU-
Mitgliedstaaten zur Verringerung des Risikos einer
ausbeuterischen oder missbrduchlichen Situation die
Richtlinie in einer Weise anwenden, die die Mdglich-
keiten von Migranten in einer irrequldren Situation,
Wohnraum auf dem freien Markt zu mieten, nicht
einschrankt.

Weitere Informationen finden sich in Kapitel 5.

Wohnraum und Sozialhilfeleistungen
fur mittellose Migranten in
Ruckfihrungsverfahren

Die Rickfuhrungsrichtlinie enthalt keine Mindeststan-
dards in Bezug auf Wohnraum und Sozialhilfeleistun-
gen, aulRer moglicherweise in indirekter Weise fur
schutzbedirftige Personen.

Die derzeit in der Rickfihrungsrichtlinie enthalten
Schutzbestimmungen in Bezug auf Wohnraum und
Sozialhilfeleistungen fiir mittellose Migranten oder
Angehérige schutzbediirftiger Gruppen sollten gestarkt
werden, wobei die Pflicht zur Wahrung der Menschen-
wiirde gemal3 Artikel 1 der Charta der Grundrechte der
Europdischen Union und die bewdahrten Praktiken in
den EU-Mitgliedstaaten zu beriicksichtigen sind.

Weitere Informationen finden sich in Abschnitt 5.3.

Zugang zu medizinischer Versorgung

Das Grundrecht auf medizinische Versorgung fur
Migranten in einer irregularen Situation ist in den EU-
Mitgliedstaaten unterschiedlich geschiitzt. Die Angst,
aufgrund des tatsachlichen oder angenommenen
Datenaustausches zwischen den Gesundheitsdienst-
leistern und Einwanderungsbehérden entdeckt zu wer-
den, hat zur Folge, dass Migranten in einer irrequldren
Situation medizinische Versorgung erst in Anspruch
nehmen, wenn ein Notfall auftritt. Diese Verzégerun-
gen haben negative Folgen sowohl fir die Gesundheit
der einzelnen Personen als auch fiir die Gesellschaft
im Allgemeinen.

Migranten in einer irrequldren Situation sollten
zumindest gesetzlichen Anspruch auf eine notwen-
dige medizinische Versorgung haben. Dabei sollte die
Gesundheitsversorgung nicht auf eine Notfallversor-
gung beschrénkt sein, sondern auch andere Formen
grundlegender medizinischer Versorgung einschlief3en,
wie etwa die Méglichkeit, einen Arzt aufzusuchen oder
benétigte Medikamente zu erhalten. Fir Migranten in
einer irrequldren Situation sollten bei der Bezahlung
von Gebihren dieselben Regeln und Ausnahmen gel-
ten wie fir Staatsangehorige.



EU-Mitgliedstaaten sollten medizinische Versorgung und
Einwanderungspolitik voneinander trennen. Gesund-
heitsdienstleister bzw. Behérden im Gesundheitswesen
sollten nicht verpflichtet sein, Migranten in einer irre-
guldren Situation zu melden. Besteht keine Pflicht zur
Meldung, sollte dies klar kommuniziert werden.

Weitere Informationen finden sich in Kapitel 6.

Zugang zu Bildung

In den Rechtsvorschriften sollte explizit auf das Recht
auf Bildung von minderjéhrigen Migranten in einer irre-
guldren Situation hingewiesen und somit ihr Zugang zu
Bildung gesichert werden. Des Weiteren sollten die EU-
Mitgliedstaaten die folgenden Schritte zur Beseitigung
praktischer Hindernisse beim Zugang zur Primar- und
Sekundarschulbildung einleiten:

Anweisung an die Schulbehérden, keine Dokumente
fir die Schulanmeldung zu verlangen, die von Mig-
ranten in einer irrequldren Situation nicht vorgelegt
werden kénnen.

Verbot der Meldung von minderjahrigen Migranten in
einer irreguldren Situation an die Einwanderungsbe-
hérden sowie Verbot des Informationsaustausches mit
diesen Stellen.

Durchfiihrung von Informationskampagnen in Zusam-
menarbeit mit der Zivilgesellschaft, um bei Migranten
und Bildungsbehérden das Bewusstsein Gber das Recht
auf Bildung von Kindern in einer irregulédren Situation
zu starken.

Weitere Informationen finden sich in Kapitel 7.

Gutachten

Familienleben

Es gibt zahlreiche Grinde, aus denen Personen
ihren Familienangehorigen auf3erhalb der festge-
legten Verfahren nachreisen. Einreiseverbote kdn-
nen ein entsprechendes Hindernis darstellen oder
die Familienzusammenfihrung verzégern. Mal3nah-
men zur Bekdmpfung von Scheinehen sollten das
Recht auf EheschlieBung und Familiengrindung nicht
beeintrachtigen.

Es sind weitere Forschungsarbeiten durchzufihren,
um die Schliisselfaktoren (z. B. verfahrenstechnische,
technische oder ressourcenbedingte Hindernisse) einer
spontanen Familienzusammenfihrung auBerhalb der
festgelegten Verfahren zu ermitteln. Ein irregulérer
Aufenthaltsstatus ist einer jener Faktoren, die das
Risiko einer Grundrechtsverletzung erhéhen. Weiter-
fuhrende Forschungsarbeiten sollten auf den Ergebnis-
sen des vorliegenden Berichts beruhen.

Die FRA erachtet es fir wichtig zu beobachten, wie sich
ein EU-weites System zum Einreiseverbot auf das Recht
auf Familienzusammenfiihrung auswirkt. Eine erste
Bewertung sollte in den fiir 2014 geplanten Bericht
Uber die Durchfiihrung der Riickfiihrungsrichtlinie auf-
genommen werden. In diesem Bericht ist zudem zu
bewerten, ob der Konsultationsprozess zwischen dem
Mitgliedstaat, der eine Aufenthaltserlaubnis ausstellt,
und dem Mitgliedstaat, der das Einreiseverbot ver-
héngt hat, zu unnétigen Verzégerungen fihrt.

Malsnahmen zur Einwanderungskontrolle diirfen keine
unverhéltnisméfigen Beschrdnkungen des Rechts auf
EheschlieBung und Familiengriindung seitens der Mit-
gliedstaaten zur Folge haben, wie etwa pauschale
Verbote einer EheschlieSsung oder die Auferlegung
von Einschrédnkungen, die Gber eine Beurteilung des
tatsdchlichen Bestehens der Beziehung hinausgehen.

Weitere Informationen finden sich in Kapitel 8.
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Einleitung

Zielsetzung des Berichts

Die meisten Grundrechte gelten fir alle Personen,
ungeachtet ihres aufenthaltsrechtlichen Status. Den-
noch haben Migranten in einer irregularen Situation
haufig mit Schwierigkeiten bei der Wahrnehmung ihrer
Rechte zu kampfen. Dafir kann es eine Vielzahl von
Grinden geben, wie restriktive nationale Rechtsvor-
schriften, praktische oder birokratische Hindernisse
oder geringe Kenntnisse tber die Rechte.

Im Rahmen eines von der EU finanzierten Projekts wur-
den Mindest- und Hochstschatzwerte fir die Zahl der
Migranten in einer irrequldren Situation im Jahr 2008
ermittelt. Der Schatzwert fur die 27 EU-Mitgliedstaaten
insgesamt lag zwischen 1,9 und 3,8 Millionen Perso-
nen.2 Obwohl die Berechnung dieser weiten Band-
breite auf nur zum Teil empirisch fundierten Daten
beruht, wurden unglaubhaft hohe und niedrige Werte
ausgeschlossen. In Anhang 1 findet sich ein Uberblick
Uber die Schatzwerte nach Landern.

Die Gruppe der Migranten in einer irregularen Situa-
tion in der EU weist zudem eine wichtige Geschlech-
ter- und Familienkomponente auf. Geschlechter- und
Altersverhaltnisse unter Migranten in einer irregularen
Situation liefern einen groben Indikator: Im Jahr 2010
waren durchschnittlich 18 % der in den 27 EU-Mitglied-
staaten aufgegriffenen Migranten Frauen. Da die Ein-
wanderungsbehorden in der Regel bei Frauen weniger
hart durchgreifen, dirfte der tatsachliche Anteil sogar
hoher liegen. In den 25 EU-Mitgliedstaaten, fir die Zah-

2 Projekt Clandestino ,Undocumented Migration: Counting the
Uncountable. Data and Trends Across Europe”, Europdische
Kommission, GD Forschung und Innovation, Sechstes Rahmen-
programm, Wissenschaftliche Unterstitzung der Politik, weitere
Informationen sind abrufbar unter: http://clandestino.eliamep.
gr; http://irregular-migration.hwwi.net (samtliche Hyperlinks
wurden am 15. Oktober 2011 aufgerufen).

len vorliegen, handelte es sich bei 41 455 der insge-
samt festgenommenen Personen um Kinder3 - davon
16 250 unter 14 Jahren und 25 205 zwischen 14 und
17 Jahren.

Irregulare Migration dirfte auch weiterhin beste-
hen, da die Moglichkeiten fir eine legale Migration
begrenzt sind und irrequlare Migrationsstrome durch
Einwanderungskontrollen nicht vollstandig gestoppt
werden. Zahlreiche Migranten reisen mit einem Visum
ein, und ihr Aufenthaltsstatus wird erst zu einem spé-
teren Zeitpunkt irrequldr, manchmal in Folge kom-
plexer Verfahren oder willkirlicher Handlungen von
Einzelpersonen.4 Daher kann angenommen werden,
dass auch in den kommenden Jahren weiterhin eine
erhebliche Zahl von Migranten in einer irregularen
Situation in der EU leben wird.

Der Verwaltungsrat der FRA ersuchte vor diesem Hin-
tergrund die FRA in den Jahren 2009 und 2010 eine
Studie zur Situation von Migranten in einer irreqularen
Situation in der EU durchzufihren. Der vorliegende ver-
gleichende Bericht ist eines der wichtigsten Ergebnisse
dieses Projekts. In dieser Studie wird die Situation von
Migranten in einer irrequldren Situation unter grund-
rechtlichen Gesichtspunkten untersucht, unabhangig
von allgemeineren Uberlegungen in Zusammenhang
mit der Migrationssteuerung. Obwohl in den letzten
Jahren eine Reihe von Berichten von Nichtregierungs-
organisationen veréffentlicht wurde, deren Schwer-

3 Eurostat (2011), Enforcement of Immigration Legislation Statistics,
Daten vom 7. Juli 2011, sowie eigene Berechnungen.

4 Zur Veranschaulichung wird auf ein Beispiel in Griechenland
verwiesen; siehe FRA (2011), Vom Umgang mit einem dringli-
chen Grundrechtsproblem - die Situation von Personen, die die
griechische Landgrenze illegal iberschreiten, Wien, FRA, S. 43.

In diesem Fall weigerten sich die Arbeitgeber, die erforderli-
chen Sozialversicherungsbeitrége fir Migranten zu zahlen oder
konnten diese nicht entrichten, wodurch diese wiederum ihre
Aufenthaltserlaubnis nicht verlangern konnten.
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punkt auf den Grundrechten von Migranten in einer
irreguldren Situation in Europa lag,’ wird in dem vor-
liegenden Bericht erstmals eine Reihe von Rechten in
allen 27 EU-Mitgliedstaaten bericksichtigt.

Das Ziel dieses Berichts besteht darin festzustellen,
inwieweit die Grundrechte von Migranten in einer irre-
guldren Situation innerhalb der EU rechtlich geschitzt
sind. Zu diesem Zweck werden die einschldgigen
Rechtsvorschriften und MaRnahmen in den 27 EU-
Mitgliedstaaten untersucht. Dariiber hinaus werden
die praktischen Herausforderungen, die bei der Wahr-
nehmung der nach den nationalen Rechtsvorschriften
bestehenden Anspriiche zu Hindernissen fiihren kon-
nen, veranschaulicht.

Der Bericht konzentriert sich auf eine Auswahl von
birgerlichen, sozialen und wirtschaftlichen Rechten,
die in sechs Themenbereiche gruppiert werden kén-
nen. Zunachst wird untersucht, wie sich die Durchset-
zung des Einwanderungsrechts auf die Grundrechte
auswirkt. AnschlieRend werden die Arbeitnehmer-
rechte, der Zugang zu Wohnraum und Sozialhilfeleis-
tungen sowie zu medizinischer Versorgung und Bil-
dung beleuchtet. Das letzte Kapitel befasst sich mit
dem Familienleben. Die FRA wahlte diese Bereiche
aus, um jene Aspekte abzudecken, die fiir den Lebens-
alltag von Migranten als besonders wichtig erachtet
werden. Eine Untersuchung des geltenden internati-
onalen und europdischen Menschenrechtsrahmens
sowie der einschldgigen EU-Vorschriften bildet die
Grundlage fir die vergleichende Analyse der sechs
genannten Themenbereiche.

Vor dem Hintergrund des EU-Rechts unterscheidet
dieser Bericht allgemein zwischen Migranten, die sich
in einem Rickfihrungs- oder Ausweisungsverfah-
ren befinden, aber noch nicht abgeschoben wurden,
sowie zwischen unentdeckt in der EU lebenden Mig-
ranten. Migranten in einer irreguldren Situation, die
nicht abgeschoben werden, ist ein eigenes Kapitel
gewidmet. Das Unionsrecht sieht grundlegende Stan-
dards zum Umgang mit Personen vor, die zwar eine
Ruckfihrungsentscheidung erhalten haben, aber noch
nicht abgeschoben wurden, da ihnen eine Frist fir die
freiwillige Ausreise eingerdumt oder ihre Abschiebung
aufgeschoben wurde.

Die Politiken und Malinahmen der EU zur Bekamp-
fung von irreqularer Migration konzentrieren sich in

5 Siehe die verschiedenen Veréffentlichungen durch die
Platform for International Cooperation on Undocumented
Migrants (PICUM), abrufbar unter: www.picum.org/en/
publications/reports; Jesuit Refugee Service (JRS) (2010),
Living in Limbo: forced migrant destitution in Europe,
Brissel, JRS - Europe, abrufbar unter: www.jrseurope.org/
news_releases/ANDES%2oreport2010.htm; sowie die in
jungster Zeit durchgefihrten Forschungsarbeiten im Bereich des
Gesundheitswesens, auf die in Kapitel 6 verwiesen wird.

Die Grundrechte von Migranten in einer irreguldren Situation in der Europdischen Union

erster Linie auf unentdeckte Migranten. Diese Politiken
beeintrachtigen haufig, direkt oder indirekt, in wesent-
lichem Umfang die Rechte von Migranten in einer
irrequldren Situation. In einigen Fallen werden diese
Rechte ausdricklich durch das EU-Recht geschitzt,
beispielsweise beim Recht, ausstehende Lohne ein-
zufordern - festgehalten in der Richtlinie iber Sank-
tionen gegen Arbeitgeber. Zudem werden Migranten
in einer irrequléren Situation nicht von MaRnahmen
ausgeschlossen, die von der EU in anderen Bereichen
ergriffen werden, wie z. B. in Bezug auf die o6ffent-
liche Gesundheit oder die Gesundheit und Sicherheit
der Arbeitnehmer.

Wieweit die Rechte unentdeckter Migranten vom Uni-
onsrecht abgedeckt werden, hdngt von den jeweiligen
Zustandigkeiten der EU entsprechend vom untersuch-
ten Themenbereich ab. Wo der Bericht auf die Grund-
rechte-Charta der EU verweist, ist zu berlcksichtigen,
dass sich diese Referenzen nur auf jene Aspekte bezie-
hen, die tatsachlich vom Unionsrecht abgedeckt wer-
den. In allen Gbrigen Fallen werden die Grundrechte
weiterhin auf nationaler Ebene durch nationale Ver-
fassungsordnungen sowie die anwendbaren internati-
onalen Menschenrechtsgesetze und arbeitsrechtlichen
Vorschriften gewshrleistet.

Definition von Migranten in
einer irreqularen Situation

Im Allgemeinen wird in diesem Bericht der Begriff
,Migranten in einer irreguldren Situation” als Syno-
nym fir den Begriff ,illegal [...] aufhaltige Dritt-
staatsangehorige” in Artikel 3 der Rickfihrungs-
richtlinie verwendet:¢

w[l]llegaler Aufenthalt’: die Anwesenheit von
Drittstaatsangehdérigen, die nicht oder nicht mehr die
Einreisevoraussetzungen nach Artikel 5 des Schengener

Grenzkodex oder andere Voraussetzungen fir die Einreise

in einen Mitgliedstaat oder den dortigen Aufenthalt
erfillen, im Hoheitsgebiet dieses Mitgliedstaats;[...]”

Dieser Bericht befasst sich nicht mit EU-Birgern, son-
dern ausschlief3lich mit Drittstaatsangehorigen. Die fol-
genden Gruppen werden im Sinne dieses Berichts nicht
als Migranten in einer irregularen Situation betrachtet:
Asylsuchende und Personen, denen Flichtlingsstatus
oder subsididrer Schutz gewahrt wurde, sowie Per-
sonen, die unter Verletzung ihres Visums oder ihrer
Aufenthaltserlaubnis einer Tatigkeit nachgehen. Diese

6  Richtlinie 2008/115/EG des Europaischen Parlaments und des
Rates vom 16. Dezember 2008 iber gemeinsame Normen
und Verfahren in den Mitgliedstaaten zur Rickfihrung illegal
aufhdltiger Drittstaatsangehdriger, Amtsblatt 2008 L 348/98.


http://www.picum.org/en/publications/reports
http://www.jrseurope.org/news_releases/ANDES report2010.htm
http://www.jrseurope.org/news_releases/ANDES report2010.htm

Personen werden nicht beriicksichtigt, da sie (noch) zum
Aufenthalt in einem EU-Mitgliedstaat berechtigt sind.
Des Weiteren werden Personen, die mit gefdlschten
Papieren aufhéltig sind, in diesem Bericht nicht bertick-
sichtigt, da sie in der Praxis wie Personen, die Gber eine
Aufenthaltserlaubnis verfiigen, behandelt werden -
zumindest bis sie entdeckt werden. Erst ab diesem Zeit-
punkt wirden sie Gegenstand dieses Berichts bilden.

Der Bericht unterscheidet zwischen zwei groRen
Untergruppen von Migranten in einer irreqguléren
Situation: Die erste Gruppe umfasst Migranten ohne
ein Aufenthaltsrecht, die unentdeckt leben. Zu der
zweiten Gruppe zdhlen Migranten in einer irrequldren
Situation, deren Aufenthalt den Einwanderungsbe-
hoérden bekannt ist, da ihnen eine Ausweisungs- oder
Ruckfihrungsentscheidung ausgestellt worden ist, die
jedoch nicht vollzogen wurde - in der Regel aus huma-
nitdren oder praktischen Grinden. In Fallen, in denen
den betreffenden Personen keine Aufenthaltserlaub-
nis gewahrt wird, verbleiben diese mit keiner oder
nur geringer Anerkennung ihres Aufenthaltsrechts im
Land. Diese zweite Gruppe wird als ,nicht abgescho-
bene Personen” bezeichnet.

Wahrend der vorliegende Bericht einen allgemeinen
Uberblick Gber die Rechte von Migranten in einer irrequ-
Iaren Situation bietet, konzentrieren sich einige Teile der
Untersuchung - insbesondere der Abschnitt zu ange-
messenen Lebensbedingungen - vorrangig auf Migran-
tenin einer irreqularen Situation, die nicht abgeschoben
werden. Eine systematische Erfassung der Rechte von
nicht abgeschobenen Personen in den 27 EU-Mitglied-
staaten war im Rahmen dieses Berichts nicht moglich,
da ihre Rechtslage von der Art des gewdhrten Auf-
enthaltstitels abhangt. Haufig unterscheidet sich ihre
Rechtslage jedoch nicht von der Situation von unent-
deckten Migranten in einer irrequldren Situation.

Kein Gegenstand dieser Studie sind dementsprechend
auch bestimmte schutzbedirftige Gruppen von Dritt-
staatsangehorigen, die einen besonderen Schutz nach
EU-Vorschriften und internationalem Recht geniefRen,
wie beispielsweise Opfer von Menschenhandel oder
unbegleitete Minderjahrige.’

SchlieBlich werden die in diesem Bericht behandelten
Themen hauptsdchlich aus Sicht von Migranten ana-
lysiert, die sich Gber einen ldngeren Zeitraum hinweg
in einer irrequldren Situation befinden. Beispielsweise
kéonnen Migranten, die sich in einem freiwilligen
Ruckfuhrungsverfahren befinden (da ihnen ein kurzer

7  Siehe diesbezuglich FRA (2009), Kinderhandel in der
Europdischen Union - Herausforderungen, Perspektiven und
bewshrte Verfahren, Luxemburg, Amt fur Veréffentlichungen der
Europdischen Union; und FRA (2010), Separated, asylum-seeking
children in European Union Member States - comparative report,
Luxemburg, Amt fur Veroffentlichungen.

Einleitung

Zeitraum zur freiwilligen Ausreise eingerdumt wird,
bevor ihre Abschiebung zwangsweise durchgefiihrt
wird), mit bestimmten grundrechtlichen Herausforde-
rungen konfrontiert sein, die in diesem Bericht nicht
behandelt werden.

Methodik der Untersuchung

Dieser Bericht beruht auf einer Kombination aus
Sekundarforschung und der Erhebung von Primarda-
ten, die im Rahmen dieses Projekts durch Fragebdgen
und qualitative Interviews erfasst wurden. Die Unter-
suchung umfasste die folgenden drei Teile:

Analyse von vorhandenen Sekundarquellen, z. B. Stu-
dien des Européischen Migrationsnetzwerks (EMN)
und 6ffentlich zugangliche Ad-hoc-Anfragen;? zwi-
schen Anfang 2007 und Mitte 2011 monatlich und
vierteljghrlich veroffentlichte Newsletter der Platt-
form fur Internationale Kooperation zu Migranten
ohne legalen Status (Platform for International Coope-
ration on Undocumented Migrants, PICUM);° von der
FRA im Rahmen friherer Projekte erfasste Daten und
Informationen;™ sowie eine Analyse der einschldgigen
nationalen Rechtsvorschriften.

Drei Satze strukturierter Fragebégen, um in allen
EU-Mitgliedstaaten vergleichbare Informationen zu
erfassen, die in den vorhandenen Quellen nicht ver-
figbar waren - etwa Informationen zum Zugang zu
Grundrechten, zu Meldepflichten und zu anderen
Bereichen wie den Schatzwerten fir die Zahl der Mig-
ranten in einer irreguldren Situation. Die Fragebdgen
wurden an folgende Institutionen und Personengrup-
pen verteilt:

- Nationale Behdérden, die hauptsachlich Gber
die nationalen Kontaktstellen im Rahmen des
Europaischen Migrationsnetzwerks einbezogen
wurden. Insgesamt gingen Antworten aus 24 der
27 EU-Mitgliedstaaten ein.”

+ Lokale Behorden, die tUber die Netzwerke
Eurocities und CLIP™ einbezogen wurden, sowie

8  Siehe: http://emn.intrasoft-intl.com/Downloads/prepareShowFiles.
do?entryTitle=4.%20EMN%20Ad-Hoc%20Queries.

9 Die Newsletter von PICUM kénnen unter folgender Adresse
abgerufen werden: http://picum.org.

10 Die von der FRA im Jahr 2009 im Rahmen des Fralex-Netzwerks
im Zusammenhang mit dem Projekt zu den Rechten irreqular
aufhdltiger Migranten in freiwilligen und unfreiwilligen
Ruckfuhrungsverfahren auf Landerebene erhobenen
Informationen wurden systematisch analysiert. Zudem wurden
die Jahresberichte des Raxen-Netzwerks der FRA ausgewertet.

11 Alle Mitgliedstaaten mit Ausnahme von Luxemburg, Malta und
Rumaénien tbermittelten ausgefullte Fragbégen.

12 Eurocities, abrufbar unter: www.eurocities.eu/main.php;

CLIP steht fur European network of cities for local integration
policies for migrants, abrufbar unter: www.eurofound.europa.eu/
areas/populationandsociety/clip.htm.


http://emn.intrasoft-intl.com/Downloads/prepareShowFiles.do?entryTitle=4. EMN Ad-Hoc Queries
http://emn.intrasoft-intl.com/Downloads/prepareShowFiles.do?entryTitle=4. EMN Ad-Hoc Queries
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einzelne Beamte, die den am Projekt beteiligten
Sozialwissenschaftlern bekannt waren. Dieser
Fragebogen wurde jedoch nur dreizehnmal
beantwortet™ und konnte daher nur in beschranktem
Mal3e fir die Analyse verwendet werden.

- Organisationen der Zivilgesellschaft (mit einer zu-
satzlichen gekirzten Fassung, die speziell an die
Gewerkschaften verteilt wurde); der Fragebogen
wurde Gber PICUM an die Nichtregierungsorganisa-
tionen und Gber den Europdischen Gewerkschafts-
bund (EGB) an die nationalen Gewerkschaftsver-
badnde verteilt.4 Insgesamt gingen 133 Antworten
ein.s Zwar wurden bei dem Fragebogen fir die
Zivilgesellschaft insgesamt hohe Ricklaufquoten
erzielt, doch waren die Antworten ungleich auf die
EU-Mitgliedstaaten verteilt. Aufgrund der Art der
Erhebung, die im Wesentlichen aus Sachverstandi-
gengutachten bestand, wird aber die Validitat der
erfassten Informationen durch diese fehlende sta-
tistische Reprasentativitat nicht notwendigerwei-
se beeintrachtigt. Aufgrund der unterschiedlichen
fachlichen Kompetenz unter den Befragten, der
politischen Verzerrungen als Ergebnis der strittigen
Natur des Themas und der Abweichungen der ent-
sprechenden Praktiken innerhalb eines Landes soll-
ten die Antworten mit Vorsicht betrachtet werden.

Empirische Primarforschung zu zwei Themen (Haus-
arbeit und medizinische Versorgung) in zehn EU-
Mitgliedstaaten (Belgien, Deutschland, Frankreich,
Griechenland, Irland, Italien, Polen, Schweden, Spanien
und Ungarn). Die Ergebnisse dieser Forschungsarbei-
ten wurden in zwei gesonderten thematischen Berich-
ten veroffentlicht, auf die sich auch der vorliegende
Bericht gegebenenfalls stitzt.

Die erste Primarforschung umfasste 118 ausfihrliche
Interviews mit als Hausangestellten beschaftigten
Migranten in einer irregularen Situation sowie mit NRO
und Gewerkschaften, die mit diesen Personen arbeiten.

Die zweite Priméarforschung befasste sich mit dem
Zugang zu medizinischer Versorgung und beinhal-
tete 221 halbstrukturierte qualitative Interviews mit
Migranten in einer irregularen Situation, 6ffentlichen
Behorden sowie Vertretern der Zivilgesellschaft und
medizinischem Personal.

Wann immer mdéglich, wurden die Angaben in den Fra-
gebdgen mit anderen Quellen, insbesondere mit den
nationalen Rechtsvorschriften verglichen. Haufig gibt
es jedoch nur eine begrenzte Rechtsprechung fir eine

13 Lediglich 13 Antworten aus sieben Mitgliedstaaten gingen ein.

14 Der Fragebogen fur die Gewerkschaften behandelte ausschlief3-
lich die Themen Beschaftigung und Arbeitnehmerrechte.

15 Dies entspricht der Gesamtzahl giiltiger Antworten abziglich
unvollstandiger Antworten und doppelter Erfassungen.
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eindeutige Auslegung der entsprechenden rechtlichen
Bestimmungen fir Migranten in einer irregularen Situ-
ation. Es kénnen unterschiedliche Rechtsgutachten
vorliegen und die Praktiken kdnnen sich von einem Ort
zum anderen unterscheiden. Daher wurden in den Fra-
gebdgen nicht nur die nationalen Rechtsvorschriften
ermittelt; es wurde auch versucht, Informationen zur
Wahrnehmung dieser Rechte in der Praxis zu erfassen.
Die Befragung der lokalen Behérden und Vertreter der
Zivilgesellschaft diente zudem der Ermittlung wider-
sprichlicher Auslegungen der nationalen Politiken und
damit auch der der Feststellung, wie viel innerhalb der
beiden Interessengruppen ber die Rechte bekannt ist.
Es bleiben jedoch einige Informationsliicken, da nicht
aus allen EU-Mitgliedstaaten Antworten auf samtliche
Fragen eingingen.

Die Erhebung der Daten fir diese Studie wurde 2010
von einem vom Internationalen Zentrum fir Migra-
tionspolitikentwicklung (International Centre for
Migration Policy Development, ICMPD) geleiteten
Konsortium durchgefiihrt, bei dem das Zentrum fur
Europaische Politische Studien (Centre for European
Policy Studies, CEPS), die Hellenic Foundation for
European and Foreign Policy (Eliamep) und PICUM
mitwirkten. Erste Berichte erhielt die FRA von ICMPD
(Alina Cibea, Christina Hollomey, Albert Kraler),
CEPS (Sergio Carrera, Massimo Merlino), Eliamep
(Thanos Maroukis) und einzelnen Sachverstandi-
gen anderer Institutionen (Franck Divell, Dita Vogel,
Bastian Vollmer), die vom Konsortium unter Vertrag
genommen wurden. Diese Berichte wurden von der
FRA geprift und zusammengefihrt. Der Gberarbei-
tete Entwurf des vergleichenden Berichts wurde den
nationalen Kontaktstellen des Europadischen Migrati-
onsnetzwerks, ausgewahlten internationalen Organi-
sationen sowie den nationalen Verbindungsbeamten
der FRA innerhalb der entsprechenden Behérden in
den 27 EU-Mitgliedstaaten zur Stellungnahme iber-
mittelt. Stellungnahmen gingen vom Amt des Hohen
Kommissars der Vereinten Nationen fiir Menschen-
rechte, der Europdischen Kommission sowie von
17 Mitgliedstaaten, teilweise Uber die nationalen Kon-
taktstellen des Europadischen Migrationsnetzwerks
ein, durch dessen Mitwirkung der Bericht weiter in
seiner Genauigkeit verbessert wurde.



Rahmen der Grundrechte

Die Notwendigkeit, die Grundrechte von Migranten in
einer irrequldren Situation zu schiitzen, wurde wie-
derholt von verschiedenen internationalen und regio-
nalen Organisationen sowie nichtstaatlichen Akteu-
ren betont. Die Parlamentarische Versammlung des
Europarats (Parliamentary Assembly of the Council
of Europe, PACE) wies beispielsweise 2006 auf die
Gefdhrdung von Migranten in einer irreguléren Situ-
ation hin und betonte die Notwendigkeit, Migranten
in einer irreguldren Situation in Europa eine Reihe
von sozialen und politischen Mindestrechten sowie
von wirtschaftlichen und sozialen Rechten zu gewah-
ren.'® Am 14. Oktober 2010 kamen zwischenstaatliche
Organe zusammen, um einen Aufruf zur Verbesserung
des Schutzrahmens zu verfassen.”

Dieses Kapitel bietet in drei Abschnitten einen Uber-
blick iber das Rahmenwerk der Grund- und Menschen-
rechte, die fir Migranten in einer irreguldren Situation
gelten, wobei es sich auf jene Rechte konzentriert,
um die es in diesem Bericht geht. Im ersten Abschnitt
werden die wichtigsten Menschenrechtsinstrumente
der Vereinten Nationen (United Nations, UN) und der
Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) untersucht.
Der zweite Abschnitt widmet sich dem Rahmenwerk

16  Europarat, PACE (2006), EntschlieRung 1509 (2006), Human rights
of irregular migrants, 27. Juni 2006.

17 Zu den zwischenstaatlichen Organisationen zhlten die Welt-
bank, der Hohe Fliichtlingskommissar der Vereinten Nationen,
das Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen (UNICEF), die
Organisation der Vereinten Nationen fur Bildung, Wissenschaft
und Kultur (UNESCO), das Entwicklungsprogramm der Vereinten
Nationen und die IAO; Global Migration Group (GMG) (2010),
Statement of the Global Migration Group on the Human Rights of
Migrants in an Irreqular Situation, 30. September 2010, abrufbar
unter: www.ohchr.org/EN/NewsEvents/Pages/DisplayNews.
aspx?NewsID=10396&LangID=E. Die Stellungnahme wurde vom
Amt des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen fir Men-
schenrechte (OHCHR) wahrend des Vorsitzes der GMG initiiert.
Schutz und Férderung der Menschenrechte von Migranten in
einer irrequldren Situation ist eine Prioritdt des OHCHR,; siehe
OHCHR (2009), High Commissioner’s Strategic Management Plan
2010/201, Genf, OHCHR, insbesondere S. 31.

fur Menschenrechte, das innerhalb des Systems des
Europarats entwickelt wurde, also im Wesentlichen der
Europdischen Menschenrechtskonvention (EMRK) und
der Europaischen Sozialcharta (ESC). Der dritte Abschnitt
befasst sich mit dem Recht der Europdioschen Union.

1

Die

1. Internationale Menschen-

rechtsbestimmungen

internationalen Menschenrechtsbestim-

mungen umfassen die Allgemeine Erkldrung der
Menschenrechte,”® den Internationalen Pakt tber
birgerliche und politische Rechte (ICCPR)™ und den
Internationalen Pakt tber wirtschaftliche, soziale
und kulturelle Rechte (International Covenant on
Economic, Social and Cultural Rights, ICESCR).?° Das
Amt des Hohen Kommissars hat neun wesentliche
internationale Menschenrechtsvertrage festgelegt,
zu denen es teilweise Fakultativprotokolle gibt, die
sich mit spezifischen Problemen befassen.>” Eine
Reihe von Instrumenten, die im Rahmen der IAO
angenommen wurden, bieten internationale Normen
im Bereich des Arbeitsrechts.
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UN, Allgemeine Erklérung der Menschenrechte, Artikel 3,

10. Dezember 1948, 217 A (lll).

UN, ICCPR, 16. Dezember 1966.

UN, ICESCR, 16. Dezember 1966.

Die folgenden neun Konventionen bilden nach dem OHCHR die
wichtigsten Menschenrechtsinstrumente: Das Internationale
Ubereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassendis-
kriminierung (1965), der ICCPR (1966), der ICESCR (1966), das
Ubereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung
der Frau (CEDAW) (1979), das Ubereinkommen gegen Folter und
andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behand-
lung oder Strafe (1984), das Ubereinkommen iber die Rechte des
Kindes (1989), das Internationale Ubereinkommen zum Schutz
der Rechte aller Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienangeho-
rigen (1990), das Internationale Ubereinkommen zum Schutz aller
Personen vor dem Verschwindenlassen (2006), das Ubereinkom-
men Uber die Rechte von Menschen mit Behinderungen (2006);
Aufstellung abrufbar unter: www2.ohchr.org/english/law.
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Die internationalen Menschenrechte gelten fir alle
Menschen unabhdngig von ihrem aufenthaltsrechtli-
chen Status. Daher gelten die Menschenrechte grund-
satzlich auch fur alle Migranten in einer irregularen
Situation, sofern diese nicht ausdricklich von der
Anwendung einer Bestimmung ausgeschlossen sind.
Entsprechend gelten die Instrumente der IAO ohne
Unterschied fir alle Wanderarbeitnehmer.

Fir die EU-Mitgliedstaaten verbindliche Menschen-
rechtsnormen kénnen auch fir die Auslegung des EU-
Rechts von Bedeutung sein. So bezieht sich beispiels-

Die Grundrechte von Migranten in einer irreguldren Situation in der Europdischen Union

weise der EuGH auf die Europaische Sozialcharta,>> den
Internationalen Pakt Gber birgerliche und politische
Rechte? sowie die Ubereinkommen der 1A0,?4 was
eine Auslegung des EU-Rechts in der Praxis in Ein-
klang mit anerkannten internationalen Grundrechts-
normen belegt. Bei der Untersuchung der allgemeinen
Rechtsgrundsatze ,lasst sich der Gerichtshof von [...]
den Hinweisen leiten, die die volkerrechtlichen Ver-
trage Uber den Schutz der Menschenrechte geben, an
deren Abschluss die Mitgliedstaaten beteiligt waren
und denen sie beigetreten sind”.

Tabelle 1: Vertragsstaaten der wichtigsten Instrumente der Vereinten Nationen und der IAO, EU-27

- - -
EU-Mitgliedstaat % ?\% %
Belgien v 2 (v)
Bulgarien v v v
Danemark v v v
Deutschland v v v
Estland v v v
Finnland v v v
Frankreich v (») (v)
Griechenland v v v
Irland v v v
Italien v v v
Lettland v v v
Litauen v v v
Luxemburg v v v
Malta 2 (v) v
Niederlande v v v
Osterreich v (v) v
Polen v v v
Portugal v v v
Rumadnien v v v

- - -
= 2 3 % %
Z ] >
w

v v v v
v v v v
v v v v
v v v v
v v v v
v v v v
(v) v v v
v v v v
v v v v

v v v v v
v v v v
v v v v
v v v v
v v v v
v v v v
(») 2 v v
v v v v

v v v v v
v v v v

22 EuGH, Rechtssache C-149/77, Defrenne gegen Sabena (Nr. 3),
15. Juni 1978.

23 EuGH, Rechtssache C-374/87, Orkem gegen Kommission,

18. Oktober 1989; Rechtssache C-249/96, Grant gegen
South-West Trains Ltd., 17. Februar 1998.

24 EuGH, Rechtssache C-41/90, Hofner und Elser gegen Macrotron,
23. April 1991; Rechtssache C-158/91, Levy, 2. August 1993;
Rechtssache C-197/96, Kommission gegen Frankreich,

16. Januar 1997.

25 EuGH, Gutachten des Gerichtshofs vom 28. Marz 1996, Beitritt
der Gemeinschaft zur Européischen Konvention zum Schutze der
Menschenrechte und Grundfreiheiten, Gutachten 2/94, Slg. 1996.



-, - -,
EU-Mitgliedstaat % ?’:3, (\%:
Schweden v v v
Slowakei v v v
Slowenien v v v
Spanien v v v
Tschechische Republik v v v
Ungarn v v v
Vereinigtes Konigreich v (v) v
Zypern v v v

Rahmen der Grundrechte

3 % 3 32 % %
z 2z 2 2
2 v v v v
v v v v
v ~ v v v
v v v v
~ v v v
v v v v
v v v v
v v v v v

Anmerkungen: ICERD - Internationales Ubereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung;
ICCPR - Internationaler Pakt Gber birgerliche und politische Rechte; ICESCR - Internationaler Pakt iber
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte; CEDAW - Ubereinkommen zur Beseitigung jeder Form von
Diskriminierung der Frau; CAT - Ubereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche
oder erniedrigende Behandlung oder Strafe; KRK - Ubereinkommen (iber die Rechte des Kindes;
ICRMW - Internationales Ubereinkommen zum Schutz der Rechte aller Wanderarbeitnehmer und ihrer
Familienangehdérigen; IAO 87 - Ubereinkommen Nr. 87 der IAO (iber die Vereinigungsfreiheit und den Schutz
des Vereinigungsrechts; IAO 143 - Ubereinkommen Nr. 143 der IAO iiber Wanderarbeitnehmer.
Die (Klammern) weisen auf Vorbehalte und de-facto-Vorbehalte (Erklérungen) hin, die die Rechte von
Migranten in einer irrequldren Situation méglicherweise einschrénken.
Ein unterstrichenes Hakchen bedeutet, dass Individualbeschwerdeverfahren bestehen. In Zusammenhang mit
dem ICESCR sind bis zum heutigen Datum von den zehn erforderlichen Ratifizierungen des Zusatzprotokolls
nur drei eingegangen. Spanien ist der einzige EU-Mitgliedstaat, der das Protokoll ratifiziert hat. Weitere
acht EU-Mitgliedstaaten haben es unterzeichnet (Belgien, Finnland, Italien, Luxemburg, die Niederlande,
Portugal, die Slowakei und Slowenien). Fiir das Ubereinkommen (iber die Rechte des Kindes bestehen keine
Individualbeschwerdeverfahren. Diese sind fir die Ubereinkommen der IAO nicht vorgesehen.

Quelle: FRA, 2011

Es ist daher wichtig, einen Uberblick iiber den Stand
der Ratifizierung dieser Instrumente zu geben, die fir
den Schutz von Migranten in einer irreguldren Situ-
ation besonders von Bedeutung sind. Wie Tabelle 1
zu entnehmen ist, haben alle EU-Mitgliedstaaten
die wichtigsten Rechtsakte der Vereinten Nationen
unterzeichnet.?s Eine Ausnahme bildet das Internati-
onale Ubereinkommen zum Schutz der Rechte aller
Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienangehdérigen
(International Convention on the Protection of the
Rights of all Migrant Workers and Members of their
Families, ICRMW), dem kein Mitgliedstaat beigetreten
ist. Zwischen den einzelnen EU-Mitgliedstaaten gibt
es Unterschiede hinsichtlich der Ratifizierungen der in
diesem Bericht untersuchten Instrumente der IAQ.

In Artikel 2 der Allgemeinen Erklarung der Menschen-
rechte wird eindeutig festgelegt, dass jede Person
Anspruch auf die in der Erklarung verkiindeten Rechte
und Freiheiten hat ,ohne irgendeinen Unterschied,
etwa nach Rasse, Hautfarbe, Geschlecht, Sprache,
Religion, politischer oder sonstiger Uberzeugung, nati-
onaler oder sozialer Herkunft, Vermogen, Geburt oder

26 In den Tabellen 4, 6, 7 und 9 werden die Vorbehalte/Erkldrungen
in Zusammenhang mit den spezifischen Bestimmungen dieser
die Migranten in einer irreguléren Situation betreffenden Uber-
einkommen dargestellt.

sonstigem Stand” (Hervorhebung hinzugefiigt). Die
Allgemeine Erkldrung der Menschenrechte wird von
allen EU-Mitgliedstaaten anerkannt, ist jedoch kein
rechtsverbindlicher Vertrag.

Die beiden Pakte (ICCPR und ICESCR) wurden von
allen EU-Mitgliedstaaten ratifiziert und sind rechts-
verbindlich. Die Pakte gelten im Allgemeinen fir alle
Menschen, sofern nichts Anderslautendes festgelegt
wurde. Der ICCPR legt Rechte fest, die nur fir Staats-
birger gelten, wie das Wahlrecht in Artikel 25 sowie
Rechte, die nur fir sich rechtmalig aufhaltende Aus-
lander Anwendung finden.”” Im Gegensatz dazu trifft
der Text des ICESCR keine Unterscheidung auf Grund-
lage der Nationalitat oder des rechtlichen Status, und
die Rechte gelten fir alle.?® Die Auslegung des per-
sonlichen Geltungsbereichs der im Pakt genannten
sozialen Rechte (Sozialversicherung, soziale Dienste,
medizinische Versorgung und Gesundheitsschutz) hat
sich jedoch als widerspriichlich erwiesen. 1985 wurde

27 Wie das Recht, sich frei zu bewegen und seinen Wohnsitz frei zu
wahlen (Artikel 12), und die Beschrénkungen fur die Ausweisung
von Auslandern (Artikel 13). Weitere Einzelheiten finden sich hier:
UN-Menschenrechtsausschuss, CCPR General Comment No. 15:
The position of aliens under the Covenant, 11. April 1986.

28 Artikel 3 (2) des Pakts sieht die Moglichkeit von
Beschrankungen fir Auslénder vor, diese Bestimmung gilt
jedoch nur fur ,Entwicklungslander” und ist daher fir die EU-
Mitgliedstaaten nicht von Bedeutung.
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in der Erkldrung der Vereinten Nationen ber die Men-
schenrechte von Personen, die nicht Staatsangehérige
des Landes sind, in dem sie leben, der Geltungsbereich
von sozialen Rechten auf Migranten beschrankt, die
sich rechtmaBig im Hoheitsgebiet eines Staates auf-
halten. Der Fachausschuss fur wirtschaftliche, soziale
und kulturelle Rechte der Vereinten Nationen (Com-
mittee on Economic, Social and Cultural Rights, CESCR)
hat jedoch spater in drei Allgemeinen Bemerkungen
(General Comments) geregelt, dass Migranten in einer
irreguléren Situation ein Recht auf medizinische Ver-
sorgung haben.?® In Artikel 2 des Ubereinkommens
Uber die Rechte des Kindes (UN-Kinderrechtskonven-
tion, KRK) wird zudem bestatigt, dass das Recht auf
Bildung fir alle Personen im Schulalter gilt, die sich im
Hoheitsgebiet eines Staates aufhalten.°

Thematische Menschenrechtsvertrdge, die sich mit
spezifischen Gruppen oder Grundrechten befassen,
sind fir den Schutz von Migranten in einer irreguldren
Situation ebenfalls von Bedeutung. Zwar ist dies nicht
immer aus dem Wortlaut der Konventionen ersicht-
lich, doch lieferten die fiir die Uberwachung der
Umsetzung der verschiedenen Instrumente einge-
setzten unabhangigen Sachverstdandigenausschiisse
entsprechende Erlauterungen3

Im Internationalen Ubereinkommen zur Beseitigung
jeder Form von Rassendiskriminierung (/International
Convention on the Elimination of All Forms of Racial
Discrimination, ICERD)3> werden die Vertragsstaa-
ten aufgefordert, eine Politik zur Beseitigung rassis-
tisch motivierter Diskriminierung zu verfolgen. Das
ICERD erlaubt eine unterschiedliche Behandlung von
eigenen und fremden Staatsangehérigen” (Artikel 1
Absatz 2). Der Schutz vor Rassendiskriminierung gilt
jedoch auch fir fremde Staatsangehorige unabhangig
von ihrem Aufenthaltsstatus.3s

29 Siehe UN-Uberwachungsorgan zum ICESCR, CESCR (2000), Gene-
ral Comment No. 14: The right to the highest attainable standard
of health (Artikel 12), 11. August 2000, Absatz 34; CESCR (2008),
General Comment No. 19: The right to social security (Artikel 9),
4. Februar 2008, Absatz 37; CESCR (2009), General Comment
No. 20: Non-Discrimination in Economic, Social and Cultural
Rights (Artikel 2 (2)), 10. Juni 2009, in Zusammenhang mit der
Nichtdiskriminierung, nach dem in dem Pakt explizit ein Diskrimi-
nierungsverbot aufgrund der Nationalitat unabhdngig vom recht-
lichen Status und den Ausweisdokumenten ausgesprochen wird,
Absatz 30. Allgemeine Bemerkungen enthalten die Auslegung
der Menschenrechtsbestimmungen durch den Fachausschuss.

30 Siehe CESCR (1999), General Comment No. 13: The right to
education (Artikel 13), 8. Dezember 1999, Absatz 34.

31 Eine Aufstellung der wichtigsten internationalen Menschen-
rechtsinstrumente und deren Uberwachungsorgane findet sich
auf der Website des OHCHR unter: www2.ohchr.org/english/law.

32 Ein ausfiihrlicherer Uberblick Giber das ICERD findet sich in
Thornberry, P. (2005), ,,Confronting Racial Discrimination: A CERD
Perspective”, Human Rights Law Review, Band 5, Nr. 2, S. 239-69.

33 UN, Ausschuss fir die Beseitigung der Rassendiskriminierung
(CERD) (2004), General Comment No. 30: Discrimination against
non-citizens, 1. Oktober 2004, Absatz 7.
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Der Fachausschuss fur die Beseitigung jeder Diskri-
minierung von Frauen hat das Ubereinkommen zur
Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau
(Convention on the Elimination of All Forms of Discrimi-
nation against Women, CEDAW) als Einrdumung grund-
legender Menschenrechte fir Wanderarbeitnehmerin-
nen ohne giltige Aufenthaltspapiere, wie den Zugang
zu Rechtsbehelfen und zur Justiz sowie menschliche
Behandlung wahrend der Haft, ausgelegt.34

Auch die UN-Kinderrechtskonvention3s hat einen breiten
Geltungsbereich. Artikel 2 legt fest, dass die Bestim-
mungen fir alle Kinder in einem Vertragsstaat gelten:
,ohne jede Diskriminierung unabhangig von der Rasse,
der Hautfarbe, dem Geschlecht, der Sprache, der Reli-
gion, der politischen oder sonstigen Anschauung, der
nationalen, ethnischen oder sozialen Herkunft, des Ver-
mdgens, einer Behinderung, der Geburt oder des sons-
tigen Status des Kindes” (Hervorhebung hinzugefigt).
In der Allgemeinen Bemerkung Nr. 6 fihrte der UN-
Ausschuss fur die Rechte des Kindes weiter aus, dass
die in der Kinderrechtskonvention verankerten Rechte,
wenn nicht ausdricklich anders angegeben, fir alle Kin-
der unabhéngig von ihrem Aufenthaltsstatus gelten 3¢

Zwar wurde das Ubereinkommen zum Schutz der
Rechte aller Wanderarbeitnehmer und ihrer Famili-
enangehoérigen (ICRMW) bislang noch von keinem
EU-Mitgliedstaat ratifiziert;3” doch wird fur die meis-
ten dort genannten Rechte die Geltung der bereits im
Rahmen von ICCPR, ICESCR und den anderen von allen

34 UN, Ausschuss fir die Beseitigung der Diskriminierung der Frau
(2008), General Recommendation No. 26 on women migrant
workers, 5. Dezember 2008. Wahrend in Absatz 6 eine Reihe von
fur Wanderarbeitnehmerinnen im Allgemeinen geltenden Rechten
festgelegt wird, werden in Absatz 26 Punkt | die Zustandigkeiten
der aufnehmenden Staaten gegentber Wanderarbeitnehmerinnen
ohne giltige Aufenthaltspapiere aufgefihrt. Siehe auch Absatz 26
Buchstabe c Ziffer i zu den Rechtsbehelfen und Beschwerdeverfah-
ren zum Schutz vor Diskriminierung, Ausbeutung und Ubergriffen
sowie Absatz 26 Ziffer i, nach dem den Opfern von Ubergriffen
die entsprechenden Notfall- und sozialen Dienste unabhangig von
ihrem Aufenthaltsstatus zur Verfiigung zu stellen sind; siehe dazu
ebenfalls Kapuy, K. (2009), ,European and International Law in Rela-
tion to the Social Security of Irregular Migrant Workers”, in Pieters D.
und Schoukens, P. (Hrsg.), The Social Security Coordination Between
the EU and Non-EU Countries, Oxford, Intersentia, S. 124-25.

35 UN, Ubereinkommen iber die Rechte des Kindes,

20. November 1989.

36 UN, Ausschuss fir die Rechte des Kindes (2005), General
Comment No. 6: Treatment of Unaccompanied and Separated
Children Outside their Country of Origin, 1. September 2005.

37 Ineinem von der UNESCO in Auftrag gegebenen Bericht (sieche
FulRnote 38) werden auf Grundlage von Interviews mit relevanten
Akteuren die Hindernisse fir die Ratifizierung des ICRMW in sieben
europdischen Staaten untersucht, die auch Missverstandnisse
des Inhalts einiger Bestimmungen umfassen; siehe auch OHCHR,
Regionalbiro fur Europa (2011), Migrant Workers’ Rights in Europe,
Briissel, OHCHR - Regionalbtiro fur Europa, abrufbar unter: http://
europe.ohchr.org/Documents/Publications/Migrant_Workers.pdf.
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EU-Mitgliedstaaten ratifizierten wichtigen Menschen-
rechtsvertrdgen genannten Rechte bekraftigt.?

Schlief3lich gelten bestimmte Instrumente der IAO fiir
alle Wanderarbeitnehmer unabhéngig von ihrer Nati-
onalitat oder ihrem Aufenthaltsstatus. Acht Uberein-
kommen der IAO wurden von ihrem Verwaltungsrat
als fir die Rechte von Menschen am Arbeitsplatz ent-
scheidend eingestuft und gelten daher fir alle Arbeit-
nehmer39 Hierzu gehért beispielsweise das Uberein-
kommen Nr. 87 Uber die Vereinigungsfreiheit und den
Schutz des Vereinigungsrechtes. Das Ubereinkommen
Uber Wanderarbeitnehmer (Erganzende Bestimmun-
gen) von 1975 (Nr. 143)*° enthalt spezifische Bestim-
mungen fir Wanderarbeitnehmer in einer irrequléren
Situation. Das im Jahr 2011 angenommene Uberein-
kommen iber menschenwirdige Arbeit fir Hausan-
gestellte qilt fur alle Hausangestellten (Artikel 2).

Obwohl das Ubereinkommen (iber Wanderarbeitneh-
mer nicht rechtsverbindlich ist, wurden die Rechte
von Migranten in einer irreguldren Situation auch bei
den im Rahmen der allgemeinen regelmaRige Uber-
prifung (Universal Periodic Review, UPR) an die EU-
Mitgliedstaaten gerichteten Schlussfolgerungen und
Empfehlungen behandelt. Die UPR ist ein im Jahr 2008
vom Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen ein-
gefiihrter Menschenrechtsmechanismus, bei dem alle
vier Jahre die Menschenrechtssituation in den einzel-
nen UN-Mitgliedstaaten gepriift wird. Jeder Staat kann
angeben, welche MaRnahmen er zur Verbesserung der
Menschenrechtssituation eingeleitet hat. Die Staaten
konnen zudem unverbindliche Empfehlungen abgeben.
Typische Empfehlungen fiir die EU-Mitgliedstaaten sind
beispielsweise der Aufruf, dem Ubereinkommen Gber
Wanderarbeitnehmer beizutreten und die Rechte aller

38 Siehe MacDonald, E. und Cholewinski, R. (2007), The Migrant
Workers Convention in Europe: Obstacles to the Ratification of
the International Convention on the Protection of the Rights of
All Migrant Workers and Members of Their Families: EU/EEA
Perspectives, Paris, UNESCO, S. 23; Weissbrodt, D. und Meili, S.
(2010), ,Human Rights and Protection of Non-Citizens: Whither
Universality and Indivisibility of Rights?”, Refugee Survey
Quarterly, Band 28(4), S. 43.

39 1AO-Ubereinkommen Nr. 29, 87, 98, 100, 105, 111, 138 und 182 zu
Vereinigungsfreiheit und Kollektivverhandlungen, Kinderarbeit,
Zwangsarbeit, Diskriminierung in Beschaftigung und Beruf. Diese
Ubereinkommen wurden von allen EU-Mitgliedstaaten ratifiziert.
In der Erklarung der IAO tber grundlegende Prinzipien und Rech-
te bei der Arbeit von 1998 wird in Artikel 2 darauf hingewiesen,
dass alle Mitglieder, auch wenn sie das betreffende Ubereinkom-
men nicht ratifiziert haben, allein aufgrund ihrer Mitgliedschaft in
der Organisation verpflichtet sind, die Grundsétze betreffend die
grundlegenden Rechte, die Gegenstand dieser Ubereinkommen
sind, in gutem Glauben und gemaR der Verfassung einzuhalten,
zu fordern und zu verwirklichen.

40 Das Ubereinkommen iiber Wanderarbeitnehmer (Ergénzende Be-
stimmungen), 1975, (Nr. 143) wurde von finf EU-Mitgliedstaaten
ratifiziert. Die Anwendbarkeit von Artikel 1 des Ubereinkommens
Nr. 143 fur Migranten in einer irrequldren Situation wurde vom
Sachverstandigenausschuss bestétigt, siehe Internationale
Arbeitskonferenz, 87. Tagung 1999, Global Survey on Migrants
Workers, Absatz 297, abrufbar unter: www.ilo.org/public/libdoc/
ilo/P/09661/09661(1999-87_1B).pdf.
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Migranten unabhangig von ihrem Aufenthaltsstatus zu
schiitzen.#* Andere Empfehlungen befassen sich aus-
dricklich mit Migranten in einer irrequldren Situation.
Dazu zahlen Aufforderungen an die EU-Mitgliedstaa-
ten, diesen Migranten Zugang zu einer sozialen Grund-
versorgung zu gewdhren oder geeignete legislative
MaRnahmen zu ergreifen, um die irregulare Einreise
und denirregularen Aufenthalt zu entkriminalisieren.4

1.2. Rahmen des Europarats

Der Europarat (iberwacht einen umfangreichen Kata-
log regionaler Menschenrechtsinstrumente mit etwa
200 rechtsverbindlichen Vertrdgen oder Uberein-
kommen. Zwei wichtige Menschenrechtsinstrumente
des Europarats sind die EMRK und die ESC (revidiert).
Angesichts der darauf beruhenden Rechtsprechung
sind beide Instrumente fiir den Schutz von Migranten
in einer irregularen Situation von Bedeutung.

Falls nicht anders angegeben, sind die Bestimmun-
gen der Europdischen Menschenrechtskonvention
allgemein anwendbar. Daher gelten ihre Rechte und
Freiheiten fur alle Personen im Hoheitsgebiet der
Vertragsparteien. Alle 27 EU-Mitgliedstaaten sind
Vertragsparteien der EMRK. Die Europdische Union ist
bislang noch keine Vertragspartei dieser Konvention,
der Vertrag von Lissabon bildet jedoch die Grundlage
fur einen Beitritt. Personen, deren in der EMRK vorge-
sehenen Rechte und Freiheiten verletzt wurden, kon-
nen unter bestimmten Umstdnden den Europaischen
Gerichtshof fir Menschenrechte (EGMR) anrufen, des-
sen Urteile rechtsverbindlich sind.

Die EMRK befasst sich in erster Linie mit birgerlichen
und politischen Rechten, obwohl in Protokoll Nr. 1
Artikel 2 auch das Recht auf Bildung gewahrt wird.

41 Siehe beispielsweise die Empfehlung von Mexiko an Deutschland,
es moge , die Ratifikation der Internationalen Konvention zum
Schutz der Rechte aller Wanderarbeitnehmer und ihrer Familien-
angehdrigen unter dem Gesichtspunkt der Menschenrechte weiter
prifen, in der Erkenntnis, dass die Menschenrechte allgemein
glltig und daher nicht vom Migrationsstatus abhéngig sind”;
Menschenrechtsrat (2009), Bericht der Arbeitsgruppe fir die
allgemeine regelméfige Uberpriifung: Deutschland, 4. Mérz 2009,
Absatz 2; die Empfehlung von Algerien fir Rumanien, es solle an
der Verbesserung seiner Menschenrechtssituation arbeiten und
das Internationale Ubereinkommen zum Schutz der Rechte aller
Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienangehorigen einhalten;
Menschenrechtsrat (2008), Bericht der Arbeitsgruppe fir die
allgemeine regelmafBige Uberpriifung: Rumanien, 3. Juni 2008,
Absatz 14; Agypten empfahl den Niederlanden, dem Internationalen
Ubereinkommen zum Schutz der Rechte aller Wanderarbeitnehmer
und ihrer Familienangehérigen beizutreten; Menschenrechtsrat
(2008), Bericht der Arbeitsgruppe fiir die allgemeine regelméf3ige
Uberpriifung: die Niederlande, 13. Mai 2008, Absatz 23.

42 Siehe beispielsweise die Empfehlung Kanadas an Deutschland,
wonach sichergestellt werden soll, ,dass MaBnahmen zur
Kontrolle der undokumentierten Migration nicht so wirken, dass
sie den Zugang zur primaren Gesundheitsversorgung, zur Bildung
und zum Rechtsweg behindern”; Menschenrechtsrat (2009),
Bericht der Arbeitsgruppe fir die allgemeine regelméRige Uber-
prifung: Deutschland, 4. Mérz 2009, Absatz 38.
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In diesem Bericht wird daher nur ein Teil der Rechte
untersucht. In einigen Fallen urteilte der EGMR, dass
bestimmte Aspekte der sozialen Sicherheit unter der
EMRK geschitzt sind. Zwei Bestimmungen der EMRK
sind fir den Schutz von Migranten in einer irrequla-
ren Situation von zentraler Bedeutung: das in Arti-
kel 3 genannte Verbot der Folter und unmenschlicher
oder erniedrigender Behandlung sowie das Recht
auf Achtung des Privat- und Familienlebens in Arti-
kel 8. Obwohl das unter Artikel 6 der EMRK geregelte
Recht auf ein faires Verfahren nicht fir die Einwan-
derungsgesetze gilt, ist das Recht auf eine wirksame
Beschwerde in diesen Fallen durch Artikel 13 und
Artikel 1 des Protokolls Nr. 7 zur EMRK geregelt.

Artikel 3 der EMRK verbietet Folter und unmensch-
liche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe.
Dies bietet erstens Garantien fir die Behandlung von
Migranten in einer irrequldren Situation, selbst wenn
ihnen die Freiheit entzogen wurde. Zweitens werden
durch die Konvention den Behorden der Vertrags-
staaten bei der Durchfihrung von Ausweisungen in
ein Land Beschrankungen auferlegt, wenn ein reales
Risiko besteht, dass eine Person dort eine unzuldssige
Behandlung erfahrt.

Wahrend Artikel 8 der EMRK einer Ausweisung nicht
entgegensteht, wurde er vom EGMR dahin gehend
ausgelegt, dass Personen vor solchen Ausweisungs-
verfligungen zu schitzen sind, die dem Recht auf Ach-
tung des Privat- und Familienlebens widersprechen.
In der Rechtssache Berrehab gegen die Niederlande
betrachtete das Gericht die Ausweisung als ungerecht-
fertigten Eingriff in das Recht auf Familienleben im
Aufenthaltsland. In der Rechtssache Boultif legte der
EGMR Kriterien fest, um ein ausgewogenes Verhalt-
nis zwischen dem Interesse des Staates, die 6ffentli-
che Ordnung aufrechtzuerhalten, und dem Recht der
betroffenen Person auf Familienleben44 zu bewerten.

Die Europdische Sozialcharta (ESC) wurde erstmals
1961 angenommen und 1996 revidiert. Sie erganzt die
EMRK und gewshrt weitere wirtschaftliche und soziale
Menschenrechte, wenngleich sich die beiden Versio-
nen im Umfang unterscheiden. Finf EU-Mitgliedstaaten
sind der ESC nicht beigetreten und neun haben die
revidierte ESC nicht ratifiziert, jedoch haben alle EU-
Mitgliedstaaten mindestens eine der beiden Chartas

43 EGMR, Berrehab gegen die Niederlande, Nr. 10730/84,
21. Juni 1988; siehe auch Moustaquim gegen Belgien,
Nr. 12313/86, 18. Februar 2001.

44 EGMR, Boultif gegen die Schweiz, Nr. 54273 /00, 2. August 2001.
Die sogenannten Boultif-Kriterien werden in Abschnitt 2.1 unter
,Schutz des Privat- und Familienlebens” aufgefihrt.
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ratifiziert.4s Wahrend Individualbeschwerden nicht
zuldssig sind, kénnen nach dem Zusatzprotokoll Sozi-
alpartner oder NRO bei Verletzungen der Charta in
jenen Staaten, die die ESC ratifiziert oder angenom-
men haben, Kollektivbeschwerden einlegen.4¢ In
verfahrensrechtlicher Hinsicht tGberstellt der Europa-
ische Ausschuss fir Soziale Rechte einen Bericht an
die betroffenen Parteien und an das Ministerkomitee,
wenn er eine Beschwerde fir zuldssig erachtet. Auf
Grundlage dieses Berichts nimmt das Ministerkomitee
eine EntschlieBung an, in der eine an den betreffenden
Staat gerichtete Empfehlung enthalten sein kann, den
Konflikt mit der Charta zu lésen.

Der Geltungsbereich der ESC ist begrenzt: In ihrem
Anhang wird der Anwendungsbereich beschrankt und
schlief3t ,,Auslander nur insoweit ein, als sie Staatsan-
gehdrige anderer Vertragsparteien sind und ihren recht-
maldigen gewohnlichen Aufenthalt im Hoheitsgebiet
der betreffenden Vertragspartei haben”. Durch diesen
Wortlaut werden Migranten in einer irregularen Situa-
tion grundsatzlich von der Anwendung der in der Charta
festgeschriebenen sozialen Rechte ausgeschlossen.

Dennoch kam der Europadische Ausschuss fir soziale
Rechte im Fall Internationale Féderation der Menschen-
rechtsligen (FIDH) gegen Frankreich zu der Schlussfol-
gerung, dass eine Gesetzgebung oder Praxis, die das
Recht auf medizinische Versorgung verweigert, unab-
héngig vom Aufenthaltsstatus in dem betreffenden
Land, der ESC widerspricht.4” Der Ausschuss betonte,
dass medizinische Versorgung eine Voraussetzung fir
die Wahrung der Wiirde des Menschen sei, die einen
wesentlichen Wert in den europdischen Menschen-
rechtsnormen darstelle.# Im Fall Defence for Children

45 Mit Ausnahme von Bulgarien, Estland, Litauen, Ruménien und
Slowenien sind alle EU-Mitgliedstaaten der ESC beigetreten. Die
folgenden neun EU-Mitgliedstaaten sind keine Vertragsparteien
der revidierten ESC: Dénemark, Deutschland, Griechenland,
Lettland, Luxemburg, Polen, Spanien, die Tschechische Republik
und das Vereinigte Konigreich.

46 Europarat, Zusatzprotokoll zur ESC Gber Kollektivbeschwerden,
Sammlung der Vertrage des Europarats (SEV) Nr. 158, 1995.

Im Juni 2011 war das Protokoll von 16 EU-Mitgliedstaaten
unterzeichnet worden: Belgien, Danemark, Finnland, Frankreich,
Griechenland, Irland, Italien, den Niederlanden, Osterreich,
Portugal, Schweden, der Slowakei, Slowenien, der Tschechischen
Republik, Ungarn und Zypern; in zehn EU-Mitgliedstaaten war

es in Kraft getreten: Belgien, Finnland, Frankreich, Griechenland,
Irland, Italien, die Niederlande, Portugal, Schweden und Zypern,
abrufbar unter: http://conventions.coe.int/Treaty/Commun/
ChercheSig.asp?CL=GER&GCM=&NT=158GDF=&VL=; das Verfahren
der Kollektivbeschwerde nach diesem Protokoll gilt auch fur
Bulgarien und Slowenien, siehe Erkldrungen nach Mafl3gabe des
Artikels D (2) ETS 163, abrufbar unter: http://conventions.coe.int/
Treaty/Commun/ListeDeclarations.asp?NT=163&6CM=8&DF=16/06
/2011&CL=ENG&VL=1.

47 Siehe Europaischer Ausschuss fir soziale Rechte, International
Federation for Human Rights (FIDH) gegen Frankreich, Kollektiv-
beschwerde Nr. 14/2003, Entscheidung vom 8. September 2004,
abrufbar unter: www.coe.int/t/dghl/monitoring/socialcharter/
Complaints/CC14Merits_en.pdf.

48 Ibid., Randnummern 31 und 32.
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International gegen die Niederlande* wies der Europa-
ische Ausschuss fir soziale Rechte darauf hin, dass das
Recht auf Wohnraum unmittelbar mit dem Recht auf
Leben, sozialen Schutz und Achtung der menschlichen
Wiirde des Kindes sowie dem Kindeswohl verbunden
sei. Der Ausschuss betrachtete das allgemeine Prin-
zip des Kindeswohls wie in Artikel 3 der UN-Kinder-
rechtskonvention anerkannt als rechtsverbindlichen
Grundsatz der ESC. Der Ausschuss war zudem der
Ansicht, dass das Recht auf Wohnraum eng mit dem
Recht auf Leben verbunden und fir die Achtung der
Menschenwirde jeder Person entscheidend sei. Der
Ausschuss kam zu folgendem Schluss: Die Vertrags-
staaten sind nach Artikel 31 Absatz 2 der revidierten
Charta verpflichtet, Kindern, die sich unrechtmaRig
in ihrem Hoheitsgebiet aufhalten, fir die Dauer ihres
Aufenthalts angemessenen Wohnraum zu gewahren s

1.3. Recht der
Europdischen Union

Bei einer Analyse des Schutzes der Rechte von
Migranten in einer irregularen Situation muss zunachst
gepriift werden, ob es sich um einen durch das Uni-
onsrecht abgedeckten Bereich handelt. Die Antwort
auf diese Frage ist entscheidend dafiir, ob die Charta
der Grundrechte der Europdischen Union Anwendung
findet. Nach Artikel 51 qilt die Charta fir EU-Organe
und EU-Mitgliedstaaten ausschlieRlich bei der Durch-
fuhrung des Unionsrechts.

Fir die Achtung der Grundrechte ist kein Sekundar-
recht der Europadischen Union erforderlich. Nach dem
Urteil des EuGH haben die Mitgliedstaaten die Grund-
rechte zu achten, ,wenn eine nationale Regelung in
den Anwendungsbereich des Gemeinschaftsrechts
fallt”.s* Durch das Inkrafttreten der Grundrechte-
Charta der EU wird diese Tatsache nicht verdndert.s
In allen anderen Fallen, die nicht in das Unionsrecht
fallen, werden die Grundrechte auf nationaler Ebene
durch die nationalen Verfassungsordnungen und die
einschldgigen internationalen Menschenrechtsgesetze
und arbeitsrechtlichen Vorschriften gewahrleistet.

Die meisten der in der Grundrechte-Charta der EU nie-
dergelegten Rechte und Prinzipien gelten fir alle Per-
sonen und daher auch fir Drittstaatsangehérige unab-
hangig von ihrem Aufenthaltsstatus. Eine begrenzte

49 Europaischer Ausschuss fir soziale Rechte, Defence for Children
International gegen die Niederlande, Beschwerde Nr. 47/2008,
27. Oktober 2009.

50 Ibid., Randnummer 64 der Entscheidung.

51 EUGH, Rechtssache C-299/95, Kremzow, 29. Mai 1997,
Randnummer 15.

52 Siehe beispielsweise EuGH, Rechtssache C-555/07, Kiiciikdeveci,
19. Januar 2010, Randnummer 21 in Verbindung mit
Randnummer 50 Buchstabe f.

Rahmen der Grundrechte

Zahl von Bestimmungen der Charta ist auf Birger
oder aufenthaltsberechtigte Personen beschrankt.
Diese betreffen unter anderem den diplomatischen
und konsularischen Schutz (Artikel 46), bestimmte
politische Rechte (Artikel 39 und 40), die Leistungen
der sozialen Sicherheit (Artikel 34 Absatz 2), die Frei-
zlgigkeit (Artikel 45) und den Zugang zum Arbeits-
markt (Artikel 15). Fir diesen Bericht ist es jedoch von
groRerer Bedeutung, dass die Grundrechte-Charta der
EU bestimmte Rechte und Prinzipien einschrankt, die
allen Menschen nach den ,einzelstaatlichen Rechts-
vorschriften und Gepflogenheiten” gewahrt werden.
Dies gilt beispielsweise fiur Artikel 34 zum Zugang zu
den Leistungen der sozialen Sicherheit und zu sozialen
Diensten sowie Artikel 35 zum Gesundheitsschutz.

Nach Artikel 79 Absatz 1 des Vertrags iber die Arbeits-
weise der Europadischen Union (TFEU) entwickelt die EU
,eine gemeinsame Einwanderungspolitik”, die ,eine
angemessene Behandlung von Drittstaatsangehéri-
gen, die sich rechtmaRig in einem Mitgliedstaat auf-
halten, sowie die Verhitung und verstdrkte Bekamp-
fung vonillegaler Einwanderung und Menschenhandel
gewadhrleisten soll”.

Wahrend in Zusammenhang mit sich rechtméf3ig auf-
haltenden Migranten ein ausdricklicher Verweis auf
eine angemessene Behandlung (und damit indirekt
auf die Grundrechte) erfolgt, sind die Unionspolitiken
in Zusammenhang mit illegaler Einwanderung durch
Begriffe der Einwanderungskontrolle gekennzeichnet:
Es gibt keinen direkten Verweis auf die Wiirde oder
die Rechte von Personen, die MaBnahmen zur Verhi-
tung und Bekédmpfung von illegaler Einwanderung und
Menschenhandel unterliegen.

Nach Artikel 79 Absatz 2 Buchstabe ¢ miissen die auf Uni-
onsebene zu erlassenden MalRnahmen im Rahmen des
TFEU den Bereich ,illegale Einwanderung und illegaler
Aufenthalt, einschlieRlich Abschiebung und Rickfihrung
solcher Personen, die sich illegal in einem Mitgliedstaat
aufhalten” umfassen. Tatsachlich haben Malinahmen, die
zur Erreichung von Zielen der Migrationssteuerung konzi-
piert wurden, vermutlich immer mittelbare oder unmit-
telbare Auswirkungen auf die Rechte der betroffenen
Personen, einschlief3lich Migranten in einer irrequldren
Situation. Mal3nahmen zur Durchfihrung von Abschie-
bungen von Personen aus dem Hoheitsgebiet umfassen
beispielsweise die Moglichkeit einer Inhaftnahme, die
das Grundrecht auf Freiheit berihrt.
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Der enge Zusammenhang zwischen Einwanderungs-
kontrolle sowie zugehorigen Durchsetzungsmafinah-
men und dem Schutz der Grundrechte der betroffenen
Personen ist nicht zu vernachldssigen. Beispielsweise
werden die Staaten durch die Richtlinie zur Definition
der Beihilfe zur unerlaubten Ein- und Durchreise und
zum unerlaubten Aufenthalt verpflichtet, Personen zu
bestrafen, die einem Migranten in einer irreqularen
Situation zu Gewinnzwecken vorsatzlich dabei helfen,
in die EU einzureisen und/oder sich dort aufzuhalten.s3
Wenn Personen, die eine Wohnung an Migranten in
einer irreqularen Situation vermieten, bestraft werden,
wird es fir Migranten schwierig, eine Unterkunft zu
finden, und sie geraten moglicherweise in ausbeu-
terische Wohnverhaltnisse. Auch MaBnahmen zum
Aufsplren von Migranten in einer irrequldren Situ-
ation, um der in Kapitel 3 beschriebenen Pflicht zur
Ausstellung einer Rickfiihrungsentscheidung nachzu-
kommen, wirken sich in verschiedener Weise auf die
Grundrechte aus.

Die Ruckfihrungsrichtlinie, die gemeinsame Normen
fur die Rickfihrung von sich irrequlér im Hoheitsge-
biet der EU-Mitgliedstaaten aufhaltenden Drittstaats-
angehorigen festlegt, bietet Mindestgarantien bis zur
Rickkehr. In Artikel 14 werden einige Mindestrechte
fur Migranten in einer irreqularen Situation aufgefihrt,
denen eine Frist fur die freiwillige Ausreise gewahrt
oder deren Abschiebung von den Behérden aufge-
schoben wurde. Daher fallen die Rechte von Personen
im Rickfihrungsverfahren, die jedoch bislang nicht
abgeschoben wurden, eindeutig in den Anwendungs-
bereich des Unionsrechts, das gemal den Bestimmun-
gen der Grundrechte-Charta der EU umzusetzen und
anzuwenden ist.

Was die Rechte unentdeckter Migranten betrifft, fir die
keine Ruckkehrentscheidung ergangen ist, ist die Situ-
ation etwas unklar. Die in diesem Bericht untersuchten
Bereiche unterliegen in unterschiedlichem Mal3 den
politischen MalRnahmen der Europdischen Union. Die
sozialpolitischen MafBnahmen zur Bekampfung von
Ausgrenzung und zum Schutz der Arbeitnehmerrechte
gemal Artikel 151 und 152 TFEU sind beispielsweise
nicht ausdricklich auf Staatsangehdérige oder sich
rechtmaf3ig im Land aufhaltende Drittstaatsangeho-
rige beschrankt. Auch in der Richtlinie zu Sicherheit

53 Richtlinie 2002/90/EG des Rates vom 28. November 2002 zur
Definition der Beihilfe zur unerlaubten Ein- und Durchreise
und zum unerlaubten Aufenthalt, ABI. 2002 L 328/17.

Diese Bestimmung ist mit der im Palermo-Protokoll zum
Schmuggel festgelegten Pflicht vergleichbar, bestimmte
Handlungen unter Strafe zu stellen. Siehe insbesondere
Artikel 6 der UN-Generalversammlung, Zusatzprotokoll
gegen die Schleusung von Migranten auf dem Land-, See-
und Luftweg zum Ubereinkommen der Vereinten Nationen
gegen die grenziberschreitende organisierte Kriminalitat,
15. November 2000.

Die Grundrechte von Migranten in einer irreguldren Situation in der Europdischen Union

und Gesundheitsschutz bei der Arbeit von 198954 wird
der Begriff ,Arbeitnehmer” als ,jede Person, die von
einem Arbeitgeber beschaftigt wird”, definiert und ist
damit nicht auf requldre Arbeitnehmer beschrankt. Die
Richtlinie Uber Sanktionen gegen Arbeitgeberss sieht
zudem ausdricklich Rechte fur Migranten in einer
irreguldren Situation vor, Anspriiche auf ausstehende
Entlohnung aus einem illegalen Beschaftigungsver-
héaltnis geltend zu machen oder Beschwerde gegen
den Arbeitgeber einzulegen.

Im Bereich Gesundheitswesen betont Artikel 168 TFEU:
,Bei der Festlegung und Durchfiihrung aller Unionspo-
litiken und -mafRnahmen wird ein hohes Gesundheits-
schutzniveau sichergestellt. Die Tatigkeit der Union
erganzt die Politik der Mitgliedstaaten und ist auf die
Verbesserung der Gesundheit der Bevdlkerung, die
Verhitung von Humankrankheiten und die Beseitigung
von Ursachen fir die Gefahrdung der kérperlichen und
geistigen Gesundheit gerichtet.” MaRnahmen, die zur
Umsetzung dieser Ziele im 6ffentlichen Gesundheits-
bereich ergriffen werden, sind nicht durch den Status
der Personen beschrankt, an die sie sich richten.

Und schlieBlich gelten auch die Nichtdiskriminie-
rungsgarantien der Richtlinie zur Gleichbehandlung
ohne Unterschied der Rasse fir Migranten in einer
irreguldren Situation. Sie verbietet eine unterschied-
liche Behandlung, wenn diese auf der Grundlage der
ethnischen Herkunft beruht. Die Richtlinie gilt jedoch
nicht fir eine unterschiedliche Behandlung aufgrund
der Nationalitat und befasst sich nicht mit einer unter-
schiedlichen Behandlung, die auf dem Aufenthaltssta-
tus von Drittstaatsangehdérigen beruht .

Schlussfolgerungen

Die internationalen Menschenrechtsinstrumente und
die Europdische Menschenrechtskonvention schrei-
ben allgemeingiltige Rechte fest. Sofern Personen
nicht ausdriicklich von deren Geltungsbereich aus-
geschlossen sind, gelten die Rechte und Freiheiten
fur alle Personen im Hoheitsgebiet der Vertragspar-
teien, unabhdngig vom rechtlichen Status einer Per-
son. Migranten verlieren nicht die fir alle Menschen
geltenden Grundrechte, wenn sie die Voraussetzun-

54 Richtlinie 89/391/EWG des Rates vom 12. Juni 1989 ber die
Durchfiihrung von Manahmen zur Verbesserung der Sicherheit
und des Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer bei der Arbeit,
ABI. 1989 L 183/1.

55 Richtlinie 2009/52/EG des Europdischen Parlaments und des
Rates vom 18. Juni 2009 Gber Mindeststandards fur Sanktionen
und MaRnahmen gegen Arbeitgeber, die Drittstaatsangehorige
ohne rechtmaRigen Aufenthalt beschaftigen, ABI. 2009 L 168/24.

56 Richtlinie 2000/43/EG des Rates vom 29. Juni 2000 zur Anwen-
dung des Gleichbehandlungsgrundsatzes ohne Unterschied der
Rasse oder der ethnischen Herkunft, ABI. 2000 L 180/24; sieche
Erwdgungsgrund 13 und Artikel 3 (2).



gen fir die Einreise oder den Aufenthalt in einem
Mitgliedstaat nicht erfillen.

Vor dem Hintergrund des EU-Rechts ist eindeutig zwi-
schen Migranten, die sich in einem Rickfiihrungs- oder
Ausweisungsverfahren befinden, und zwischen unent-
deckt in der Europdischen Union lebenden Migranten
zu unterscheiden. Das Unionsrecht regelt zumindest in
grundlegender Form die Behandlung von Personen, fir
die eine Ruckkehrentscheidung ergangen ist. Solange
diese Personen nicht abgeschoben werden, sind sie in
Einklang mit ihren Grundrechten zu behandeln.

Im Mittelpunkt von Politiken und Mal3nahmen, die von
der EU zur Bekampfung der irrequléren Migration erar-
beitet werden, stehen in erster Linie unentdeckte Mig-
ranten. Sie konnen auch von MaRnahmen betroffen
sein, die die EU in anderen Bereichen einleitet, wie zum
Beispiel im Bereich der 6ffentlichen Gesundheit oder
der Sicherheit und dem Gesundheitsschutz der Arbeit-
nehmer. Wann immer die EU Schritte unternimmt, die
diese Personen betreffen, missen diese in uneinge-
schrankter Achtung der Grundrechte umgesetzt und
angewendet werden.

Zusammenfassend lasst sich feststellen, dass der
bestehende internationale und europdische
Rechtsrahmen verschiedene Pflichten der Staaten
gegeniber Migranten in einer irreqguldren Situation
festlegt, die in den folgenden Kapiteln eingehender
beleuchtet werden.

Rahmen der Grundrechte
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Nicht abgeschobene
Personen

Rickfiihrungsrichtlinie

Artikel 14 - Garantien bis zur
Riickkehr

Die Mitgliedstaaten stellen [...] sicher, dass

innerhalb [...] der Fristen, wahrend derer

die Vollstreckung einer Abschiebung [...]

aufgeschoben ist, die folgenden Grundsatze

in Bezug auf Drittstaatsangehorige soweit wie

moglich beachtet werden:

(a) Aufrechterhaltung der Familieneinheit mit
den in demselben Hoheitsgebiet aufhaltigen
Familienangehorigen;

(b) Gewahrung medizinischer Notfallversorgung
und unbedingt erforderlicher Behandlung von
Krankheiten;

(c) Gewahrleistung des Zugangs zum
Grundbildungssystem fur Minderjdhrige je
nach Lange ihres Aufenthalts;

(d) Berticksichtigung der spezifischen Bedurfnisse
schutzbedirftiger Personen.

Wie bereits erwdhnt, lassen sich die Migranten in einer
irreguldren Situation in der EU in zwei grof3e Gruppen
unterteilen: Personen, die versteckt und von den
Einwanderungsbehérden unentdeckt leben, und Per-
sonen, deren Aufenthalt bekannt ist, die jedoch aus
unterschiedlichen Griinden nicht abgeschoben werden.
Dieses Kapitel befasst sich mit der zweiten Kategorie
von Migranten. Nach einer allgemeinen Einfiihrung in
das Thema werden im ersten Abschnitt dieses Kapi-
tels die verschiedenen Abschiebungshindernisse
analysiert, im zweiten Teil werden die rechtlichen
und politischen Antworten der 27 EU-Mitgliedstaaten
betrachtet.

Der Umfang, in dem nicht abgeschobene Personen
Zugang zu Grundrechten in den 27 EU-Mitgliedstaaten
haben, wird in diesem Kapitel nicht behandelt, da die-
ser Zugang in der Regel davon abhangt, ob diesen Per-
sonen ein Aufenthaltstitel gewahrt wird und welcher
Art dieser Aufenthaltstitel oder die Aufenthaltserlaub-
nis ist. Da dies nicht nur zwischen, sondern auch inner-
halb der Mitgliedstaaten und in Abhangigkeit von den
Grinden fir die Nichtabschiebung variiert, wiirde eine
umfassende Beschreibung dieser Rechte den Rahmen
dieses Berichts sprengen. Wenn maoglich, werden die
entsprechenden Grundrechtssituationen jedoch in den
thematischen Kapiteln dieses Berichts erldutert.

Die in diesem Kapitel beschriebene Personengruppe
ist heterogen zusammengesetzt. lhr gemeinsames
Merkmal ist, dass Polizei und Einwanderungsbehor-
den tiber ihren Aufenthalt im Hoheitsgebiet eines EU-
Mitgliedstaats Bescheid wissen und haufig auch ihren
Aufenthaltsort kennen. Zu dieser Gruppe zdhlen bei-
spielsweise abgelehnte Asylbewerber, deren Abschie-
bung aufgrund gesetzlicher oder praktischer Hinder-
nisse nicht méglich ist; Personen, die ein Rechtsmittel
gegen eine Rickkehrentscheidung eingelegt und eine
Aussetzung erwirkt haben; sowie Drittstaatsangeho-
rige, die auf die Verldngerung einer abgelaufenen Auf-
enthaltserlaubnis warten. Im Gegensatz dazu verfiigen
Asylbewerber Giber ein Aufenthaltsrecht, solange ihr
Antrag zur Entscheidung anhangig ist, und werden
daher hier nicht bericksichtigt.s”

Dieses Kapitel widmet sich in erster Linie Migranten,
die sich Gber einen langeren Zeitraum in einer irre-
guléren Situation befinden. Es behandelt die in Erwa-
gungsgrund 12 der Rickfihrungsrichtlinie genannte

57 Richtlinie 2003/9/EG des Rates vom 27. Januar 2003 zur Festle-
gung von Mindestnormen fir die Aufnahme von Asylbewerbern
in den Mitgliedstaaten, ABI. 2003 L31/18, Artikel 6 und 7.
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Personengruppe und befasst sich mit ,Drittstaatsan-
gehorigen, die sich unrechtmaRig im Land aufhalten,
aber noch nicht abgeschoben werden kénnen”.

Die Anwesenheit von Personen in Rickfihrungsver-
fahren, die nicht abgeschoben werden, ist ein euro-
paweites Phanomen. Obwohl keine zuverldssigen
Schatzungen vorliegen, kénnen die Daten von Euros-
tat zur Durchsetzung des Einwanderungsrechts einen
Anhaltspunkt iber den Umfang geben.s® Wie in Abbil-
dung 1 (die auch Daten fiir 2009 enthalt) ersichtlich ist,
wurden im Jahr 2010 mehr als 500 000 sich unrecht-
maRig aufhaltende Drittstaatsangehorige zur Ausreise
aus dem Hoheitsgebiet eines EU-Mitgliedstaats aufge-
fordert.s® Nach einer Ausreiseaufforderung eines EU-
Mitgliedstaats wurden etwa 224 0oo Personen entwe-
der ausgewiesen oder reisten freiwillig aus, wobei die
Mehrheit (beinahe 198 000 Personen) in einen Dritt-
staat zurlckkehrte. Der Verbleib der ibrigen Migranten
wird nicht in den Statistiken erfasst. Eine unbekannte
Zahl entfallt auf eine unbestatigte freiwillige Ausreise.
Andere haben méglicherweise eine Aufenthaltserlaub-
nis erhalten oder werden erst im Folgejahr nach der
Ausfertigung der Ruckfiihrungsentscheidung ausge-
wiesen. Es ist davon auszugehen, dass ein erheblicher
Anteil sich nach wie vor in der EU aufhalt.

Die Grundrechte von Migranten in einer irreguldren Situation in der Europdischen Union

Auf europdischer Ebene gibt es nur wenige Richtli-
nien zu Personen, die nicht abgeschoben werden.
Die Rickfuhrungsrichtlinie verbietet eine Haft, wenn
keine Aussicht auf Abschiebung mehr besteht (Arti-
kel 15 Absatz 4).5" In Artikel 9 wird anerkannt, dass
rechtliche, humanitére oder praktische Hindernisse
zum Aufschub einer Abschiebung fiihren kénnen. Sie
bietet jedoch nur geringe Garantien, um sicherzustel-
len, dass Personen in Rickfiihrungsverfahren, die nicht
abgeschoben werden, in Einklang mit den wesentli-
chen Grundrechtsnormen behandelt werden.

Artikel 6 Absatz 4 der Richtlinie sieht die Moglich-
keit vor, dass die Mitgliedstaaten ,wegen Vorliegen
eines Hartefalls oder aus humanitaren oder sonstigen
Grinden” einen Aufenthaltstitel erteilen kénnen. Die
Richtlinie ermdglicht es den Mitgliedstaaten auch, die
Abschiebung unter einer Reihe von Umstanden aufzu-
schieben (Artikel 9). Abgesehen von den spezifischen
in Artikel 9 Absatz 1 aufgefiihrten Situationen sind die
Mitgliedstaaten aber nicht verpflichtet, eine Abschie-
bung aufzuschieben, selbst wenn ihre Durchfiihrung
sich als unmadglich erweist. Nach dem Erwdgungs-
grund 12 der Richtlinie betont das EU-Recht lediglich
die Notwendigkeit, die Situation von Drittstaatsange-
horigen zu regeln, die sich unrechtmaRig im Land auf-
halten, aber noch nicht abgeschoben werden kénnen,

Abbildung 1: Ausweisungsverfiigungen in den Jahren 2009 und 2010 und Hinweise auf die bestatigte Riickkehr
von Drittstaatsangehorigen (Angaben in Personen)

Gesamt 2009: 563 995

211 795

40 995

280 800

Gesamt 2010: 505 140

In Drittstaaten
m In die Europaische Union
m Keine bestdtigte Rickkehr

26 475

Quelle: FRA, 2011, basierend auf Daten von Eurostat zu den zur Ausreise aufgeforderten Drittstaatsangehérigen und den nach
Ausreiseaufforderung zuriickgekehrten Drittstaatsangehdrigens®

58 Obwohl die Daten auf der Grundlage gemeinsamer
Definitionen erfasst wurden, bestehen Zweifel hinsichtlich ihrer
Komparabilitat. Siehe Europdisches Migrationsnetzwerk (EMN)
(2008), Annual Report on Migration and International Protection
Statistics, Brissel, EMN.

59 Genaue Definitionen siehe Eurostat (2010), Enforcement of
Immigration Legislation Reference Metadata in Euro SOMX
Metadata Structure (ESMS), abrufbar unter: http://epp.eurostat.
ec.europa.eu/cache/ITY_SDDS/EN/migr_eil_esms.htm.

60 Eurostat-Daten vom 13. September 2011, http://epp.eurostat.
ec.europa.eu/portal/page/portal/statistics/search_database.

61 In der Rechtssache Kadzoev (C-357/09 PPU) entschied der EuGH,
dass nach Artikel 15 (4) der Richtlinie 2008/115/EG die Haft nicht
langer gerechtfertigt und die betreffende Person freizulassen
ist, wenn sich herausstellt, dass keine hinreichende Aussicht auf
Abschiebung mehr besteht.


http://epp.eurostat.ec.europa.eu/cache/ITY_SDDS/EN/migr_eil_esms.htm
http://epp.eurostat.ec.europa.eu/portal/page/portal/statistics/search_database

und hebt hervor, dass die Festlegungen hinsichtlich
der Sicherung des Existenzminimums dieser Personen
nach MaRgabe der einzelstaatlichen Rechtsvorschrif-
ten zu treffen sind.

Gleichzeitig gelten die in Artikel 14 Absatz 1 vorge-
sehenen Mindestgarantien, solange die Abschiebung
offiziell ausgesetzt ist. Fir die Falle, in denen die
Abschiebung nach Artikel 9 aufgeschoben ist, enthélt
die Richtlinie vier Mindestgarantien:

- Aufrechterhaltung der Familieneinheit mit den
in demselben Hoheitsgebiet aufhéltigen
Familienangehorigen;

« Gewdhrung medizinischer Notfallversorgung
und unbedingt erforderlicher Behandlung von
Krankheiten;

+ Gewabhrleistung des Zugangs zum Grundbildungs-
system fir Minderjahrige je nach Lénge ihres
Aufenthalts;

- Bertcksichtigung der spezifischen Bedirfnisse
schutzbedirftiger Personen.

Abbildung 2: Abschiebungshindernisse

Abschiebungs-

hindernisse >

Rechtliche
und humanitare
Hindernisse

Nicht abgeschobene Personen

Diese Garantien sind nicht umfassend, da sie nicht alle
Menschenrechte widerspiegeln, auf die Migranten in
einer irreguldren Situation nach internationalem Recht
Anspruch haben. So werden beispielsweise der Zugang
zur Justiz oder das Recht auf Geburtenregistrierung
nicht erwahnt. Nach Artikel 14 Absatz 2 muss zudem
eine schriftliche Bestatigung ausgestellt werden, wenn
die Abschiebung aufgeschoben wird:

,Die Mitgliedstaaten stellen den [...] Personen, [denen eine
Frist fur die freiwillige Ausreise eingerdumt oder deren
Ruckkehrentscheidung voriibergehend ausgesetzt wurde]
eine schriftliche Bestatigung gemals den innerstaatlichen
Rechtsvorschriften zur Verfiigung, der zufolge die Frist fir
die freiwillige Ausreise gemal3 Artikel 7 Absatz 2 verldngert
worden ist oder die Riickkehrentscheidung vorldufig nicht
vollstreckt wird.”

Die Richtlinie sieht keine Mechanismen vor, um recht-
liche Schwebezustande zu beenden, die aufgrund lan-
ger Zeitraume entstehen, in denen keine Rickfiihrung
maglich ist. Die Europdische Kommission hat bislang
erfolglos vorgeschlagen, dieses Problem anzugehen.s

Schutz des Familien-
und Privatiebens

Gesundheits-
zustand

Humanitare

Lage im
Herkunftsland

Interessens-
erwagungen

Technische
Hindernisse

Politische

Hindernisse

Quelle: FRA, 2011

62 Siehe Europaische Kommission (2001), Arbeitsdokument der
Kommission - Das Verhéltnis zwischen der Gewéhrleistung
der inneren Sicherheit und der Erfillung der Anforderungen
aus internationalen Schutzverpflichtungen und den diesbe-
ziglichen Instrumenten, KOM(2001) 743 endgiltig, Brissel,
5. Dezember 2001; Europdische Kommission (2009), Mitteilung
der Kommission, Ein Raum der Freiheit, der Sicherheit und des
Rechts im Dienste der Biirger: Mehr Freiheit und mehr Sicherheit,
KOM(2009) 262, Brissel, 10. Juni 2009.
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2.1. Umstande, die eine
Abschiebung verhindern

Abgesehen von den Kriterien fir die Gewahrung
von internationalem Schutz nach der Anerkennungs-
richtlinie,ss die nicht Gegenstand dieses Berichts sind,
kann eine Reihe von Hindernissen die Abschiebung
von Migranten in einer irrequldren Situation verhin-
dern. Diese Hindernisse werden in diesem Bericht
in drei grobe Kategorien unterteilt: Hindernisse in
Zusammenhang mit Menschenrechten und huma-
nitaren Erwdgungen, praktische oder technischen
Hindernisse und politische Entscheidungen gegen
eine Abschiebung.

Rechtliche und/oder humanitére Griinde fir die Aus-
setzung einer Abschiebung finden sich in der Gesetz-
gebung aller EU-Mitgliedstaaten. Praktische Hinder-
nisse und andere technische Griinde sind in mehr als
der Halfte der EU-Mitgliedstaaten vorgesehen, und
einige wenige Abschiebungen kénnen auch aufgrund
politischer Entscheidungen ausgesetzt werden.

Menschenrechtsnormen und
humanitare Grinde

Schutz des Privat- und Familienlebens

Dieser Hinderungsgrund ist auf die Verpflichtungen
aus den Menschenrechtsbestimmungen, insbeson-
dere Artikel 8 der EMRK in der Auslegung des EGMR
zurlckzufihren. Der EGMR hat bei mehreren Gele-
genheiten anerkannt, dass das Recht auf Privat- und
Familienleben in bestimmten Fallen einer Abschiebung
entgegensteht.’4 In der Rechtssache Boultif gegen
die Schweiz hat der Gerichtshof bestatigt, dass die
Abschiebung einer Person aus einem Land, in dem
diese ein Familienleben fiihrt, eine Verletzung des
Artikels 8 Absatz 1 der EMRK darstellen kann. Der
Gerichtshof legte eine Reihe von Kriterien zur Bewer-
tung fest, in welchem Mal3 eine Ausweisung in einer
demokratischen Gesellschaft notwendig und ange-
sichts des verfolgten Ziels verhaltnismaRig ist.®s Diese
Kriterien umfassen:

- die Art und Schwere der begangenen Straftat;

63 Richtlinie 2004/83/EG des Rates vom 29. April 2004 Uber Min-
destnormen fir die Anerkennung und den Status von Drittstaats-
angehdrigen oder Staatenlosen als Flichtlinge oder als Personen,
die anderweitig internationalen Schutz benétigen, und Gber den
Inhalt des zu gewahrenden Schutzes, ABI. 2004 L 304.

64 Siehe z. B. EGMR, Mamatkulov und Askarov gegen Tirkei [GC],
Nr. 46827/99 und Nr. 46951/99, 4. Februar 2005.

65 Siehe Randnummern 46-48 des Urteils des EGMR, Uner gegen
die Niederlande [GC], Nr. 46410/99, 18. Oktober 2006; der EGMR
bestatigt in seiner Rechtsprechung, dass das Privatleben ein
Abschiebungshindernis sein kann.
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- die Dauer des Aufenthalts des Beschwerdefihrers
in dem Land, aus dem er ausgewiesen werden soll;

- die seit Begehen der Straftat verstrichene Zeit-
spanne und das Verhalten des Beschwerdefihrers
in dieser Zeit;

- die Staatsangehorigkeit der einzelnen Betroffenen;

- die familiare Situation des Beschwerdefihrers, bei-
spielsweise die Dauer seiner Ehe und ob tatsachlich
ein Familienleben stattgefunden hat;

- die Frage, ob der Ehegatte von der Straftat wusste,
als die familiare Beziehung aufgenommen wurde;

- die Frage, ob aus der Ehe Kinder hervorgegangen
sind, und wenn ja, wie alt diese sind;

- das Mal3 an Schwierigkeiten, denen der Ehegatte
in dem Land unter Umstanden begegnet, in das der
Beschwerdefihrer auszuweisen ist, obwohl die bloRe
Tatsache, dass eine Person moglicherweise Schwie-
rigkeiten gegenibersteht, wenn sie ihre Ehegatten
begleitet, einer Ausweisung nicht entgegensteht.

In der Rechtssache Uner gegen die Niederlande wur-
den zwei weitere Kriterien aufgenommen: die Belange
und das Wohl der Kinder und die Festigkeit der sozi-
alen, kulturellen und familiaren Bindungen zum Gast-
land und zum Heimatland.s¢

In etwa einem Drittel der EU-Mitgliedstaaten sieht die
Gesetzgebung ausdricklich die Méglichkeit vor, Migran-
tenin einer irregularen Situation den Verbleib im Gastland
zu gestatten, wenn ihre Ausweisung einen ungerechtfer-
tigten Eingriff in ihr Recht auf Familienleben darstellen
wirde. Im dsterreichischen Recht wird Artikel 8 der EMRK
explizit erwdhnt.’” In anderen EU-Mitgliedstaaten wird
nicht ausdricklich auf die EMRK verwiesen.s®

66 EGMR, Uner gegen die Niederlande [GC], Nr. 46410/99,
18. Oktober 2006.

67 § 44ain Verbindung mit § 43 (2) oder § 44 (3) des
osterreichischen Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetzes;
ein dhnlicher Verweis auf die EMRK findet sich in einem von
der UK Border Agency zur Verfiigung gestellten Leitfaden: Es
wird ein Discretionary Leave (Aufenthaltstitel nach Ermessen)
erteilt, wenn eine Abschiebung einen unmittelbaren Versto3
gegen Artikel 8 der EMRK darstellen wiirde. Siehe Website
der UK Border Agency - ,Asylum Policy Instructions”, abrufbar
unter: www.ukba.homeoffice.gov.uk/sitecontent/documents/
policyandlaw/asylumpolicyinstructions.

68 Siehe beispielsweise Bulgarien (die formale Aussetzung der
Abschiebung kann auch durch das Recht auf Familienleben
begriindet werden; Ausldndergesetz der Republik Bulgarien,
Artikel 24, Artikel 24 Buchstabe a, Artikel 24 Buchstabe b und
Artikel 25, Artikel 25 Buchstabe a, Artikel 25 Buchstabe b); die
Tschechische Republik (Gesetz Nr. 326/1999, Sammlung zum
Aufenthalt von Ausléndern im Hoheitsgebiet der Tschechischen
Republik, Abschnitte 33 und 43 in Verbindung mit Abschnitt 179);
Rumanien (Notverordnung, Artikel 92 Abschnitt 1); die Slowakei
(Auslanderaufenthaltsgesetz 48/2002, Artikel 43 Abschnitt 1).


http://www.ukba.homeoffice.gov.uk/sitecontent/documents/policyandlaw/asylumpolicyinstructions
http://www.ukba.homeoffice.gov.uk/sitecontent/documents/policyandlaw/asylumpolicyinstructions

In der Praxis werden auf Artikel 8 der EMRK zurick-
gehende Abschiebungshindernisse unterschiedlich
gehandhabt. In Ddnemark® und Ungarn?° beispiels-
weise stellt das Recht auf Privat- und Familienleben
einen Grund fur die Ausstellung einer befristeten Auf-
enthaltserlaubnis dar. In Deutschland oder der Slowa-
kei wiirde dies dagegen den Status einer Duldung zur
Folge haben.”

Gesundheitszustand

Auch der Gesundheitszustand oder eine schwere
Krankheit kénnen die Rickfilhrung von Migranten
in einer irreqularen Situation verhindern. Der EGMR
kam in seiner Rechtsprechung zu dem Schluss, dass
die Abschiebung eines Auslénders in Ausnahmefallen
zu einer Verletzung des Artikels 3 der EMRK aufgrund
zwingender humanitarer Erwdgungen fiihren kann.”?

Die sich aus Artikel 3 der EMRK ergebenden Pflichten
besagen nicht, dass ein Aufenthaltstitel fir Personen
erteilt werden muss, die aufgrund ihres gesundheit-
lichen Zustands nicht abgeschoben werden kénnen.
Diese Moglichkeit liegt im Ermessen der nationalen
Behorden. Folglich kann sich eine Person in den Fallen,
in denen der Schutz vor Abschiebung nicht von einem
Aufenthaltstitel begleitet wird, in einem rechtlichen
Schwebezustand mit Schwierigkeiten beim Zugang zu
Grundrechten befinden.

Nach einer Studie des Europdischen Migrationsnetz-
werks istin mehr als der Halfte der EU-Mitgliedstaaten
ein nationaler Schutzstatus aufgrund des Gesundheits-
zustands vorgesehen.”s In einigen, jedoch nichtin allen
Fallen, kénnen medizinische Grinde die Erteilung einer
Aufenthaltserlaubnis rechtfertigen. In Osterreich bei-
spielsweise sieht das Gesetz zwar die Méglichkeit vor,
eine Abschiebung aufzuschieben, jedoch wird nicht
notwendigerweise eine Aufenthaltserlaubnis erteilt,
wenn die Grinde fir die Aufschiebung nicht als dau-
erhaft betrachtet werden.’s

69 Nach dem Ausléndergesetz (2002) Abschnitt 9 Buchstabe ¢
Ziffer 1, Abschnitt 9 Buchstabe c Ziffer 2, Abschnitt 9 Buchstabe ¢
Ziffer 3 kann eine Aufenthaltserlaubnis aufgrund von auRerge-
wohnlichen Grinden/Abschiebehindernissen erteilt werden, zu
denen auch die Aufrechterhaltung der Familieneinheit z&hlt.

70 Gesetz Il von 2007 zur Einreise und zum Aufenthalt von
Drittstaatsangehorigen, Abschnitt 48 (3) und Abschnitt 30 (1).

71 Die Beriicksichtigung des Familienlebens stellt einen Faktor dar,
der eine Abschiebung nach § 60a des deutschen Aufenthaltsge-
setzes ,aus tatsdchlichen oder rechtlichen Griinden” verhindern
kann. Slowakei, Ausléanderaufenthaltsgesetz 48/2002, Artikel 43
(1).

72 Siehe EGMR, D. gegen das Vereinigte Konigreich, Nr. 30240/96,

2. Mai 1997; EGMR, N. gegen das Vereinigte Kénigreich [GC],

Nr. 26565/05, 27. Mai 2008, Randnummern 32-45, in denen

die Grofl3e Kammer des Gerichtshofs ihre Rechtsprechung in
dieser Rechtssache und die daraus zu entnehmenden Prinzipien
zusammenfasst.

73 EMN (2010), Die verschiedenen Formen der Schutzgewshrung in
den EU-Mitgliedstaaten, Dezember 2010, Brissel, EMN, S. 28.

74 Osterreich, Asylgesetz 2005, § 10 (3); siehe auch Niederlassungs-
und Aufenthaltsgesetz, § 44 Buchstabe a und § 69a.

Nicht abgeschobene Personen

Humanitare Erwagungen in
Zusammenhang mit dem Herkunftsland

In der Anerkennungsrichtlinie (2004/83/EG) werden
nicht alle Personengruppen bericksichtigt, die inter-
nationalen Schutz bendétigen. Der Hohe Kommissar
der Vereinten Nationen fir Flichtlinge (UNHCR) hat
beispielsweise die Beschrankungen des Artikels 15
Buchstabe c der Richtlinie betont. Die Bestimmung
gewahrt nur jenen Personen einen Anspruch auf
subsididren Schutz, die eine ernsthafte ,individuelle”
Bedrohung ihres Lebens oder der Unversehrtheit ihrer
Person infolge willkirlicher Gewalt im Rahmen eines
,bewaffneten Konflikts” nachweisen kénnen. Ein
Bedarf an internationalem Schutz kann jedoch auch
aufgrund von politischen Unruhen oder massiver
Menschenrechtsverletzungen entstehen, die nicht zu
einem bewaffneten Konflikt fithren.7s

Fir eine Reihe von EU-Mitgliedstaaten sind die in der
Anerkennungsrichtlinie genannten Griinde nicht aus-
reichend, um alle Kategorien des Bedarfs an interna-
tionalem Schutz abzudecken. Wie zwei jingere Stu-
dien zeigen, hat die Mehrheit der EU-Mitgliedstaaten
nationale Schutzbestimmungen erlassen, die iber den
Umfang der Anerkennungsrichtlinie hinausgehen.”s

Schlieflich kann nach Artikel 3 der EMRK ein Hindernis
vorliegen, das die Abschiebung von Personen verhin-
dert, die vom internationalen Schutz ausgeschlos-
sen sind, da sie nicht als Flichtlinge oder subsidiar
geschitzte Personen anerkannt werden.’” Zwar kann
nach der EMRK eine Abschiebung unzuldssig sein, doch
sind die Staaten nicht verpflichtet, diesen Personen
eine Aufenthaltserlaubnis zu gewshren. Die Nichtertei-
lung einer Aufenthaltserlaubnis kann, wie nachfolgend
in diesem Bericht dargelegt, erhebliche Auswirkungen
auf die Mdglichkeiten dieser Personen haben, ihre
Grundrechte wahrzunehmen.

Mehr als die Halfte der EU-Mitgliedstaaten haben eine
Form von Schutz aus humanitdren Grinden einge-
fuhrt.”® Nach finnischem Recht etwa wird den in Finn-

75 UNHCR (2008), Statement on Subsidiary Protection Under the EC
Qualification Directive for People Threatened by Indiscriminate
Violence, Januar 2008, abrufbar unter: www.unhcr.org/refworld/
docid/479df7472.html. Siehe auch Europdischer Rat fur Flichtlin-
ge und im Exil lebende Personen (ECRE) (2008), The Impact of
the EU Qualification Directive on International Protection, Briissel,
ECRE, abrufbar unter: www.ecre.org/topics/areas-of-work/
protection-in-europe/150.html.

76 EMN (2010), Die verschiedenen Formen der Schutzgewshrung in
den EU-Mitgliedstaaten, Dezember 2010, Briissel, EMN; und Euro-
paischer Rat fur Flichtlinge und im Exil lebende Personen (2009),
Complementary Protection in Europe, 29. Juli 2009. Bei dieser
Berechnung wurde der Schutz wegen medizinischer Griinde oder
der Aufrechterhaltung der Familieneinheit nicht beriicksichtigt.

77 Siehe Anerkennungsrichtlinie, Artikel 12, 14, 17 und 19 sowie das
Abkommen Uber die Rechtsstellung von Flichtlingen von 1951,
Artikel 1 Buchstabe F.

78 EMN (2010), Die verschiedenen Formen der Schutzgewshrung in
den EU-Mitgliedstaaten, Dezember 2010, Brissel, EMN, S. 28.
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land lebenden Ausldndern eine Aufenthaltserlaubnis
aus humanitaren Grinden erteilt, wenn sie nicht unter
die Griinde fur die Gewdhrung von Asyl oder die Zuer-
kennung eines subsididaren Schutzstatus fallen, aber
aufgrund einer Umweltkatastrophe, der Sicherheits-
situation bei einem internen oder internationalen Kon-
flikt oder einer prekdren Menschenrechtssituation nicht
zurlckkehren kénnen.” Im italienischen Recht gibt es
die Méglichkeit, aus humanitdren Grinden per Erlass
des Premierministers eine befristete Aufenthaltserlaub-
nis zu erteilen, wenn entsprechende humanitdre Grinde
wie Konfliktsituationen, Naturkatastrophen oder andere
schwerwiegende Ereignisse in Staaten auf3erhalb der
Europaischen Union eine Abschiebung verhindern.® Das
Einwanderungsgesetz in Lettland ermdglicht es, aus
humanitdren Griinden eine Abschiebungsanordnung
nicht auszustellen und eine Aufenthaltserlaubnis von
bis zu einem Jahr zu gewahren.®

Beriicksichtigung des Kindeswohls

Der Ausschuss fir die Rechte des Kindes hat darauf
hingewiesen, dass die Rickfihrung unbegleiteter
Minderjahriger nur nach einer sorgfaltigen Prifung
des Kindeswohls erfolgen darf.?2 In diesem Sinne ver-
bietet die Rickfihrungsrichtlinie auRRer bei Familienzu-
sammenfihrungen die Abschiebung von unbegleiteten
Minderjahrigen, wenn im Rickkehrstaat keine geeig-
nete Aufnahme erfolgt.®s

Die Politik der einzelnen EU-Mitgliedstaaten hinsicht-
lich unbegleiteter Minderjahriger unterscheidet sich
erheblich.®4 In den Staaten, die unbegleiteten Min-
derjdhrigen einen besonderen Schutz gewahren, wird
diesen Ublicherweise eine Aufenthaltserlaubnis ausge-
stellt. Die Aufenthaltserlaubnis kann jedoch mit Errei-
chen der Volljahrigkeit verfallen. Wenn keine andere
Aufenthaltserlaubnis erteilt und die Abschiebung nicht
durchgefihrt wird, kénnen sich diese Kinder bei Errei-
chen der Volljghrigkeit im Aufnahmeland moglicher-
weise in einer irreguldren Situation finden.

79 Finnland, Ausléndergesetz, Abschnitt 88 Buchstabe a.

80 lItalien, Gesetzesverordnung Nr. 286/1998, Artikel 19 (1).

81 Lettland, Einwanderungsgesetz, Artikel 2 (3).

82 Siehe Ausschuss fir die Rechte des Kindes (2005), General Com-
ment No. 6: Treatment of unaccompanied and separated children
outside their country of origin, 1. September 2009, Absatz 84.

83 Siehe Artikel 10 (2).

84 Einen Uberblick iiber diese Politiken bietet das EMN (2010),
Policies on Reception, Return, Integration arrangements for,
and numbers of, unaccompanied minors, Mai 2010, Brissel,

EMN, S. 51 und Anhang 7. Im FRA-Bericht zu unbegleiteten
Minderjahrigen werden die Folgen dieser Politiken dargestellt:
siehe FRA (2010), Separated, asylum-seeking children in European
Union Member States - comparative report, Luxemburg, Amt fir
Veroffentlichungen.
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Praktische Grinde und
technische Hindernisse

Praktische Griinde oder technische Hindernisse umfas-
sen Schwierigkeiten bei der Identifizierung der Per-
sonen oder Bestimmung der Nationalitat, das Fehlen
von Reisedokumenten sowie den Mangel an sicheren
und geeigneten Reise- und/oder Aufnahmeeinrichtun-
gen. In der Praxis spielen derartige Hindernisse eine
wichtige Rolle.

In etwa der Halfte der EU-Mitgliedstaaten sieht die
Gesetzgebung die Méglichkeit vor, die Abschiebung
auszusetzen, wenn ihre Durchsetzung aufgrund prak-
tischer oder technischer Griinde nicht moglich ist.%s
In einigen Fallen fuhrt die Aussetzung der Abschie-
bung zur Ausstellung eines befristeten Aufenthalts-
titels (z. B. in Belgien, Dénemark oder Finnland) und
ist manchmal mit Aufenthaltsbeschrankungen wie in
Frankreich verbunden.s¢

In anderen Staaten sieht die Gesetzgebung nur einen
rechtmalligen Aufenthalt bis zur Durchfihrung der
Abschiebung vor (z. B. eine Duldung in Deutschland
und einen Duldungsstatus in Rumanien). In Osterreich
und Litauen kann eine befristete Aufenthaltserlaubnis
nur dann gewdhrt werden, wenn Abschiebungshinder-
nisse iber einen bestimmten Zeitraum vorliegen.®”
Zuweilen ist die formale Aussetzung der Abschiebung
bzw. die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nur fir
Abschiebungshindernisse vorgesehen, die vom Mig-
ranten unverschuldet sind (z. B. in Osterreich).2¢ In den

85 Belgien, Auslandergesetz, Artikel gbis (nach dem unter auRer-
ordentlichen Umstanden eine Aufenthaltserlaubnis ausgestellt
werden kann); Bulgarien, Ausléndergesetz, Artikel 24 und 25;
Danemark, Auslandergesetz, Abschnitt 9 Buchstabe c Ziffer 2;
Deutschland, Aufenthaltsgesetz, § 603; Finnland, Auslénderge-
setz, Abschnitt 51; Griechenland, Gesetz 3907/2011, Artikel 24 (4)
(die Bescheinigung tber die Aufschiebung der Abschiebung gilt
fur sechs Monate und kann verlangert werden); Irland, Einwande-
rungsgesetz 1999, Abschnitt 3 (3) Buchstabe b und Abschnitt 3 (6),
nach dem der Minister ein Bleiberecht gewdhren kann; Litauen,
Gesetz Uber den Rechtsstatus von Auslandern, Artikel 128 und
132 (Moglichkeit zur Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis, wenn
die Abschiebehindernisse langer als ein Jahr bestehen); die
Niederlande, Auslandergesetz, Abschnitte 8 und 63, Durchfiih-
rungsrichtlinien zum Auslandergesetz unter B/14/3.2.2; Osterreich,
Fremdenpolizeigesetz, § 46g; Polen, Gesetz Uiber die Gewahrung
von Schutz fir Auslander, Artikel 97 und 98; Rumanien, Auslander-
gesetz, Artikel 92; die Slowakei, Aufenthaltsgesetz, Artikel 43 (1)
Buchstabe c; die Tschechische Republik, Gesetz zum Aufenthalt
von Auslandern, Abschnitte 33 und 43; Zypern (Personen, die
aus der Haft entlassen werden und deren Abschiebung aufgrund
technischer oder humanitarer Grinde aufgeschoben wird, kann
eine befristete Aufenthaltserlaubnis, die sogenannte ,rosa Karte”
ausgestellt werden).

86 Siehe Frankreich, Gesetz fir die Einreise und den Aufenthalt
von Auslandern, Artikel L 513-4. Auslander, deren Abschiebung
nur schwer durchfihrbar ist, werden unter Hausarrest gestellt.
Sie erhalten eine befristete Aufenthaltserlaubnis, in der die
Aussetzung der Abschiebung angegeben wird, und eine Abschrift
der Verwaltungsentscheidung tber die Aussetzung.

87 Osterreich, Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz, § 69a
Ziffer 1; Litauen, Gesetz Giber den Rechtsstatus von Auslandern,
Artikel 132.

88 Osterreich, Fremdenpolizeigesetz, § 46a.



Nicht abgeschobene Personen

Tabelle 2: Politische Optionen fiir Personen, die aufgrund praktischer oder technischer Hindernisse nicht
abgeschoben werden - Dokumente, die den Betreffenden ausgehandigt werden
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Quelle

Ausldndergesetz, Artikel 9bis
Auslandergesetz, Artikel 24-25

Auslandergesetz, Artikel 9 Buchstabe c Ziffer 2

Aufenthaltsgesetz, § 60a (nach einiger Zeit kann eine Aufenthalts-
erlaubnis nach MafRgabe besonderer Vorschriften erteilt werden)

OLPEA, Artikel 14 (5) und Artikel 7 (3)
Auslandergesetz, Artikel 51, 52, 89

Gesetz Uber die Einreise und den Aufenthalt von Auslandern,
Artikel L 513-4

Gesetz 3907/2011, Artikel 24 (4)

Einwanderungsgesetz 1999, Artikel 3 (3) Buchstabe b,
Artikel 3 (6) (befristetes Bleiberecht)

Gesetzesverordnung 286/98, Artikel 14
(in der geltenden Fassung)

Gesetz iber den Rechtsstatus von Auslandern, Artikel 128
und 132 (Aufenthaltserlaubnis nach einem Jahr moglich)

Nach der Verwaltungspraxis wird den aus der Haft
entlassenen Personen ein Visum ausgestellt.

Auslandergesetz, Artikel 8 Buchstabe j und Durchfiihrungs-
richtlinien zum Ausléndergesetz unter B/14/3.2.2

Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz, § 69a
(Aufenthaltserlaubnis nach einem Jahr moglich);
Fremdenpolizeigesetz, § 46a

Auslanderschutzgesetz von 2003, Artikel 97 und 98

Notverordnung 194/2002, neu veroffentlicht, Kapitel V,
Abschnitt 6, Artikel 102-104

Auslandergesetz, Kapitel 12, Abschnitte 1-19
Auslandergesetz, Artikel 43 (1) Buchstabe ¢

Auslandergesetz, Artikel 52

Auslandergesetz, Artikel 33 und 43 in Verbindung mit Artikel 179

Gesetz Uber Drittstaatsangeharige, Artikel 48 (3)

Fremden- und Migrationsverordnung, Artikel 15 (1) Buchstabe B, 1972

Anmerkung: Es ist davon auszugehen, dass in allen Ldndern zumindest einige Personen keine Bescheinigung lber die
Aussetzung der Abschiebung erhalten. Allgemeine Ermessensspielrdume der Verwaltungsbehérden fir die
Gewdhrung von Aufenthaltstiteln sind in dieser Aufstellung nicht bericksichtigt.

Quelle: FRA, 2011, auf Grundlage der nationalen Rechtsvorschriften
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Niederlanden gelten diese Umsténde nur fir Migranten
in einer irrequldren Situation, die versuchen, das Land
freiwillig zu verlassen, jedoch keinen Erfolg haben.®
Derartige Bedingungen und Einschrdnkungen begren-
zen den Kreis der Personen, die bis zu ihrer Abschie-
bung einen rechtmaRigen Aufenthalt erwirken kénnen.

Tabelle 2 gibt einen Uberblick tiber die politischen Opti-
onen, die in den 27 EU-Mitgliedstaaten fir jene Per-
sonen bestehen, deren Abschiebung aufgrund prakti-
scher oder technischer Hindernisse ausgesetzt wird.
Bei jeder Option wird gegebenenfalls die Art des offi-
ziellen Dokumentes angegeben, das den betroffenen
Personen ausgehandigt wird. Es ist davon auszugehen,
dass in allen Landern zumindest einige Personen keine
Bescheinigung Gber die Aussetzung der Abschiebung
erhalten. In diesen Féllen konnen die betreffenden
Personen nach ihrer Entlassung aus der Haft nicht von
Migranten in einer irregularen Situation unterschieden
werden, die niemals entdeckt wurden.

Politische Entscheidungen zur
Aussetzung einer Abschiebung

Ein dritter Grund, die Aussetzung einer Abschiebung
von Drittstaatsangehdérigen zu rechtfertigen, betrifft
politische Entscheidungen des jeweiligen Staates.
Diese konnen Entscheidungen umfassen, die der Staat
auf Grundlage der in der nationalen Verfassung ver-
ankerten und hier nicht behandelten Werte oder zum
Schutz der politischen Interessen des Staates trifft.

Die nationalen Rechtsvorschriften von zumindest eini-
gen EU-Mitgliedstaaten sehen die Mdglichkeit vor, eine
Abschiebung auszusetzen oder eine Aufenthaltsge-
nehmigung aufgrund Erwagungen des 6ffentlichen
Interesses zu erteilen. In Deutschland beispielsweise
umfassen die Griinde fir die Gewahrung einer Duldung
unter anderem die Wahrung politischer Interessen der
Bundesrepublik Deutschland.>° Auf 8hnliche Weise fin-
den sich die nationale Sicherheit und 6ffentliche Politik
oder Grinde des o6ffentlichen Interesses auch in den
Auslandergesetzen in Irland, Rumanien und Ungarn.””

Schlief3lich kénnen Staaten Migranten in einer irre-
guldren Situation eine befristete Aufenthaltserlaub-
nis erteilen, wenn diese entweder als Opfer oder

89 Niederlande, siehe Durchfiihrungsrichtlinien zum Ausléndergesetz
(Vreemdelingencirculaire) 2000 unter B/14/3.2.2.

90 Deutschland, Aufenthaltsgesetz (2007), § 60a.

91 Inlrland sind Erwdgungen zur nationalen Sicherheit und 6ffentlichen
Politik bei der Ausfertigung einer Abschiebungsentscheidung zu
beriicksichtigen (Einwanderungsgesetz 1999, Abschnitt 3 (6));
Rumanien, Notverordnung Nr. 194 vom 12. Dezember 2002
(neu verdffentlicht), Artikel 69 (2) und Artikel 103 Buchstabe d;
Ungarn, Gesetz Il von 2007 iber die Zulassung und den Aufenthalt
von Drittstaatsangehorigen, Abschnitt 18.
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als Zeugen in bestimmten Rechtsféllen mit der Justiz
kooperieren. Ein Beispiel fiir eine derartige Politik auf
EU-Ebene findet sich in der Richtlinie 2004/81/EG, in
der eine Bedenkzeit sowie eine befristete Aufenthalts-
erlaubnis fir die Dauer der entsprechenden nationalen
Strafverfahren vorgesehen ist.>> Die Begriindung fiir
diese Art von Berechtigungen liegt im Interesse des
Staates, die Verfolgung bestimmter schwerer Strafta-
ten sowie den Opferschutz zu gewshrleisten. Derartige
Aufenthaltsberechtigungen sind meist befristet oder
werden fir die Dauer der Verfahren erteilt.

2.2. Strategien bei einer
Nichtrickfihrbarkeit

Die nationalen Strategien im Fall der Nichtrickfahr-
barkeit unterscheiden sich innerhalb der EU erheblich.
Dabei variieren sie sowohl innerhalb als auch zwischen
den Staaten, je nach Aussetzungsgrund oder anderen
Faktoren wie dem Profil der Person bzw. sonstigen
Interessen. Die MaRnahmen reichen von einer fakti-
schen Duldung der Person im Hoheitsgebiet des Staats
bis zur Gewahrung einer Aufenthaltserlaubnis.

Abbildung 3 ist zu entnehmen, dass verschiedene
Losungen mit einem unterschiedlichen MaR an , Auf-
enthaltssicherheit” méglich sind. Zudem wird aufge-
zeigt, dass die Wahl nicht notwendigerweise zwischen
Irreqularitdt und einem vollstdndig reqularen Status
zu treffen ist. Es existieren verschiedene Zwischen-
|6sungen. Bei einigen handelt es sich lediglich um
faktische Duldungen, die eine minimale oder keine
Aufenthaltssicherheit bieten, beispielsweise, wenn
die betroffene Person keine schriftliche Bestatigung
Gber die Aussetzung ihrer Abschiebung erhalt. In ande-
ren Fallen fihrt die Aussetzung zu einer offiziellen
Aufenthaltsberechtigung.

In den Vereinigten Staaten von Amerika werden
Migranten, deren Status weder vollstandig irreqular
noch regular ist, als Personen, die sich in einer Art
,Grauzone” befinden, bezeichnet.3 Laut einer Quelle
gibt es schdtzungsweise etwa eine bis 1,5 Millionen
Personen ohne Aufenthaltstitel, die den Einwande-

92 Richtlinie 2004/81/EG des Rates vom 29. April 2004 Uber die
Erteilung von Aufenthaltstiteln fur Drittstaatsangehdrige, die
Opfer des Menschenhandels sind oder denen Beihilfe zur illegalen
Einwanderung geleistet wurde und die mit den zustandigen Behérden
kooperieren, ABI. 2004 L 261. Siehe auch Richtlinie 2011/36/EU des
Europdischen Parlaments und des Rates vom 5. April 2011 zur
Verhiitung und Bekampfung des Menschenhandels und zum
Schutz seiner Opfer, ABI. 2011 L101/1, sowie zur Ersetzung des
Rahmenbeschlusses des Rates vom 19. Juli 2002 zur Bekampfung des
Menschenhandels, ABI. 2002 L 203, in dem die Unterstiitzung fur die
Opfer von Menschenhandel geregelt wird.

93 Passel, ). (2005), Unauthorized Migrants: Numbers and Characte-
ristics, Washington, DC, Pew Hispanic Center; Martin, D. (2005),
Twilight Statuses: A Closer Examination of the Unauthorized Po-
pulation, Policy Brief, Migration Policy Institute, Nr. 2, Juni 2005.
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Abbildung 3: Grad an Aufenthaltssicherheit
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rungsbehérden in den USA bekannt sind und deren
regularer Rechtsstatus anhdngig, bislang jedoch
(noch) nicht vollstandig rechtmafig ist.>

Im Allgemeinen haben der Grad der Anerkennung des
Aufenthalts einer Person, die sich zwischen Regula-
ritdt und Irreqularitat befindet, und die Form, in der
dieser Zustand dokumentiert wird, Auswirkungen auf
den Schutz der Grundrechte dieser Person und insbe-
sondere auf den Schutz vor willkirlicher Festnahme.
Oftmals bedeutet eine hohere Aufenthaltssicherheit
auch einen verbesserten Zugang zu Grundrechten. Dies
ist jedoch nicht immer der Fall. In Spanien beispiels-
weise ist die Aufenthaltssicherheit minimal, Migranten
in einer irrequldren Situation haben jedoch Zugang zu
einer Reihe von sozialen Rechten, wenn sie sich bei
den Gemeinden registrieren lassen.

Der einer Person verliehene Rechtsstatus ist selten
endgiltig. Er kann sich mit den Umsténden, unter
denen er erteilt wurde, verdndern. Wenn beispiels-
weise ein Abschiebungshindernis nicht weiter besteht,
wird eine befristete Aufenthaltserlaubnis moglicher-
weise nicht erneut verldngert. Auch kann ein ldngerer
Aufenthalt im Aufnahmeland zu einer langerfristigen
Aufenthaltserlaubnis fihren.

Haufig ist der Grad an Aufenthaltssicherheit von den
Griinden fir die Aussetzung der Abschiebung abhén-
gig. Ist eine Aussetzung beispielsweise fir unbegleitete
Minderjahrige vorgesehen, fihrt diese iblicherweise
zur Ausstellung einer Aufenthaltserlaubnis. Wird die
Abschiebung dagegen aufgrund von Schwierigkeiten
bei der Identifizierung der Staatsangehérigkeit einer

94 Passel, ). (2005), Background Briefing Prepared for Task Force on
Immigration and America’s Future, Washington, DC, Pew Hispanic
Center, 14. Juni 2005, S. 9.
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Person ausgesetzt, fiihrt dies haufig lediglich zu einer
faktischen Duldung der Personen im Hoheitsgebiet.

Auch wenn das nationale Recht die Méglichkeit bietet,
aus bestimmten Griinden einen befristeten Aufenthalt
oder eine Aufenthaltserlaubnis zu gewahren, kann in
der Praxis nicht jeder von dieser Méglichkeit profitie-
ren. Haufig ist die Ausstellung eine Ermessensfrage
und/oder auf Personen beschrdnkt, die bestimmte
Voraussetzungen erfiillen, wie etwa eine bestimmte
Dauer des Aufenthalts, gqute Fiithrung oder das Mal3 der
tatsachlichen Integration.

Im Wesentlichen gibt es drei mégliche politische Ant-
worten auf Migranten in einer irreqularen Situation, die
aus rechtlichen, praktischen oder politischen Erwdgun-
gen nicht abgeschoben werden: Sie konnen de facto
geduldet werden, eine offizielle Duldung erhalten oder
es wird ihnen ein Aufenthaltstitel erteilt.

Faktische Duldung

In einer Reihe von EU-Mitgliedstaaten ist in der natio-
nalen Gesetzgebung oder in den Verwaltungsverfah-
ren kein Status oder Mechanismus dafir vorgesehen,
wie mit bestimmten Kategorien nicht abgeschobe-
ner Personen umzugehen ist. Es werden ihnen keine
Dokumente ausgefertigt (aufSer moglicherweise eine
Abschrift des Urteils zur Haftentlassung), und sie sind
weiterhin ausreisepflichtig.

In einigen Mitgliedstaaten sind diese Personen nicht
davor geschitzt, willkirlich festgenommen und ver-
haftet zu werden. Das italienische Recht sieht fiir die
Falle, in denen eine Abschiebung oder die angeordnete
Begleitung an die Grenze aus praktischen Grinden
nicht durchfihrbar ist, vor, dass die Person fiir 30 Tage
in eine Hafteinrichtung verbracht wird. Dieser Zeitraum
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kann um weitere 30 bis 60 Tage fir einen Gesamt-
zeitraum von bis zu sechs Monaten und in Ausnahme-
fallen bis zu 18 Monate verléngert werden. Nach der
Entlassung hat die Person das Land innerhalb von sie-
ben Tagen zu verlassen. Leistet sie dieser Anordnung
keine Folge, kann die Person erneut in Haft genommen
werden, bis der Zeitraum von sechs oder 18 Monaten
ausgeschopft ist.?s In Belgien kann die Nichtdurchfihr-
barkeit der Abschiebung in einigen Féllen eine Aufent-
haltserlaubnis aufgrund aufSergewéhnlicher Umstande
nach sich ziehen, doch ist es haufiger der Fall, dass
eine Person aus der Haft entlassen wird und ihr keine
Dokumente ausgefertigt werden, die eine erneute Haft
verhindern.?¢ In den Niederlanden kédnnen Moratorien
fur die Abschiebung in bestimmte Lander angekindigt
werden, den betreffenden Personen wird jedoch meist
kein Aufenthaltsrecht gewahrt.®7 In dem luxemburgi-
schen Gesetz zur Freiziigigkeit und Einwanderung von
2008 sind keine Mechanismen fir die Handhabung
praktischer Abschiebungshindernisse vorgesehen.

In anderen EU-Mitgliedstaaten sind wiederholte Fest-
nahmen und Inhaftnahmen nicht moglich. In Portugal
und Spanien ist eine Person nach 6o Tagen in Abschie-
behaft freizulassen.® Nach der Freilassung ist der Sta-
tus dieser Person irregular, sie ist verpflichtet, das Land
zu verlassen, und kann jederzeit abgeschoben wer-
den.?? In der Regel wird keine Aufenthaltsberechtigung
erteilt. In beiden Landern haben jedoch alle Personen,
einschlieRlich Migranten in einer irrequléren Situation,
Anspruch auf eine Reihe von Grundrechten. In Spanien
werden nach der Rechtsprechung des Verfassungsge-
richts die Grundrechte fir Migranten in einer irrequ-
|aren Situation anerkannt, da es sich um Grundrechte
handelt, die fir alle Menschen gelten.”°

Wenn das Gesetz keine spezifische Aufenthaltsgeneh-
migung fir Personen vorsieht, deren Abschiebung aus-
gesetzt oder aus praktischen oder humanitdren Grin-
den nicht durchgefiihrt werden kann, hat dies eine
faktische Duldung zur Folge. Nicht abgeschobene Per-
sonen, die lediglich de facto geduldet werden, leben
in einem rechtlichen Schwebezustand und haben kein

95 Italien, Gesetzesverordnung 286/98, Artikel 14 (5), gedndert
durch das Gesetz 94/2009 vom 15. Juli und durch die
Gesetzesverordnung 89 vom 23. Juni 2011.

96 Eine Person kann nach Artikel 9bis des Auslandergesetzes
eine Aufenthaltsgenehmigung beantragen. Dies erfolgt in der
Mehrheit der Félle jedoch nicht (die Informationen wurden von
den Fralex-Kontaktstellen im Mai 2009 in Zusammenhang mit
dem Projekt der FRA zu den Rechten von Migranten in einer
irreguldren Situation in freiwilligen und unfreiwilligen Rickfuh-
rungsverfahren Gbermittelt).

97 EMN (2010), The Practises in The Netherlands concerning the
granting of non-EU harmonised protection Statuses, April 2010.

98 Portugal, Gesetz 23/07, Artikel 146 (3); in Spanien wurde 2009
die Hochstgrenze von 40 Tagen auf 60 Tage ausgeweitet,
Gesetz 4/2000 (in der geltenden Fassung), Artikel 62 (2).

99 Spanien, Gesetz 23/07, Artikel 160; Spanien, Gesetz 4/2000,
Artikel 62 (2).

100 Spanien, Verfassungsgericht (Tribunal Constitucional de Espania),
Urteile STC 236/2007 und 259/2007.

Die Grundrechte von Migranten in einer irreguldren Situation in der Europdischen Union

Aufenthaltsrecht, werden jedoch nicht abgeschoben.
In Staaten, in denen der rechtliche Schutz von Migran-
tenin einer irregularen Situation schwach ist, kann dies
Verletzungen von Grundrechten der nicht abgescho-
benen Personen zur Folge haben.

Offizielle Duldung

In einer Reihe von EU-Mitgliedstaaten sehen die natio-
nalen Rechtsvorschriften - insbesondere fiir Personen,
deren Abschiebung ausgesetzt wurde - eine offizielle
Aufenthaltsgenehmigung (Duldung) vor. In den meisten
Fallen wird die Aussetzung der Abschiebung durch ein
Dokument bestatigt, das der betroffenen Person ausge-
handigt wird." Dies ist jedoch nicht immer der Fall. Ein
derartiges Dokument schiitzt die Personen normaler-
weise vor einer Inhaftierung oder Abschiebehaft. Wenn
eine Duldung oder eine dhnliche Erlaubnis ausgestellt
wird, gewdhrt dies ein gewisses Mald an , Aufenthalts-
sicherheit”. Eine Duldung erkennt zwar den Aufenthalt
einer Person im Land an, bietet jedoch eine geringere
Anerkennung als ein Aufenthaltstitel, der dem Inhaber
Ublicherweise mehr Rechte einrdumt. Daher stellt sie
lediglich eine voriibergehende Lésung dar.

In einigen EU-Mitgliedstaaten (Bulgarien, Deutschland,
Griechenland, Litauen, Osterreich, Rumanien) sind die
Inhaber einer Duldung weiterhin zur Ausreise aus dem
Land verpflichtet.> Durch die Duldung wird die Riick-
kehr nur solange ausgesetzt, wie diese tatsachlich
oder rechtlich nicht durchftihrbar ist.

In anderen EU-Mitgliedstaaten wird mit der Aussetzung
der Abschiebung fiir einen gewissen Zeitraum ein Blei-
berecht eingerdumt; dieses entspricht jedoch keinem
Aufenthaltstitel nach den nationalen Rechtsvorschrif-
ten. In der Tschechischen Republik beispielsweise wird
einer Person, deren Abschiebung ausgesetzt wird, ein
»Duldungsvisum” ausgestellt, das fir einen Zeitraum
von bis zu einem Jahr giltig ist.*3 In Ungarn wird nicht
abgeschobenen Personen ein Dokument ausgehdndigt,
das besagt, dass ihr Einwanderungsverfahren anhén-
gig ist.’*4 Obwohl die Gesetzgebung in Malta keine Aus-

101 Das bulgarische Recht sieht beispielsweise die formale Aus-
setzung der Abschiebung vor, ein Bleiberecht im Land wird
jedoch nicht gewahrt und in der Praxis wird der Person nur eine
Abschrift der Verwaltungsentscheidung zur Aussetzung der
Abschiebung ausgehandigt, (Erhebung unter den nationalen
Behorden, bulgarisches Innenministerium); siehe auch Griechen-
land, Gesetz 3907/2011, Artikel 24 (4).
Deutschland, Aufenthaltsgesetz, § 603; Griechenland,
Gesetz 3907/2011, Artikel 24 (4); Litauen, Gesetz Gber den
Rechtsstatus von Ausldndern, Artikel 128 (3); Osterreich, Nieder-
lassungs- und Aufenthaltsgesetz, § 69a (1); Rumanien, Notver-
ordnung Nr. 194 (in der 2002 gednderten Fassung), Artikel 104
(2). Im bulgarischen Gesetz ist ein , Ausreiseverbot” als offizielle
Aussetzung der Abschiebung festgelegt (siehe Ful3note 101).
103 Tschechische Republik, Gesetz Nr. 326/1999 Sammlung zum
Aufenthalt von Auslandern im Hoheitsgebiet der Tschechischen
Republik (§ 1203, § 33 und § 179, § 43 und § 179).
104 Ungarn, Gesetz Uber Drittstaatsangehdrige, Abschnitt 48 (3).

N
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Nicht abgeschobene Personen

Tabelle 3: Wege aus der Rechtsunsicherheit: Beispiele von Aufenthaltstiteln fiir Personen mit Duldungsstatus

EU- Zeitraum, nach dem eine Duldung in
Mitgliedstaat  einen Aufenthaltstitel ibergehen kann

Deutschland 6-8 Jahre
Litauen 1Jahr
Osterreich 1Jahr
Tschechische

1Jahr

Republik

Rechtsgrundlage

Aufenthaltsgesetz, § 104 Buchstabe aund b

Gesetz Uber den Rechtsstatus von Auslandern vom
29. April 2004, Artikel 132

Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz, § 69a (1)

Gesetz zum Aufenthalt von Ausldndern im
Hoheitsgebiet der Tschechischen Republik, Artikel 43

Quelle: FRA, 2011, auf Grundlage der nationalen Rechtsvorschriften

setzung der Abschiebung vorsieht, kann abgelehnten
Asylbewerbern (oder anderen Migranten in einer irre-
guldren Situation), wenn sie aus der Abschiebehaft ent-
lassen werden und ihre Abschiebung noch ausgesetzt
ist, nach der Verwaltungspraxis ein kurzfristiges Visum
ausgestellt werden.s In Slowenien wird eine Aufent-
haltserlaubnis fir einen Zeitraum von sechs Monaten
ausgestellt und kann verlangert werden, solange die
Bedingungen, die zu ihrer Ausstellung fihrten, wei-
terhin bestehen. Die Polizei stellt Personen, denen ein
Bleiberecht zugesprochen wurde, einen Ausweis aus, in
dem ihr Aufenthaltsrecht bescheinigt wird und dem eine
Abschrift der Verwaltungsentscheidung zur Aussetzung
der Abschiebung beigefiigt ist.¢ In der Slowakei wird
ein geduldeter Aufenthalt gewahrt. o7

Eine Duldung ist eine voribergehende Losung. Der
Grund fur die Nichtrickfihrbarkeit kann kurzfristiger
Natur sein wie beispielsweise eine Schwangerschaft,
voriibergehende Krankheit, oder falls neue Beforde-
rungskapazitdten gefunden werden missen. Haufig
jedoch werden Abschiebungen Gber einen betrachtli-
chen Zeitraum hinweg ausgesetzt. Ende Oktober 2009
waren beispielsweise in Deutschland 58 8oo Migran-
ten in einer irrequldren Situation seit mehr als sechs
Jahren im Besitz einer Duldung.™®

Rechtlich unklare Situationen, die Gber einen ldngeren
Zeitraum bestehen, sind sowohl fur die betroffene Per-
son als auch fiir den Staat nicht wiinschenswert. Da die
Wahrscheinlichkeit einer Riickkehr im Laufe der Zeit
abnimmt, muss das Aufnahmeland Lésungen finden,
um den rechtlichen Schwebezustand zu beenden. Im

105 Das Visum ist fur drei Monate gultig und kann im Allgemeinen
verlangert werden. Kapitel 217 der Gesetze von Malta, Einwan-
derungsgesetz, Artikel 6.

106 Slowenien, Auslandergesetz 71/08, Artikel 52 und folgende.

107 Ibid., Artikel 43 (1) Buchstabe c.

108 Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der
Abgeordneten Ulla Jelpke, Jan Korte, Sevim Dagdelen,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE,
Bundestagsdrucksache 17/764 vom 22. Februar 2010,

(Stand 31. Dezember 2009).

Wesentlichen gibt es zwei Mdglichkeiten: Erstens kann
auf auRerordentliche und zeitlich begrenzte Legalisie-
rungsprogramme zuriickgegriffen werden, wie dies in
der Vergangenheit haufig der Fall war.*® Zweitens kann
die Moglichkeit vorgesehen werden, auf Grundlage des
jeweiligen Einzelfalls den Personen, deren Abschiebung
aufgeschoben wurde, im Rahmen der allgemeinen Mig-
rationspolitik einen Aufenthaltstitel zu erteilen.

Unter den elf EU-Mitgliedstaaten, in denen unter-
schiedliche Formen einer offiziellen Duldung bei Per-
sonen, deren Abschiebung ausgesetzt wurde, ermittelt
werden konnten (wenn keine Aufenthaltserlaub-
nis erteilt wird), gibt es in mindestens vier Landern
Mechanismen zur Beendigung von langer andauern-
den rechtlichen Schwebezustdnden. Diese Staaten
werden in Tabelle 3 aufgefihrt.

In Deutschland kénnen Personen mit einer Duldung
nach einem bestimmten Zeitraum und bei Erfillen
einer Reihe von Bedingungen eine Aufenthaltserlaub-
nis auf Grundlage von Paragraf 104 Buchstaben a und
b des Aufenthaltsgesetzes erwirken. Die Bedingungen
fur eine Aufenthaltserlaubnis entstammen dem von
der Standigen Konferenz der Innenminister und -sena-
toren der Lander am 17. November 2006 gefassten
Bleiberechtsbeschluss.™ Hierzu missen ein Arbeits-
verhaltnis, die Aussetzung der Abschiebung iber min-
destens sechs bis acht Jahre, keine Vorstrafen, keine
Bedrohung der nationalen Sicherheit und 6ffentlichen
Ordnung sowie ein Mindestmal? an tatsachlicher Inte-
gration nachgewiesen werden. Seit Ende 2006 wurde
der Status von etwa 35 0oo Personen legalisiert, auch

109 Legalisierungsprogramme wurden in verschiedenen Landern
umgesetzt, unter anderem in Belgien, Deutschland, Frankreich,
Griechenland, Italien, den Niederlanden, Portugal, Spanien und
im Vereinigten Konigreich; siehe Baldwin-Edwards, M. und
Kraler, A. (2009), REGINE-Regularisations in Europe, Amsterdam,
Amsterdam University Press.

110 EMN (2010), Europdische und nationale Formen der Schutzge-
wéhrung in Deutschland, Januar 2010, S. 36. Siehe auch: www.
bundesregierung.de/Content/DE/Archiv16/Artikel/2006/11/2006-
11-17-einigung-beim-bleiberecht.htm.
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wenn die Mehrheit davon lediglich eine Aufenthalts-
erlaubnis auf Probe erhielt, da sie die geforderte
Erwerbstatigkeit nicht nachweisen konnte. Ende 2009
wurden die probeweise erteilten Aufenthaltstitel fur
weitere zwei Jahre verldngert.™

Auch in anderen EU-Mitgliedstaaten ist die Erteilung
eines Aufenthaltstitels aufgrund der Aussetzung einer
Abschiebung abhdngig von der Dauer der Umstande,
die eine Rickkehr verhindern. In der Tschechischen
Republik und Litauen beispielsweise wird Personen mit
einer Duldung eine Aufenthaltserlaubnis erteilt, wenn
die Umsténde, aufgrund derer ein Duldungsvisum (in
der Tschechischen Republik) oder eine befristete Auf-
enthaltserlaubnis (in Litauen) gewahrt wurde, auch
nach einem Jahr fortbestehen. In der Praxis wird die-
ser Mechanismus jedoch in der Tschechischen Republik
kaum eingesetzt. Auch in Osterreich ist eine Dauer
von einem Jahr vorgesehen.s

Befristete Aufenthaltserlaubnis

Obwohl sich die nationalen Bestimmungen stark unter-
scheiden, besteht in allen Mitgliedstaaten die M6g-
lichkeit, zumindest bestimmten Personengruppen, die
aus humanitaren, praktischen oder politischen Erwa-
gungen nicht abgeschoben werden, einen befristeten
Aufenthaltstitel zu gewdhren. Sobald einer Person eine
wenn auch befristete Aufenthaltserlaubnis erteilt wird,
ist ihre Situation nicht mehr irrequldr und daher nicht
mehr Gegenstand dieser Studie. Hier wird die Gesetz-
gebung in Finnland, Polen und Zypern als Beispiel fiir
die Strategien zur Erteilung befristeter Aufenthaltstitel
angefihrt. In Finnland erhalten Auslénder eine befris-
tete Aufenthaltserlaubnis, wenn sie voribergehend
aus gesundheitlichen Grinden oder aus anderen Griin-
den nicht ausgewiesen werden kénnen.™ In Polen hat
eine Person, der ein geduldeter Aufenthalt gewahrt
wird, Anspruch auf ein Aufenthaltsdokument mit einer
Gultigkeit von einem Jahr."s In Zypern kénnen nicht
abgeschobene Migranten eine befristete Aufenthalts-
erlaubnis (,rosa Karte”) erhalten.

In einigen EU-Mitgliedstaaten kann die Erteilung eines
Aufenthaltstitels von einer Reihe von Bedingungen

111 1bid. S. 72-73. Am 4. Dezember 2009 einigte sich die Standige
Konferenz der Innenminister und -senatoren der Lander auf eine
Anschlussregelung, die eine Verlangerung der Altfallregelung um
zwei Jahre bedeutet.

112 Tschechische Republik, Gesetz zum Aufenthalt von Ausléndern
im Hoheitsgebiet der Tschechischen Republik, Artikel 43 sowie
Information von einer Organisation der Zivilgesellschaft; Litauen,
Gesetz Uber den Rechtsstatus von Ausléndern, Artikel 132.

113 Osterreich, Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz, § 69a (1).

114 Finnland, Ausldndergesetz, Artikel 51.

115 Polen, 2003 Auslénderschutzgesetz, Artikel 99.

116 Zypern, Fremden- und Migrationsverordnung 1972, Artikel 15 (1)
Buchstabe B.
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abhangen, wie der Dauer des Aufenthalts,"” der Tat-
sache, dass die Abschiebung vom Migranten unver-
schuldet nicht durchgefiihrt werden kann oder dass
dieser keine Bedrohung fir die 6ffentliche Ordnung
und &ffentliche Politik darstellt.”®

Schlussfolgerungen

Die Situation von Drittstaatsangehdorigen in Riickfih-
rungsverfahren wird durch die Rickfiihrungsrichtlinie
geregelt. Diese bietet jedoch nur geringe Garantien,
um sicherzustellen, dass Personen in Riickfihrungs-
verfahren, die nicht abgeschoben werden, in Einklang
mit den wesentlichen Grundrechtsnormen behandelt
werden. Zudem ist weder in der Richtlinie noch in
anderen politischen Dokumenten der EU ein Mechanis-
mus vorgesehen, um den rechtlichen Schwebezustand
zu beenden, der durch einen lIdngeren Zeitraum einer
Nichtrickfihrbarkeit entsteht.

Die Hindernisse fiir eine Abschiebung kénnen auf
unterschiedlichen Grinden beruhen, die mit recht-
lichen oder humanitéren Erwagungen, praktischen
Schwierigkeiten oder politischen Entscheidungen
zusammenhdngen. Die EU-Mitgliedstaaten gehen
bei der Losung dieses Problems unterschiedlich vor.
In einigen Fallen werden (befristete) Aufenthaltstitel
erteilt, in anderen wird der Aufenthalt auf der Grund-
lage offizieller Duldungen gestattet und in einer drit-
ten Gruppe von Fadllen wird die Anwesenheit lediglich
de facto geduldet. Der Grad an Aufenthaltssicherheit
bestimmt Gblicherweise den Umfang, in dem nicht
abgeschobene Personen Zugang zu Grundrechten
haben. Dabei bildet Spanien eine Ausnahme, da dort
jedem, der im Melderegister eingetragen ist, die glei-
chen Rechte gewahrt werden.

117 Danemark, nach Artikel 9 Buchstabe c Ziffer 2 des danischen
Auslandergesetzes muss die Abschiebung 18 Monate ausgesetzt
worden sein, bevor eine Aufenthaltserlaubnis erteilt wird.

118 Siehe z. B. dsterreichisches Niederlassungs- und
Aufenthaltsgesetz, § 69a (1).



FRA-Gutachten

Weder in der Rickfihrungsrichtlinie noch in anderen
politischen Dokumenten der EU ist ein Mechanismus
vorgesehen, um den rechtlichen Schwebezustand zu
beenden, der durch einen l&ngeren Zeitraum einer
Nichtriickfihrbarkeit entsteht. Die in der Ruckfih-
rungsrichtlinie (Artikel 14 Absatz 1) enthaltenen
Schutzbestimmungen fir nicht abgeschobene Per-
sonen umfassen nicht alle Rechte und sind nur anzu-
wenden, wenn die Abschiebung offiziell aufgescho-
ben wird.

Die Organe der Europdischen Union und die Mitglied-
staaten sollten der Situation von Migranten in einer
irregulédren Situation, fur die eine Rickfihrungs-
entscheidung getroffen worden ist, die aber nicht
abgeschoben werden, grélSere Aufmerksamkeit
widmen. Auf Ebene der Europdischen Union oder der
Mitgliedstaaten sind Mechanismen einzurichten, um

Situationen zu vermeiden, in denen nicht abgescho-
bene Personen iber viele Jahre hinweg in einem
rechtlichen Schwebezustand leben.

Im Anschluss an die fir 2014 geplante Bewertung
der Rickfuhrungsrichtlinie sollte die Europdische
Kommission Anderungsvorschlége zur Richtlinie vor-
legen, um sicherzustellen, dass die Grundrechte von
nicht abgeschobenen Personen gewahrt werden.

Die EU-Mitgliedstaaten sollten eine Bestatigung ber
den Aufschub der Abschiebung gemdl3 den Anfor-
derungen der Riickfiihrungsrichtlinie ausstellen. Dies
ist ein wichtiges Instrument, um nicht abgeschobe-
nen Personen Schutz zu bieten und ihnen Zugang zu
ihren Rechten zu erméglichen. Auf die gleiche Weise
sollte verfahren werden, wenn die Abschiebung
lediglich de facto aufgeschoben wird.

Nicht abgeschobene Personen

|






Durchsetzung der
Zuwanderungsgesetze

Rickfihrungsrichtlinie
Erwdgungsgrund 13

Der Riickgriff auf Zwangsmafnahmen sollte

im Hinblick auf die eingesetzten Mittel und die
angestrebten Ziele ausdriicklich den Grundsatzen
der VerhaltnismaRigkeit und der Wirksamkeit
unterliegen [...].

Artikel 6 Absatz 1

[...] erlassen die Mitgliedstaaten gegen alle
illegal in ihrem Hoheitsgebiet aufhaltigen Dritt-
staatsangehdrigen eine Riickkehrentscheidung.

Nach internationalem Recht ist es souverdnen Staaten
gestattet, Zuwanderungsgesetze durchzusetzen und
damit zu bestimmen, wer im Land bleiben, wohnen
oder arbeiten darf. Diese Befugnis wird jedoch durch
die internationalen Verpflichtungen begrenzt, die ein
Staat eingegangen ist, einschlieRlich der Verpflich-
tung zur Achtung der Menschenrechte gemafR3 den
Artikeln 3 und 8 der EMRK.

Mafnahmen zur Einwanderungskontrolle und Durch-
setzung der Zuwanderungsgesetze konnen negative
Folgen fiir die Moglichkeiten von Migranten in einer
irreguldren Situation haben, ihre Grundrechte im Auf-
nahmeland wahrzunehmen. Wenn Migranten wissen,
dass sie inhaftiert werden kénnen, werden sie beispiels-
weise davon abgehalten, Gesundheitsdienstleister oder
NRO, die Rechtsberatung anbieten, aufzusuchen.

Auf Unionsebene enthalt die Riickfihrungsrichtlinie in
Artikel 6 Absatz 1 die Verpflichtung, gegen alle illegal
aufhéltigen Drittstaatsangehdrigen eine Riickkehrent-
scheidung zu erlassen und somit folglich die indirekte
Verpflichtung, Personen, die sich irreqular in ihrem

Hoheitsgebiet aufhalten, ausfindig zu machen. In Erwa-
gungsgrund 13 der Rickfihrungsrichtlinie wird aus-
driicklich der Grundsatz der VerhaltnismafSigkeit beim
Ruckgriff auf Zwangsmalinahmen anerkannt, was sich
auch auf MalRnahmen zur Festnahme von Migranten in
einer irrequléren Situation bezieht. Auf Grundlage des
Protokolls der Vereinten Nationen gegen die Schleu-
sung von Migranten™ werden die Staaten durch die
Richtlinie Gber die Beihilfe verpflichtet, die Personen
zu bestrafen, die einem Migranten in einer irreguldren
Situation zu Gewinnzwecken vorsatzlich dabei helfen,
in die EU einzureisen und/oder sich dort aufzuhalten.

Dieses Kapitel untersucht die unterschiedlichen For-
men der Strafverfolgungspraktiken und analysiert,
ob und in welchem Umfang diese den Zugang zu den
Grundrechten untergraben. Dabei werden die Mal3nah-
men hervorgehoben, die moglicherweise unverhalt-
nismafig sind, da sie zur Folge haben kénnen, dass
Migranten in einer irreqularen Situation ihre Grund-
rechte auf z. B. medizinische Versorgung oder Bildung
nicht wahrnehmen kénnen.

Der Bericht befasst sich mit zwei unterschiedlichen
Formen der Kontrolle irreqularer Migration, die zum
Ziel hat, Migranten in einer irreguldren Situation aus-
findig zu machen:

- direkt durch ,aktive” Strafverfolgungsmafnahmen und

119 Das von der UN-Generalversammlung (2000) angenommene
Zusatzprotokoll gegen die Schleusung von Migranten auf dem
Land-, See- und Luftweg zum Ubereinkommen der Vereinten
Nationen gegen die grenziiberschreitende organisierte
Kriminalitat, 15. November 2000, enthalt in Artikel 6 (1)
Buchstabe c die Verpflichtung, Handlungen unter Strafe zu
stellen, die durch illegale Mittel einer Person den Verbleib im
Hoheitsgebiet eines Staates ermdglichen, ohne die erforderlichen
Voraussetzungen zu erfillen.

120 Siehe Ful3note 53.
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- indirekt Gber Leistungserbringer, insbesondere
durch Meldepflichten und Datenaustauschpraktiken.

3.1. Direkte Durchsetzungs-
mafRnahmen

Dieser Bericht teilt die aktiven Durchsetzungsmaf3-
nahmen in finf Kategorien ein: Ausweiskontrollen an
offentlichen Platzen wie StraRen, Bahnhofen oder in
offentlichen Verkehrsmitteln; Routinekontrollen am
Arbeitsplatz; grol3 angelegte Razzien; routinemalig
durchgefihrte Kontrollen in Unterkiinften sowie Fest-
nahmen von Verdachtigen bei oder in der Ndhe von
Dienstleistern wie Schulen, medizinischen Zentren,
religiosen Orten oder Nichtregierungsorganisationen.

Ausweiskontrollen

Identitatskontrollen werden in den meisten Mitglied-
staaten durchgefihrt. Haufig sind sie Teil von routi-
nemalig durchgefiihrten Kontrollen des Verkehrs, der
offentlichen Verkehrsmittel oder anderer 6ffentlicher
Orte. RoutinemaRige Personenkontrollen kénnen im
Rahmen der Fahndung nach Straftatern oder nach Per-
sonen, die sich unrechtmaRig im Hoheitsgebiet auf-
halten, durchgefiihrt werden. Abhdngig vom Ort der
Uberpriifung kénnen sie Migranten davon abschre-
cken, sich Behorden und Dienstleistern zu ndhern.

In den meisten EU-Mitgliedstaaten sind Personenkon-
trollen eine wichtige und haufig eingesetzte Kontroll-
methode. Diese stellt grundsatzlich eine legitime Form
der Steuerung des irrequldren Migrationsflusses in
einem Staat dar. Sie kann jedoch aus grundrechtlicher
Sicht Auswirkungen auf zwei weitere Aspekte haben.

Erstens schrecken Ausweiskontrollen in der N3he
von 6ffentlichen Dienstleistern wie Schulen, medi-
zinischen Zentren oder religiésen Einrichtungen
Migranten indirekt ab, diese Dienstleistungen in
Anspruch zu nehmen. Teilweise bilden bestimmte
Nationalitdten oder ethnische Gruppen das Ziel der
KontrollmaRnahmen. Dies wird in der Erhebung der
Europdischen Union zu Minderheiten und Diskriminie-
rung (EU-MIDIS) aufgezeigt, die sich allgemeiner mit
dem Thema Migranten befasst.
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EU-MIDIS-Erhebung

In der Erhebung werden die Erfahrungen von Zuwan-
derern und ethnischen Minderheiten mit diskriminie-
render Behandlung und rassistisch motivierter Viktimi-
sierung sowie das Wissen um die eigenen Rechte und
das Melden von Vorféllen untersucht.> Migranten, die
von der Polizei angehalten werden, werden mit ho-
herer Wahrscheinlichkeit nach ihren Ausweispapieren
gefragt. So zum Beispiel in Italien, wo 90 % der Nord-
afrikaner, die angehalten wurden, nach Identitatsnach-
weisen gefragt wurden, wahrend dies nur bei 48 %
der Mehrheitsbevdlkerung der Fall war.”? In Deutsch-
land wurden 85 % der Personen aus dem ehemali-
gen Jugoslawien, die angehalten wurden, nach ihrem
Fihrerschein oder Fahrzeugpapieren gefragt. Dagegen
mussten nur 50 % der Mehrheitsbevélkerung diese
Dokumente vorzeigen.™

Zweitens kdnnen Polizeikontrollen an Orten statt-
finden, die auch von Vertretern jener Minderheiten
besucht werden, die reqular im Land leben. Dies kann
wiederum zur Folge haben, dass diese Gruppe haufig
von Polizeikontrollen betroffen ist.’>4 Werden Polizei-
befugnisse auf der Grundlage der Erstellung von Per-
sonenprofilen ausgelbt, die auch Faktoren wie die
ethnische Herkunft einbeziehen, kann dies aufgrund
der negativen Folgen fir Einzelpersonen und die Min-
derheiten, denen diese Personen angehéren, kontra-
produktiv sein. Derartige Begegnungen wurden von
einzelnen Personen als ,bedngstigende, erniedri-
gende oder sogar traumatische Erfahrung” beschrie-
ben.?s Die Erstellung von Personenprofilen schreckt
auch davor ab, hassmotivierte Straftaten, Beldstigung
und Diskriminierung oder dhnliche Delikte bei der
Polizei anzuzeigen. Die in der Richtlinie zur Gleichbe-
handlung enthaltenen Nichtdiskriminierungsgaran-
tien gelten auch fur Migranten in einer irregularen
Situation, da sie Unterschiede in der Behandlung von
Personen verbieten, wenn diese auf der ethnischen
Herkunft beruhen.2¢

121 FRA (2009), Erhebung der Europdischen Union zu Minderheiten
und Diskriminierung (EU-MIDIS) - Bericht Gber die wichtigsten
Ergebnisse, Luxemburg, Amt fur Veroffentlichungen.

122 FRA (2010), Polizeikontrollen und Minderheiten, EU-MIDIS
4. Bericht der Reihe ,,Daten kurz gefasst”, Luxemburg, Amt fur
Veroffentlichungen, Abbildung s.

123 Ibid.

124 Ibid.

125 FRA (2010), Diskriminierendes ,Ethnic Profiling” erkennen
und vermeiden: ein Handbuch, Luxemburg, Amt fir
Veroffentlichungen.

126 Richtlinie 2000/43/EG des Rates vom 29. Juni 2000 zur Anwen-
dung des Gleichbehandlungsgrundsatzes ohne Unterschied der
Rasse oder der ethnischen Herkunft, ABI. 2000 L 180/24. Siehe
Erwédgungsgrund 13 und Artikel 3 (2). Die Richtlinie gestattet
jedoch eine unterschiedliche Behandlung, die durch den Rechts-
status des Drittstaatsangehdrigen begriindet ist.



FRA-PUBLIKATION

Handbuch zum diskriminierenden
»Ethnic Profiling”

Eine nachteilige Auswirkung potenziell diskriminie-
render Praktiken des ,Ethnic Profiling” ist die starke-
re Feindseligkeit bei anderen Begegnungen zwischen
Einzelpersonen und der Polizei oder anderen Strafver-
folgungsbehorden. Eine groRere Feindseligkeit erhoht
die Wahrscheinlichkeit, dass routinemafige Zusam-
mentreffen eskalieren und zu Aggression und Konflik-
ten fihren, woraus sich sowohl fiir die Beamten als
auch fir die Mitglieder der Minderheit Sicherheitsbe-
denken ergeben.

Kontrollen am Arbeitsplatz

Kontrollen am Arbeitsplatz dienen in erster Linie
dem Schutz der Arbeitnehmer vor ausbeuterischen,
missbrauchlichen oder ungerechten Arbeitsbedingun-
gen. Arbeitsaufsichtsbehorden sind ein wesentliches
Instrument zur Vermeidung von unangemessenen
Arbeitsbedingungen sowie zur Ermittlung und zum
Schutz moglicher Opfer. Gleichzeitig werden jedoch in
fast allen EU-Mitgliedstaaten Kontrollen am Arbeits-
platz von den Organisationen der Zivilgesellschaft
als eine polizeiliche Mallnahme aufgefihrt, durch
die Migranten in einer irreqularen Situation ausfindig
gemacht werden sollen. Einige Antworten der Erhe-
bung unter der Zivilbevélkerung legen nahe, dass
Routinekontrollen am Arbeitsplatz im Allgemeinen
auf VerstoRe gegen das Arbeitsrecht abzielen - dass
dabei Migranten in einer irreguldren Situation ent-
deckt wirden, sei nur ein Nebeneffekt (Dédnemark,
Schweden). Dies gilt jedoch méglicherweise nicht
immer. In Polen sind beispielsweise die polnischen
Grenzschutzbeamten gemeinsam mit der nationalen
Arbeitsaufsichtsbehoérde fur Kontrollen zu Unregel-
maRigkeiten im Bereich Beschaftigung im polnischen
Hoheitsgebiet zustandig.™=® Aus diesem Grund fih-
ren die polnischen Arbeitsaufsichtsbeamten haufig
gemeinsam mit den polnischen Grenzschutzbeamten
Arbeitskontrollen durch.®?

127 FRA (2010), Diskriminierendes ,Ethnic Profiling” erkennen und
vermeiden: ein Handbuch, Luxemburg, Amt fur Veréffentlichun-
gen, S. 46.

128 EMN (2010), Annual Policy Report 2009 for Poland,

Dezember 2009, abrufbar unter: http://emn.intrasoft-intl.com/
Downloads/prepareShowFiles.do%3b?directorylD=125.

129 1AO (2010), Labour inspection in Europe: undeclared work,
migration, trafficking, Genf, IAO, insbesondere S. 24-25, abrufbar
unter: www.ilo.org/wcmsps/groups/public/@ed_dialogue/@
lab_admin/documents/publication/wcms_120319.pdf. Siehe auch
die allgemeinen Feststellungen der in Warschau im Mai 2010
abgehaltenen Konferenz zur illegalen Beschaftigung von
Auslandern, auf der die Allgemeine Arbeitsaufsichtsbehdrde
die Notwendigkeit bekannt gab, die Kooperation mit ihrem
wichtigsten Partner bei der Erfullung ihrer Kontrollpflichten, dem
polnischen Grenzschutz, weiter auszubauen, abrufbar unter:
www.pip.gov.pl/html/pl/news/10/10100026.php.
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Durch die Verbindung von Kontrollen am Arbeitsplatz
mit Uberpriifungen des aufenthaltsrechtlichen Sta-
tus entsteht ein Umfeld, das die Ermittlung von Aus-
beutung und Missbrauch der Arbeitnehmer hemmt,
da so der Zugang zu wirkungsvollen MaBnahmen in
der Praxis verhindert wird. Das Fehlen einer sicheren
Umgebung halt Migranten in einer irregularen Situation
davon ab, Beschwerden gegen Arbeitgeber einzule-
gen. Zudem kann es sein, dass an den Arbeitsplatzen
keine Hinweise mehr auf ausbeuterische Arbeitsbedin-
gungen existieren, nachdem die Migranten von dort
weggeholt wurden.

GrofRrazzien

GroRrazzien sind ein weiteres Mittel, um Migranten in
einer irreqularen Situation aufzuspiren. Sie konnen die
Anwendung von Gewalt beinhalten. Um die wesentli-
chen Grundrechtsnormen einzuhalten, muss sicherge-
stellt werden, dass die Anwendung von Gewalt einer
etwaigen Bedrohung angemessen ist. Eine unver-
haltnisméaRige Anwendung von Gewalt kann zudem
gewalttdtige Reaktionen der als Zielgruppe ausge-
wahlten Migranten auslésen. Kenntnisse der Polizei
zu Deeskalationsstrategien und die Fahigkeit, diese
wadhrend eines Einsatzes anzuwenden, kénnen die
Gefahr eines ungerechtfertigten Eingriffs in die Rechte
einer Person, insbesondere in das Recht auf korperli-
che Unversehrtheit, verringern.

Durchsuchungen von Unterkiinften

Andere aktive, routinemaBige Polizeieinsatze dienen
der Durchsuchung von diversen Unterkinften. Bei-
spielsweise waren in Frankreich,° Griechenland,
und ltalien> Wohnheime fir groRe Gruppen von
Migranten in einer irreqularen Situation Ziel polizei-
licher MalRnahmen. In Patras (Griechenland) réaumte
die Polizei am 12. Juli 2009 ein Notlager fur Migranten
in einer irreqularen Situation und nahm die Bewohner
fest;™3 2010 fanden im Zentrum Athens Rdumungen

130 Radio France International (RFI) (2009), ,The Calais migrant camp
not a no man’s land”, 23. September 2009.

131 Kathimerini (2009), ,Police removes migrants from Athens
squats”, 31. Juli 2009; Daily Telegraph (2009), ,Greek immigration
crisis spawns shanty towns and squats”, 7. September 2009.
Siehe auch den Artikel zur Operation ,Lightning”, die das Ziel
hatte, Migranten in einer irrequldren Situation, die in den
unterschiedlichen Gebieten im Stadtzentrum Athens lebten,
abzuschieben, Ta Nea online (2009), ,Vacuum” 100 Personen pro
Tag” («ZkoUmo» 100 oTOHWV TNV NUEPQX), 12. Juni 2009.

132 Spiegel (2008), ,Italy cracks down on illegal immigrants”,

16. Mai 2008.

133 UNHCR (2010), Vorlage des Berichts ,Allgemeine regelméfSige
Uberpriifung: Griechenland” fiir das Biiro des Hohen Kommissar
der Vereinten Nationen fiir Menschenrechte durch den
Hohen Kommissar der Vereinten Nationen fur Flichtlinge,
November 2010, S. 9, abrufbar unter: www.unhcr.org/refworld/
pdfid/acd8f2ec2.pdf.
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statt.34In Norditalien wurde die Lokalpolizei des Ortes
Coccaglio angewiesen, alle Haushalte von Migranten
zu besuchen und ihren Aufenthaltsstatus zu Gberpri-
fen.ss Zuweilen sucht die Polizei speziell Unterkiinfte
von Migranten in einer irregularen Situation unter
Adressen auf, die aus friheren Ermittlungen bekannt
sind.s6

Einige Berichte weisen darauf hin, dass derartige Straf-
verfolgungsmalinahmen nicht notwendigerweise zu
Festnahmen fihren. Im Juni 2009 wurde in Frankreich
beispielsweise ein besetztes Gebdude mit Hunderten
Migranten in einer irrequldren Situation gerdumt, diese
wurden jedoch nicht festgenommen.” Die Zwangs-
raumung von Unterkinften, in denen Migranten leben,
ohne die betroffenen Personen dann auszuweisen, ist
jedoch keine Losung. Fir den Ausschuss fir wirtschaft-
liche, soziale und kulturelle Rechte verstoRen Rdumun-
gen, die nur durch den irreguldren Status der Migranten
begriindet sind, gegen das Recht auf Wohnung.’s® Die
Vertreibung von Migranten in einer irrequldren Situa-
tion aus den Wohnrdumen, in denen sie ihr Privat- und
Familienleben aufgebaut haben, bedeutet, diese Men-
schen schutzlos auf die StraRe zu setzen. In solchen
Fallen kann die Zwangsraumung als unverhaltnismaRige
Reaktion des Staates bei seinem Versuch, die irrequlare
Migration zu kontrollieren, betrachtet werden.

Offentliche Dienstleister

Einige Berichte weisen darauf hin, dass die Polizei
gelegentlich 6ffentliche Dienstleister wie Schulen oder
Krankenhauser als Ziel wahlt, um Migranten in einer
irrequldren Situation festzunehmen. Manchmal sind
humanitdre Organisationen das Ziel von Strafverfol-
gungsmaldnahmen. 2007 wahlte die franzosische Poli-
zei humanitare Organisationen als Ziel und durchsuchte
Suppenkichen nach Migranten in einer irreqularen
Situation.®® Weitere Beispiele sind Schulkinder und ihre
Familien in Zypern*° und Schulen in Frankreich.*' Fest-

134 Ibid.

135 Libération (2009), ,lIs sont rentrés et ont balancé les lacrymo”,
24. Juni 2009.

136 Fragebogen der FRA fir die Zivilgesellschaft, Antwort aus
Osterreich.

137 PICUM (2009), PICUM Newsletter, 6. Juli 2009.

138 Der Ausschuss fir wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte
definierte Zwangsrdumung als ,voribergehende oder dauerhafte
Entfernung von Individuen, Familien oder Gemeinden aus
ihren Hausern, von ihrem Land oder aus ihrer Nachbarschaft
gegen ihren Willen, ohne dass sie Zugang zu angemessenen
gesetzlichen oder anderen SchutzmaRnahmen haben”. Sie ist
ein VerstoRR auf das durch das Ubereinkommen geschiitzte Recht
auf Wohnung; CESCR (1991), General Comment No. 4: The right to
adequate housing (Artikel 11 (1)), 13. Dezember 1991, Absatz 18.

139 Fragebogen der FRA fir die Zivilgesellschaft, Antwort aus
Frankreich.

140 Fragebogen der FRA fir die Zivilgesellschaft, Antwort aus

Zypern.

Guardian (2006), ,Sarkozy forced to review plans to deport

children of illegal immigrants”, 6. Juni 2006, abrufbar unter: www.

guardian.co.uk/world/2006/jun/o7/france.angeliquechrisafis.
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nahmen von Migranten in einer irregularen Situation
in oder in der Nahe von Bildungs- oder Gesundheits-
einrichtungen werden nur aus einigen Landern berich-
tet. Die Auswertung der Antworten der Experten aus
der Zivilgesellschaft lassen darauf schlie3en, dass die
Festnahme von Migranten in einer irrequldren Situation
in oder in der Ndhe von Dienstleistern tatsachlich nur
in finf EU-Mitgliedstaaten (Danemark, Griechenland,
Irland, Schweden und Zypern) regelmaRig stattfindet.

Die Festnahme von Migranten in oder in der Ndhe von
Anbietern grundlegender Dienstleistungen wie Schu-
len oder Krankenhdusern gehort zu den MaRnahmen,
die besonders starke Auswirkungen auf die Grund-
rechtssituation von Migranten in einer irrequldren
Situation haben. Aus Angst vor einer Festnahme durch
die Polizei vermeiden es Migranten in einer irregularen
Situation in der Praxis, sich den 6ffentlichen Dienstleis-
tern zu ndhern und sind daher tatsachlich vom Zugang
zu Grundrechten ausgeschlossen. Derartige MalRnah-
men sind daher aufgrund ihrer Auswirkungen auf die
Grundrechte genauestens zu priifen. So bemerkte
ein in Belgien befragter Migrant: ,Ich weil3, dass ich
mit der Gesundheitskarte zu jedem Arzt gehen kann,
aber ich habe Angst ins Krankenhaus zu gehen, weil
ich befuirchte, entdeckt und von der Polizei festgenom-
men zu werden.”

3.2. Meldepflichten

Die Uberwachungirreguldrer Migration kann auch indi-
rekt durchgefiihrt werden. Direkte und indirekte Kon-
trollmechanismen sind Gblicherweise untrennbar mit-
einander verbunden und werden von den &ffentlichen
Behorden kombiniert eingesetzt. Dieser Abschnitt
befasst sich mit folgenden indirekten KontrollmaRnah-
men: Kriminalisierung von irregularem Aufenthalt und
damit verbundene allgemeine Meldepflichten sowie
Meldepflichten bestimmter Leistungserbringer und
Datenaustauschpraktiken.

Allgemeine Meldepflichten
aufgrund des Straftatbestands
eines irreqularen Aufenthalts

Abbildung 4 ist zu entnehmen, dass die uner-
laubte Einreise oder der unerlaubte Aufenthalt in 17
EU-Mitgliedstaaten zumindest theoretisch als straf-

142 Es ist zu beachten, dass aus Danemark, Griechenland, Schweden
und Zypern jeweils nur eine Antwort einer NRO einging.
Diese Antworten wurden jedoch von renommierten NRO in
den jeweiligen Landern erteilt und es ist davon auszugehen,
dass diese ein angemessenes Bild der Lage vermitteln. Laut
Informationen, die von der schwedischen Polizei zur Verfiigung
gestellt wurden, kommen Festnahmen in der Néhe von
Dienstleistern in Schweden nur selten vor.
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Abbildung 4: Wird eine unerlaubte Einreise bzw. ein unerlaubter Aufenthalt als Straftatbestand betrachtet?

H Nein

m Ja, mit mdglicher
Freiheitsstrafe

% Ja, mit
Geldstrafe

= Ja, aber nur
in einigen
Fallen, die mit
Freiheitsstrafe
bestraft werden

Quellen: FRA, 2011, auf Grundlage der nationalen Rechtsvorschriften

bare Handlung gilt.3 In Belgien,"44 Danemark,s
Deutschland,¢ Estland,#” Finnland,® Frankreich,®

143 In anderen EU-Mitgliedstaaten wird eine unerlaubte Einreise oder
ein unerlaubter Aufenthalt haufig als Ordnungswidrigkeit und
nicht als Straftat betrachtet (z. B. in der Tschechischen Republik
nach dem Gesetz zum Aufenthalt von Auslandern im Hoheits-
gebiet der Tschechischen Republik, Artikel 156 und 157; oder in
der Slowakei, Gesetz Nr. 48/2002, Slg. iber den Aufenthalt von
Ausléndern, Artikel 76).

144 Belgien, Auslandergesetz, Artikel 75.

145 Danemark, Auslandergesetz, Artikel 55 (1).

146 Deutschland, Aufenthaltsgesetz, § 95 (1) Satz 2 und 3.

147 Estland, Strafgesetzbuch, Artikel 258 und 260.

148 Finnland, Auslandergesetz, Abschnitt 185, sowie
Strafgesetzbuch 39/1889, Kapitel 2 Buchstabe g,

Abschnitt 1 (1) sowie Kapitel 17 Abschnitt 7.

149 Frankreich, Gesetz Gber Einreise und Aufenthalt von Ausléndern

und Asylgesetz, Artikel L621-1.

Griechenland,° Irland,’s" Litauen,'s> Luxemburg,'s3
Rumaénien,s4 Schweden,’ss dem Vereinigten Konig-
reich's¢ und Zypern'” kann diese Straftat mit einer Frei-
heitsstrafe und/oder einer Geldstrafe geahndet werden,

150 Griechenland, Gesetz 3386/2005, Artikel 83 (1). Es wird darauf
hingewiesen, dass in Griechenland nur die unerlaubte Einreise
und die versuchte Einreise einen Straftatbestand darstellen, nicht
aber der unerlaubte Aufenthalt.

151 Irland, Einwanderungsgesetz von 2003, Abschnitt 5.

152 Litauen, Strafgesetzbuch, Artikel 291.

153 Luxemburg, Einwanderungsgesetz, Artikel 140.

154 Die unerlaubte Einreise stellt nach dem rumaénischen Gesetz zu
den Staatsgrenzen (Artikel 65 und 139) und nach dem Strafge-
setzbuch (Artikel 330) einen Straftatbestand dar. Der unerlaubte
Aufenthalt wird als Ordnungswidrigkeit betrachtet, die mit einer
Geldstrafe belegt ist (Auslandergesetz, Artikel 134 (2)).

155 Schweden, Ausléndergesetz (2005:716), Kapitel 20,

Abschnitte 1, 2 und 4.

156 Vereinigtes Konigreich, Einwanderungsgesetz von 1971,
Abschnitt 24.

157 Zypern, Auslander- und Einwanderungsgesetz, Kapitel 105.
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wahrend die Sanktionen in Italien'® nur aus einer Geld-
strafe bestehen. In Lettlands® und den Niederlandenr¢°
kénnen die unerlaubte Einreise und/oder der unerlaubte
Aufenthalt unter bestimmten Umsténden eine Straftat
darstellen, stellen jedoch nicht per se eine strafbare
Handlung dar. In den Niederlanden ist jedoch geplant,
dass der unerlaubte Aufenthalt von Erwachsenen ab
Ende 2011 einen Straftatbestand darstellt, bei dessen
Feststellung eine sofortige Festnahme maglich ist.¢

Offentliche Behérden und Dienstleister sind haufig
durch nationale Vorschriften gehalten, Straftaten den
entsprechenden Strafverfolgungsorganen zu melden.
Wo dies gesetzlich vorgesehen ist, gilt diese Pflicht
grundsatzlich auch fiur die Straftaten der unerlaub-
ten Einreise und/oder des unerlaubten Aufenthalts.
Artikel 29 der belgischen Strafprozessordnung und
Artikel 361 des italienischen Strafgesetzbuchs sehen
beispielsweise vor, dass jede Behorde, jeder Beamte
oder 6ffentliche Bedienstete, der bei der Ausiibung
seiner Tatigkeit mit einer Straftat oder Gesetzesver-
letzung konfrontiert wird, diese Tatsache dem Staats-
anwalt zu melden hat. Ahnliche Bestimmungen zur
Verpflichtung der 6ffentlichen Behorden, eine Straftat
der Polizei zu melden, bestehen auch in zahlreichen
anderen Landern."> Werden die unerlaubte Einreise
und der unerlaubte Aufenthalt als Straftat betrachtet,
sind die offiziellen Stellen grundsatzlich verpflichtet,
Migranten in einer irreguldren Situation zu melden,
sofern dies nicht aufgrund berufsethischer Grund-
sdtze (wie im Falle des medizinischen Personals)
oder anderen spezifischen Bestimmungen (z. B. zum
Datenschutz) verboten ist. Meldepflichten kénnen
den Zugang zu Dienstleistungen verhindern, da Mig-
ranten in einer irreguldren Situation eine Entdeckung
und Festnahme riskieren, wenn sie sich den entspre-
chenden Leistungserbringern nahern.

158 Siehe Gesetz 94/2009, durch das Artikel 10-bis der Gesetzes-
verordnung 286/1998 gedndert und eine Geldstrafe zwischen
5000-10 000 EUR eingefihrt wurde.

159 Gemald Artikel 284 des lettischen Strafgesetzbuches werden
die unerlaubte Einreise und der unerlaubte Aufenthalt nur in
bestimmten Fallen als Straftatbestand betrachtet. Die unerlaubte
Einreise ist nur ein Straftatbestand, wenn sie wiederholt inner-
halb eines Jahres erfolgt. In diesem Fall ist sie unter anderem mit
einer Freiheitsstrafe von bis zu drei Jahren oder einer Geldstrafe
von mindestens 60 Monatsgehaltern belegt.

160 In den Niederlanden wird eine Person als ,unerwiinschter Aus-

lander” erklart, die durch ihren Aufenthalt im niederldndischen

Staatsgebiet - allein aufgrund dieser Tatsache - eine Straftat

gemald Artikel 197 des Strafgesetzbuches begeht, die mit einer

Freiheitsstrafe von bis zu sechs Monaten belegt ist.

Bericht des Ministers fir Einwanderung und Asyl fir das Parla-

ment, 8. Juli 2011.

162 Siehe beispielsweise Artikel 37 (2) der griechischen Strafpro-
zessordnung sowie Artikel 40, der eine vergleichbare Pflicht fur
Burger enthalt. Derartige allgemeine Verpflichtungen bestehen
auch in Landern, in denen die unerlaubte Einreise/der unerlaub-
te Aufenthalt nicht als Straftat betrachtet werden, siehe z. B.
Artikel 8 der tschechischen Strafprozessordnung; Artikel 304 des
polnischen Strafgesetzbuchs; Artikel 3 der slowakischen Strafpro-
zessordnung; Artikel 145 der slowenischen Strafprozessordnung.
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Die Grundrechte von Migranten in einer irreguldren Situation in der Europdischen Union

In Italien haben die Regionalregierungen dennoch
gezeigt, dass es fur untere Verwaltungsebenen moég-
lich ist, die Folgen einer derartigen Kriminalisierung
zu mildern. Die italienische Region Toskana hat bei-
spielsweise am 1. Juni 2010 ein Einwanderungsgesetz
verabschiedet, das die Behandlung und den Status
von Migranten ohne Ausweispapiere regelt. Wahrend
Italien den Aufenthalt von Migranten in einer irrequ-
laren Situation durch Kriminalisierung zu kontrollieren
versucht, betont die Gesetzgebung der Toskana die
grundlegenden Menschenrechte aller Zuwanderer und
gewahrt freien Zugang zu medizinischer Versorgung
und anderen Formen sozialer Unterstiitzung, wie die
Bereitstellung von Mahlzeiten in gemeindeeigenen
Kantinen oder Betten in diversen Unterkiinften.ss

In Italien war die Inhaftierung aufgrund von Straftaten
in Zusammenhang mit der unerlaubten Einreise oder
dem unerlaubten Aufenthalt 2011 Gegenstand eines
Urteils des EuGH, der zu dem Schluss kam, dass die
Verbringung in den Strafvollzug eines Migranten, der
einer Ausreiseaufforderung keine Folge leistet, unver-
einbar sei mit der Rickfuhrungsrichtlinie. Das Urteil
machte deutlich, dass eine Inhaftnahme von Migranten
in einer irreguldren Situation entsprechend den in der
Ruckfihrungsrichtlinie vorgesehenen MaRnahmen zu
erfolgen hat und die in dieser Richtlinie festgelegten
SchutzmalRnahmen gelten.’® Italien dnderte daraufhin
seine Rechtsvorschriften.ss

Eine Kriminalisierung hat auch in jenen Féllen negative
Folgen fir die Grundrechtssituation der Migranten in
einer irreqularen Situation, in denen eine Meldung nur
unter bestimmten Umstanden zuldssig ist oder wenn
unklare Bestimmungen eine Atmosphare der Unsi-
cherheit schaffen. Die negativen Auswirkungen dieser
Kriminalisierung auf den Zugang zu Grundrechten wer-
den dort verstarkt, wo die einschldgigen nationalen
Rechtsvorschriften Bestimmungen enthalten, die eine
Bereitstellung humanitarer Hilfe nicht ausdricklich von
Sanktionen fir die Beihilfe zu einer unerlaubten Ein-
reise oder einem unerlaubten Aufenthalt ausnehmen.
In Frankreich's¢ wurde beispielsweise eine Frau vor
Gericht gebracht, die einem obdachlosen afghanischen
Minderjahrigen Unterkunft gewahrte."s

163 Siehe: www.regione.toscana.it/leggeimmigrazione.

164 EuGH, Rechtssache C-61/11, El Dridi, 28. April 2011.

165 Siehe Gesetzesverordnung Nr. 89 vom 23 Juni 2011, gedndert
durch das Gesetz 129 vom 2. August 2011.

166 Frankreich, Gesetz Uber Einreise und Aufenthalt von Ausléndern
und Asylgesetz, Artikel L622-1 bis L622-10.

167 France Info (2009), ,Jugée pour ,délit de solidarité’... et relaxée”,
8. September 2009, abrufbar unter: www.france-info.com/
france-justice-police-2009-09-08-jugee-pour-delit-de-soli-
darite-et-relaxee-340012-9-11.html.
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Meldepflichten bestimmter
Dienstleister

Dienstleister im Gesundheitswesen oder Bildungs-
einrichtungen, sind nicht notwendigerweise von der
Pflicht entbunden, den Einwanderungsbehérden Mig-
ranten in einer irregularen Situation zu melden. In die-
sen Fallen haben die Meldevorschriften Auswirkungen
auf den Zugang zu grundlegenden sozialen Rechten.

In einigen Landern ist es bestimmten Anbietern der
Grundversorgung wie Schulen oder medizinischen
Diensten verboten, Migranten in einer irreguléren
Situation der Polizei zu melden, obwohl die unerlaubte
Einreise und der unerlaubte Aufenthalt einen Straftat-
bestand darstellen kénnen. Dies gilt beispielsweise
fir Gesundheits- und Bildungsbehorden in Finnland,
Italien oder den Niederlanden.

Vielversprechende Praktik

Klarheit beziiglich der Pflicht,
Migranten in einer irreguldren
Situation nicht zu melden

Der Ausschuss fiir die Rechte von Auslandern des
Rats fir Menschenrechte (ein Beratungsgremium der
tschechischen Regierung) kam nach einem Treffen
mit medizinischen Fachkrdften im September 2010
zu dem Schluss, dass die Meldung von Migranten
in einer irrequldren Situation bei der Polizei rechts-
widrig und zu unterlassen ist. In der Folge klarte die
tschechische Arztekammer in einem an alle Arzte
versandten Newsletter iber dieses Thema auf. Nach
Angaben des multikulturellen Zentrums Prag beste-
hen Plane zu dhnlichen Folgemal3nahmen durch die
tschechische Vereinigung der Krankenschwestern. s

Es gibt jedoch Lander, in denen diese Dienstleister
nicht von der Verpflichtung befreit sind, Migranten
mit einem verdadchtigen Aufenthaltsstatus an die Ein-
wanderungs- und/oder Strafverfolgungsbehoérden zu
melden, obwohl diese Dienstleister wesentliche und
teilweise sogar lebensrettende Dienste anbieten. In
einigen Fallen haben Gesundheitsbehorden, Schulen,
Kindergérten oder Vermieter nur dann die Pflicht, den
irreqguldren Status einer Person der Polizei zu mel-
den, wenn nach dieser Person gefahndet wird. In den
Niederlanden sind Personen, die Migranten in einer
irregularen Situation aufnehmen, verpflichtet, unver-
ziglich die ortliche Polizei zu informieren.

Meldepflichten haben zweifellos Auswirkungen auf
den Zugang zu grundlegenden sozialen Rechten, ein-
schlie3lich des Rechts auf Bildung und medizinische
Versorgung. In Zypern wurden die staatlichen Schulen
in einem Rundschreiben des Bildungsministeriums

168 Siehe: www.migrationonline.cz/e-library/?x=2265535.

Durchsetzung der Zuwanderungsgesetze

ausdricklich aufgefordert, die Anmeldung von Kin-
dern mit Migrationshintergrund, also auch von Kindern
ohne Aufenthaltsrecht zu melden.’® Eine dhnliche Ver-
pflichtung, ausldndische Schiler zu melden, die sich
an einer Schule anmelden, besteht in der Slowakei"7°
und in Schweden (bei Erstanmeldung),”* wahrend die
Bildungseinrichtungen im Vereinigten Koénigreich zur
Meldung verpflichtet sind, wenn ausléndische Schiler
dem Unterricht fernbleiben. 72

In Deutschland ist die Situation komplexer. Bis zur
Verabschiedung einer entsprechenden Anderung
im Sommer 2011 existierte auf Bundesebene nach
dem Aufenthaltsgesetz Paragraf 87 eine allgemeine
,Ubermittlungspflicht”.73 Durch die kiirzlich verab-
schiedeten Anderungen sind Schulen, Bildungs- und
Erziehungseinrichtungen ausdriicklich von dieser
Pflicht befreit. 7+ Andere &ffentliche Stellen haben nach
dem Bundesrecht jedoch nach wie vor unverziglich die
Auslanderbehdorden zu unterrichten, wenn sie Kenntnis
von Migranten in einer irrequldren Situation erlangen.
Wie im Kapitel zur medizinischen Versorgung ausfihr-
licher dargestellt, sind die Mitarbeiter der Sozialdmter
verpflichtet, Migranten in einer irregularen Situation
der Polizei zu melden, wenn diese eine medizinische
Versorgung erhalten, die nicht als Notfallversorgung
zu bewerten ist.”7s

Im Bereich des Bildungswesens haben verschiedene
Bundeslander wie z. B. Nordrhein-Westfalen, selbst vor
Einfihrung der Ausnahmeregelung auf Bundesebene,
Gesetze oder Verwaltungsvorschriften erlassen, nach
denen die Schulbehérden von dieser allgemeinen
Pflicht befreit sind.”¢ In Hamburg und Berlin wurden
Meldesysteme in Form von Datenbanken fiir Schul-

169 Diese Pflicht ergibt sich aus einem unverdffentlichten Rund-
schreiben des Ministeriums fur Bildung und Kultur vom Febru-
ar 2004.

170 Slowakei, Auslandergesetz, Artikel 53 (3).

171 Schweden, Ausldnderverordnung (2006:97), Kapitel 7
Abschnitt 1 (4), abrufbar in englischer Sprache unter: www.sweden.
gov.se/content/1/c6/07/56/18/7cbd265a.pdf; auler bei Personen,
die eine Aufenthaltserlaubnis in Schweden beantragt haben.

172 Vereinigtes Konigreich, Einwanderungsvorschriften, Teil A6,
abrufbar unter: www.ukba.homeoffice.gov.uk/employers/points/
sponsoringmigrants/sponsorshipduties/tierspecificduties/stu-
dentspecificduties. Siehe auch Times Higher Education (2009),
.Delegates split over boycott of immigration rules”, 29. Mai 2009,
abrufbar unter: www.timeshighereducation.co.uk/story.
asp?storycode=406776.

173 Siehe auch Kluth, W. und Czernota, D. (2006), Der Rechtsstatus
illegal aufhéltiger Personen in der deutschen Rechtsordnung
in rechtsvergleichender Betrachtung, Rechtsgutachten, Halle,
Universitat Halle; Bommes, M. und Wilmes, M. (2007), Menschen
ohne Papiere in K6lIn. Eine Studie zur Lebenssituation von Mig-
ranten in einer irrequldren Situation, K6In, Stadt KoIn.

174 Die Anderung an § 87 (2) des Aufenthaltsgesetzes,
empfohlen durch den Innenausschuss (Drucksache 17/6497),
wurde am 6. Juli 2011 vom Bundestag angenommen
und am 23. September 2011 vom Bundesrat genehmigt
(Drucksache 481/11).

175 Siehe Kapitel 6.

176 Deutschland, Schulgesetz Nordrhein-Westfalen (SchG NRW),

§ 34 (6); Verordnung durch das Schulministerium von Nordrhein-
Westfalen (2008).
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kinder eingerichtet, doch Elternverbande protestierten
und Datenschitzer boykottierten dieses Vorhaben.”7”
Dies fuhrte zu einer Lockerung der Bestimmungen
und die personenbezogenen Daten werden jetzt nur
auf dem Server der jeweiligen Schule gespeichert. Es
gibt keine ,Schiler-ID” und eine fir statistische Zwe-
cke erforderliche Codierung der Daten kann nur von
Bediensteten der Schule genutzt werden. Sensible
Daten dirfen nicht in einer Form verarbeitet werden,
die eine Identifizierung der Personen erméglichen
(wie Daten zur Zahl der Schiiler mit nichtdeutscher
Herkunftssprache).7®

Die Einfihrung einer Meldepflicht fir medizinisches
Personal wurde auch in Italien vorgeschlagen. Das
Thema war Gegenstand hitziger Debatten im Jahr 2009
im Rahmen des sogenannten ,Sicherheitspakets”.
Nach einer Kampagne gegen dessen Einfihrung wurde
der Vorschlag schlief3lich nicht umgesetzt.7?

Praktiken des Datenaustauschs

Damit Migranten in den Genuss von sozialen Rechten
kommen, missen 6ffentliche Dienstleister (z. B. medi-
zinische Versorgungszentren, Schulen, Standesamter)
moglicherweise den Namen und die Kontaktdaten der
betroffenen Person erfassen. Auch Vermieter miissen
die Mieter moglicherweise bei den lokalen Behérden
anmelden. Wenn Polizei und Einwanderungsbehérden
Zugang zu diesen Datenbanken haben, wird ihnen der
irreguldre Status einer Person bekannt. Diese Informa-
tionen kénnen in Folge zur Durchsetzung der Zuwan-
derungsgesetze eingesetzt werden.

177 Zu diesem Thema siehe Flichtlingsrat Berlin (2009), ,Flicht-
lingsrat lehnt geplante Schulerdatei ab - Verbot der Datentber-
mittlung gefordert”, Pressemitteilung, 29. Januar 2009, abrufbar
unter: www.fluechtlingsrat-berlin.de/print_pe.php?sid=424.

178 Berlin, Gesetz zur automatisierten Schilerdatei (Artikel | SchulG-
Anderung), 2. Mérz 2009, GVBI. S. 62, abrufbar unter: www.
berlin.de/imperia/md/content/sen-bildung/schulorganisation/
egovernment/gesetz_schuelerdatei_64a_64b.pdf?start&ts=130
7711296&file=gesetz_schuelerdatei_64a_64b.pdf.(works. Siehe
auch Informationen zur Schiiler-ID, abrufbar unter: de.wikipedia.
org/wiki/Sch%C3%BCler-ID.

179 Siehe nationale Kampagne ,Meldeverbot” (,Divieto di segnalazi-
one”), abrufbar unter: www.immigrazioneoggi.it/documentazio-
ne/divieto_di_segnalazione-analisi.pdf.

Die Grundrechte von Migranten in einer irreguldren Situation in der Europdischen Union

Bei der gemeinsamen Nutzung personenbezogener
Informationen missen bestimmte datenschutzrecht-
liche Prinzipien beachtet werden, um die Privatsphare
der Personen nicht zu verletzen. Die Daten dirfen nur
fur den Zweck genutzt werden, fur den sie erfasst wur-
den. Personen, deren Daten gespeichert werden, sind
angemessen zu informieren, und ihnen muss Zugang
zu den gespeicherten Informationen (bzw. die Még-
lichkeit einer Korrektur) gewdhrt werden.

Es gibt unterschiedliche Praktiken des Datenaus-
tauschs zwischen regionalen Registern und Einwan-
derungsbehdérden bzw. zwischen den Finanz- und Ein-
wanderungsbehorden. H3ufig haben nur bestimmte
Behorden Zugang zu diesen Informationen oder
der Zugang ist beschrankt bzw. nicht praktikabel. In
Deutschland findet der Datenaustausch routinema-
Big statt,®° wahrend in Griechenland relativ wenige
Informationen ausgetauscht werden.®" In Spanien ist
der Datenaustausch zwischen regionalen Registern,
der Polizei und den Einwanderungsbehdrden der Zen-
tralregierung auRRer in Fallen der nationalen Sicherheit
verboten.®2 Die Unterschiede scheinen auf nationalen
Gepflogenheiten und verschiedenen Organisations-
kulturen, nationalen Datenschutzbestimmungen, dem
MaR institutioneller Autonomie oder Integration sowie
der Effizienz der Kooperation zwischen den Behorden
zu beruhen.

Eine weitere Praktik zur Aufdeckung von Migranten in
einer irreqularen Situation durch entsprechende Mel-
dungen betrifft die breite Offentlichkeit. In einigen
Landern sind die Mitglieder der Offentlichkeit aufge-
fordert, Migranten in einer irreguldren Situation direkt
den Behdrden oder Uber speziell eingerichtete Hot-
lines zu melden. NRO berichten von eigenen ,Melde-
Hotlines” beispielsweise in Rumdanien, dem Vereinig-
ten Konigreich und Zypern.’®s Nach Angaben von NRO
erfolgen Anzeigen haufig in Ungarn, besonders in
Grenzregionen, und gelegentlich in den Niederlanden.

180 Siehe Clandestino (2009), Kurzdossier - DEUTSCHLAND, August
2009, abrufbar unter: http://clandestino.eliamep.gr/wp-content/
uploads/2009/11/germany-policy-brief-august-09-in-german.
pdf.

181 Kanellopoulos, C. N. (2005), Illegally resident third-country natio-
nals in Greece: state approaches towards them, their profile and
social situation, (1. Entwurf), Athen, KEPE, S. 36, abrufbar unter:
www.emnitaly.it/down/ev-25-02.pdf.

182 Fragebogen der FRA fir die lokalen Behorden, Antworten
aus Spanien.

183 Fragebogen der FRA fir die Zivilgesellschaft, Antworten aus
Rumanien, dem Vereinigten Kénigreich und Zypern.
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Schlussfolgerungen

MaRnahmen zur Durchsetzung der Zuwanderungs-
gesetze sind legitim, da Staaten berechtigt sind, zu
entscheiden, wer sich in ihrem Hoheitsgebiet auf-
halten und wer dort wohnen oder arbeiten darf. Sie
entsprechen auch der Pflicht, gegen alle irregular
aufhaltigen Drittstaatsangehoérigen entsprechend
der Rickfuhrungsrichtlinie Rickkehrentscheidungen
zu erlassen. Die MaBnahmen zur Durchsetzung der
Zuwanderungsgesetze sind jedoch so zu gestalten,
dass sie sich nicht unangemessen auf den Zugang zu
den Grundrechten auswirken.

In diesem Zusammenhang sind gewisse Strategien
zur Aufdeckung wie die Festnahme von Migranten
in der Ndhe von Dienstleistungsanbietern oder der
Datenaustausch mit 6ffentlichen Leistungserbringern
besonders problematisch. Sie entmutigen Migranten in
einer irreguldren Situation, die wesentlichen &ffentli-
chen Dienstleistungen wie medizinische Versorgung
oder Bildung fir ihre Kinder zu nutzen, oder halten sie
davon ab, sich religiésen, humanitaren oder anderen
Organisationen der Zivilgesellschaft zu nahern, die
Unterstltzung, Beratung oder Hilfe anbieten. Haufig
wird durch diese MalRnahmen tatsachlich eine Atmo-
sphare der Angst geschaffen, die Migranten in einer
irreguldren Situation vom Zugang zu den Grundrechten
bzw. vom Beschreiten des Rechtswegs, wenn diese
verletzt werden, abhalt.

Durchsetzung der Zuwanderungsgesetze

FRA-Gutachten

In Erwdgungsgrund 13 der Ruckfihrungsrichtlinie
wird der Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit aus-
dricklich anerkannt. Daher kann die Pflicht zur Aus-
stellung von Ruckfihrungsentscheidungen fir Dritt-
staatsangehorige, die sich irrequldr in einem Land
aufhalten, Artikel 6 der Riickfihrungsrichtlinie nicht
als Begriindung fir GbermaRige Kontrollen oder
Uberpriifungen herangezogen werden, die zur Folge
haben, dass Migranten der Zugang zu den Grund-
rechten erschwert wird.

Die EU-Mitgliedstaaten werden daher aufgefordert,
bei der Planung und Bewertung von Vorgehenswei-
sen und MalSnahmen zur Aufspirung von Personen
die Auswirkungen auf die Grundrechte von Migran-
ten angemessen zu berlcksichtigen.

Um dies zu erméglichen, ist die Erarbeitung von
Leitlinien fir Polizeibeamte, entweder in Form eines
Handbuchs oder einer Liste, was zu tun und was zu
unterlassen ist, in Erwdgung zu ziehen. Ein solches
Instrument sollte insbesondere Festnahmen in oder
in der Ndhe von Schulen, medizinischen Einrich-
tungen, Beratungszentren, Kirchen oder anderen
Einrichtungen, die grundlegende Leistungen fir
Migranten anbieten, entgegenwirken. Des Wei-
teren sollte auf diese Weise der Datenaustausch
zwischen diesen Einrichtungen und den Einwan-
derungsbehdrden verhindert werden, da dieser
den Zugang von Migranten zu ihren Grundrechten
unverhéltnisméf3ig behindern kann oder zu Beden-
ken in Bezug auf den Schutz der Privatsphdre und
den Datenschutz fiihren kann.
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Arbeitnehmerrechte

Charta der Grundrechte der
Europdischen Union

Artikel 31 - Gerechte und
angemessene Arbeitsbedingungen
(1) Jede Arbeitnehmerin und jeder Arbeitnehmer

hat das Recht auf gesunde, sichere und wirdige
Arbeitsbedingungen.

Migranten in einer irreguldren Situation ist es norma-
lerweise nicht gestattet zu arbeiten, obwohl in eini-
gen Landern Personen mit einem Aufenthaltstitel nach
der Aussetzung ihrer Abschiebung unter bestimmten
Voraussetzungen Zugang zum Arbeitsmarkt erhalten
kénnen.’®4 In Griechenland beispielsweise wird Per-
sonen, die aus praktischen Griinden nicht abgescho-
ben werden kénnen, eine offizielle Bestatigung ber
die Aussetzung ihrer Abschiebung ausgestellt, durch
die sie, bis eine Ruckkehr moglich ist, Grundrechte in
Anspruch nehmen kénnen. Dazu z3hlt unter bestimm-
ten Umstanden auch eine Arbeitserlaubnis.’®s Aul3er-
dem haben die Interviews aufgezeigt, dass einige
Wanderarbeitnehmer, obwohl sie sich in einer irregu-
laren Situation befinden, ihre Arbeit melden und jéhr-
liche Steuern entrichten.

Es gibt keine zuverlassigen Schatzungen zur Zahl der
Migranten in einer irrequldren Situation, die in der
Europdischen Union arbeiten. Fir den Bereich der
Hausarbeit konnen Daten zu Legalisierungen einen

184 Siehe Ad-hoc-Anfrage des EMN: ,Practices followed concerning
TCNs whose compulsory removal is impossible”, angefragt
von der nationalen Kontaktstelle des EMN fir Griechenland am
8. Januar 2010; Zusammenstellung vom 44. April 2010. In Finnland
und unter bestimmten Umstdnden in der Slowakei wird ein
Zugang zum Arbeitsmarkt gewahrt.

185 Griechenland, Gesetz 2907/2011, Artikel 24 (4) und Artikel 37 (5).

Anhaltspunkt bieten: Der Status von etwa 500 000
Drittstaatsangehorigen in einer irreguldren Situation,
die als Hausangestellte arbeiteten, wurde seit 2002 in
Italien und Spanien legalisiert; weitere 250 000 Haus-
angestellte warten in Italien auf ihre Legalisierung.’®¢
Wanderarbeitnehmer mit einem irreqularen Status
sind jedoch auch in anderen Sektoren beschéftigt,
wie Landwirtschaft, Baugewerbe, Produktion, Gast-
gewerbe und Lebensmittelverarbeitung.’®?

Die grundlegenden Arbeitsrechtsvorschriften gelten
fur alle Arbeitnehmer, unabhéngig von ihrem Status.
Der Verwaltungsrat der Internationalen Arbeitsorga-
nisation hat acht Ubereinkommen der IAOQ als fir die
Rechte von Menschen am Arbeitsplatz entscheidend
eingestuft. Sie gelten daher fir alle Arbeitnehmer.8?
Auch die in den Artikeln 151 und 152 TFEU beschrie-
benen sozialpolitischen MaRnahmen zur Bekamp-
fung von Ausgrenzung und zum Schutz der Arbeit-
nehmerrechte sind beispielsweise nicht ausdricklich
auf Staatsangehorige oder sich rechtmaRig im Land
aufhaltende Drittstaatsangehorige beschrankt. In der

186 FRA (2011), Migranten in einer irrequléren Situation, die als Haus-
angestellte arbeiten: grundrechtliche Herausforderungen fur die
Europdische Union und ihre Mitgliedstaaten, Luxemburg, Amt fur
Veroffentlichungen, Kapitel 1 und 7.

187 McKay, S., Markova, E., Paraskevopoulou, A. und Wright, T.
(2009), Final Report: The relationship between migration status
and employment outcomes, Undocumented Worker Transitions
Project, London Metropolitan University, Working Lives Research
Institute, S. 33-34.

188 Ubereinkommen der IAO Nr. 29, 87, 98, 100, 105, 111, 138 und 182
zu Vereinigungsfreiheit und Kollektivverhandlungen, Kinderar-
beit, Zwangsarbeit, Diskriminierung in Beschaftigung und Beruf.
Diese Ubereinkommen wurden von allen EU-Mitgliedstaaten
ratifiziert. In der Erkldrung der IAO Uber grundlegende Prinzipi-
en und Rechte bei der Arbeit von 1998 wird in Artikel 2 darauf
hingewiesen, dass alle Mitglieder der IAO, auch wenn sie das be-
treffende Ubereinkommen nicht ratifiziert haben, allein aufgrund
ihrer Mitgliedschaft in der Organisation verpflichtet sind, die
Grundsatze betreffend die grundlegenden Rechte, die Gegen-
stand dieser Ubereinkommen sind, in gutem Glauben und gemaR
der Verfassung einzuhalten, zu férdern und zu verwirklichen.
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Richtlinie zu Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der
Arbeit von 1989 wird der Begriff ,Arbeitnehmer” als
,jede Person, die von einem Arbeitgeber beschaf-
tigt wird”, definiert und ist damit nicht auf requlare
Arbeitnehmer beschrankt.’®® Ein Arbeitsverhaltnis, bei
dem die grundlegenden Arbeitsrechtvorschriften nicht
beachtet werden, ist ausbeuterisch.

In diesem Kapitel werden drei wesentliche Rechte
untersucht, die fur gerechte Beschaftigungsbedingun-
gen von Migranten in einer irrequldren Situation von
zentraler Bedeutung sind:

- das Recht ausstehenden Lohn einzufordern,
+ das Recht auf Entschddigung bei Arbeitsunfallen,
-+ Zugang zur Justiz.

Einbehaltene Lohne und fehlende Entschadigungen bei
Arbeitsunfallen treten in fast allen Wirtschaftszweigen
auf, in denen Migranten in einer irreqularen Situation
beschaftigt werden (Gesundheitswesen, Reinigungs-
dienste, Landwirtschaft, Baugewerbe, Produktion,
Gastgewerbe und Lebensmittelverarbeitung).”#° Der
Zugang zur Justiz und zu Gewerkschaften wiederum ist
entscheidend, um die beiden zuvor genannten Rechte
geltend machen zu kénnen.

189 Richtlinie 89/391/EWG des Rates vom 12. Juni 1989 Uber die
Durchfiihrung von MalRnahmen zur Verbesserung der Sicherheit
und des Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer bei der Arbeit,
ABI. 1989 L 183/1.

190 McKay, S., Markova, E., Paraskevopoulou, A. und Wright, T.
(2009), Final Report: The relationship between migration status
and employment outcomes, Undocumented Worker Transitions
Project, London Metropolitan University, Working Lives Research
Institute, S. 33.

54

4.1. Einbehaltener Lohn oder
ungerechte Bezahlung

Dieser Abschnitt befasst sich mit einbehaltener oder
ungerechter Entlohnung sowie mit der Moglichkeit,
eine gerechte Bezahlung einzufordern. Die Wahrung
gerechter Arbeitsbedingungen - zu denen zentral die
Entlohnung gehort - fir alle Arbeitnehmer ist aus-
driicklich in einer Reihe internationaler Rechtsinstru-
mente geschitzt.

Die Pflicht der Arbeitgeber zu einer gerechten Ent-
lohnung findet sich auch im EU-Recht. Artikel 5 der
Gemeinschaftscharta der sozialen Grundrechte
der Arbeitnehmer von 1989 besagt, dass ,fir jede
Beschaftigung ein gerechtes Entgelt zu zahlen” [ist]
und den ,Arbeitnehmern ein gerechtes Arbeitsentgelt
garantiert wird”, das ausreicht, um ihnen einen ,,ange-
messenen Lebensstandard zu sichern”.

Die Richtlinie iber Sanktionen gegen Arbeitgeber ent-
halt wichtige Schutzbestimmungen gegen eine Aus-
beutung bei der Entlohnung.”" Nach Artikel 6 missen
die EU-Mitgliedstaaten Mechanismen einrichten, um
sicherzustellen, dass Wanderarbeitnehmer in einer
irreguldren Situation entweder einen Anspruch gegen
einen Arbeitgeber auf Entlohnung geltend machen
oder sich an eine zustandige Behorde des betref-
fenden EU-Mitgliedstaats wenden konnen, um ein
Verfahren zur Einziehung einer ausstehenden Entloh-
nung einzuleiten. Bei der Hohe der Nachzahlungen
wird mindestens ,von dem in anwendbaren Gesetzen
Gber Mindestléhne, in Tarifvertragen oder gemaR den
Gepflogenheiten in den entsprechenden Beschafti-
gungsbranchen mindestens vorgesehenen Lohn aus-
gegangen” (Artikel 6a).

In den meisten EU-Mitgliedstaaten werden die Arbeit-
nehmerrechte und die Wirkung des Arbeitsrechts auf-
grund eines unerlaubten Aufenthalts des Arbeitneh-
mers nicht aufgehoben, obwohl die Situation aufgrund
fehlender Rechtsprechung haufig unklar oder Gegen-
stand unterschiedlicher Auslegungen ist. In mindestens
19 Mitgliedstaaten gilt der Anspruch auf eine gerechte
Entlohnung fir alle Arbeitnehmer, einschlie3lich

191 Richtlinie 2009/52/EG des Europaischen Parlaments und des Ra-
tes vom 18. Juni 2009 Uber Mindeststandards fur Sanktionen und
MaRnahmen gegen Arbeitgeber, die Drittstaatsangehdrige ohne
rechtmaRigen Aufenthalt beschaftigen, ABI. 2009 L 168, S. 24-32
(Richtlinie iber Sanktionen gegen Arbeitgeber).
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Tabelle 4: Wichtigste volkerrechtliche Bestimmungen zu einer gerechten Entlohnung

Instrument

Allgemeine
Erkldrung der

Artikel 23

Anwendbarkeit
auf Migranten
Wichtigste Bestimmung Ratifizierung in einer
irreguldren
Situation

,Gerechte und befriedigende
Arbeitsbedingungen”; ,Recht auf gleichen

Menschenrechte, Lohn fir gleiche Arbeit”; ,Recht auf gerechte Ja
und befriedigende Entlohnung”
»angemessenen Lohn und gleiches Entgelt Alle 27 EU-Mitgliedstaaten’ Ja°

ICESCR, Artikel 7

ICRMW,
Artikel 25 (3)

IAO-

Ubereinkommen

Nr. 143 (1975),
Artikel 9 (1)

ESC (revidiert),

SEV-Nr. 163

(1996), Artikel 4; ausreicht, um ihnen und ihren Familien einen Lettlands, Luxemburgs,

ESC, Artikel 4

Anmerkungen:

N

w

Quelle: FRA, 2011

fur gleichwertige Arbeit ohne Unterschied”

~Wanderarbeitnehmer wegen der Irregularitat

ihres Aufenthalts oder ihrer Beschaftigung

keines der sich aus diesem Grundsatz

ergebenen Rechte verlieren [...] darf eine Kein EU-Mitgliedstaat Ja
solche Irregularitat Arbeitgeber nicht

irgendwelcher rechtlicher oder vertraglicher

Verpflichtungen entheben”

,Unbeschadet der MaRnahmen zur
Uberwachung von Wanderungen zwecks
Arbeitsaufnahme, durch die sicherg-
estellt werden soll, dass die Einreise von
Wanderarbeitnehmern in das Staatsgebiet
und ihre Zulassung zur Beschaftigung im

Einklang mit der einschldgigen Gesetzgebung ltalien, Portugal, Schweden

erfolgen, ist dem Wanderarbeitnehmer und | X Ja
. L = . . owenien, Zypern
seiner Familie in den Fallen, in denen diese
Gesetzgebung nicht eingehalten worden ist
und seine Lage nicht legalisiert werden kann,
Gleichbehandlung hinsichtlich der sich aus sein-
er friheren Beschaftigung ergebenden Rechte
in Bezug auf Entlohnung, soziale Sicherheit und
sonstige Leistungen zu gewahren.”
Alle EU-Mitgliedstaaten?
mit Ausnahme
,das Recht der Arbeitnehmer auf ein Danemarks, Deutschlands,
Arbeitsentgelt anzuerkennen, welches Griechenlands, Nein

angemessenen Lebensstandard zu sichern”  Polens, Spaniens, der
Tschechischen Republik und
des Vereinigten Konigreichs

Belgien gab folgende Auslegungserklarung zum ICESCR ab: ,,Beziiglich Artikel 2 Absatz 2 legt die belgische
Regierung das Diskriminierungsverbot hinsichtlich der nationalen Herkunft dahin aus, dass damit nicht
zwangsladufig eine Verpflichtung der Staaten verbunden ist, Ausldndern automatisch dieselben Rechte

zu garantieren wie ihren eigenen Staatsangehérigen. Der Begriff ist dahin zu verstehen, dass damit die
Abschaffung jedes willkirlichen Verhaltens, nicht jedoch die Abschaffung von Ungleichbehandlungen
gemeint ist, die auf objektiven und verninftigen Erwdgungen im Einklang mit den in demokratischen
Gesellschaften geltenden Grundsétzen beruhen.” Ddnemark legte folgenden Vorbehalt zum ICESCR ein:
,Die ddnische Regierung kann derzeit die Bestimmungen des Artikels 7 Buchstabe d zur Vergitung
gesetzlicher Feiertage nicht vollstindig einhalten”. Schweden legte folgenden Vorbehalt ein: ,Schweden
macht einen Vorbehalt in Zusammenhang mit Artikel 7 Buchstabe d des Paktes hinsichtlich des Rechtes auf
Vergiitung gesetzlicher Feiertage geltend.”

Siehe CESCR (1990), General Comment No. 3, The nature of States parties’ obligations, (Artikel 2 (1)),

14. Dezember 1990, Absatz 10; und CESCR (2009), General Comment No. 20, Non-Discrimination in
Economic, Social and Cultural Rights, Artikel 2 Absatz 2, 10. Juni 2009, Absatz 30.

Da die ESC (revidiert) und die ESC den Vertragsstaaten eine Auswahl der fir sie bindenden Artikel
ermdéglichen, haben die nachstehend aufgefihrten Staaten die verschiedenen Absétze von Artikel 4 nicht
unterzeichnet: Bulgarien: Artikel 4 (1); Ddnemark: Artikel 4 (4) und Artikel 4 (5); Deutschland: Artikel 4
(4); Estland: Artikel 4 (1); Finnland: Artikel 4 (1) und Artikel 4 (4); Lettland: hat keinen Absatz von Artikel 4
akzeptiert; Luxemburg: Artikel 4 (4); Osterreich: Artikel 4 (4); Polen: Artikel 4 (1); Schweden: Artikel 4 (2)
und Artikel 4 (5); Tschechische Republik: Artikel 4 (1); Ungarn: hat keinen Absatz von Artikel 4 akzeptiert;
Vereinigtes Kénigreich: Artikel 4 (3); Zypern: hat keinen Absatz von Artikel 4 akzeptiert.
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Migranten in einer irreguldren Situation.”? In Luxem-
burg sind die Arbeitgeber nach den Auslandergeset-
zen verpflichtet, Arbeitnehmern ohne Arbeitserlaub-
nis ihre Entlohnung sowie Sozialbeitrage zu zahlen.3
GemadlR Paragraf 1152 des Allgemeinen Birgerlichen
Gesetzbuchs Osterreichs sind Lohnforderungen auf
der Grundlage von Tarifabschlissen mdoglich, selbst
wenn der Arbeitsvertrag nichtig ist. In Rumanien ist
der Arbeitgeber gesetzlich verpflichtet, eine Entscha-
digung fur eine ungerechtfertigt verzogerte oder nicht
geleistete Entlohnung zu zahlen. Im Fall von Migran-
ten in einer irreqularen Situation ist der Arbeitgeber
verpflichtet, die fur Entlohnung, Steuern und Sozial-
versicherungsbeitrage zu leistende Summe zu zahlen
sowie die Kosten fir die Abschiebung der Person zu
tragen. In Malta bietet das Gesetz fir Beschaftigung
und Arbeitsbeziehungen einen Mechanismus zur For-
derung ausstehenden Lohns, zu dem auch Migranten

192 Belgien, Bulgarien, Deutschland, Frankreich, Irland, Italien, Lett-
land, Luxemburg, Malta, Niederlande, Osterreich, Polen, Portugal,
Schweden, Slowenien, Spanien, Ungarn und Zypern. Siehe fir
Belgien, Tarifvertrag Nr. 65.530/C0/323 vom 30. September 1999;
Bulgarien, Arbeitsforderungsgesetz (15. Juni 2011), Artikel 73 (3);
Deutschland, Schreiben an die FRA vom Bundesministerium fir
Arbeit und Soziales vom Mdrz 2011; Frankreich, Arbeitsgesetz-
buch, Artikel L. 8252-1; Griechenland, Oberster Gerichtshof, Urteil
Nr. 206/2009 gemal3 Artikel 904 des stadtebaulichen Gesetzbu-
ches; Irland, Gesetz zum nationalen Mindestlohn 2001 und ver-
bindlicher Verhaltenskodex; Italien, Gesetz 189/2002 und nationa-
ler Tarifvertrag (CCNL) vom 13. Februar 2007; Lettland, Antwort auf
den Fragebogen der FRA fir die nationalen Behdrden; Luxemburg,
Gesetz zur Freiztigigkeit und Einwanderung von 2008, Artikel 146;
Osterreich, Allgemeines Biirgerliches Gesetzbuch, § 1152 und
Auslanderbeschéftigungsgesetz, § 25; Polen, das Gesetz Gber
Mindestarbeitslohne vom 10. Oktober 2002 legt fur Polen Min-
destlhne fest und Artikel 2 des polnischen Arbeitsgesetzbuches
von 1998 betrachtet einen Arbeitnehmer als jede Person, die auf
Grundlage eines Arbeitsvertrags, einer Auswahl, einer Einstellung
oder eines gemeinschaftlichen Arbeitsvertrags beschéftigt ist;
Portugal, Schreiben an die FRA von der portugiesischen Grenz- und
Auslanderbehorde; Rumaénien, Gesetz 53/24.01.2003, Arbeits-
gesetzbuch, gedndert durch das Gesetz 40/2011 zur Anderung
und Umsetzung des Gesetzes 53/2003, Artikel 279 (1) (es scheint
keine Rechtsprechung hinsichtlich Migranten in einer irrequla-
ren Situation zu geben); Schweden, siehe SOU 2010:63 (2010),
EU:s direktiv om sanktioner mot arbetsgivare: Betdnkande av
Sanktionsutredningen. Slowenien, Gesetz zu Arbeitsverhdltnissen,
Artikel 42, 126-130, 133-135 und 137 (aber es scheint keine Recht-
sprechung zu existieren). In Spanien sind die Arbeitgeber aufgrund
des Artikels 33 (3) des neuen Auslandergesetzes 4/2000 und des
Artikels 9 (2) des Betriebsverfassungsgesetzes (Ley del Estatuto de
los Trabajadores, gedndert durch das Gesetz 38/2007) verpflichtet,
eine Entlohnung fir die geleistete Arbeitszeit zu zahlen, selbst wenn
der Arbeitsvertrag als ungiltig bewertet wird. Ungarn, Schreiben
an die FRA vom ungarischen Ministerium fur Wirtschaft, Marz 2011;
Zypern, Europdische Kommission gegen Rassismus und Intoleranz
(ECRI) (2011), Report on Cyprus, Mai 2011, S. 23; Fir Malta wurden
der FRA im Juni 2011 Erlduterungen von der Ministerialabteilung
fur Beschaftigung und Arbeitsverhdltnisse Gbermittelt, nach denen
alle Personen, ungeachtet ihrer Nationalitat oder ihres rechtlichen
Status, das Recht auf Entlohung gemaR den arbeitsrechtlichen
Bestimmungen haben - vorausgesetzt, dass ein Arbeitsverhaltnis
zwischen den beiden Parteien besteht. Das Ministerium prift alle
Anspriche, unabhangig davon, ob das Arbeitsverhaltnis ordnungs-
gemaR ist oder nicht. Dies geschieht jedoch unbeschadet etwaiger
Maf3nahmen anderer Abteilungen oder Organe beziiglich der
Irreqularitat des Arbeitsverhaltnisses. Fur die Niederlande, siehe
Cholewinski, R. (2005), Study on Obstacles to Effective Access of
Irregular Migrants to Minimum Social Rights, Stral3burg, Council of
Europe Publishing.

193 Luxemburg, 2008, Gesetz zur Freiziigigkeit und Einwanderung,
Artikel 146.
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in einer irreguldren Situation Zugang haben, sofern ein
Arbeitsverhaltnis nachgewiesen werden kann."#* Ver-
stoRe gegen dieses Gesetz, das auch die gerechte Ent-
lohnung regelt, konnen dem Ministerium fir Beschaf-
tigung und Arbeitsbeziehungen, der Aufsichtsbehérde
fur das maltesische Arbeitsgesetz, vorgelegt werden.
Das Ministerium prift alle Anspriiche, unabhangig
davon, ob das Arbeitsverhaltnis ordnungsgemaf ist
oder nicht. Das Ministerium ist befugt, Gber die Polizei
Strafverfahren beim Amtsgericht (Court of Magistra-
tes) einzuleiten, und kann beim Gericht beantragen,
die Zahlung ausstehender Léhne anzuordnen. Alterna-
tiv kann der Wanderarbeitnehmer iber einen Rechts-
anwalt ein Verfahren vor einem Zivilgericht einleiten.
In der Praxis stellen jedoch in beiden Fallen die Angst
vor Entdeckung und der Nachweis der Beschaftigung
haufige Hindernisse beim Zugang zur Justiz dar."s

In einigen Landern ist die Rechtslage unklar. In Dane-
mark beispielsweise nehmen weder das Arbeitsgesetz
noch die Tarifvereinbarungen die irrequlédre Arbeit
ausdricklich von ihrem Geltungsbereich aus; und die
Gewerkschaften sind berechtigt, diese Falle bei Versto-
Ren vor Gericht zu bringen. Bis dato sind jedoch noch
keine Urteile zu Ansprichen von Migranten in einer
irreguldren Situation ergangen.

In anderen EU-Mitgliedstaaten scheint das fir Migranten
in einer irreguldren Situation bestehende Arbeitsverbot
Vorrang vor den Ansprichen aus dem Arbeitsrecht zu
haben. Nach den Antworten auf den Fragebogen fir die
nationalen Behoérden scheint in vier EU-Mitgliedstaaten
(Estland, Litauen, Slowenien und Tschechische Republik)
das Recht auf Begleichung ausstehender Léhne nicht
anerkannt zu werden.¢ Diese Situation wird sich mit
der Umsetzung der Richtlinie Gber Sanktionen gegen
Arbeitgeber vermutlich 8ndern. In Litauen etwa kdnnen
Ausldnder derzeit keine Anspriiche auf ausstehende
Lohne geltend machen, wenn sie sich in einer irrequ-
Iaren Situation befinden. Das Gesetz schiitzt nur recht-
maRig beschaftigte Arbeitnehmer. Das Ministerium fir
Sozialschutz und Arbeit arbeitet jedoch an einem Gesetz
zum Verbot irreguldrer Arbeit, um damit die Richtlinie
Uber Sanktionen gegen Arbeitgeber (2009/52/EG)
umzusetzen. Wenn dieser Gesetzesentwurf vom Par-
lament verabschiedet wird, sind die Arbeitgeber ver-
pflichtet, ausstehende Gehalter selbst an Migranten in
einer irrequldren Situation zu zahlen."”

Durch das Melden eines Vorfalls von zu geringer oder
ausstehender Bezahlung Gerechtigkeit zu erlangen,

194 Siehe: www justiceservices.gov.mt/DownloadDocument.
aspx?app=lom&itemid=8918&1=1.

195 Antwort der Regierung von Malta vom 5. August 2011.

196 Fragebogen der FRA fir die nationalen Behorden, Antworten aus
Estland, Lettland, der Slowakei und der Tschechischen Republik.

197 Die Informationen wurden der FRA durch die nationale Kontakt-
stelle des EMN fUr Litauen im Juni 2011 Gbermittelt.


http://www.justiceservices.gov.mt/DownloadDocument.aspx?app=lom&itemid=8918&l=1
http://www.justiceservices.gov.mt/DownloadDocument.aspx?app=lom&itemid=8918&l=1

ist weder einfach noch ablich. Wie die FRA in ihrem
Bericht zu Hausangestellten ausfihrt, ist die Unter-
stitzung durch NRO oder Gewerkschaften hierfir von
entscheidender Bedeutung. Italienische Gewerkschaf-
ten berichten von erfolgreichen Klagen von Migranten
in einer irreqularen Situation auf Nachzahlungen.?
Dokumentierte Falle gibt es auch in Deutschland,?®
und den Antworten auf den FRA-Fragebogen fir die
Zivilgesellschaft zufolge in Belgien, Irland, Spanien und
im Vereinigten Konigreich. Im Vereinigten Kénigreich
konnten Migranten in einer irrequldren Situation dabei
eher auf Grundlage der Antidiskriminierungsgesetze
als mithilfe des allgemeinen Arbeitsrechts Schaden-
ersatz und Nachzahlungen durchsetzen.z°

Erhalten Migranten in einer irrequldren Situation gerin-
gere Lohne, ist es manchmal schwer zu beurteilen, ob
dies durch ihren Aufenthaltsstatus oder die Eigenschaf-
ten eines bestimmten Wirtschaftszweigs begriindet ist.>"
Hauswirtschaftliche Tatigkeiten zéhlen beispielsweise im
Allgemeinen zu den Wirtschaftsbereichen mit Niedrigloh-
nen. Normalerweise wird eine Bezahlung auf Stunden-
basis informell zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber
vereinbart.2*2 Zur Festlegung von Mindestschutznormen
fur Hausangestellte wurden von der IAO im Juni 2011 ein
Ubereinkommen sowie eine unverbindliche Empfehlung
angenommen.>3 Die darin festgelegten Normen gelten
zumindest teilweise auch fir Migranten in einer irrequlé-
ren Situation, die im Hausarbeitssektor beschaftigt sind.

In der Praxis besteht eine der Hauptschwierigkeiten fir
den Erhalt ausstehender Léhne darin, die Existenz eines
Arbeitsverhdltnisses nachzuweisen. Die Befragten der
Zivilgesellschaft gaben in 15 der 27 EU-Mitgliedstaaten
an, dass das Fehlen von Arbeitsvertrdagen eines der
Haupthindernisse fur die erfolgreiche Durchsetzung von

198 Nach Angaben der durch die FRA befragten italienischen Ge-
werkschaften haben die Gerichte in vielen Féllen die Unterneh-
men zur Zahlung an die Arbeitnehmer verurteilt, selbst wenn
diese Migranten in einer irreguldren Situation waren.

199 Ein Wanderarbeitnehmer in einer irreqularen Situation, der von
einer Gewerkschaft unterstutzt wurde, forderte erfolgreich eine
Entschadigung vor dem Arbeitsgericht, die er in einer aul3erge-
richtlichen Einigung vor Prozessbeginn erhielt. Siehe Diakonie
Hamburg (2009), Leben ohne Papiere: Eine empirische Studie zur
Lebenssituation von Menschen ohne gultige Aufenthaltspapiere in
Hamburg, Hamburg, Diakonisches Werk Hamburg.

200 Antwort einer NRO in London, Vereinigtes Kénigreich. Vereinigtes

Konigreich, Berufungsgericht fur arbeitsrechtliche Angelegen-

heiten (Employment Appeal Tribunal), Mehmet t/a Rose Hotel

Group gegen Aduma, UKEAT/0573/06/CEA, UKEAT/0574/06/CEA,

30. Mai 2007.

Europdische Stiftung zur Verbesserung der Lebens- und Arbeits-

bedingungen (Eurofound) (2007), Employment and Working Condi-

tions of Migrant Workers, Dublin, Eurofound, S. 34-35.

202 FRA (2011), Migranten in einer irregulédren Situation, die als
Hausangestellte arbeiten: grundrechtliche Herausforderungen fir
die Europdische Union und ihre Mitgliedstaaten, Luxemburg, Amt
fur Veroffentlichungen, Kapitel 2.1; Eurofound (2001), Beschafti-
gung in haushaltsnahen Dienstleistungen, Luxemburg, Amt fur
amtliche Veroffentlichungen der Europdischen Gemeinschaften,
Kapitel 2.1.

203 1A0, Ubereinkommen Nr. 189 iiber menschenwiirdige Arbeit fiir
Hausangestellte, 16. Juni 2011, und Empfehlung R201 betreffend
menschenwirdige Arbeit fir Hausangestellte, 16. Juni 2011.
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Ansprichen aufgrund ausstehender oder ungerechter
Loéhne darstelle.?>4 Die Arbeitsvertrdge werden ibli-
cherweise miindlich abgeschlossen. NRO in Osterreich
und Spanien wiesen darauf hin, dass es schwierig sein
kénne, den tatsdchlichen Arbeitgeber nachzuweisen,
wenn die Einstellung informell erfolgt oder der Einstel-
lende nicht der eigentliche Arbeitgeber sei.2*s

In anderen Fallen geht es in der Auseinandersetzung
nicht um das Vorhandensein eines Vertrags, sondern
um die tatsachliche Anzahl der geleisteten Arbeitsstun-
den. In Spanien beispielsweise ist es fir Hausangestellte
nicht besonders schwierig, einen Arbeitsvertrag zu
erhalten, selbst wenn ihr Status irreqular ist. Der Vertrag
bezieht sich jedoch nur auf die allgemeinen Bedingun-
gen (z. B. maximal 40 Stunden Wochenarbeitszeit, ohne
Beriicksichtigung von Uberstunden, die z. B. bei der
Betreuung einer kranken Person iber Nacht anfallen).
In der Realitat leistet der Migrant méglicherweise also
Uberstunden, ohne entsprechend entlohnt zu werden.
Die Einschaltung von Arbeitsaufsichtsbeamten oder
Gerichten ist mdglich, aber in der Praxis schwierig.z¢

In diesen Fallen sind vorhandene Zeugen haufig nicht
zu einer Aussage bereit, da sie sich in der gleichen
Situation wie die Beschwerdefiihrer befinden oder
firchten, ihre Arbeitsstellen zu verlieren. Dies gilt
insbesondere dann, wenn ihr Aufenthaltsstatus von
der Fortfiihrung ihres Arbeitsverhéltnisses abhangt.
Besteht ein enges Verhdltnis zwischen Arbeitgeber
und Arbeitnehmer wie im Bereich der Hausarbeit
oder aufgrund ethnischer Zugehorigkeit, wird Studien
zufolge die Inanspruchnahme gerichtlichen Rechts-
schutzes haufig als unangemessen erachtet oder aus
Angst vor Repressalien vermieden.27

204 Belgien, Deutschland, Estland, Frankreich, Italien, Irland, Luxem-
burg, die Niederlande, Osterreich, Portugal, Spanien, die Tschechi-
sche Republik, Ungarn, das Vereinigte Konigreich und Zypern.

205 Antworten von NRO in Osterreich und Spanien.

206 FRA (2011), Migranten in einer irrequléren Situation, die als Haus-

angestellte arbeiten: grundrechtliche Herausforderungen fir die

Européische Union und ihre Mitgliedstaaten, Luxemburg, Amt fur

Veréffentlichungen, Kapitel 2 und 5.

Anderson, B. (2000), Doing the Dirty Work? The global politics

of domestic labour, London, Zed Books; Anderson, B. (2007), ,A

Very Private Business. Exploring the Demand for Migrant Dome-

stic Workers”, European Journal of Women’s Studies, Band 14,

Nr. 3, S. 247-64; Lutz, H. (2007), ,The ,Intimate Others’ - Migrant

Domestic Workers in Europe”, in Berggren, E., Likic-Brboric, B.,

Toks6z, G. und Trimikliniotis N., Irregular Migration, Informal La-

bour and Community: A Challenge for Europe, Maastricht, Shaker

Publishing, S. 226-41; Maroukis, T. (2009), ,Economic immigration

in Greece: labour market and social inclusion”, Series: Sociology

and Work, Athen, Papazisis (auf Griechisch).
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Lohngarantien

Der Lohngarantiefonds zahlt Loéhne, die aufgrund
von Insolvenz nicht ausgezahlt wurden. Er entscha-
digt fir Verluste bis zu einer Hochstsumme, die nach
einer Formel berechnet wird, bei der das Dreifache
des taglichen Mindestgehalts, einschlieBlich der
anteiligen Sonderzahlungen, mit der Zahl der Tage
ohne Lohnzahlung multipliziert wird, wobei eine
Hochstgrenze von 150 Tagen gilt.>°® Der Fonds ent-
schadigt mit Ausnahme von Hausangestellten und
Genossenschaftsmitgliedern alle Arbeitnehmer, die
Uber einen Arbeitsvertrag verfigen, ohne Unter-
scheidungen nach dem Aufenthaltsstatus vorzuneh-
men. Der Fonds wird durch die reqularen Sozialversi-
cherungsbeitrage der Unternehmen finanziert.

Im Jahr 2010 wurde insgesamt 1 Mrd. EUR fir Lohn-
ausfalle aufgrund von Insolvenz ausgezahlt. Dies
kam 232 722 Arbeitnehmern und 68 017 Unterneh-
men zugute2®® Es gibt jedoch keine spezifischen
Daten zu Migranten in einer irreguldren Situation.
Diese sind jedoch vermutlich erheblich davon betrof-
fen, da kleine Unternehmen maoglicherweise Insol-
venzverfahren nutzen, um rechtliche Verfahren zu
umgehen, denen sie sich im Falle formaler Forderun-
gen gegenibersahen.

4.2.Entschadigung bei
Arbeitsunfallen

Dieser zweite Abschnitt befasst sich mit dem Zugang
von Migranten in einer irreguldren Situation zu
einer Entschadigung oder Unterstitzung im Fall von
Arbeitsunfdllen. Die Notwendigkeit von Mechanis-
men zur Entschadigung bei Arbeitsunfallen durch
die Sozialversicherung oder den Arbeitgeber ergibt
sich aus internationalen Menschenrechts- und
Arbeitsrechtsinstrumenten.

Artikel 27 des IAO-Ubereinkommens Nr. 121 von 1964
Uber Leistungen bei Arbeitsunfallen und Berufskrank-
heiten besagt: ,Jedes Mitglied hat innerhalb seines
Staatsgebietes Auslandern in Bezug auf Leistungen
bei Arbeitsunfdllen und Berufskrankheiten Gleichbe-
handlung mit seinen eigenen Staatsangehdrigen zu
gewadhren”. Je nach Definition eines Arbeitnehmers
im nationalen Gesetz gilt dies auch fur Migranten in
einer irreguldren Situation. Bislang haben Belgien,
Deutschland, Finnland, Irland, Kroatien, Luxemburg,

208 Die Informationen wurden der FRA im Juni 2011 von der
Generaldirektion fur die Integration von Zuwanderern des
spanischen Ministeriums fur Arbeit und Immigration zur
Verfiigung gestellt; siehe auch: www.mtin.es/fogasa/
legislaciona33.html.

209 El Faro de Vigo (2011), ,El Fogasa pago 1.287 milliones en
indemnizaciones en 2010”, 21. Januar 2011, abrufbar unter: www.
farodevigo.es/economia/2011/01/21/fogasa-pago-1287-millones-
indemnizaciones-2010/511155.html.
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die Niederlande, Schweden, Slowenien und Zypern
das Ubereinkommen ratifiziert. Entsprechende Bestim-
mungen finden sich zudem in Artikel 9 Absatz 1 des
IAO-Ubereinkommens Nr. 143 zu Wanderarbeitneh-
mern, in Artikel 9 des ICESCR und in Artikel 23 der All-
gemeinen Erklarung der Menschenrechte.

Auch wenn es sich nicht direkt mit Entschadigungs-
zahlungen befasst, anerkennt das EU-Recht die
Bedeutung sicherer Arbeitsbedingungen. Artikel 31
der Grundrechte-Charta der EU betont das Recht auf
gesunde, sichere und wiirdige Arbeitsbedingungen.
Mal3nahmen zur Verbesserung in diesem Bereich wur-
den durch die Richtlinie von 1989 iber Sicherheit und
Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer eingefihrt.2
Nach Artikel 6 Absatz 1 der Richtlinie sind Arbeitgeber
verpflichtet, die erforderlichen MalRnahmen fir die
Sicherheit, den Gesundheitsschutz und den Schutz
der Arbeitnehmer zu treffen. Arbeitnehmer sind in der
Richtlinie umfassend als jede Person, die von einem
Arbeitgeber beschaftigt wird, definiert.> Hierfur ist
keine reguldre Beschaftigung erforderlich, und das EU-
Recht ist in Zusammenhang mit der Entschdadigung bei
Arbeitsunfallen entsprechend anzuwenden.

Was die nationalen Gepflogenheiten hinsichtlich der
Entschadigung bei Arbeitsunféllen von Migranten in
einer irrequldren Situation betrifft, so sind hier Unter-
schiede festzustellen. Haufig ist die rechtliche Situation
unklar. Nach der Erhebung unter den nationalen Behor-
den scheint in Estland beispielsweise kein Anspruch auf
eine Entschadigung bei Arbeitsunféllen zu bestehen.
Gleichzeitig existiert keine Rechtsprechung zu diesem
Thema. Im Gegensatz dazu haben Arbeitnehmer ohne
giltige Aufenthaltspapiere in Belgien grundsatzlich eine
Unfallversicherung, die vom Arbeitgeber zu zahlen ist.
Falls der Arbeitgeber nicht versichert ist, kann die Ent-
schadigung durch den Fonds fir Arbeitsunfalle gezahlt
werden.?> Auch in Deutschland missen alle Arbeitgeber
eine Unfallversicherung fir ihre Arbeitnehmer abschlie-
3en. Die Unfallversicherung lauft auf den Namen des
Unternehmers und kann daher auch fir Migranten in
einer irrequldren Situation abgeschlossen werden.?

In der Praxis ist die Durchsetzung dieser Anspriiche
jedoch meist schwierig, selbst wenn ein Recht auf
Entschadigung bei Arbeitsunfallen besteht. Im GroRRen
und Ganzen bestehen die gleichen Hindernisse wie

210 Richtlinie 89/391/EWG des Rates vom 12. Juni 1989 Uber die
Durchfiihrung von MaRnahmen zur Verbesserung der Sicherheit
und des Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer bei der Arbeit,
ABI. 1989 L 183/1.

211 Hausangestellte sind jedoch von der Definition der Arbeitnehmer
ausgenommen (Artikel 3 der Richtlinie).

212 Organisation for Undocumented Migrant Workers (OR.C.A.)
(2009), Undocumented Workers: a guide to rights, Brissel,
OR.CA,, S. 63.

213 Ver.di, FAQs - Fragen und Antworten zu Arbeitsrechten von
lllegalisierten (online), S. 3.
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Tabelle 5: Wichtigste volkerrechtliche Bestimmungen zur Entschadigung bei Arbeitsunfdllen

Anwendbarkeit
auf Migranten

Instrument Wichtigste Bestimmung Ratifizierung in einer
irreguldren
Situation
Allggmelne »Gerechte und befriedigende
’E,r‘klarur:lg derht Arbeitsbedingungen”; entfallt Ja
enschenrechte, ,andere soziale Schutzmalinahmen”
Artikel 23
ICESCR, »Recht eines jeden auf soziale Sicherheit, dieses g | ,
Artikel 9 schlieRt die Sozialversicherung ein” Alle 27 EU-Mitgliedstaaten Ja
»andere Arbeitsbedingungen [...], Arbeitsschutz,
Gesundheitsschutz”; ,Gleichbehandlung”;
ICRMW, L€eine Irreqularitat des Aufenthalts oder der Kein EU-Mitaliedstaat Ja
Artikel 25 Beschaftigung von Wanderarbeitnehmern darf die 9
Arbeitgeber nicht irgendwelcher rechtlicher oder
vertraglicher Verpflichtungen entheben”
,Unbeschadet der MaRnahmen zur Uberwachung
von Wanderungen zwecks Arbeitsaufnahme, du-
rch die sichergestellt werden soll, dass die Einreise
von Wanderarbeitnehmern in das Staatsgebiet und
1AO- ihre Zulassung zur Beschéftigung im Einklang mit
Ubereinkommen der einschldgigen Gesetzgebung erfolgen, ist dem  Italien, Portugal,
Wanderarbeitnehmer und seiner Familie in den Schweden, Slowenien Ja
Nr. 143 (1975), i . . . . 4 ’
Artikel o (1) Fallen, in denen diese Gesetzgebung nicht einge- Zypern
halten worden ist und seine Lage nicht legalisiert
werden kann, Gleichbehandlung hinsichtlich der
sich aus seiner friheren Beschaftigung ergebenden
Rechte in Bezug auf Entlohnung, soziale Sicherheit
und sonstige Leistungen zu gewahren.”
1AO- »Jedes Mitglied hat innerhalb seines Staatsgebietes Belgien, Deutschland,

Ubereinkommen

Nr. 121 (1964),
Artikel 27

Anmerkungen:

N

3

Quelle: FRA, 2011

Auslandern in Bezug auf Leistungen bei
Arbeitsunfdllen und Berufskrankheiten
Gleichbehandlung mit seinen eigenen
Staatsangehorigen zu gewdhren”

Finnland, Irland,

Luxemburg, Ja3
Niederlande, Schweden,
Slowenien, Zypern

Belgien gab folgende Auslegungserklarung zum ICESCR ab: ,,Beziiglich Artikel 2 Absatz 2 legt die belgische
Regierung das Diskriminierungsverbot hinsichtlich der nationalen Herkunft dahin aus, dass damit nicht
zwangsldufig eine Verpflichtung der Staaten verbunden ist, Ausldndern automatisch dieselben Rechte

zu garantieren wie ihren eigenen Staatsangehérigen. Der Begriff ist so zu verstehen, dass damit die
Abschaffung jedes willkirlichen Verhaltens, nicht jedoch die Abschaffung von Ungleichbehandlungen
gemeint ist, die auf objektiven und verninftigen Erwdgungen im Einklang mit den in demokratischen
Gesellschaften geltenden Grundsétzen beruhen.” Frankreich legte folgenden Vorbehalt zum ICESCR ein:
,Die Regierung der Franzésischen Republik erklart, dass die Artikel 6, 9, 11 und 13 nicht so auszulegen sind,
als stinden sie Vorschriften entgegen, die den Zugang von Ausldndern zum Arbeitsmarkt regeln oder die
Gewdhrung bestimmter Sozialleistungen von Aufenthaltsbedingungen abhdngig machen”.

Siehe CESCR (1990), General Comment No. 3: The nature of States parties’ obligations, (Artikel 2 (1)),

14. Dezember 1990 in Abschnitt 10; CESCR (2007), General Comment No. 19: The right to social security
(Artikel 9), 23 November 2007, Artikel 44 bis 46 und 59; und CESCR (2009), General Comment No. 20: Non-
Discrimination in Economic, Social and Cultural Rights, (Artikel 2 (2)), 10. Juni 2009, Abschnitt 30.
Anwendbar, wenn Migranten in einer irreguldren Situation nach den nationalen Gesetzen als Arbeitnehmer
betrachtet werden.

bei der Einforderung ausstehender Lohne. Die Befrag-
ten der Zivilgesellschaft nennen die Erbringung von
Nachweisen fir das Bestehen eines Arbeitsverhaltnis-
ses als groRtes Hindernis.>' Ein typisches Beispiel ist

214 Dies gilt fur Belgien, Deutschland, Frankreich, Irland, Italien,
Lettland, Luxemburg, die Niederlande, Osterreich, Polen, Portu-
gal, Spanien, die Tschechische Republik, Ungarn, das Vereinigte
Kénigreich und Zypern (Fragebogen der FRA fir die Zivilgesell-
schaft).

die Tschechische Republik, wo nach dem Gesetz alle
Arbeitnehmer einen Anspruch auf Entschddigung bei
Arbeitsunféllen geltend machen kénnen. Die Befragten
der Zivilgesellschaft gaben jedoch an, dass Migranten
in einer irreguldren Situation ihr Recht in der Praxis
aulderordentlich seltengeltend machen kénnen, da ihr
fehlender Aufenthaltsstatus der Polizei gemeldet wiirde
und sie so in Gefahr gerieten, abgeschoben zu werden.
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Entschadigung von Migranten in einer
irreguldren Situation bei arbeitsbe-
dingten Verletzungen

In den Vereinigten Staaten sprach das Berufungsge-
richt des Staates New York einem Migranten in einer
irreguldren Situation, der sich an seinem Arbeits-
platz im Baugewerbe aufgrund einer unsicheren
Arbeitsumgebung verletzt hatte, eine Entschadi-
gung zu.>s In der Folge wurde 2009 drei anderen
Arbeitern in einer irregularen Situation gerichtlich
die Summe von 3,85 Mio. USD zugesprochen:*¢ Den
grofSten Betrag (2,85 Mio. USD) erhielt ein mexikani-
scher Installateur, der durch die Explosion eines Roh-
res an grof3en Teilen seines Korpers Verbriihungen
erlitten hatte; eine Entschadigungssumme in Hohe
von 750 000 USD bzw. 600 ooo USD erhielten ein
Mexikaner, auf dessen Ful ein Stahlbalken gefallen
war, und ein Arbeiter aus Ecuador, der sich die Hifte
gebrochen hatte, als drei Dachtrager auf ihn stirzten.

Beispiele fir die erfolgreiche Geltendmachung von
Entschadigungen bei Arbeitsunfallen gibt es auch in
der EU. NRO und/oder Gewerkschaften in Belgien,
Irland, Italien, Spanien und Zypern wiesen auf der-
artige Fdlle hin. In Valencia beispielsweise reichte
ein Migrant in einer irrequldren Situation, dem
nach einem Arbeitsunfall nicht geholfen wurde, mit
Unterstitzung einer Gewerkschaft Klage bei einem
Arbeitsgericht ein. Er erhielt vom Arbeitgeber eine
Entschadigung in Héhe von 11 340 EUR, und ihm und
seiner Frau wurde aus humanitdren Griinden ein
Aufenthaltstitel erteilt.27 Auch in Zypern wurde ein
Arbeitnehmer aus Siidasien, der einen Arbeitsunfall
erlitten hatte, behandelt und erhielt aufgrund der
Offentlichkeit, die dieser Fall erhielt, eine Aufent-
haltserlaubnis.

215 Berufungsgericht des Staats New York (Court of Appeals), Balbu-
ena gegen I.D.R. Realty L.L.C., 812 N.Y.S.2d 416, 21. Februar 2006.

216 Der Prozess wurde von der New Yorker Anwaltskanzlei
O’Dwyer & Bernstien, L.L.P. gefthrt. Informationen abrufbar
unter: www.odblaw.com; dort sind auch weitere Félle aufgefihrt.

217 Fragebogen der FRA fir die Zivilgesellschaft, Antwort aus
Spanien. Rechtsgrundlage fir derartige Falle ist Artikel 36 (5) des
Gesetzes 2/2009 vom 11. Dezember 2009 sowie Artikel 42 (2)
des Koniglichen Dekrets 84/1996 zur Sozialversicherung.
Artikel 36 (5) enthélt folgende Bestimmung: Ohne die Haftung
des Arbeitgebers einschlieRlich in Zusammenhang mit der Sozi-
alversicherung zu beschranken, fihrt eine fehlende Aufenthalts-
und Arbeitserlaubnis weder zur Ungiltigkeit des Arbeitsvertrags
in Bezug auf die Rechte des auslandischen Arbeitnehmers noch
bildet sie ein Hindernis bei der Wahrnehmung der Anspriche
aufgrund von Situationen, die in internationalen Abkommen zum
Schutz der Arbeitnehmer geregelt werden, oder beim Erhalt an-
derer Leistungen, auf die der Arbeitnehmer Anspruch hat, sofern
diese mit seiner Situation vergleichbar sind. Ein Arbeitnehmer,
der nicht in Besitz einer Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis ist, hat
jedoch keinen Anspruch auf Leistungen bei Arbeitslosigkeit.

218 Fragebogen der FRA fir die Zivilgesellschaft, Antwort aus Zy-
pern.
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4.3.Zugang zur Justiz

Der Zugang zur Justiz ist ein grundlegendes Menschen-
recht, das sich aus einer Reihe von internationalen und
regionalen Instrumenten ableitet. Der Zugang ist jeder
Person ohne Unterschied zu gewahren. Dies betrifft
auch beschéftigungsspezifische Anspriiche. Dieser
Abschnitt befasst sich mit dem Zugang zur Justiz in
Zusammenhang mit VerstéRen gegen das Arbeitsrecht
und beruht dabei auf den spezifischen Bemerkun-
gen zum Recht auf Einforderung ausstehenden Lohns
und auf Entschadigungen. Im Mittelpunkt stehen der
Zugang zur Justiz und die dabei auftretenden Hinder-
nisse sowie die Rolle der Gewerkschaften. Bei der
Untersuchung wurden keine Informationen zur Rolle
von auBBergerichtlichen alternativen Vermittlungsver-
fahren auf Unternehmensebene (z. B. Betriebsrate) oder
von Arbeitsaufsichtsbeamten bei der Unterstiitzung fiir
den Zugang zur Justiz fir Migranten in einer irreqularen
Situation erfasst. Eine Ausnahme bildet der Bereich der
Hausarbeit, wo auBergerichtliche Verfahren begrenzte
Bedeutung haben.? Andere Institutionen, die Gblicher-
weise in den Schutz der Menschenrechte involviert sind,
wie Gleichbehandlungsstellen oder nationale Men-
schenrechtsorganisationen, scheinen auf dem Gebiet
des Arbeitsrechts eine zweitrangige Rolle zu spielen.

Nach Artikel 10 der Allgemeinen Erkldrung der Men-
schenrechte und Artikel 14 und 26 des ICCPR hat jede
Person ,Anspruch auf ein gerechtes und 6ffentliches
Verfahren vor einem unabhangigen und unparteiischen
Gericht”, unabhangig von Rasse, Hautfarbe, Geschlecht,
Sprache, Religion, politischer oder sonstiger Uberzeu-
gung, nationaler oder sozialer Herkunft, Vermdégen,
Geburt oder sonstigem Stand.>> In Artikel 9 Absatze 1
und 2 des IAO-Ubereinkommens Nr. 143 von 1975 zu
Wanderarbeitnehmern (ratifiziert von Italien, Portugal,
Schweden, Slowenien und Zypern) ist zudem festgelegt,
dass irregulare Wanderarbeitnehmer die Moglichkeit
erhalten sollten, ihren Fall selbst oder durch einen Ver-
treter einer zustandigen Stelle vorzutragen. Das Recht
auf einen wirkungsvollen Rechtsbehelf steht auch im
Mittelpunkt der EMRK, insbesondere in den Artikeln 6
(Recht auf ein unparteiisches Gericht) und 13 (Recht
auf einen wirksamen Rechtsbehelf). Artikel 24 des UN-
Ubereinkommens (iber die Rechte des Kindes verpflichtet
die Staaten, Kindern den Zugang zu medizinischer Ver-
sorgung und Mittern eine angemessene Gesundheits-
versorgung vor und nach der Entbindung sicherzustellen.

219 FRA (2011), Migranten in einer irrequldren Situation, die als
Hausangestellte arbeiten: grundrechtliche Herausforderungen fiir
die Européische Union und ihre Mitgliedstaaten, Luxemburg, Amt
fur Veroffentlichungen, Kapitel 5.1.

220 Im Ubereinkommen zum Schutz der Rechte aller Wanderarbeit-
nehmer und ihrer Familienangehorigen ist dieses Recht unter
den Rechten aufgefihrt, die fur alle Wanderarbeitnehmer gelten,
auch fir Migranten in einer irreguléren Situation. Artikel 18 und
25 wurden beide in Teil Il des Ubereinkommens aufgenommen.


http://www.odblaw.com/

Auf EU-Ebene enthalt die Richtlinie Gber Sanktionen
gegen Arbeitgeber Bestimmungen, die Opfern von
ausbeuterischen oder missbrauchlichen Arbeitsbedin-
gungen den Zugang zur Justiz erleichtern sollen. Durch
die Richtlinie sind die EU-Mitgliedstaaten verpflichtet,
wirkungsvolle Mechanismen vorzusehen, mithilfe
derer irrequlére Drittstaatsangehorige Beschwerde
gegen ihre Arbeitgeber einlegen kénnen, und somit
Dritten - wie Gewerkschaften oder NRO - die Unter-
stitzung von Migranten in einer irregularen Situation
bei Beschwerdeverfahren zu ermdglichen (Artikel 13).
Diese Bestimmungen sind entsprechend dem Recht
auf einen in Artikel 47 der Charta der Grundrechte der
Européischen Union festgelegten wirksamen Rechts-
behelf umgesetzt.

Nationale Gepflogenheiten
und Hindernisse

In den nationalen Rechtsvorschriften scheinen keine
expliziten Verbote zu bestehen, die Migranten in einer
irreqularen Situation den Zugang zu Rechtsbehelfen
bei VerstolRen gegen das Arbeitsrecht verbieten.>>
Die Gerichte werden jedoch im Allgemeinen als letzte
Méglichkeit in arbeitsrechtlichen Auseinandersetzun-
gen betrachtet. Die Interviews der FRA mit Hausan-
gestellten haben gezeigt, dass die Migranten in einer
irreguldren Situation im Fall einer Streitigkeit eher den
Arbeitgeber wechseln als einen missbrauchlichen
Arbeitgeber zur Rechenschaft ziehen.>»

Eine Reihe von Hindernissen erschwert es Wanderar-
beitnehmern in einer irreguldren Situation zudem, ihre
Anspriiche vor Gericht geltend zu machen. Neben der
Angst vor Entdeckung gibt es nur eine geringe oder
keine Aufenthaltssicherheit, geringes Wissen um die
eigenen Rechte und das Erfordernis, einen Arbeits-
vertrag nachzuweisen. Diese Faktoren erhéhen die
Abhdngigkeit der Migranten von den Arbeitgebern und
verringern die Wahrscheinlichkeit, dass Missbrauchs-
falle oder andere VerstéRe gegen das Arbeitsrechts-
recht gemeldet werden.

Angst vor Entdeckung

Migranten in einer irreqularen Situation werden ihr for-
males Recht, ein Gericht anzurufen oder Prozesskosten-
hilfe zu beantragen, kaum in Anspruch nehmen, wenn
die Gerichte und andere Behoérden mit den Einwande-
rungsbehorden kooperieren. Wahrend es in den meisten

221 Die auf die Fragebdgen der FRA eingegangenen Antworten
ermoglichen jedoch kein abschlieRendes Urteil zu diesem Thema.

222 FRA (2011), Migranten in einer irrequléren Situation, die als Haus-
angestellte arbeiten: grundrechtliche Herausforderungen fir die
Européische Union und ihre Mitgliedstaaten, Luxemburg, Amt fir
Veroffentlichungen, Kapitel 8.
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Landern nicht vorgeschrieben ist, dass Arbeitsgerichte
einen fehlenden Aufenthaltstitel an die Polizei melden,
besteht nach Angaben der Befragten der Zivilgesell-
schaftin den meisten Léndern ein hohes Risiko, dass die
Einwanderungsbehorden auf einen irrequléren Status
aufmerksam werden, was dann eine Abschiebung zur
Folge haben kann. In diesem Zusammenhang gibt es in
Spanien eine bewdhrte Verfahrensweise: Dort verbietet
das Datenschutzgesetz die Weitergabe personenbezo-
gener Daten an die Polizei, sofern es sich nicht um eine
Straftat handelt, die mit einer Haftstrafe von mindes-
tens einem Jahr belegt ist.?

Aufenthaltssicherheit

Ein unsicherer Aufenthaltsstatus der Opfer oder Zeu-
gen wdhrend der Gerichtsverfahren ist ein wichtiger
Faktor, der die Anrufung von Gerichten erschwert.
Die Richtlinie Gber Sanktionen gegen Arbeitgeber
kann dieses Problem teilweise |6sen, da sie den Mit-
gliedstaaten die Pflicht auferlegt, in den nationalen
Rechtsvorschriften die Bedingungen zu regeln, unter
denen Drittstaatsangehdrigen, die Opfer besonders
ausbeuterischen Arbeitsbedingungen sind, oder illegal
beschaftigten minderjéhrigen Drittstaatsangehorigen
eine befristete Erlaubnis erteilt wird. Dies ist jedoch
auf Personen beschrankt, die mit der Justiz zusam-
menarbeiten.??4 In ihrem Bericht Gber Kinderhandel
wies die FRA darauf hin, dass es kritische Stimmen
zur Praxis gebe, in Strafverfahren die Erteilung eines
Aufenthaltstitels von der Zusammenarbeit der Opfer
mit der Justiz abhdngig zu machen.??

Ein kleiner Teil der Migranten in einer irreguldren
Situation ist Opfer des Menschenhandels. Infolge der
Richtlinie 2004/81/EG haben praktisch alle EU-Mit-
gliedstaaten Schutzsysteme gegen den Menschen-
handel entwickelt.2¢ Der Umfang dieser Schutzme-
chanismen ist hierbei unterschiedlich. Sie beinhalten
spezielle Aufenthaltstitel, die den Opfern entweder aus
humanitaren Grinden erteilt werden oder mit einer

223 Spanien, Gesetz 15/1999, 13. Dezember 1999.

224 Siehe Artikel 13 (4).

225 FRA (2009), Kinderhandel in der Européischen Union -
Herausforderungen, Perspektiven und bewshrte Verfahren,
Luxemburg, Amt fur Veroffentlichungen, S. 16 und 147.

226 Richtlinie 2004/81/EG des Rates vom 29. April 2004 Uber die
Erteilung von Aufenthaltstiteln fur Drittstaatsangehorige, die
Opfer des Menschenhandels sind oder denen Beihilfe zur illegalen
Einwanderung geleistet wurde und die mit den zustandigen
Behaorden kooperieren, ABI. 2004 L 261. Am 5. April 2011 nahmen
der Rat und das Parlament die Richtlinie 2011/36/EU zur Verhitung
und Bekdmpfung des Menschenhandels und zum Schutz seiner
Opfer sowie zur Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2002/629/J! des
Rates an. Eine Ubersicht iiber die Situation auf nationaler
Ebene findet sich in ICMPD (2009), Legislation and the Situation
Concerning Trafficking in Human Beings for the Purpose of
Sexual Exploitation in EU Member States, Wien, ISMPD, abrufbar
unter: http://ec.europa.eu/home-affairs/doc_centre/crime/docs/
evaluation_eu_ms_thb_legislation_en.pdf; ICMPD (2010), Study
on the assessment of the extent of different types of Trafficking in
Human Beings in EU countries, Wien, ICMPD, abrufbar unter:
http://research.icmpd.org/1465.html.
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Zusammenarbeit in Strafverfahren gegen die Tater
verknipft sind. Ihre Wirksamkeit ist jedoch begrenzt.>>”
Die vorliegenden Zahlen zeigen in ganz Europa relativ
niedrige Strafverfolgungsquoten von Tatern im Allge-
meinen und noch niedrigere Quoten bei Menschen-
handel zur Ausbeutung der Arbeitskraft.> Ein Aufent-
haltstitel wahrend eines Gerichtsverfahrens kann auch
bei anderen Straftaten erteilt werden.?»

Laut den Antworten auf den Fragebogen fir die Zivil-
gesellschaft konnen Migranten in einer irregularen
Situation in Belgien, Irland, Italien, Portugal, Spanien,
der Tschechischen Republik, Ungarn, im Vereinigten
Konigreich und in Zypern einen Aufenthaltstitel fir die
Dauer eines Gerichtsverfahrens wegen arbeitsrechtli-
chen Streitfragen erhalten, auch wenn dieser nur selten
erteilt wird. In Spanien ist die Erteilung eines Aufent-
haltstitels auf Grundlage von wirtschaftlichen Bindun-
gen durch ein Arbeitsverhaltnis moglich, sofern die fol-
genden Voraussetzungen erfillt sind: nachgewiesener
Aufenthalt von mindestens zwei Jahren, nachgewie-
senes Arbeitsverhaltnis wéhrend sechs Monaten (fur
den Nachweis dieser beiden Voraussetzungen ist eine
Verwaltungs- oder Gerichtsentscheidung erforderlich)
sowie keine Vorstrafen in Spanien, im Herkunftsland
oder den Aufenthaltslandern aus den vorhergehen-
den fiinf Jahren. In Italien werden die Migranten haufig
ausgewiesen, auf eigenen Antrag kann ihnen aber die
Ruckkehr fir das Gerichtsverfahren gestattet werden.

Geringes Wissen um die eigenen Rechte

Fehlendes Wissen um die eigenen Rechte ist ein wei-
terer Faktor, der Migranten in einer irreqularen Situ-
ation daran hindert, ihre Rechte einzufordern. Dabei
hat ein solches Hindernis nicht unbedingt mit einem
irreguldren Status zu tun, sondern eher mit der sozi-
alen Integration und der allgemeinen Zugdnglichkeit
von Arbeitsgerichten.

Nach den Studien der Europaische Stiftung zur Verbesse-
rung der Lebens- und Arbeitsbedingungen (Eurofound)

227 Inihrem kirzlichen Bericht iber die Anwendung der
Richtlinie 2004/81/EG des Rates tber die Erteilung von
Aufenthaltstiteln fur Drittstaatsangehérige, die Opfer des
Menschenhandels sind oder denen Beihilfe zur illegalen
Einwanderung geleistet wurde und die mit den zustandigen
Behorden kooperieren, KOM(2010) 493 endgdltig,

15. Oktober 2010, kam die Kommission zu dem Schluss: ,Der
Anzahl der identifizierten Opfer von mehreren Hundert bzw. auch
bis zu 2 0oo Personen pro Jahr in einigen Mitgliedstaaten stehen
selten mehr als 20 Aufenthaltstitel gegentber, die auf

der Grundlage dieser Richtlinie pro Jahr erteilt wurden.”

228 ICMPD (2010), Study on the assessment of the extent of
different types of Trafficking in Human Beings in EU countries,
Wien, ICMPD, S. 49 und 67. In Frankreich wurden beispielsweise
45 strafrechtliche Verurteilungen aufgrund von Zwangsarbeit
zwischen 2000 und 2006 gemeldet (ICMPD (2010), S. 150).
Weitere Informationen zu Frankreich finden sich in den Berichten
des Ausschusses gegen moderne Sklaverei (Comité contre
I'esclavage moderne, CCME).

229 Fiir eine Ubersicht siehe EMN (2010), S. 78-80 und 85-87.
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haben die Gewerkschaften in vielen Ldndern Kampag-
nen durchgefiihrt, um den Beitritt von Migranten zu einer
Gewerkschaft zu fordern und ihre Kenntnisse tber ihre
Rechte am Arbeitsplatz zu verbessern.?° Die Firsprache
von Gewerkschaften kann die 6ffentliche Aufmerk-
samkeit auf die Situation von Wanderarbeitnehmer in
einer irreguldren Situation lenken, was wiederum deren
Bewusstsein fur die eigenen Rechte starkt.

Vielversprechende Praktik

Arbeitnehmer ber internationale
Arbeitsnormen informieren

Der IAO-Helpdesk bietet Arbeitnehmern und Arbeit-
gebern Antworten auf Fragen zu den Rechten von
Arbeitnehmern, diversen Praktiken und sonstigen
arbeitsrechtliche Fragen. Innerhalb von ein oder
zwei Tagen beantwortet das Expertenteam der
IAO die Anfragen und stiitzt sich dabei auf Strate-
giepapiere, Hilfsprogramme und Regulierungsin-

strumente der IAO. Dies kann z. B. dabei helfen zu
kldren, in welchem Umfang die Normen und Stra-
tegien der IAO auf Wanderarbeitnehmer in einer
irreguldren Situation anwendbar sind. Fragen kén-
nen per E-Mail an assistance@ilo.org oder telefo-
nisch unter +41 22 799-62 64 (Fax: +41 22 799-63
54) gestellt werden. Weitere Informationen (ber
die vom IAO-Helpdesk angebotenen Dienstleistun-
gen finden sich unter: www.ilo.org/empent/areas/
business-helpdesk.

Nachweisanforderungen

Wie in den beiden vorstehenden Abschnitten zum
Recht auf Einforderung ausstehenden Lohns und auf
Entschadigung bei Arbeitsunféllen dargelegt, ist der
notwendige Nachweis eines Arbeitsvertrags oder der
Zahl der geleisteten Arbeitsstunden ein wichtiges Hin-
dernis fur den Zugang zur Justiz. Darlber hinaus kann
fur die erforderliche Einhaltung der Verfahrensanfor-
derungen oder anderer Formalitaten ein gewisses Mal3
an rechtlichem Fachwissen notwendig sein.

Rolle der Gewerkschaften

Sofern sie sich entsprechend engagieren, sind die
Gewerkschaften Schlisselakteure, um Migranten in
einer irrequldren Situation bei der Einforderung ihrer
Rechte zu unterstiitzen. Das Recht aller Arbeitneh-
mer und Arbeitgeber ohne jedweden Unterschied zur
Grindung von oder zum Beitritt zu Organisationen

230 Eurofound (2007), Employment and Working Conditions of
Migrant Workers, Dublin, Eurofound, S. 38; Eurofound (2001),
Employment in Household Services, Luxemburg, Amt fur
Veroffentlichungen der Europdischen Gemeinschaften, S. 70.



oder Gewerkschaften ist auch im IAO-Ubereinkommen
Nr. 87 (1948) festgelegt.s" Der Ausschuss der IAO zur
Vereinigungsfreiheit hat bestatigt, dass das Recht auf
Beitritt zu einer Gewerkschaft auch fir Wanderarbeit-
nehmer in einer irreguldren Situation gilt.=?

Die Regelungen fir den Beitritt zu Gewerkschaften
sind unterschiedlich. In den meisten EU-Mitgliedstaa-
ten dirfen Migranten in einer irreguléren Situation
einer Gewerkschaft beitreten.> In Spanien allerdings
war es nach dem Ausldndergesetz von 2000%4 Migran-
tenin einer irrequldren Situation zundchst nicht gestat-
tet, einer Gewerkschaft beizutreten oder zu streiken.
In einer Entscheidung des Verfassungsgerichts (Tribu-
nal Constitucional) im Dezember 2007235 wurde diese
Bestimmung fir verfassungswidrig erklart und das
Gesetz im Jahr 2009 gedndert, um Migranten diesel-
ben Rechte wie Staatsangehdrigen einzurdumen.¢
In Griechenland kénnen Migranten in einer irrequla-
ren Situation Gewerkschaftsmitglieder sein, obwohl
sie hierzu nicht explizit berechtigt sind.?37 In Lettland,
Litauen und Zypernz2 hingegen wurde von einem Ver-
bot des Gewerkschaftsbeitritts fir Migranten in einer
irreguldren Situation berichtet.

Die Strategien einzelner Gewerkschaften sind mogli-
cherweise von der Tendenz zur Bestrafung irrequldrer
Beschaftigung beeinflusst. Daher versperren einige
Gewerkschaften den Zugang zu einer Mitgliedschaft
oder melden Migranten in einer irrequldren Situa-
tion sogar den Behorden. Beispielsweise lehnen es
Gewerkschaften in Zypern vehement ab, Migranten
in einer irreguldren Situation aufzunehmen oder ihnen
Unterstitzung anzubieten. Stattdessen unterstiitzen

231 Ubereinkommen Nr. 87 der IAO Uber die Vereinigungsfreiheit
und den Schutz des Vereinigungsrechts (1948); von allen
27 EU-Mitgliedstaaten ratifiziert.

232 Bericht der IAO Nr. 327, Fall Nr. 2121.

233 Eine Ubersicht fiir zehn EU-Mitgliedstaaten findet sich in
FRA (2011), Migranten in einer irreguléren Situation, die als
Hausangestellte arbeiten: grundrechtliche Herausforderungen fir
die Europdische Union und ihre Mitgliedstaaten, Luxemburg, Amt
fur Veroffentlichungen, Kapitel 4.

234 Spanien, Gesetz 4/2000 vom 11. Januar 2000 Uber die Rechte und
Freiheiten von Auslandern in Spanien und ihre soziale Integrati-
on.

235 Spanien, Verfassungsgericht (Tribunal Constitucional),

STC 259/2007, 19. Dezember 2007.

236 Spanien, Gesetz 2/2009 vom 11. Dezember 2009, Artikel 11.

237 Siehe FRA (2011), Migranten in einer irrequldren Situation, die als
Hausangestellte arbeiten: grundrechtliche Herausforderungen fir
die Europdische Union und ihre Mitgliedstaaten, Luxemburg, Amt
fur Veroffentlichungen, Kapitel 4.

238 Um in Zypern einer Gewerkschaft beizutreten, benétigt die
Person eine Sozialversicherungsnummer und Unterlagen eines
Arbeitgebers, iber die Migranten in einer irreguléren Situation
nicht verfigen (der FRA vom Panzypriotischen Gewerkschafts-
verband im Juni 2011 Gbermittelte Informationen). In Litauen
durfen gemal Artikel 1 des Gesetzes Uber Gewerkschaften nur
legal beschaftigte Arbeitnehmer einer Gewerkschaft beitreten,
abrufbar unter: wwws3.Irs.It/pls/inter3/dokpaieska.showdoc_I?p_
id=375887, Text in englischer Sprache abrufbar unter: wwws3.Irs.
It/pls/inter3/dokpaieska.showdoc_I?p_id=381415. Fur Lettland
wurden diese Informationen von der nationalen Kontaktstelle
des EMN im Juni 2011 bestatigt.

Arbeitnehmerrechte

sie die Meldemechanismen fir die Beschéaftigung
von Migranten in einer irrequldren Situation. Auch in
Osterreich pflegen die Gewerkschaften weiterhin eine
ambivalente Praxis, obwohl sie ihre frihere Position
aufgegeben haben, nach der die Arbeitgeber aufgefor-
dert wurden, Wanderarbeitnehmer in einer irregularen
Situation der Polizei zu melden.?®

Vielversprechende Praktik

Position beziehen gegen Ausbeutung
und Missbrauch von Arbeitskraften in
einer irrequldren Situation

Die General Workers Union (GWU) in Malta, die grof3te
Gewerkschaft des Landes, hat eine eindeutige Posi-
tion gegen Ausbeutung und Missbrauch von Arbeits-
kraften in einer irrequldren Situation in Malta bezo-
gen. Die Gewerkschaft erkannte an, dass gerechte
Lohne und angemessene Arbeitsbedingungen fir
Arbeitnehmer in einer irreguldren Situation ein Vor-
teil fir Malta und die Gewerkschaft selbst waren,
indem z. B. kiinstlich niedrige Lhne verhindert wiir-
den. Das Aufnahmeland profitiere von Migranten in
einer irrequldren Situation, da diese Arbeiten (ber-
ndhmen, zu denen die maltesischen Arbeitnehmer
nicht bereit seien. Sie wiirden zu Unrecht beschul-
digt, Arbeitslosigkeit zu verursachen.?

Die gewerkschaftliche Organisation von Arbeitneh-
mern in einer irreqularen Situation wird zudem durch
Sektoreffekte verhindert. Wanderarbeitnehmer sind
haufig in Sektoren mit einer geringen Gewerkschafts-
dichte tatig, wie in der Hausarbeit oder Pflege. Zudem
hangt eine gewerkschaftliche Organisation haufig von
der Dauer des irreguléren Aufenthalts ab und davon,
ob die Migrantengruppe auf die Unterstitzung einer
gut etablierten Gemeinschaft zéhlen kann.2+

Insgesamt ist in den letzten Jahren der Trend fest-
zustellen, dass die Gewerkschaften Wanderarbeit-
nehmer in einer irrequléren Situation zunehmend
einbinden. Dies veranschaulicht auch die Situation
in Deutschland. In der Vergangenheit tendierten
deutsche Gewerkschaften dazu, Migranten in einer

239 Haidinger, B. (2010), ,Verschlungene Wege durch Prekaritat und
Informalisierung: Arbeitsverhaltnisse im Kontext von Migration”,
in Langthaler, H. (Hrsg.), Integration in Osterreich. Sozialwissen-
schaftliche Befunde. Innsbruck, Studienverlag. Dies wurde in den
Antworten auf den Fragebogen der FRA fir die Zivilgesellschaft
aus Osterreich bestatigt. Der Osterreichische Gewerkschaftsbund
(OGB) in Wien empfahl seinen Mitgliedern aus ,Solidaritat” mit
osterreichischen Arbeitnehmern, die mit hohen Arbeitslosenquo-
ten zu kampfen haben, illegale Beschaftigung zu melden, siehe
PICUM (Hrsg.) (2003), Book of Solidarity Volume 3, Antwerpen,
De Wrikker, S. 39-40.

240 General Workers Union, abrufbar unter: www.gwu.org.mt/docu-
ments/Migrants_Workers_Paper_110908.pdf.

241 EMN (2007), ,lllegally Resident Third-Country Nationals in EU
Member States: state approaches towards them, their profile and
social situation”, Januar 2007, S. 28.
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irreqguldren Situation entweder keine Beachtung zu
schenken oder der Polizei zu melden. Heute bemiihen
sie sich sogar aktiv, Migranten in einer irreqularen
Situation als Mitglieder anzuwerben.

Vielversprechende Praktik

Rechtliche Unterstitzung fiir Migran-
ten in einer irregularen Situation

In Hamburg hat Ver.di, die groRte deutsche Gewerk-
schaft fir den Dienstleistungssektor, wdchentliche
Beratungszeiten fir Migranten in einer irreguldren
Situation eingefiihrt und bietet ihnen Rechtsbera-
tung und Unterstitzung an. Beispielsweise hat Ver.di
einen Migranten, der sich irreguldr in Deutschland
aufgehalten und gearbeitet hatte, nach dessen
Rickkehr nach Serbien dabei unterstitzt, die voll-
standige Zahlung von ausstehendem Lohn auf dem
Gerichtsweg einzufordern.# Der Migrant hatte als
Schlosser sieben Jahre lang ohne Aufenthaltstitel in
Deutschland gearbeitet, aber niemals den vereinbar-
ten Lohn erhalten. Er wurde Mitglied von Ver.di und
legte Uber das Rechtshilfeprogramm fir Migranten
ohne gesicherten Aufenthalt (MigrAr) Klage beim
Arbeitsgericht ein. Zundchst stritt der Arbeitgeber
alle Vorwirfe und sogar das Arbeitsverhaltnis kom-
plett ab. Erst nachdem das Gericht 13 Zeugen gela-
den und vier Tage fir das Verfahren angesetzt hatte,
akzeptierte der Arbeitgeber einen gerichtlichen Ver-
gleich. Der Schlosser erhielt ausstehenden Lohn in
Hohe von 25 000 EUR.

Typischerweise unterstitzen Gewerkschaften Mig-
ranten in einer irrequldren Situation durch Firsprache,
Sensibilisierung, Rechtsberatung und -vertretung,
Hilfe bei Gerichtsklagen gegen Missbrauch sowie
durch die Aufforderung, sich an den Gewerkschaften
zu beteiligen.

Beispiele fur Fursprache finden sich in Irland, Italien
und Spanien. Die spanische Gewerkschaft UGT brachte
eine Beschwerde vor den IAO-Ausschuss fir Vereini-
gungsfreiheit und machte eine Verletzung des Uberein-
kommens Nr. 87 der |AQ iber die Vereinigungsfreiheit
und den Schutz des Vereinigungsrechts geltend. Dies
fuhrte zu einer Entscheidung des spanischen Verfas-
sungsgerichts, das zu dem Schluss kam, dass es dem
Gesetzgeber nicht erlaubt sei, Migranten mit einem
irregularen Status von einer Gewerkschaftsmitglied-
schaft auszuschlieen.2s: Die italienischen Gewerk-

242 MigrAvr, Anlaufstelle fir Papierlose, Fall Zoran, abrufbar unter:
http://besondere-dienste.hamburg.verdi.de/themen/migrar/zo-
ran.

243 Hausler, K. A. (2009), Defenceless workers? The protection of
irregular migrant workers in Europe with a focus on the situation
in France and Spain, Masterarbeit (nicht veroffentlicht), Europa-
ischer Master fir Menschenrechte und Demokratisierung des
Institut de Droit Européen des Droits de I'Homme, Université de
Montpellier I, Frankreich, S. 58-59.
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schaften befiirworteten die Annahme einer offeneren
Migrationspolitik mit beschaftigungsbasierten Quoten,
Regelungen fir die Familienzusammenfiihrung und
Legalisierungsprogrammen.#4 In Irland fihrte eine
Kampagne des Migrant Rights Centre Ireland und des
Irish Congress of Trade Unions zur Einfihrung einer
Regelung fir Wanderarbeiter in einer irregularen Situa-
tion, die einmal eine Arbeitserlaubnis besalRen, aber
ohne eigenes Verschulden ihren Status verloren haben.
Die Regelung endete am 31. Dezember 2009.

Besonders wichtig ist die Vertretung von Arbeitneh-
mern vor Gericht. Beispielsweise bietet eine der groR-
ten Gewerkschaften in den Niederlanden, die FNV,
Beratung und rechtliche Unterstiitzung fir Migranten
in einer irregularen Situation und unterstitzt sie bei
der Einreichung von Beschwerden wegen Missbrauch
bei der Arbeit.?ss Eine der gréf3ten Gewerkschaften in
Spanien, die CCOOQ, bietet juristische Dienste zur Unter-
stitzung von Migranten an.

Ein weiterer Bereich der Unterstiitzung sind Dol-
metschdienste zur Uberwindung von Sprachbarrieren.
Obwohl in den nationalen Rechtsvorschriften mogli-
cherweise das Recht auf einen Dolmetscher vorgese-
hen ist, sind es in der Regel ,soziale Dolmetscher” aus
den Migrantengemeinschaften und ein aktives Enga-
gement von NRO, die diese Liicken schlieRen, und nicht
der Staat.

Schlussfolgerungen

Die grundlegenden Arbeitnehmerrechte gelten nach
den internationalen Menschenrechts- und Arbeits-
rechtinstrumenten auch fir Migranten in einer irre-
guldren Situation. Entsprechend haben Arbeitgeber
nach dem Volkerrecht und dem EU-Recht die Pflicht,
MaRnahmen zum Schutz der Sicherheit und Gesund-
heit aller Arbeitnehmer zu ergreifen. Was die in diesem
Kapitel untersuchten Rechte auf Einforderung ausste-
hender Léhne und auf Entschadigung bei Arbeitsunfal-
len betrifft, ist die Situation in den EU-Mitgliedstaaten
in der Praxis unterschiedlich. Nicht in allen Mitglied-
staaten verfiigen Wanderarbeitnehmer in einer irrequ-
laren Situation Gber einen Anspruch auf Einforderung
dieser Rechte. Wenn diese anerkannt werden, spie-
len praktische Hindernisse, wie Schwierigkeiten, ein
Arbeitsverhaltnis oder dessen Dauer nachzuweisen,
eine Rolle.

244 Watts, ). R. (1998), ,Italian and Spanish Labor Leaders’ Unconven-
tional Immigration Policy Preferences”, South European Society
and Politics 3, Nr. 3, S. 129-48; PICUM (Hrsg.) (2003), Book of
Solidarity Volume 2, Antwerpen, De Wrikker, S. 60.

245 PICUM (Hrsg.) (2002), Book of Solidarity, Volume 1, Antwerpen,
De Wrikker, S. 60.
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Bei Streitigkeiten sind Gerichte nur der letzte Ausweg
fir den Zugang zu Recht. Ein geringes Bewusstsein
fir die eigenen Rechte und Angst vor Entdeckung und
Abschiebung sind einige der Hindernisse, die Migran-
ten vom Zugang zur Justiz abhalten. Haufig wechseln
Migranten in einer irreguldren Situation in diesen Fallen
den Arbeitgeber und verzichten auf eine Meldung von
Misshandlung, diskriminierendem oder missbrauchli-
chem Verhalten von Arbeitgebern.

Die Unterstiitzung durch Gewerkschaften und NRO ist
ein wesentliches Instrument, um Gerechtigkeit zu erfah-
ren. In den vergangenen Jahren war in einigen Mitglied-
staaten der Trend zu verzeichnen, dass Gewerkschaf-
ten Wanderarbeitnehmer in einer irrequldren Situation
zunehmend in ihre Tatigkeiten einbinden.

Arbeitnehmerrechte

FRA-Gutachten

Der Zugang zur Justiz ist von wesentlicher Bedeu-
tung, da die Durchsetzung aller Gbrigen Grundrechte
bei ihrer Verletzung von diesem abhangt. Gewerk-
schaften, Arbeitsaufsichtsbehdrden, Organisationen
der Zivilgesellschaft, nationale Menschenrechtsein-
richtungen und Gleichbehandlungsstellen spielen
eine wichtige Rolle dabei, die Instrumente der Jus-
tiz zuganglicher zu machen. Praktische Hindernisse
beim Zugang zur Justiz sind durch die folgenden
Mafl3nahmen der Mitgliedstaaten zu beseitigen:

Es sind wirksame Mechanismen auf Grundlage der
Richtlinie Gber Sanktionen gegen Arbeitgeber ein-
zufiihren, um Wanderarbeitnehmern in einer irrequ-
laren Situation zu ermdglichen, Beschwerde gegen
missbréuchliche Arbeitgeber einzulegen.

Sofern mdglich, ist zu gewdhrleisten, dass etwaige
personenbezogene Daten, durch die die Identitat
oder der Aufenthaltsort von Migranten offengelegt
wird, nicht an die Einwanderungsbehdrden (ber-
mittelt werden, wenn Migranten Hilfe wegen miss-
brauchlicher Arbeitgeber suchen.

Gewerkschaften, Gleichbehandlungsstellen und NRO
ist die erforderliche finanzielle oder sonstige ange-
messene Unterstiitzung bereitzustellen, sodass sie
Migranten in einer irreguldren Situation beim Zugang
zur Justiz wirksam unterstiitzen konnen - einschliels-
lich des Zugangs zu verschiedenen Formen von
Schlichtungsverfahren.
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Angemessener
Lebensstandard

Charta der Grundrechte der
Europdischen Union

Artikel 1 - Wiirde des Menschen

Die Wirde des Menschen ist unantastbar. Sie ist
zu achten und zu schitzen.

Zahlreiche Migranten in einer irreguldren Situation
leben offenbar in prekéren, unzureichenden oder
unsicheren Unterkinften ohne Zugang zu den grund-
legendsten Einrichtungen wie flieRendes Wasser, Elek-
trizitat oder Heizvorrichtungen.24¢ NRO und humani-
tdre Organisationen spielen eine zentrale Rolle bei der
Unterstiitzung der sozialen Bedrfnisse von Migranten
in einer irreguldren Situation, die dem Risiko der Ver-
armung ausgesetzt sind.>4

Das Recht auf einen Mindestlebensstandard umfasst
den Zugang zu Grundnahrungsmitteln, Kleidung und
einer Unterkunft. Ein angemessener Wohnraum stellt
héufig eine Voraussetzung fir die Wahrnehmung
weiterer Grundrechte dar, die fir ein menschenwir-
diges Leben unverzichtbar sind, wie z. B. das Recht
auf Gesundheit.>#8 AuRerdem erhoht sich insbesondere

246 Carrerga, S. und Merlino, M. (2009), Undocumented Immigrants
and Rights in the EU. Addressing the Gap between Social Science
Research and Policy-making in the Stockholm Programme?,
Dezember 2009, CEPS, S. 29-30, abrufbar unter: www.ceps.eu/
book/undocumented-immigrants-and-rights-eu-addressing-
gap-between-social-sciences-research-and-polic; Europdischer
Verband der nationalen Vereinigungen im Bereich der Obdachlo-
senhilfe (Feantsa) (1998), Europe Against Exclusion. Housing for
All: A Set of Practical Policy Proposals to Promote Social Inclusion
and Ensure Access to Decent Housing for all Citizens and Resi-
dents of the EU, Brissel, Feantsa.

247 PICUM (2002-2003), Book of Solidarity, Volume I-Ill, Antwerpen,
De Wrikker.

248 Zu den Auswirkungen auf den individuellen Gesundheitszustand,
siehe JRS (2010), Living in Limbo: forced migrant destitution in
Europe, Brissel, JRS - Europe, S. 19, 21 und 142.

fur Frauen durch unangemessene Wohnverhaltnisse
das Risiko eines sexuellen Missbrauchs.?4 Tabelle 6
bietet einen Uberblick iber die wichtigsten Men-
schenrechtsbestimmungen zu einem angemessenen
Lebensstandard.

Das Recht auf angemessenen Wohnraum wird vom
UN-Ausschuss fur wirtschaftliche, soziale und kultu-
relle Rechte (CESCR) als das Recht, in Sicherheit, Frie-
den und Wiirde zu leben, definiert.>s° Diesbezlglich
wird angemessener Wohnraum nicht als einfach ein
,Dach tber dem Kopf” ausgelegt, sondern als das
Recht auf eine Unterkunft, die genligend Privatsphare
sowie ausreichend Platz und Sicherheit bietet. Ob die
in den internationalen Menschenrechtsnormen veran-
kerte Pflicht zur Wahrung des Rechts auf angemesse-
nen Wohnraum auch die Pflicht zur Bereitstellung einer
angemessenen Unterkunft fir mittellose Migranten
in einer irrequléren Situation umfasst, ist umstritten.
Allerdings spricht vieles dafir, dass eine entspre-
chende Pflicht zumindest fir jene Personen besteht,
die - ohne selbst hierfiir verantwortlich zu sein - nicht
abgeschoben werden kénnen, insbesondere wenn
ihnen kein Zugang zum Arbeitsmarkt garantiert wird.

Im Rahmen des Europarats garantiert die Europai-
sche Sozialcharta (ESC) wirtschaftliche und soziale
Rechte, wie das Recht auf Wohnraum, medizinische
Versorgung und Bildung sowie rechtlichen und sozi-
alen Schutz. Wahrend der personliche Anwendungs-
bereich der ESC nur auf Migranten mir requldrem
Aufenthaltsstatus, die Staatsangehdorige der Gbrigen
Vertragsparteien sind, beschrankt ist, hat der Europa-
ische Ausschuss fir soziale Rechte vor Kurzem in der

249 Siehe beispielsweise Viitanen, K. und Tahja, K. (in Kirze),
Paperless People.

250 CESCR (1991), General Comment No. 4: The right to adequate
housing (Artikel 11 (1)), 13. Dezember 1991, Abschnitt 7.
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Tabelle 6: Wichtige Menschenrechtsbestimmungen zu einem angemessenen Lebensstandard

Instrument

Allgemeine
Erkladrung der

Wichtigste Bestimmung

Menschenrechte,

Artikel 25 (1)

ICESCR,
Artikel 11 (1)

ICERD,
Artikel 5 e-iii

KRK,
Artikel 27

ICRPD,
Artikel 28 (1)

ESC (revidiert),
Artikel 31

[N)

w

~

w

Quelle: FRA, 2011

Die Vertragsparteien sind verpflichtet, ,die
Rassendiskriminierung in jeder Form zu ver-
bieten und beseitigen und das Recht jedes
einzelnen, ohne Unterschied der Rasse, der
Hautfarbe, des nationalen Ursprungs oder
des Volkstums, auf Gleichheit vor dem Gesetz
gewsahrleisten, dies gilt insbesondere fir fol-
gende Rechte: [...] das Recht auf Wohnung”.

»Die Vertragsstaaten treffen [...] geeignete
MaRnahmen, um den Eltern und anderen fir
das Kind verantwortlichen Personen bei der
Verwirklichung dieses Rechts zu helfen, und
sehen bei Bedirftigkeit materielle Hilfs- und
Unterstiitzungsprogramme insbesondere

im Hinblick auf Erndhrung, Bekleidung und
Wohnung vor.”

Der Artikel sieht ein Recht fir Menschen
mit Behinderungen und ihre Familien auf
einen angemessenen Lebensstandard
und ,eine stetige Verbesserung der
Lebensbedingungen” vorgesehen.

wverpflichten sich die Vertragsparteien,
MaBnahmen zu ergreifen, die darauf
gerichtet sind: 1. den Zugang zu Wohnraum
[..] zu fordern;2. der Obdachlosigkeit
vorzubeugen und [...] abzubauen; 3. die
Wohnkosten fir Personen, die nicht Gber
ausreichende Mittel verfiigen, so zu
gestalten, dass sie tragbar sind.”

Ratifizierung

entfallt

Alle 27 EU-Mitgliedstaaten’

Alle EU-Mitgliedstaaten

Alle EU-Mitgliedstaaten

17 EU-Mitgliedstaatens

Alle EU-Mitgliedstaaten4
mit Ausnahme von
Danemark, Deutschland,
Griechenland, Lettland,
Luxemburg, Polen, Spanien,
der Tschechischen Republik
und des Vereinigten
Konigreichs

Anwendbarkeit

auf Migranten
in einer
irreguldren
Situation

Ja

Nein, laut
Anhang;

die Recht-
sprechung
weicht jedoch
davon abs

Anmerkungen: ' Frankreich legte folgenden Vorbehalt zum ICESCR ein: ,Die Regierung der Franzdsischen Republik erklart,

dass die Artikel 6, 9, 11 und 13 nicht so auszulegen sind, als stiinden sie Vorschriften entgegen, die den
Zugang von Ausldndern zum Arbeitsmarkt regeln oder die Gewdhrung bestimmter Sozialleistungen von
Aufenthaltsbedingungen abhdngig machen”. Belgien gab folgende Auslegungserkldrung zum ICESCR ab:
,Bezuglich Artikel 2 Absatz 2 legt die belgische Regierung das Diskriminierungsverbot hinsichtlich der
nationalen Herkunft dahin aus, dass damit nicht zwangsléufig eine Verpflichtung der Staaten verbunden
ist, Ausldndern automatisch dieselben Rechte zu garantieren wie ihren eigenen Staatsangehérigen. Der
Begriff ist dahin zu verstehen, dass damit die Abschaffung jedes willkirlichen Verhaltens, nicht jedoch die
Abschaffung von Ungleichbehandlungen gemeint ist, die auf objektiven und verninftigen Erwdgungen im
Einklang mit den in demokratischen Gesellschaften geltenden Grundsétzen beruhen.”
Siehe CESCR (1990), General Comment No. 3: The nature of States parties’ obligations (Artikel 2 (1)),

14. Dezember 1990, Abschnitt 10, und General Comment No. 20: Non-Discrimination in Economic, Social
and Cultural Rights (Artikel 2 (2)), 10. Juni 2009, Abschnitt 30.
Alle EU-Mitgliedstaaten mit Ausnahme von Bulgarien, Estland, Finnland, Griechenland, Irland, Luxemburg,

Malta, den Niederlanden, Polen und Zypern.

Da in der ESC (revidiert) den Vertragsparteien die Méglichkeit zur Auswahl der fir sie bindenden Artikel
eingerdumt wird, haben nur die folgenden Lander Artikel 31 unterzeichnet: Frankreich, Italien, Litauen

(mit Ausnahme von Artikel 31 (3)), Niederlande, Portugal, Schweden und Slowenien.
Siehe die Feststellungen des Europdischen Ausschusses fir soziale Rechte: ,Durch die Interessen der
Staaten bei der Unterbindung von Versuchen, die Einwanderungsvorschriften zu umgehen, darf nicht
ausléndischen Minderjéhrigen, insbesondere wenn sie unbegleitet sind, der Schutz, der ihnen durch

ihren Status eingerdumt wird, entzogen werden”, ECSR, Defence for Children International gegen die
Niederlande, Beschwerde Nr. 47/2008, 20. Oktober 2009.



Sache Defence for Children International gegen die
Niederlande festgestellt, dass das Recht auf Unterkunft
von Kindern in einer irrequldren Situation von der ESC
abgedeckt ist. Dieses Recht sei eng verbunden mit
dem Recht auf Leben und wesentlich fir die Achtung
der Menschenwdrde jeder Person.>"

Die Richtlinie Gber die Beihilfe (2002/90/EG) und die
Ruckfihrungsrichtlinie (2008/115/EG) sind die beiden
Rechtsinstrumente der EU, auf die in diesem Kapitel
hauptsdchlich Bezug genommen wird. Diese missen
gemald den einschlagigen Bestimmungen der Grund-
rechte-Charta der EU umgesetzt und angewandt wer-
den. Dies betrifft Artikel 1, der die Unverletzlichkeit der
Menschenwirde bestatigt, Artikel 4, der unmenschli-
che oder erniedrigende Behandlung untersagt, sowie
Artikel 7, der das Recht auf Achtung des Privat- und
Familienlebens verankert.

Das folgende Kapitel bezieht sich auf Migranten in
einer irrequléren Situation im Allgemeinen und ist
in drei Abschnitte unterteilt. Es konzentriert sich auf
die Méglichkeiten von Migranten in einer irreguldren
Situation auf eigene Kosten eine private Unterkunft
zu mieten oder in Obdachlosenunterkiinften aufge-
nommen zu werden. Des Weiteren wird untersucht,
welche Auswirkungen nationale Praktiken bei der
Bestrafung der Beihilfe zum unerlaubten Aufenthalt
gemadR Vorgaben der Richtlinie Gber die Beihilfe auf
Einzelpersonen haben. Abschnitt 5.1 untersucht den
Zugang von Migranten in einer irreguldren Situation
zu privatem Wohnraum, Abschnitt 5.2 den Zugang
zu Obdachloseneinrichtungen. Abschnitt 5.3 befasst
sich mit Migranten, deren Abschiebung aufgeschoben
oder ausgesetzt wurde, und prift, welche Garantien
die Ruckfihrungsrichtlinie fr sie bis zu ihrer Rickkehr
vorsieht. Zudem wird analysiert, welche Anspriiche
nicht abgeschobene Personen, die dem Risiko der
Verarmung ausgesetzt sind, auf eine soziale Grund-
versorgung, wie Wohnraum, finanzielle Unterstiitzung,
Nahrungsmittel und Kleidung haben.

5.1. Zugang zu privatem
Wohnraum

Migranten in einer irreguldren Situation verlassen sich
haufig auf ihre Familien, Freunde und andere Perso-
nen in ihrem sozialen Umfeld und hoffen durch sie
eine Unterkunft zu finden.>s? Ist dies nicht maoglich,
suchen sie auf dem privaten Wohnungsmarkt. Dieser

251 ECSR, Defence for Children International gegen die Niederlande,
Beschwerde Nr. 47/2008, 20. Oktober 2009.

252 Fragebogen der FRA fir die Zivilgesellschaft, Antworten aus
Belgien, Deutschland, Osterreich und Spanien.

Angemessener Lebensstandard

Abschnitt prift, ob sie dabei mit Hindernissen oder
Beschrankungen konfrontiert sind.

Das Protokoll aus dem Jahr 2000 gegen die Schleusung
von Migranten auf dem Land-, See- und Luftweg zum
Ubereinkommen der Vereinten Nationen gegen die
grenziberschreitende organisierte Kriminalitat sieht
in Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c die Verpflichtung vor,
Handlungen unter Strafe zu stellen, die durch illegale
Mittel einer Person den Verbleib im Hoheitsgebiet
eines Staates ermdglichen, ohne dass die betreffende
Person die erforderlichen Voraussetzungen erfllt. Die
zur Verhinderung von Schleusung eingeleiteten Mal3-
nahmen kénnen die Rechte von Migranten in einer
irregularen Situation, insbesondere das Recht auf
Wohnraum, untergraben.

Nach der EU-Richtlinie tGber die Beihilfe sind die EU-
Mitgliedstaaten verpflichtet, jeden zu bestrafen, der
einer Person, die kein Angehoriger eines Mitglied-
staats ist, zu Gewinnzwecken vorsatzlich dabei hilft,
sich im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats unter
Verletzung der Rechtsvorschriften des betreffenden
Staates Gber den Aufenthalt von Ausléndern aufzu-
halten.?s3 Die Richtlinie sieht zwar die Mdglichkeit vor,
humanitdre MaBnahmen nicht zu bestrafen; dies gilt
jedoch moglicherweise nicht unbedingt fiir Personen,
die Wohnraum an Migranten in einer irreguldren Situ-
ation vermieten.

Nationaler Rechtsrahmen

Vertrdge sind fir jeden Unterzeichner rechtlich bin-
dend, ungeachtet des aufenthaltsrechtlichen Status.
Dennoch kann durch MaRnahmen zur Bestrafung der
Beihilfe zum unerlaubten Aufenthalt die Vertragsfrei-
heit eingeschrankt werden, indem die Vermietung von
Wohnraum an Migranten in einer irreguldren Situation
verboten oder unter Strafe gestellt wird.

Wie Abbildung 5 zu entnehmen ist, hat eine Ubereif-
rige Auslegung dieser Bestimmungen in vier Landern
dazu gefiihrt, dass die Vermietung von Wohnraum an
Migranten in einer irreqularen Situation unter Strafe
gestellt wurde. In Griechenland und Zypern wurde per
Gesetz ein ausdrickliches Verbot auferlegt, Wohn-
raum an Migranten in einer irregularen Situation zu
vermieten.>4 Danische Rechtsvorschriften sehen eine
Geldstrafe oder eine Freiheitsstrafe von bis zu zwei
Jahren fir Personen vor, die einen Ausldnder durch

253 Richtlinie 2002/90/EG des Rates vom 28. November 2001 zur
Definition der Beihilfe zur unerlaubten Ein- und Durchreise und
zum unerlaubten Aufenthalt, ABI. 2002 L 328/47, Artikel 1 (1)
Buchstabe b und Artikel 1 (2).

254 Zu Zypern siehe Europdische Kommission gegen Rassismus und
Intoleranz (ECRI) (2011), Bericht Gber Zypern (vierte Prifungs-
runde), StralRburg, Europarat, S. 24; zu Griechenland siehe
Gesetz 3386/2005, Artikel 87 (1).
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die Bereitstellung von Wohnraum vorsatzlich bei der
Ausiibung einer Beschaftigung in Danemark ohne die
erforderliche Erlaubnis unterstitzen.?ss In Estland wird
der Abschluss eines Mietvertrags mit einer sich unrecht-
maRig aufhaltenden Person mit einer Geldstrafe von bis
zuU 300 Tagessatzen bzw. fir eine juristische Person von
bis zu 50 000 EEK (etwa 3 200 EUR) geahndet.?s¢ Das ita-
lienische Sicherheitsgesetz vom 15. Juli 2009 sieht eine
Freiheitsstrafe zwischen sechs Monaten und drei Jah-
ren fur eine Person vor, die Wohnraum ,,zur unlauteren
Gewinnerzielung” vermietet oder deren Nutzung durch
einen Auslander zul3sst, der sich am Tag des Abschlus-
ses oder der Verlangerung des Vertrags nicht rechtma-
[Big im italienischen Staatsgebiet aufhalt.>s”

In einer zweiten Gruppe von Landern kénnen Perso-
nen, die Wohnraum an Migranten in einer irreguldren
Situation vermieten, auf Grundlage der allgemeinen
Straftatbestdnde der Beihilfe zur unerlaubten Ein- und
Durchreise und zum unerlaubten Aufenthalt bestraft
werden. Dies ist offenbar in Frankreich, Litauen, Malta,
Rumanien, Schweden und im Vereinigten Kénigreich
der Fall. In Frankreich unterliegt die Beihilfe einer Geld-
strafe von 30 0oo EUR und einer Freiheitsstrafe von bis
zu fUnf Jahren.>s® GISTI, eine franzosische NRO, die mit
Migranten arbeitet, weist darauf hin, dass die Unklar-
heit des franzosischen Gesetzes in einigen Fallen zur
Verurteilung von Personen gefiihrt habe, die humani-
tare Hilfe geleistet hatten. Im Jahr 2009 sei beispiels-
weise ein sich rechtmaRig aufhaltender Pakistani von
einem Berufungsgericht in Paris verurteilt worden, weil
er sein Appartement einem anderen Pakistani in einer
irregularen Situation als Unterkunft angeboten habe. Er
sei zu einer Geldstrafe von 1 0oo EUR verurteilt wor-
den.? In Litauen stellt die Bereitstellung von Wohn-
raum fir irrequlare Einwanderer eine Ordnungswidrig-
keit dar und ist mit einer Geldstrafe zwischen 1 0oo LTL
und 2 000 LTL belegt.>¢° In Malta gilt es als Straftat-
bestand, einer Person entgegen den Bestimmungen
der Einwanderungsvorschriften den Aufenthalt zu
ermoglichen oder Unterstiitzung dazu zu leisten. Im
Rickschluss bedeutet dies, dass die Bereitstellung von
Wohnraum fir Personen ohne Aufenthaltstitel, Visa
oder Erlaubnis zur Einreise und zum Aufenthalt in Malta

255 Danemark, danisches Auslandergesetz, Artikel 59 (7).

256 Estland, Auslandergesetz, Artikel 16, (zuletzt gedndert am
24. April 2005), abrufbar unter: www.legaltext.ee/text/en/
X1019K13.htm. Der Tagessatz bei einer Geldstrafe belduft sich
derzeit auf 3,83 EUR und hangt vom durchschnittlichen Tageslohn
ab; abgerufen vom Portal der Website des estnischen Staates:
www.eesti.ee/est/oigusabi/kuriteost_ja_karistusest/mis_on_
vaartequ_kus_ta_kirjas_on.

257 Italien, Gesetz Nr. 94, 15. Juli 2009, Artikel 13 Buchstabe ¢, abruf-
bar unter: www.asgi.it/public/parser_download/save/legge.1s5.
luglio.2009.n.94.pdf.

258 Frankreich, Code de I'entrée et du séjour des étrangers et du droit
dasile (konsolidierte Fassung vom 1. Oktober 2010), Artikel L622-1.

259 Aufstellung der Verurteilungen zwischen 1985 und 2009, abruf-
bar unter: www.gisti.org/spip.php?article1621.

260 Ziobiene, E., Bieksa, L. und Samuchovaite, E., Thematic National
Legal Study on rights of irreqular immigrants in voluntary and
involuntary return procedures: Lithuania (nicht veréffentlicht).
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als Straftatbestand betrachtet werden kann.?¢* Die Auf-
nahme eines Migranten in einer irreguldren Situation
in Rumadnien unterliegt einer Geldstrafe zwischen
2 000 RON und 3 000 RON (etwa 500 bis 750 EUR)>>
bzw. bei Vorsatz einer Freiheitsstrafe zwischen sechs
Monaten und finf Jahren.2s3 Auch in Schweden kann
die vorsatzliche Beihilfe zum unerlaubten Aufenthalt
eines Ausldnders mit einer Geldstrafe oder einer Frei-
heitsstrafe von bis zu zwei Jahren bestraft werden,
wenn sie zu Gewinnzwecken erfolgt.2¢4 Im Vereinigten
Konigreich begeht eine Person, die wissentlich eine
Verletzung des Einwanderungsgesetzes durch einen
Drittstaatsangehorigen (Staatsangehorige von Lan-
dern aulRerhalb des Europadischen Wirtschaftsraums)
ermoglicht, moglicherweise eine Straftat gemaR
Abschnitt 25 des Immigration Act 1971 (in der 2002
gednderten Fassung).>¢s Bei Schwangeren, unbeglei-
teten Minderjdhrigen und Familien mit kleinen Kindern
gelten allerdings Ausnahmeregelungen.2¢¢

In einer dritten Gruppe von Landern wird die Vermietung
von Wohnraum an Migranten in einer irreqularen Situa-
tion in der Regel nicht als Beihilfe zu einem unerlaubten
Aufenthalt betrachtet, wobei es offenbar keinen allge-
meinen Konsens in dieser Frage gibt. In Deutschland
wird die Beherbergung von Personen ohne Aufenthalts-
titel in der Regel nicht als Straftat gemafR Paragraf 96
Absatz 1 des Aufenthaltsgesetzes gewertet. Beispiels-
weise entschied das Oberlandesgericht Karlsruhe, dass
eine Person, die einen Migranten in einer irreguldren
Situation durch Bereitstellung einer Unterkunft unter-
sttzt, nicht haftbar ist, wenn der Migrant unabhangig
von der erhaltenen Unterstiitzung beschlieft, seinen
Aufenthalt zu verlédngern.>¢” Die Befragten der deut-
schen NRO schlossen bei der Beantwortung des Frage-
bogens fir die Zivilgesellschaft jedoch die Moglichkeit
nicht aus, dass die Vermieter dennoch bestraft werden
kénnen. In dhnlicher Weise erklarten die Befragten von
NRO aus Finnland und der Tschechischen Republik, dass
Personen, die Migranten in einer irreguldren Situation
eine Unterkunft bereitstellten, theoretisch bestraft wer-
den kdnnten.2s8

261 Malta, Einwanderungsgesetz, Artikel 31 (1) Buchstabe a.

262 Rumadnien, Ausldndergesetz, 5. Juni 2008, Artikel 134 (16).

263 Ibid., Artikel 141.

264 Schweden, schwedisches Auslandergesetz, Kapitel 20 Ab-
schnitt 7.

265 Vereinigtes Konigreich, Gesetz iber Staatsangehdrigkeit, Einwan-
derung und Asyl 2002 (Nationality, Immigration and Asylum Act
2002), 7. November 2002, abrufbar unter: www.legislation.gov.
uk/ukpga/2002/41.

266 Antwort der Kontaktstelle des EMN im Vereinigten Konigreich auf
den Fragebogen fir die nationalen Behérden zu den Grundrech-
ten von Migranten in einer irrequldren Situation.

267 Deutschland, Oberlandesgericht, Urteil 2 Ss 53/08, Karlsruhe,

14. Januar 2009.

268 Die Strafen beruhten auf Abschnitt 171 Buchstabe d des
tschechischen Strafgesetzbuches sowie auf Artikel 185 des
finnischen Auslandergesetzes.
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Angemessener Lebensstandard

Abbildung 5: Nationale Praktiken hinsichtlich der Strafbarkeit der Vermietung von Wohnraum an Migranten in
einer irreqularen Situation, EU-27

B Nicht strafbar

m Bestrafung nicht
ausgeschlossen

= Ausdrickliches
Verbot der
Vermietung

= Verbot der
Vermietung
nach den
Vorschriften zur
Bestrafung von
Beihilfe

Quelle: FRA, 2011, auf Grundlage einer Untersuchung der nationalen Rechtsvorschriften sowie des Fragebogens der FRA fir

nationale Behérden

In anderen Landern ist offenbar die Bereitstellung einer
Unterkunft fir Migranten in einer irreguldren Situation
zu Gewinnzwecken nicht strafbar (unter anderem in
Belgien, Bulgarien, Irland, Lettland, Luxemburg, den
Niederlanden, Osterreich, Polen, Portugal, der Slowa-
kei, Slowenien, Spanien und Ungarn),2® sofern dies
nicht unter ausbeuterischen Bedingungen erfolgt. Die
folgende Abbildung bietet einen allgemeinen Uberblick
Uber die derzeitigen nationalen Politiken.

269 Diese Informationen sind den unveréffentlichten Landerberichten
entnommen, die von Fralex in Zusammenhang mit dem Projekt
der FRA zum Schutz, der Achtung und Férderung der Rechte
von Migranten in einer irreguldren Situation in freiwilligen und
unfreiwilligen Ruckfihrungsverfahren erstellt worden waren. Die
Informationen stammen aus der Mitte des Jahres 2009.

Praktische Hindernisse

Selbst wenn Migranten in einer irreguldren Situation
durch die gesetzlichen Bestimmungen nicht explizit
am Abschluss von Mietvertrdgen gehindert werden,
so gibt es doch in den meisten EU-Mitgliedstaaten
eine Reihe von praktischen Hindernissen beim Mieten
von Wohnraum. Je nach Umstdnden kann es dadurch
fur Migranten in einer irreguldren Situation schwierig
werden, eine Unterkunft zu finden.

Haufig missen sich Mieter bei den lokalen Einwohner-
meldedmtern oder den Steuerbehdrden registrieren
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lassen. Dies ist in Deutschland, Griechenland, Irland
und Osterreich der Fall.27

AuBerdem muss in Deutschland, Italien, Spanien und
der Tschechischen Republik die Polizei iber den Aufent-
halt von Ausldndern in Wohnungen unterrichtet werden,
wodurch es in der Praxis schwierig wird, Migranten in
einer irreguléren Situation aufzunehmen bzw. Unter-
mietverhaltnisse oder Mietverhdltnisse einzugehen.?”
Das niederldndische Gesetz enthalt eine Bestimmung,
nach der Personen, die Wohnraum fir Migranten in
einer irrequldren Situation bereitstellen, die Behorden
zu unterrichten haben. Die Missachtung dieser Pflicht ist
nach dem Gesetz mit einer Strafe belegt, obwohl diese
in der Praxis selten verhdngt wird.>”

Vielversprechende Praktik

Leitlinien fir Personen, die mit
Migranten in einer irreguldren
Situation arbeiten

Eine Gruppe von franzosischen Nichtregierungsor-
ganisationen - CIMADE, Emmaus, FEP, FNARS und
Secours Catholique - verdffentlichte Leitlinien fir

Personen, die mit Migranten in einer irreguldren
Situation arbeiten. Die Broschire mit dem Titel ,Que

dois je faire? Accueil des sans papiers et interven-
tions policieres” (Was soll ich tun? Aufnahme von
Personen ohne Papiere und polizeiliche Mafnah-
men) beantwortet Fragen in Zusammenhang mit
dem Angebot von Sozialhilfeleistungen fir Migran-
ten in einer irreguldren Situation.

Die Broschire kann unter folgender Adresse abgerufen wer-
den: www.cimade.org/publications/29.

Fir den Abschluss eines Mietvertrages werden die
Mieter moglicherweise gebeten, bestimmte Unter-
lagen vorzulegen, die fir Personen in einer irrequ-
laren Situation nicht ohne Weiteres verfiigbar sind.
Hierzu zahlen in Griechenland beispielsweise ein
Reisepass und in Finnland eine Steueridentifikations-
nummer oder eine Sozialversicherungsnummer.?73

270 Siehe PICUM (2004), Report on the Housing Situation of
Undocumented Migrants in Six European Countries: Austria,
Belgium, Germany, Italy, the Netherlands and Spain, Mérz 2004,
S. 20, abrufbar unter: http://picum.org/picum.org/uploads/
file_/PICUM_Report_on_Housing_and_Undocumented_Mig-
rants_March_2004.pdf. Dies wurde durch die Antworten auf den
Fragebogen der FRA fir lokale Behorden in Griechenland und
Irland sowie den Fragebogen der FRA fir die Zivilgesellschaft in
Deutschland und Osterreich bestatigt.

271 Ibid., S. 18-19. Dies wurde durch die Antwort der Tschechischen
Republik auf den Fragebogen der FRA fir nationale Behdrden
bestéatigt. In Deutschland und Spanien wurde dieser Punkt in den
Antworten auf den Fragebogen der FRA fir die Zivilgesellschaft
angesprochen.

272 Niederlande, Vreemdelingenbesluit 2000, Artikel 4 (40). Die Stra-
fe kann bis zu sechs Monaten Freiheitsstrafe oder eine Geldstrafe
von 3 350 EUR betragen.

273 Antworten auf den Fragebogen fir lokale Behérden aus Finnland
und Griechenland.
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Des Weiteren verlangen die Vermieter haufig einen
Einkommensnachweis,?”# dessen Vorlage fiir Migran-
ten ohne eine Arbeitserlaubnis nahezu unmaéglich ist.

Auflerdem erklarten die Experten aus der Zivilgesell-
schaft, dass das Finden einer angemessenen Unter-
kunft im Privatsektor haufig auch durch Faktoren
erschwert werde, die auf der Struktur des Markts
selbst beruhten, wie etwa der Mangel an verfligba-
ren Mietwohnungen in Spanien.?’s Migranten in einer
irreguldren Situation leben méglicherweise gemein-
sam mit weiteren Personen in einer hdufig Gberfillten
Wohnung oder mieten Betten, in denen sie in Schichten
schlafen - oft zu unangemessenen Preisen.?”s In Spa-
nien berichtete eine NRO, dass Vermieter in manchen
Fallen von den Migranten fir die Eintragung als Mie-
ter im Einwohnermelderegister Gebihren verlangen.?”?
Aus Schweden wurde berichtet, dass ein Schwarz-
markt fir gefalschte Adressen bestehe, offenbar eine
Reaktion auf die Anforderung einer festen Adresse, um
private Geschafte vornehmen und Zugang zu &ffentli-
chen Leistungen und anderen Verwaltungsverfahren
erhalten zu kénnen.?78

Der begrenzte Zugang zu Wohnraum fiihrt zu einer
zunehmenden Marginalisierung von Migranten in einer
irreguldren Situation. Manchmal bieten NRO Unterstit-
zung, indem sie zwischen Vermietern und Migranten
vermitteln oder direkt Wohnungen anmieten und diese
dann als private Unterkiinfte fihren. Als Beispiele fiir
diese NRO sind Ingen mdnniska ar illegal in Stockholm,
die Association for Human Rights and Democracy in
Africa (AHDA) in Wien und weitere vergleichbare NRO
in Barcelona und Madrid zu nennen.?”

Insgesamt weist die Erhebung unter der Zivilgesellschaft
darauf hin, dass Migranten in einer irrequldren Situation
haufig diskriminiert und ausgebeutet werden und hohe
Mieten fur eine Unterkunft bezahlen mussen, die manch-
mal von unzureichender Qualitat ist. Hohe Mietkosten

274 Diese Angaben stammen aus den Antworten auf den
Fragebogen der FRA fr die Zivilgesellschaft aus Belgien und
Spanien; siehe zudem PICUM (2004), Report on the Housing
Situation of Undocumented Migrants in Six European Countries:
Austria, Belgium, Germany, Italy, the Netherlands and Spain,

Marz 2004, S. 20.

275 Fragebogen der FRA fir die Zivilgesellschaft, Antwort aus Spanien.

276 Fragebogen der FRA fir die Zivilgesellschaft, Antwort aus Belgi-
en und Spanien; siehe auch PICUM (2004), Report on the Housing
Situation of Undocumented Migrants in Six European Countries:
Austria, Belgium, Germany, Italy, the Netherlands and Spain,
Mérz 2004, S. 18-20, FulRnote 295.

277 Fragebogen der FRA fir die Zivilgesellschaft, Antwort aus Spanien.

278 JRS (2010), Living in Limbo: forced migrant destitution in Europe,
Brissel, JRS - Europe, S. 121.

279 Antworten auf den Fragebogen der FRA fir die Zivilgesellschaft.
Siehe auch PICUM (Hrsg.) (2003), Book of Solidarity, Volume 2,
Antwerpen, De Wrikker, S. 56-57, abrufbar unter: http://picum.
org/picum.org/uploads/file_/bos2en.pdf; PICUM (Hrsg.) (2003),
Book of Solidarity, Volume 3, S. 38, abrufbar unter: http://picum.
org/picum.org/uploads/file_/bos3.pdf.
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sind auch einer der Grinde, aus denen Migranten hohe
Schulden eingehen.

5.2. Zugang zu Obdachlosen-
unterkinften

Ein Aufenthalt in einer Obdachlosenunterkunft ist hau-
fig der letzte Ausweg, sei es fir Einheimische oder
Migranten in einer reqularen oder irregularen Situa-
tion. Erst wenn die Moglichkeiten des sozialen Netz-
werks - einschlief3lich Familie, Freunde, ethnische
oder religiose Gemeinschaften - erschopft sind oder
die Migranten keine private Unterkunft mieten kon-
nen, suchen sie um Hilfe bei Obdachlosenunterkiinften
nach. Obdachlosenunterkiinfte stellen meistens nur
eine kurzfristige Option fir Migranten in einer irregu-
laren Situation dar.

Obwohl berichtet wird, dass die Anbieter von Obdachlo-
senunterkinften in einigen Landern eine erhéhte Nach-
frage von Migranten ohne giiltige Aufenthaltspapiere
verzeichnen,®° besteht ein auffalliger Mangel an zuver-
Idssigen Daten zur Zahl und zum Profil von obdachlosen
Migranten, die sich irreqular in der EU aufhalten.®" Nach
den Antworten auf den Fragebogen fir die Zivilgesell-
schaft schatzen die NRO den Anteil der Migranten in
einer irrequldren Situation unter den Obdachlosen in
Belgien, Dénemark, Italien und Zypern relativ hoch
ein. AufSerdem wurde Obdachlosigkeit in Griechenland
dokumentiert.2®2 In Irland, den Niederlanden, Oster-
reich, Portugal und der Tschechischen Republik wird
die Obdachlosigkeit unter Migranten in einer irreqularen
Situation hingegen eher niedrig eingeschatzt.

Nationaler Rechtsrahmen

Die Regelungen, nach denen Obdachlosenunterkiinfte
gefihrt werden, hdngen stark von den Organisatio-
nen ab, die diese in Einklang mit ihren Prioritaten,
ihrem Tatigkeitsbereich, dem verfiigbaren Platz und
den zur Verfiigung stehenden finanziellen Mitteln
verwalten. Grundsatzlich stehen die gesetzlichen
Bestimmungen in den meisten EU-Mitgliedstaaten
dem Zugang von Migranten in einer irreguldren Situ-
ation zu Obdachlosenunterkiinften nicht im Wege.

280 Siehe beispielsweise die Informationen der NRO La Strada in
Brissel im PICUM Newsletter Juli 2009, S. 86.

281 Feantsa (2002), Immigration and Homelessness in Europe,
Brissel, Feantsa, S. 7, abrufbar unter: www.feantsa.org/files/
immigration/imm_rept_en_2002.pdf.

282 Siehe auch Amnesty International (2010), The Dublin Il trap:
Transfers of asylum seekers to Greece, London, Amnesty
International, abrufbar unter: www.amnesty.eu/static/
documents/
2010/GreeceDublinllReport.pdf. Obwohl der Schwerpunkt des
Berichts auf Asylsuchenden liegt, gelten diese Uberlegungen
auch fur Personen, die keinen Asylantrag eingereicht haben.

Angemessener Lebensstandard

Organisationen ohne Erwerbszweck, die humanitare
Unterstltzung, einschlief3lich der Unterbringung in
Obdachlosenunterkinften, leisten, sind in der Regel
nicht Gegenstand von Rechtsvorschriften zur Bestra-
fung der Beihilfe zur unerlaubten Ein- und Durchreise
und zum unerlaubten Aufenthalt.

Praktiken

Zu den Ublichen Voraussetzungen fir einen dauer-
haften Aufenthalt in Unterkinften zdhlen ein Aufent-
haltstitel und eine Einkommensquelle (in der Regel
Sozialhilfeleistungen).?®3 Obdachlosen Staatsbiirgern
oder Migranten mit giiltigen Aufenthaltspapieren wird
moglicherweise Prioritat eingerdumt.?®4 Einige staat-
liche Obdachlosenunterkiinfte nehmen Migranten
in einer irreqularen Situation auf. In Irland, den Nie-
derlanden und Osterreich berichteten Experten aus
der Zivilgesellschaft, dass private Einrichtungen dies
haufig ablehnten, entweder weil sie ihre Finanzierung
von lokalen oder zentralen 6ffentlichen Quellen nicht
gefahrden oder weil sie Polizeirazzien vermeiden wol-
len.?8 Zuweilen dirfen Migranten in einer irrequléren
Situation Unterkinfte nur dann nutzen, wenn sie sich
um eine Legalisierung bemiihen oder eine etwaige
Rickkehr in ihr Herkunftsland vorbereiten. Zu die-
sem Zweck stellen die Unterkinfte mitunter speziell
geschulte ehrenamtliche Helfer oder Mitarbeiter zur
Verfiigung, die eine entsprechende Beratung bieten.

In einigen EU-Mitgliedstaaten hdangt der Zugang zu
Obdachlosenunterkiinften fir Migranten in einer
irreguldren Situation von ihrer Registrierung bei den
Behdorden ab oder hat diese zur Folge. Durch Melde-
pflichten erh6ht sich das Risiko einer Abschiebung.
In Osterreich wird beispielsweise von allen 6ffentlich
finanzierten Hilfsorganisationen erwartet, dass sie die
Daten ihrer Kunden den Sozialeinrichtungen melden.?8¢
In Deutschland ist es fir offizielle Stellen nicht nur
ungesetzlich, Migranten in einer irrequldren Situation
zu helfen, sie missen auch die Behorden informie-
ren, wenn sie Kenntnis von entsprechenden Personen
erlangen - allerdings sind Schulen, Kindergarten und
Bildungsbehérden vor Kurzem von dieser Pflicht ent-

283 Fragebogen der FRA fir die Zivilgesellschaft, Antworten aus
Deutschland, Irland, Osterreich, Portugal und Spanien.

284 Fragebogen der FRA fir die Zivilgesellschaft, Antwort
aus Spanien.

285 Fragebogen der FRA fir die Zivilgesellschaft, Antwort aus
Osterreich; siehe auch PICUM (2004), Report on the Housing
Situation of Undocumented Migrants in Six European Countries:
Austria, Belgium, Germany, Italy, the Netherlands and Spain,
Marz 2004.

286 Fragebogen der FRA fir die Zivilgesellschaft, Antworten aus
Osterreich; PICUM (2004), Report on the Housing Situation of
Undocumented Migrants in Six European Countries: Austria,
Belgium, Germany, Italy, the Netherlands and Spain, M&rz 2004,
S.3
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bunden worden.2®” Auch das niederldndische Recht
sieht eine Pflicht zur Meldung an die Polizei vor.>%®

Ein weiterer Grund, aus dem Heime und Obdachlosen-
organisationen es ablehnen, ihre Dienstleistungen fiir
Migranten in einer irrequldren Situation bereitzustel-
len, hdangt mit ihrem traditionellen Tatigkeitsbereich
zusammen. Schwerpunkt dieser Organisationen ist
es nicht nur, eine Unterkunft bereitzustellen, sondern
Obdachlosen Unterstiitzung bei der Wiedereingliede-
rung in die Gesellschaft und dem Wiedereinstieg in die
Berufstatigkeit zu leisten. Des Weiteren kénnen sich
die Bedirfnisse von Migranten in einer irreqularen
Situation von jenen obdachloser Personen unterschei-
den: Wahrend Migranten in einer irrequldren Situation
Gblicherweise weniger dazu tendieren, antisoziales
Verhalten aufzuweisen, erhalten Obdachlose haufig
Hilfe, um eine gewisse Stabilitdt wiederzuerlangen.>®

Bei Migranten in einer irreguldren Situation, deren Situ-
ation als besonders schutzbedurftig betrachtet wird
- beispielsweise bei schlechtem Gesundheitszustand,
Opfern von Menschenhandel, Schwangeren, unbe-
gleiteten Minderjahrigen?®° oder Familien mit kleinen
Kindern - sind Ausnahmen madglich. Beispielsweise
werden in Osterreich unbegleitete Minderjshrige, die
auf ihre Ruckfihrung warten, in die Obhut einer Ein-
richtung gegeben, die vom stddtischen Jugendamt in
Wien gefiihrt wird (die ,Drehscheibe”).?o" In dhnlicher
Weise werden in Malta unbegleitete Minderjahrige
dem Minister unterstellt und in spezielle Unterkiinf-
ten untergebracht, wahrend schwangere und stillende
Frauen in offenen Familien- oder Frauenzentren auf-
genommen werden.>?

Insgesamt l&sst sich den Antworten auf den Frage-
bogen fir die Zivilgesellschaft entnehmen, dass der
Zugang zu Notunterkinften und Notschlafstellen in

287 Feantsa (2002), Immigration and Homelessness in European
Union, Oktober 2002, Briissel, Feantsa, S. 13, abrufbar unter:
www.feantsa.org/files/immigration/imm_rept_en_2002.pdf.
Fur die Befreiung von Schulen von den Meldepflichten war eine
Anderung des Aufenthaltsgesetzes, § 87 (2) erforderlich; der
Bundestag stimmte dieser Anderung am 23. September 2011 zu
(Drucksache 481/11).

288 Siehe Niederlande, Vreemdelingenbesluit 2000, Artikel 4 (40);
ahnliche Hindernisse wurden von NRO erwahnt, die auf
den Fragebogen der FRA fir die Zivilgesellschaft in Spanien
geantwortet hatten.

289 PICUM (2004), Report on the Housing Situation of Undocumented
Migrants in Six European Countries: Austria, Belgium, Germany,
Italy, the Netherlands and Spain, Mérz 2004, S. 34.

290 Siehe auch PICUM (2008), Undocumented children in Europe:

Invisible Victims of Immigration Restriction, Brissel, PICUM,

S. 80-84, abrufbar unter: http://picum.org/picum.org/uploads/

file_/Undocumented_Children_in_Europe_EN.pdf.

Fragebogen der FRA fir die Zivilgesellschaft, Antwort

aus Osterreich.

FRA (2010), Inhaftierung von Drittstaatsangehérigen in

Rickfihrungsverfahren, Luxemburg, Amt fur Veroffentlichungen;

sowie UN Working Group on Arbitrary Detention, siehe

UNDOC A/HRC/13/30/Add.2; Menschenrechtsrat, 13. Sitzung,

Report of the Working Group on Arbitrary Detention, Besuch in

Malta, 19.-23. Januar 2009.
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der Regel fur Migranten in einer irreguldren Situation
etwas einfacher ist als der Zugang zu Obdachlosenhei-
men, insbesondere fir unentdeckte Migranten. Diese
Not-Dienstleistungen werden haufig anonym angebo-
ten, das Hauptproblem beim Zugang zu Notunterk{nf-
ten ist jedoch die Verfiigbarkeit von Platzen.>s3 Einige
Befragte wiesen auf das Fehlen von Notunterkinften
in manchen Landern wie Spanien, der Tschechischen
Republik und Zypern hin.?»4

5.3. Wohnraum und
Sozialhilfeleistungen
fur nicht abgeschobene
Migranten

Dieser Abschnitt widmet sich dem Zugang zu Wohn-
raum und anderen Formen der Sozialhilfe, wie finan-
zielle oder materielle Unterstitzung fir Migranten,
deren Abschiebung ausgesetzt wurde, denen aber kein
Aufenthaltstitel gewahrt wird.

Artikel 14 der Ruckfihrungsrichtlinie enthalt allgemeine,
wenn auch eher vage Schutzbestimmungen fir Dritt-
staatsangehorige ohne rechtmaRigen Aufenthalt bis zur
Ruckkehr in Bezug auf die Aufrechterhaltung der Fami-
lieneinheit, medizinische Versorgung, Bildung und den
Schutz besonders schutzbedurftiger Personen. Artikel 3
der Richtlinie erldutert, dass es sich bei schutzbedurfti-
gen Personen um Minderjdhrige, Menschen mit Behin-
derungen, dltere Menschen, Schwangere, Alleinerzie-
hende mit minderjdhrigen Kindern und Personen, die
schwere Formen von Gewalt erlitten haben, handelt. Die
Richtlinie legt jedoch nicht die Art des Schutzes fest, der
besonders schutzbedirftigen Personen zu gewdhren
ist, und definiert nicht, ob dieser Schutz Wohnraum und/
oder andere Formen von Sozialhilfeleistungen umfasst.
In Erwagungsgrund 12 der Richtlinie wird darauf hin-
gewiesen, dass ,die Festlegungen hinsichtlich der
Sicherung des Existenzminimums dieser Personen [...]
nach Mal3gabe der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften
getroffen werden [sollten]”.

293 Fragebogen der FRA fir die Zivilgesellschaft,
Antworten aus Belgien.

294 Fragebogen der FRA fir die Zivilgesellschaft, Antworten aus
Spanien, der Tschechischen Republik und Zypern. Die aktuellste
Erhebung zu Obdachlosenunterkiinften, die vom nationalen
statistischen Amt Spaniens durchgefiihrt wurde, zeigt auf,
dass es im Jahr 2008 615 Obdachlosenunterkinfte gab, die
Ubernachtungsplatze fiir 13 650 Personen pro Tag boten und
eine durchschnittliche Belegungsrate von iber 85 % aufwiesen.
Von diesen Unterkinften befanden sich 65,2 % in Stadten
mit mehr als 100 ooo Einwohnern und nur 12 % in Stadten
mit 20 ooo Einwohnern. Die meisten Unterkinfte (76,9 %)
wurden privat gefthrt, wurden aber von der 6ffentlichen
Verwaltung finanziert. Diese ist die wichtigste oder alleinige
Finanzierungsquelle fur 75,8 % der Einrichtungen. Dieser Anteil
ist in den letzten Jahren stark gestiegen.
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In der Richtlinie Gber Aufnahmebedingungen
(2003/9/EG)>s werden Mindeststandards fir die Asyl-
bewerbern zu gewdhrende Behandlung konkreter
definiert. Im Vorschlag der Kommission fiir die Rick-
fuhrungsrichtlinie>¢ fand sich ein expliziter Verweis
auf die Richtlinie 2003/9/EG, der jedoch wahrend der
Verhandlungen verworfen wurde. Trotzdem ist diese
ein wichtiger Bezugspunkt, da ihr Wortlaut konkreter
ist als jener der Rickfihrungsrichtlinie. Nach Artikel 13
Absatz 2 der Richtlinie Gber die Aufnahmebedingungen
sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, fir Aufnahmebe-
dingungen (in Form von materieller oder finanzieller
Unterstiitzung) zu sorgen, die einen Lebensstandard
sicherstellen, ,der die Gesundheit und den Lebensun-
terhalt der Asylbewerber gewahrleistet”. In Artikel 14
Absatz 1 ist fir eine Unterbringung als Sachleistung
festgelegt, dass diese in ,Unterbringungszentren, die
einen angemessenen Standard gewahrleisten” oder in
,Privathauser[n], Wohnungen, Hotels oder andere[n]
fur die Unterbringung von Asylbewerbern geeignete[n]
Réumlichkeiten” erfolgen kann.

Dieser Abschnitt befasst sich schwerpunktmal3ig mit
politischen Vorgehensweisen. Selbst wenn ein Recht
gesetzlich gewahrt wird, kénnen fiir Migranten zahlrei-
che Hindernisse bei dessen Wahrnehmung bestehen.
Beispielsweise kénnen Unterbringungsmaéglichkeiten
unzureichend sein und nicht geniigend Platz fir alle
bedurftigen Personen bieten. In anderen Fallen wird
die Abschiebung faktisch, aber nicht offiziell aufge-
schoben, sodass die Migranten die entsprechenden
Rechte nicht wahrnehmen kénnen. In Osterreich
beispielsweise verleiht die Grundversorgungsver-
einbarung Personen, deren Abschiebung ausgesetzt
wurde, zwar den Anspruch auf soziale Grundversor-
gung, die NRO stellten jedoch fest, dass die Ausset-
zung einer Abschiebung héaufig nur faktisch gewahrt
wird. Die betreffenden Personen erhalten nur selten
eine schriftliche Bestatigung Uber die Aussetzung
und haben daher keinen Anspruch auf die gesetzlich
vorgesehene Unterstitzung fir offiziell Geduldete.>s”
Des Weiteren gestaltet sich die Inanspruchnahme der
Rechte auf eine soziale Grundversorgung von nicht
abgeschobenen Migranten dadurch schwierig, dass
sowohl Migranten als auch Leistungserbringer zu

295 Richtlinie 2003/9/EG des Rates vom 27. Januar 2003 zur Festle-
gung von Mindestnormen fir die Aufnahme von Asylbewerbern
in den Mitgliedstaaten, ABI. 2003 L 31/18.

296 Europaische Kommission (2005), Vorschlag fir eine Richtlinie
des Europdischen Parlaments und des Rates iber gemeinsame
Normen und Verfahren in den Mitgliedstaaten zur Rickfihrung
illegal aufhéltiger Drittstaatsangehériger, KOM(2005) 391 endgul-
tig, Brissel, 1. September 2005.

297 Fragebogen der FRA fir die Zivilgesellschaft, Antwort aus
Osterreich.

Angemessener Lebensstandard

wenig Uber die Rechte wissen, die dieser Personen-
gruppe gesetzlich gewahrt werden.>o®

Positiv ist anzumerken, dass in den Niederlanden sich
irreqular aufhaltenden Eltern, ungeachtet, ob sie sich
in einem Rickfihrungsverfahren befinden oder nicht,
vor Kurzem ein Anspruch auf Kinderbeihilfe gewahrt
wurde und sie diesen rickwirkend geltend machen
kénnen, sofern ein Teil ihres Aufenthalts reqular war.2%®

Zugang zu Wohnraum

Dieser Abschnitt befasst sich mit der Wohnsituation
von Migranten in einer irrequldren Situation, deren
Abschiebung ausgesetzt oder aufgeschoben wurde,
denen aber kein Aufenthaltstitel gewahrt wurde. Dies
umfasst die Unterbringung in verschiedenen Arten von
offenen Einrichtungen. Hafteinrichtungen werden in
diesem Bericht nicht bericksichtigt.

Die Bereitstellung von Wohnraum fiir nicht abgescho-
bene Personen erfolgt in Privathdusern, Wohnungen
oder Hotels3°° Haufiger werden sie in Sammelunter-
kinften untergebracht. Diese reichen von spezialisier-
ten Aufnahmezentren fir Zuwanderer bis zu Einrich-
tungen, in denen sie zusammen mit anderen Gruppen,
z. B. Asylbewerbern, untergebracht werden. Da die
Unterbringung tblicherweise fiir einen befristeten
Aufenthalt ausgelegt ist, entsprechen die Unterbrin-
gungszentren nicht immer der Definition einer ,,ange-
messenen” Unterkunft, wenn Personen Gber ldngere
Zeitrdume in grof3en Gruppen und mit einer im Allge-
meinen eingeschrankten Privatsphdre dort unterge-
bracht werden.

Beim Zugang zu Wohnraum fir nicht abgeschobene
Migranten sind zwischen den EU-Mitgliedstaaten deut-
liche Unterschiede im Recht und in der Praxis festzu-
stellen. Fir den Zugang zu 6ffentlichen Unterkinften
ist nicht unbedingt eine offizielle Duldung erforder-
lich, obwohl diesbeziiglich Unterschiede zwischen
den Landern bestehen kénnen - je nach aufenthalts-

298 Weitere diesbeziigliche Informationen finden sich in JRS (2010),
Living in Limbo: forced migrant destitution in Europe, Brissel,

JRS - Europe, S. 41-47; PICUM (2003), Book of Solidarity, Volume 3:
Providing Assistance to Undocumented Migrants in Sweden, Den-
mark and Austria, Brissel, PICUM; Cholewinski, R. (2005), Study
on Obstacles to Effective Access of Irreqular Migrants to Minimum
Social Rights, StraBburg, Council of Europe Publishing.

299 Urteil des zentralen Berufungsgerichts 08/6595 AKW enz.,

15. Juli 2011, abrufbar unter: http://zoeken.rechtspraak.nl/
detailpage.aspx?ljn=BR1905&u_ljn=BR1905. In dem Urteil wird
auf die Nichtdiskriminierungsklausel in Artikel 14 der EMRK
verwiesen und diese auf Kinderbeihilfen gemaf3 Artikel 8 der
Konvention angewendet.

300 Unter einer Unterbringung in Privathdusern wird die Unter-
bringung von Migranten in Hausern, die sich im Eigentum des
Staates befinden und von diesem verwaltet werden - auch als
offentliches oder soziales Wohnungswesen bezeichnet - oder
in Hausern in Privatbesitz mit staatlich subventionierten Mieten
verstanden.
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rechtlichem Status der betreffenden Person. Dennoch
kénnen die Mitgliedstaaten in zwei gro3e Kategorien
unterteilt werden: Mitgliedstaaten, die nicht abgescho-
benen Personen eine Form der Unterbringung bereit-
stellen, und Mitgliedstaaten, in denen kein Anspruch
auf eine Unterkunft besteht e

Bereitstellung einer Unterkunft

In den meisten EU-Mitgliedstaaten wird nicht abgescho-
benen Personen eine Unterkunft zur Verfiigung gestellt.
Dies qilt fir Personen, denen eine offizielle Duldung
gewshrt wurde, sowie fir faktisch geduldete Personen.

Personen mit einem offiziellen Aufenthaltstitel kon-
nen dariber hinaus in sieben EU-Mitgliedstaaten eine
staatlich finanzierte Unterkunft erhalten. In Osterreich
haben Personen, deren Abschiebung aus technischen
oder rechtlichen Griinden ausgesetzt wurde, Anspruch
auf eine soziale Grundversorgung, die eine Unterkunft
umfassen kann.3°2 In Deutschland sind Personen mit
einer Duldung gemaf3 Paragraf 6oa des Aufenthalts-
gesetzes generell verpflichtet, sich in zugewiesenen
Unterbringungszentren innerhalb eines bestimmten
Gebietes aufzuhalten (Residenzpflicht). Nur unter
auBergewohnlichen Umstanden dirfen sie in Privathau-
sern wohnen3°3 In Bulgarien und Ungarn werden aus
der Haft entlassene Personen, die nicht abgeschoben
werden, in offenen Aufnahmezentren untergebracht3°4
In Litauen haben Personen mit einem Aufenthaltstitel
Zugang zu Unterbringungszentren oder Obdachlosen-
einrichtungen3°s Auch in Slowenien haben Drittstaats-
angehorige, denen aufgrund der Unmaéglichkeit einer
Abschiebung gemaR Artikel 52 des Auslandergesetzes
ein Bleiberecht gewahrt wird, Anspruch auf Unterkunft,
normalerweise in Unterbringungszentren.>°¢ In Malta
kommen Migranten nach ihrer Haftentlassung in offe-
nen Aufnahmezentren unter3°7

In Finnland und Schweden kénnen nicht abgeschobe-
nen Migranten eine befristete Aufenthaltserlaubnis und
eine Unterkunft erhalten. In Schweden ist Personen
mit einem Aufenthaltstitel der Aufenthalt in Unterbrin-
gungszentren, die einen langerfristigen Aufenthalt vor-
sehen, gestattet, wahrend in Finnland diese Personen
in Obdachloseneinrichtungen untergebracht werden.

301 Angesichts der widersprichlichen Informationen wurden
Frankreich, Lettland und die Tschechische Republik keiner der
beiden Gruppen zugeordnet.

302 Artikel 2 (6) der Grundversorgungsvereinbarung gilt auch fir
Personen, deren Abschiebung gemaf3 § 46a des Fremdenpolizei-
gesetzes ausgesetzt wurde.

303 JRS (2010), Living in Limbo: forced migrant destitution in Europe,
Brissel, JRS - Europe, S. 31-32.

304 Fragebogen der FRA fir nationale Behdrden, Antwort des
ungarischen Ministeriums fur Justiz und Strafvollzug und des
bulgarischen Innenministeriums.

305 Antwort auf den Fragebogen der FRA fir nationale Behorden.

306 JRS (2010), Living in Limbo: forced migrant destitution in Europe,
Brissel, JRS - Europe, S. 155.

307 Ibid., S. 69-70.
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Sechs weitere EU-Mitgliedstaaten erteilen nicht
abgeschobenen Personen keinen Aufenthaltstitel,
gewdhren ihnen aber Zugang zu Aufnahmezent-
ren. So gewdhrt Belgien in Ausnahmeféllen (wie bei
fortgeschrittener Schwangerschaft) eine de facto-
Aussetzung von Abschiebungen. In diesen Fallen ist
eine Unterbringung in Aufnahmezentren moglich.3®
In Danemark ist die Unterbringung in einem Aufnah-
mezentrum eine Voraussetzung fir den Zugang zu
anderen Formen der Sozialhilfe. In Luxemburg haben
Personen, deren Abschiebung nicht durchgefiihrt wird,
Zugang zu Aufnahmezentrens° Alle sich in Portugal
aufhaltenden Personen kénnen Sozialhilfe in Anspruch
nehmen, die den Zugang zu Sozialleistungen und sozi-
alen Einrichtungen umfasst.3™ In Spanien haben Perso-
nen, die nicht abgeschoben werden kénnen, theore-
tisch Anspruch auf eine Unterkunft, wenn sie sich bei
der Gemeinde eintragen lassen. Die im Rahmen einer
Erhebung des nationalen statistischen Amt Spaniens
(Instituto Nacional de Estadistica, INE) eingeholten
Daten tGber Obdachlosenzentren aus dem Jahr 2008
zeigen auf, dass Migranten jene Gruppe darstellen, die
am haufigsten unterstitzt wird (62,7 %), wobei bei der
Erhebung ihr aufenthaltsrechtlicher Status in Spanien
nicht beriicksichtigt wurde 3" Im Vereinigten Konigreich
kénnen in einigen Fallen Personen, die gegen Kaution
aus der Haft entlassen wurden, oder mittellose Asylbe-
werber, deren Antrag auf Asyl abgelehnt wurde, eine
Unterkunft erhalten 3w

Keine Bereitstellung einer Unterkunft

Ein Aufenthaltstitel nach der Aussetzung einer
Abschiebung hat nicht immer einen Zugang zu Wohn-
raum zur Folge. In Griechenland erhalten Migranten
in einer irregularen Situation, die nicht abgeschoben
werden, einen Aufenthaltsgenehmigung und magli-
cherweise eine Arbeitserlaubnis, haben jedoch kein
Recht auf Zugang zu Wohnraum. Auch in Rumanien

308 In Belgien kann eine Aufenthaltserlaubnis aufgrund auRerge-
wohnlicher Umstande oder eine Aufenthaltserlaubnis aus medizi-
nischen Griinden gewdhrt werden. In beiden Féllen haben nicht
abgeschobene Personen Anspruch auf dieselben Rechte wie
Personen, denen der subsidiare Schutzstatus zuerkannt worden
ist, einschlieBlich des Rechts auf Wohnraum; siehe Europaischer
Rat fur Flichtlinge und im Exil lebende Personen (ECRE) (2009),
Complementary Protection in Europe, 29. Juli 2009, S. 22-25,
abrufbar unter: www.unhcr.org/refworld/docid/4a72c9a72.html.

309 Fragebogen der FRA fir die Zivilgesellschaft, Antworten aus
Luxemburg.

310 Portugal, Sozialversicherungsrahmengesetz, Gesetz 4/07,

16. Januar 2007, Artikel 4. Gemaf3 einem internen Leitfaden

der nationalen Sozialversicherung ist Sozialhilfe unter
Berticksichtigung des Grundsatzes der Menschenwirde

gemal der portugiesischen Verfassung und den von Portugal
unterzeichneten einschldgigen internationalen Ubereinkommen
zu gewahren.

311 Nationales statistisches Amt (Instituto Nacional de Estadistica),
,Centros que atienden prioritariamente a determinados grupos
de poblacién por poblacidn prioritaria, titularidad del centro y tipo
de indicador”, entnommen aus: www.ine.es/jaxi/tabla.do?path=/
t25/p454/eo01/az010/lo/&file=01005.px&type=pcaxis&L=o0.

312 Vereinigtes Konigreich, Einwanderungsgesetz 1999, Abschnitt 4.
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konnen sich geduldete Personen auf rumanischem
Staatsgebiet aufhalten, es wird ihnen jedoch kein
Wohnraum zur Verfligung gestellt33 In der Slowakei
wird bei einer Aussetzung der Abschiebung ein gedul-
deter Aufenthalt gewdhrt und eine Bestdtigung tber
die Aussetzung ausgehandigt; allerdings ist gesetzlich
keinerlei staatliche Unterstitzung fir diese Personen
vorgesehens In Polen und Zypern kann Migranten,
die aus technischen oder humanitdren Griinden nicht
abgeschoben werden, eine befristete Aufenthaltser-
laubnis erteilt werden, es wird aber kein Wohnraum
zur Verfligung gestellt;?s in Polen haben diese Perso-
nen Zugang zu Notschlafstellen 3

In Irland, Italien, Lettland und den Niederlanden wird
Migranten in einer irreguldren Situation, die nicht abge-
schoben werden, weder eine Aufenthaltsgenehmigung
erteilt noch eine Unterkunft zur Verfiigung gestellt. In
Lettland erhalten nicht abgeschobene Personen bei
ihrer Haftentlassung einen Pass, es wird ihnen jedoch
kein aufenthaltsrechtlicher Status erteilt und sie haben
keinen Anspruch auf Wohnraum 3 In Irland und den
Niederlanden werden Personen, deren Abschiebung aus
technischen Griinden ausgesetzt wird, keine offiziellen
Unterlagen ausgehandigt3 Sie sind weiterhin verpflich-
tet ausreisepflichtig und haben kein Recht auf Wohn-
raum. In Italien haben nicht abgeschobene Personen
keinen Anspruch auf Wohnraum. Eine Ausnahme bilden
Personen, denen eine befristete Aufenthaltserlaubnis
aus humanitaren Grinden erteilt wurde.

313 Das Aufenthaltsrecht wird fiir einen ersten Zeitraum von sechs
Monaten gewdhrt und kann um jeweils weitere sechs Monate
verlangert werden, bis die Griinde, die zu der Duldung gefihrt
haben, nicht mehr vorliegen; siehe Notverordnung, 5. Juni 2008,
Artikel 104 (4).

314 Slowakei, Zdkon 48/2002, 13. Dezember 2001, Artikel 43. Der
geduldete Aufenthalt ist nur eine befristete Form des Aufent-
haltsrechts und sein Zweck besteht in der Uberbriickung des
Zeitraums, bis das Hindernis fur die Ausreise nicht mehr vorliegt.
Im Jahr 2008 wurde 280 Personen und im Jahr 2009 wurde
322 Personen ein geduldeter Aufenthalt erteilt.

315 Zypern, Auslander- und Migrationsverordnung, Verordnung 15
Artikel 4; Fragebogen der FRA fir die Zivilgesellschaft, Antwort
aus Zypern.

316 Polen, Dz.U.04.64.593 mit Anderungen, 12. Marz 2004,

Artikel 5 (2) Buchstabe b.

317 Ad-hoc-Anfrage des EMN: Verfahren bei Drittstaatsangehdrigen,
deren zwangsweise Rickfihrung nicht moglich ist (April 2009).
Die Méglichkeit des Erhalts einer Aufenthaltserlaubnis
aus humanitéren Griinden ist gesetzlich vorgesehen
(Einwanderungsgesetz, Abschnitt 23 (3)). Es liegen allerdings
keine statistischen Daten zu den gewdhrten Aufenthaltstiteln vor
und offenbar gibt es nur sehr wenige entsprechende Fille, etwa
zehn bis 15 pro Jahr.

318 Dies gilt nicht fur Personen in den Niederlanden, deren
Abschiebung aus gesundheitlichen Griinden aufgeschoben
wird (Auslandergesetz 2000, Artikel 61-62), und fur Personen
in Irland, denen eine Aufenthaltserlaubnis erteilt wird
(Einwanderungsgesetz 2003, Abschnitt 3 (6)).

Angemessener Lebensstandard

Finanzielle und materielle
Unterstitzung

Um das Recht auf einen angemessenen Lebensstan-
dard sicherzustellen, benétigen Migranten in einer
irregularen Situation, die nicht abgeschoben wer-
den, neben Wohnraum moglicherweise andere For-
men grundlegender Unterstiitzung. Dieser Abschnitt
befasst sich mit den Verfahren fir die Bereitstellung
finanzieller Unterstiitzung in Form von Einmalzahlun-
gen, monatlichen Zuschiissen oder Lebensmittelgut-
scheinen sowie direkter materieller Unterstitzung
(z. B. Waren und Dienstleistungen wie Lebensmittel,
Kleidung und Transport).

Nicht abgeschobene Personen, denen eine Aufent-
haltserlaubnis erteilt wurde, haben in zahlreichen
EU-Mitgliedstaaten soziale Anspriiche, die mit denen
von Flichtlingen vergleichbar sind. Als Beispiele sind
die Inhaber eines Discretionary Leave (Aufenthaltsti-
tel nach Ermessen) im Vereinigten Konigreich3 sowie
Inhaber einer Aufenthaltserlaubnis in Dénemark, Finn-
land und Schweden zu nennen. In Finnland ist eine
finanzielle Unterstltzung fur bedirftige Personen3»
und in Schweden eine geringe Beihilfe fir Personen
vorgesehen, deren Abschiebung offiziell ausgesetzt
wurde und die selbst eine Unterkunft haben (z. B. bei
Verwandten).

Es bestehen allerdings auch einige Formen der Unter-
stitzung fir Personen, deren Abschiebung ausgesetzt
wurde, die aber keine befristete oder unbefristete
Aufenthaltserlaubnis erhielten. Was die Bestimmun-
gen beziglich Wohnraum, Lebensmitteln und Kleidung
sowie finanzieller Unterstitzung fir Migranten betrifft,
deren Abschiebung aus technischen oder humanita-
ren Grinden offiziell ausgesetzt wurde, so sind zwi-
schen den EU-Mitgliedstaaten sehr groRe Unterschiede
festzustellen.

Obwohl innerhalb der Lander Unterschiede je nach
aufenthaltsrechtlichem Status bestehen, kénnen die
EU-Mitgliedstaaten in drei grof3e Kategorien unterteilt
werden: Mitgliedstaaten, die eine soziale Grundver-
sorgung fir nicht abgeschobene Personen bieten;
Mitgliedstaaten, die nur in Aufnahmezentren unter-
gebrachten Personen eine soziale Grundversorgung
bereitstellen; sowie Mitgliedstaaten, in denen nicht
abgeschobene Personen keinerlei soziale Unterstiit-
zung erhalten. Nachfolgend werden fir jede dieser
Gruppen Mitgliedstaaten als Beispiele genannt.

319 Mit Ausnahme von Familienzusammenfihrungen sind die
Anspriche von Personen, denen im Vereinigten Kénigreich ein
Discretionary Leave erteilt wurde, mit denen von Flichtlingen
vergleichbar.

320 Finnland, Laki toimeentulotuesta (lag om utkomststdd)
1412/1997, Abschnitt 2.
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Bereitstellung einer sozialen
Grundversorgung

In Belgien, Deutschland, Luxemburg, Osterreich, Por-
tugal, Spanien und der Tschechischen Republik wird
nicht abgeschobenen Personen Zugang zu grundle-
genden sozialen Rechten gewahrt. In Osterreich haben
Personen, deren Abschiebung aus technischen oder
rechtlichen Griinden ausgesetzt wurde3?* Anspruch auf
soziale Grundversorgung.3? Die Grundversorgungsver-
einbarung sieht eine finanzielle Beihilfe fir Lebensmit-
tel (bis zu 180 EUR pro Monat fiir einen Erwachsenen
oder unbegleiteten Minderjahrigen und bis zu 8o EUR
pro Kind), Taschengeld in Héhe von 40 EUR sowie Sach-
oder Geldleistungen fir Kleidung vor3> Diese Unter-
stitzung wird in der Praxis jedoch nur selten gewahrt,
da es lediglich sehr wenige Fille einer offiziell ausge-
setzten Abschiebung gibt324 In Belgien entschied der
Kassationsgerichtshof im Jahr 2000, dass der Zugang
zu staatlichen Sozialhilfeleistungen auch Migranten zu
gewadhren ist, die aus nicht von ihnen zu vertretenden
Umstdnden das Land nicht verlassen kénnen 3% In der
Tschechischen Republik sind die gewahrten Sozial-
leistungen geringer. Dort kénnen Personen mit einem
Duldungsvisum unter bestimmten Umstdanden eine
kleine Beihilfe beantragen.?¢ In Deutschland haben
Inhaber einer Duldung Anspruch auf Zugang zu einer
sozialen Grundversorgung.3?” In Luxemburg erhalten
nicht abgeschobene Personen neben dem Zugang zu
Gemeinschaftsunterkiinften auRerdem Lebensmittel
und finanzielle Unterstiitzung.32® Obwohl nach dem
portugiesischen und spanischen Recht nicht abgescho-
benen Personen kein besonderer aufenthaltsrechtli-
cher Status gewahrt wird, haben diese in Portugal
bei Bedarf Anspruch auf Sozialhilfeleistungen3* und
kénnen in Spanien eine soziale Grundversorgung von
regionalen Behérden und Gemeinden erhalten.

Osterreich, Fremdenpolizeigesetz, § 46a; Asylgesetz von 2005,

§10(3).

Osterreich, Grundversorgungsvereinbarung, BGB1 80/2004,

Artikel 2 (6).

323 Nach der Artikel 10 der Grundversorgungsvereinbarung tragt
der Bundesstaat 60 % der Kosten, 40 % werden von den
Bundeslédndern ibernommen.

324 Abschiebungen werden nur im Fall von Schwangerschaft
oder schwerer Krankheit ausgesetzt. In der Regel wird der
Aufschub faktisch gewahrt und die betreffenden Personen
erhalten nur selten eine schriftliche Bestatigung. Somit sind sie
von den Bestimmungen der Grundversorgungsvereinbarung
ausgeschlossen.

325 Belgien, Kassationsgerichtshof (2000), Pas. 2000, I/Arresten van
het Hof van Cassatie, S. 697.

326 Tschechische Republik, Gesetz Nr. 111/2006 SIg. (Gesetz uber
materielle Not).

327 Neben dem Recht auf Wohnraum ist im Asylbewerberleistungs-
gesetz fur geduldete Personen ein Recht auf Lebensmittel und
finanzielle Unterstiitzung vorgesehen (20 EUR pro Monat im Alter
bis zu 14 Jahren, 40 EUR pro Monat ab dem Alter von 15 Jahren);
siehe JRS (2010), Living in Limbo: forced migrant destitution in
Europe, Brissel, JRS - Europe, S. 33.

328 Fragebogen der FRA fir die Zivilgesellschaft, Antwort aus
Luxemburg.

329 Die Informationen wurden der FRA im Mai 2011 von der

nationalen Kontaktstelle des EMN fir Portugal ibermittelt.
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Soziale Grundversorgung nur fir
Personen, die in Aufnahmezentren
untergebracht sind

Die folgenden EU-Mitgliedstaaten sind Beispiele fir
Lander, in denen der Zugang zu Sozialhilfeleistungen
fur nicht abgeschobene Personen beschrankt ist, da
die Bereitstellung einer sozialen Grundversorgung
wie Lebensmittel und Kleidung an den Aufenthalt in
einem Aufnahmezentrum gebunden ist: Bulgarien,
Danemark, Litauen, Malta und Ungarn. Die ddnische
Einwanderungsbehdrde stellt finanzielle Unterstit-
zung und Lebensmittel fir mittellose Personen zur
Verfligung, verlangt aber, dass diese in einem Aufnah-
mezentrum untergebracht sind.33° In Ungarn werden
nicht abgeschobene Migranten nach Ablauf der maxi-
malen Haftdauer von sechs Monaten in sogenannte
~,Gemeinschaftsunterkiinfte” gebracht, die vom Amt
fur Zuwanderung und Einbilrgerung geleitet werden.
Dort erhalten sie eine materielle Grundversorgung wie
Lebensmittel und Kleidung.33" In Bulgarien und Litauen
wird Personen, deren Abschiebung ausgesetzt wurde,
keine Form einer sozialen Grundversorgung bereitge-
stellt, sofern sie nicht in Aufnahmezentren wohnen 332
In Malta kénnen nicht abgeschobene Personen am
Ende ihrer Haftdauer in Aufnahmezentren bleiben,
wo sie Anspruch auf finanzielle Unterstitzung haben.
Diese werden von der Sozialbehérde fir Asylbewerber
(Agency for the Welfare of Asylum Seekers, AWAS)
verwaltet, fur die das Ministerium fir Justiz und Inne-
res zustandig ist 333

Keine Sozialhilfeleistungen

Einige Mitgliedstaaten gewdhren nicht abgeschobe-
nen Personen auf Grundlage der offiziellen Aussetzung
ihrer Abschiebung eine Art Aufenthaltsgenehmigung.
Allerdings haben nicht alle in diese Kategorie fallen-
den Personen Zugang zu Sozialhilfeleistungen. Dies
ist der Fall in Griechenland, Italien, Lettland, der Slo-
wakei und Zypern. Dabei kénnen mit Ausnahme von
schutzbediirftigen Personen in Griechenland Personen,
deren Abschiebung ausgesetzt wurde, eine Arbeits-
erlaubnis statt eines Zugang zu sozialer Versorgung
erhalten.334 Auch die Slowakei und Zypern gewdhren
Personen, die nicht abgeschoben werden kénnen, ein

330 Plattform der europdischen Rotkreuzkooperation fur Flichtlinge,
Asylbewerber und Migranten (PERCO) (2005), Country update:
Denmark, abrufbar unter: www.ifrc.org/Global/Publications/
migration/perco/perco-update-denmark.pdf.

331 Fragebogen der FRA fir nationale Behdrden, Antwort des
Ministeriums fUr Justiz und Strafvollzug; sowie Fragebogen
der FRA fur die Zivilgesellschaft, Antwort von Ungarn.

332 Fragebogen der FRA fir nationale Behdrden, Antwort der
bulgarischen staatlichen Behdrde fir Flichtlinge und der
nationalen Kontaktstelle des EMN fur Litauen.

333 JRS (2010), Living in Limbo: forced migrant destitution in Europe,
Brissel, JRS - Europe, S. 69.

334 Griechenland, Gesetz 3907/2011, Artikel 37 (5).
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Aufenthaltsrecht, aber keine soziale Unterstiitzung.33s
In Italien und Lettland haben nicht abgeschobene Per-
sonen nach Entlassung aus Hafteinrichtungen keinen
Zugang zu Wohnraum oder anderen Formen der sozi-
alen Unterstiitzung 33

Schlussfolgerungen

Zusatzlich zu den Hindernissen beim Zugang zu ange-
messenem Wohnraum, mit denen Migranten oder
mittellose Personen generell zu kdmpfen haben (z. B.
Diskriminierung), bestehen weitere Schwierigkeiten,
die auf denirreqgularen Status der Personen zuriickzu-
fihren sind. Die Staaten haben eine negative Pflicht
zur Achtung des Rechts auf einen angemessenen
Lebensstandard, indem sie die Wahrnehmung der im
Internationalen Pakt tber wirtschaftliche, soziale und
kulturelle Rechte festgelegten Rechte nicht behindern.
Wenn Beihilfe zu einem unerlaubten Aufenthalt auf
Grundlage der Richtlinie Giber die Beihilfe bestraft wird,
so kann dies die Méglichkeiten von Migranten in einer
irrequldren Situation, Wohnraum auf dem privaten
Markt zu mieten, einschrénken oder zur Génze ver-
hindern. Dadurch kénnen die Migranten gezwungen
sein, prekare und unsichere Unterkiinfte, manchmal
unter ausbeuterischen Bedingungen, zu akzeptieren.

Ob die in den internationalen Menschenrechtsnormen
verankerte Pflicht zur Wahrung des Rechts auf ange-
messenen Wohnraum auch die Pflicht zur Bereitstel-
lung einer angemessenen Unterkunft fir mittellose
Migranten in einer irrequléren Situation umfasst, ist
umstritten. Hier sind Unterlassungspflichten zu nen-
nen: Der Staat sollte beispielsweise die Wahrneh-
mung des Rechts auf Wohnraum nicht mit ungerecht-
fertigten Verwaltungs- oder Dokumentationspflichten
erschweren oder Dienstleistungsanbieter mit einer
Strafe belegen. Allerdings spricht vieles dafir, dass
eine entsprechende Verpflichtung zumindest fir die
Personen besteht, deren Abschiebung nicht durch-
gefiihrt werden kann, ohne dass dies ihnen anzulas-
ten ist, insbesondere wenn ihnen kein Zugang zum
Arbeitsmarkt gewahrt wird. Der Umfang des Zugangs
zu Wohnraum und sozialer Unterstiitzung fir nicht

335 Die Informationen wurden von den Fralex-Kontaktstellen im
Mai 2009 in Zusammenhang mit dem Projekt der FRA zu den
Rechten von Migranten in einer irreguldren Situation in freiwilli-
gen und unfreiwilligen Rickfuhrungsverfahren der FRA ibermit-
telt. In der Slowakei konnen die Gemeinde bedrftigen Personen
staatliche Unterstitzung bereitstellen (einschlieBlich Lebens-
mittel, Wohnraum und sonstiger materieller Unterstitzung),
es besteht aber kein Rechtsanspruch auf solche Leistungen.

336 Fragebogen der FRA fir nationale Behdrden, Antwort der
nationalen Kontaktstelle des EMN fr Italien. In Lettland
haben nach Abschnitt 3 des Gesetzes Uber Sozialleistungen
und soziale Unterstitzung nur lettische Staatsangehérige,
Nichtstaatsangehdérige und Auslénder mit einer personlichen
Identifikationsnummer (mit Ausnahme der Personen, die eine
befristete Aufenthaltserlaubnis erhalten haben) Anspruch auf
Sozialleistungen und soziale Unterstiitzung.

Angemessener Lebensstandard

abgeschobene Migranten unterscheidet sich zwi-
schen den einzelnen Mitgliedstaaten erheblich und
wird haufig von der Art des aufenthaltsrechtlichen
Status bestimmt. Die Rickfihrungsrichtlinie enthalt
keine Mindeststandards in Bezug auf Wohnraum und
Sozialhilfeleistungen, auRer moglicherweise in indi-
rekter Weise fir schutzbedirftige Personen.

FRA-Gutachten

Die Richtlinie zur Definition der Beihilfe zur uner-
laubten Ein- und Durchreise und zum unerlaubten
Aufenthalt sollte Uberarbeitet werden, wobei ein
Verbot der Bestrafung von humanitdren Mal3nah-
men in allen EU-Mitgliedstaaten verpflichtend ein-
zufthren ist. Der Wortlaut der Richtlinie sollte gean-
dert werden, sodass die Bestrafung von Personen,
die Wohnraum an Migranten in einer irreqularen
Situation vermieten, ausgeschlossen wird, sofern
dies nicht ausschlief3lich zur Verhinderung einer
Abschiebung erfolgt.

Bis zur Umformulierung der Richtlinie sollten die
EU-Mitgliedstaaten zur Verringerung des Risikos
einer ausbeuterischen oder missbrauchlichen Situ-
ation die Richtlinie in einer Weise anwenden, die
die Maglichkeiten von Migranten in einer irrequlg-
ren Situation, Wohnraum auf dem freien Markt zu
mieten, nicht einschrankt.

Die derzeit in der Rickfiihrungsrichtlinie enthalten
Schutzbestimmungen in Bezug auf Wohnraum und
soziale Unterstiitzung fir mittellose Migranten oder
Angehdrige schutzbedirftiger Gruppen sind zu star-
ken, wobei die Pflicht zur Wahrung der Menschen-
wirde gemdl3 Artikel 1 der Charta der Grundrechte
der Europdischen Union und die bewéhrten Praktiken
in den EU-Mitgliedstaaten zu berticksichtigen sind.
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Medizinische Versorgung

Charta der Grundrechte der
Europdischen Union

Artikel 35 - Gesundheitsschutz

Jeder Mensch hat das Recht auf Zugang

zur Gesundheitsvorsorge und auf arztliche
Versorgung nach Mal3gabe der einzelstaatlichen
Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten. Bei
der Festlegung und Durchfihrung der Politik
und MaRnahmen der Union in allen Bereichen
wird ein hohes Gesundheitsschutzniveau
sichergestellt.

Die Weltgesundheitsorganisation (WHOQ) betont in
ihrem Bericht Armut und soziale Ausgrenzung in der
Europdischen Region der WHO - Die Antwort der
Gesundheitssysteme, dass Armut und soziale Aus-
grenzung die entscheidenden Faktoren fir Ungleich-
heiten im Bereich Gesundheit sind und empfiehlt eine
nachhaltige Finanzierung fir MaRnahmen im Gesund-
heitssystem, die auf die spezifischen Situationen sozi-
aler Ausgrenzung ausgerichtet sind, wie sie Roma und
Migranten betreffen.7

Unter den Migranten sind jene in einer irreguldren
Situation besonders gefdhrdet, von einer medizini-
schen Versorgung ausgeschlossen zu sein, was mog-
licherweise Folgen fir ihre eigene und die 6ffentliche
Gesundheit nach sich zieht. Wenn eine erhebliche
Gruppe von in einem Land lebenden Personen vom
Gesundheitswesen ausgeschlossen ist, fihrt dies zu

337 WHO (2010), Poverty and social exclusion in the WHO European
Region: health systems respond, Genf, WHO-Regionalbtro fur
Europa, S. 2 und 15. Zum Thema Migration und Gesundheit in
der EU siehe Mladovsky, P. (2007), Migration and health in the
EU, Studie fur die Generaldirektion Beschaftigung, Soziales und
Integration der Europdischen Kommission.

einem Problem fir die 6ffentliche Gesundheit. Wenn
der Zugang zu medizinischer Grundversorgung oder
Vorsorgemalnahmen versperrt oder eingeschrankt ist,
erhéhen sich dadurch vermutlich die Kosten fir eine
medizinische Notfallversorgung.

Jede Person hat das Recht auf das erreichbare Héchst-
mal an Gesundheit.33® Die umfassendste Definition
des Rechts auf Gesundheit findet sich im Internatio-
nalen Pakt iber wirtschaftliche, soziale und kulturelle
Rechte (ICESCR). Artikel 12 legt fest, dass die Staaten
,das Recht eines jeden auf das fir ihn erreichbare
Hochstmal? an kérperlicher und geistiger Gesundheit”
zu gewabhrleisten haben. In Anerkennung der abstrak-
ten Ebene dieses Rechts erklart der UN-Ausschuss fir
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (CESCR),
dass die Staaten zumindest den Zugang zu einer
,notwendigen medizinischen Grundversorgung”3»
und zu einer ,,medizinischen Primar- und Notfallver-
sorgung” garantieren missen.34° Die Verweigerung
oder Beschrénkung des Zugangs fir alle Personen,
einschlieRlich Migranten in einer irregularen Situation,
zu praventiven, kurativen und palliativen Gesundheits-
leistungen stellt gemal’ der Allgemeinen Bemerkung
Nr. 14/2000 einen Verstold gegen den Pakt dar34"

Artikel 168 TFEU betont, dass ,bei der Festlegung und
Durchftihrung aller Unionspolitiken und -maf3nahmen

338 Eine grundlegende Erkldrung des Rechts auf Gesundheit findet
sich im gemeinsamen Factsheet WHO/OHCHR/323 zum Recht
auf Gesundheit, August 2007, abrufbar unter: www.who.int/
mediacentre/factsheets/fs323_en.pdf.

339 CESCR (1990), General Comment No. 3: The nature of States
parties’ obligations, Artikel 2 (1), 14. Dezember 1990; sowie
CESCR (2000), General Comment No. 14: The right to the highest
attainable standard of health (Artikel 12), 11. August 2000.

340 CESCR (2008), General Comment No. 19: The right to social
security (Artikel 9), 4. Februar 2008, Absatz 37.

341 CESCR (2000), General Comment No. 14: The right to the highest
attainable standard of health (Artikel 12), 11. August 2000,
Absatz 34 zu den konkreten rechtlichen Verpflichtungen.
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Tabelle 7: Wicht

Instrument

Allgemeine
Erkldrung der

Menschenrechte, Wohlbefinden, einschlieflich [...] arztlicher

Artikel 25 (1)

ICESCR,
Artikel 12

CEDAW,
Artikel 12 (2)

ICERD, Artikel 5
Buchstabe e
Ziffer iv

KRK, Artikel 24

ICRMW, Artikel 28

ESC/ESC
(revidiert),
Artikel 13 (4)

Anmerkungen:

N

w

~

ige Menschenrechtsbestimmungen zur medizinischen Versorgung

Anwendbarkeit
auf Migranten
Wichtigste Bestimmung Ratifizierung in einer
irreguldren
Situation

+~Anspruch auf eine Lebenshaltung, die
seine und seiner Familie Gesundheit und Ja
Betreuung [...] gewahrleistet”

serreichbares Hochstmal? an kérperlicher

und geistiger Gesundheit”; Allgemeine

Bemerkungen Nr. 3 und Nr. 14: unbedingt Alle EU-Mitgliedstaaten’ Ja2
erforderliche medizinische Versorgung als

Mindestanforderung.

sorgen die Vertragsstaaten fir ,angemessene
und erforderlichenfalls unentgeltliche Betreuung
der Frau wahrend der Schwangerschaft sowie
wahrend und nach der Entbindung und fir

eine ausreichende Ernahrung wahrend der
Schwangerschaft und der Stillzeit”

Alle EU-Mitgliedstaaten3 Ja*

die Rassendiskriminierung in Bezug auf ,das
Recht auf o6ffentliche Gesundheitsfirsorge,
arztliche Betreuung, soziale Sicherheit und
soziale Dienstleistungen” zu beseitigen

Alle EU-Mitgliedstaaten Ja

»das erreichbare Hochstmald an Gesundheit” Alle EU-Mitgliedstaatens Ja

»das Recht, jede arztliche Versorgung, die fir
die Erhaltung ihres Lebens oder die Vermeidung
einer nicht wiedergutzumachenden Schadigung
ihrer Gesundheit dringend erforderlich ist [...]"

Kein EU-Mitgliedstaat Ja

die in Artikel 13 (1) ,genannten Bestimmungen
auf die rechtmaRig in ihrem Hoheitsgebiet
befindlichen Staatsangehorigen der anderen
Vertragsparteien anzuwenden” und die
tatsachliche Wahrnehmung des Rechts auf
Fursorge fur Personen ohne ausreichende
Mittel zu gewahrleisten

Alle EU-Mitgliedstaaten®  Nein, Jaut

mit Ausnahme von Anhang;
Bulgarien, Estland, die Recht-
Litauen, Polen, Rumanien, sprechung
der Slowakei, Slowenien ~ Weicht jedoch
und Zypern davon ab?

Belgien hat folgende Auslegungserkldrung zum ICESCR Rechte abgegeben: ,Bezliglich Artikel 2 Absatz 2
legt die belgische Regierung das Diskriminierungsverbot hinsichtlich der nationalen Herkunft dahin aus,
dass damit nicht zwangslaufig eine Verpflichtung der Staaten verbunden ist, Ausléndern automatisch
dieselben Rechte zu garantieren wie ihren eigenen Staatsangehdrigen. Der Begriff ist dahin zu

verstehen, dass damit die Abschaffung jedes willkirlichen Verhaltens, nicht jedoch die Abschaffung von
Ungleichbehandlungen gemeint ist, die auf objektiven und verninftigen Erwdgungen im Einklang mit den
in demokratischen Gesellschaften geltenden Grundsétzen beruhen.”

CESCR (2000), General Comment No. 14: The right to the highest attainable standard of health (Artikel 12),
11. August 2000, Absatz 34: Die Staaten sind zur Achtung des Rechts auf Gesundheit verpflichtet, indem
sie unter anderem darauf verzichten, den Zugang fir alle Personen, einschliefSlich Strafgefangene oder
inhaftierte Personen, Minderheiten, Asylbewerber und illegale Migranten, zu préventiver, kurativer oder
palliativer medizinischer Versorgung zu verweigern oder zu begrenzen. Siehe auch CESCR (1990), General
Comment No. 3: The nature of States parties’ obligations (Artikel 2 (1)), 14. Dezember 1990, Absatz 10;
und CESCR (2009), General Comment No. 20: Non-Discrimination in Economic, Social and Cultural Rights
(Artikel 2 (2)), 10. Juni 2009, Absatz 30.

Malta legte folgenden Vorbehalt zum Ubereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der
Frau (CEDAW) ein: Die Regierung von Malta legt Artikel Il (1) unter Bericksichtigung der Bestimmungen des
Artikels 4 (2) so aus, dass Verbote, Einschrénkungen oder Arbeitsbedingungen von Frauen in bestimmten
Bereichen bzw. der von ihnen verrichteten Tatigkeiten nicht ausgeschlossen werden, sofern dies fir den
Schutz und die Sicherheit der Frauen oder des menschlichen Fétus fir erforderlich oder wiinschenswert
erachtet wird, einschlie3lich solcher Verbote, Einschrénkungen oder Bedingungen, die auf andere
internationale Verpflichtungen Maltas zuriickgehen.

Diese Rechte kénnen als Teil der grundlegenden Menschenrechte betrachtet werden, die nach Auffassung
des Ausschusses fur die Beseitigung jeder Diskriminierung von Frauen fir alle, auch Migrantinnen

ohne Ausweispapiere, zu garantieren sind. Siehe CEDAW (2008), Allgemeine Empfehlung Nr. 26 iber
Wanderarbeitnehmerinnen, 5. Dezember 2008.



Anmerkungen Tabelle 7, Fortsetzung:

Medizinische Versorgung

5 Belgien gab folgende Auslegungserkldrung zum Ubereinkommen (ber die Rechte des Kindes ab:
Bezlglich Artikel 2 Absatz 1legt die belgische Regierung das Diskriminierungsverbot hinsichtlich der
nationalen Herkunft dahin aus, dass damit nicht zwangsladufig eine Verpflichtung der Staaten verbunden
ist, Ausldandern automatisch dieselben Rechte zu garantieren wie ihren eigenen Staatsangehérigen. Dieses
Konzept ist so zu verstehen, dass jegliches willkirliches Verhalten ausgeschlossen wird, nicht aber eine
unterschiedliche Behandlung aufgrund objektiver und verninftiger Erwdgungen in Einklang mit den in
demokratischen Gesellschaften geltenden Prinzipien.”

o

bindenden Artikel eingerdumt.

~

In der ESC (revidiert) sowie der ESC wird den Vertragsparteien die Méglichkeit zur Auswahl der fir sie

Obwohl der Geltungsbereich der ESC sich prinzipiell nicht auf Migranten in einer irrequldren Situation

erstreckt, stellte der Europdische Ausschuss fir soziale Rechte in der Rechtssache FIDH gegen Frankreich
(Absatz 32) fest, dass Rechtsvorschriften oder Verfahren, nach denen ausléndischen Staatsangehérigen im
Hoheitsgebiet einer Vertragspartei der Anspruch auf &rztliche Versorgung verweigert wird, selbst wenn sie
sich dort irrequldr aufhalten, der Charta zuwiderlaufen.

Quelle: FRA, 2011

[...] ein hohes Gesundheitsschutzniveau sichergestellt
[werden soll]”. Die Tatigkeit der EU ,erganzt die Poli-
tik der Mitgliedstaaten und ist auf die Verbesserung
der Gesundheit der Bevdlkerung, die Verhitung von
Humankrankheiten und die Beseitigung von Ursachen
fur die Gefédhrdung der korperlichen und geistigen
Gesundheit gerichtet.”

Bei der Umsetzung des EU-Rechts missen die Mit-
gliedstaaten Artikel 35 der Grundrechte-Charta der EU
beachten, der bestatigt, dass jeder Mensch das Recht
auf ,Zugang zur Gesundheitsvorsorge und auf arztli-
che Versorgung nach MalRgabe der einzelstaatlichen
Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten hat”.

Auch das Sekundarrecht der EU enthélt Verweise auf
die medizinische Versorgung von Migranten in einer
irregularen Situation. Artikel 14 der EU-Ruckfihrungs-
richtlinie sieht ausdricklich vor, dass Migranten in
einer irrequldren Situation innerhalb der fir die frei-
willige Ausreise eingerdumten Frist sowie Personen,
deren Abschiebung aufgeschoben wurde, ,medizini-
sche Notfallversorgung und unbedingt erforderliche
Behandlung von Krankheiten” zu gewéahren ist 34

Im Marz 2011 befasste sich das Europdische Parla-
ment erstmals mit dem Grundrecht auf Gesund-
heit von Migranten in einer irreguldren Situation. In
einer EntschlieBung zu dem Abbau gesundheitlicher
Ungleichheiten in der EU wird anerkannt, dass die
medizinische Versorgung fir Migranten ohne giltige
Aufenthaltspapiere weder in der Praxis noch recht-
lich gewahrleistet ist. Die EU-Mitgliedstaaten werden
darin aufgefordert zu priifen, inwieweit eine Unter-
stiitzung der Gesundheitsleistungen fir Migranten in
einer irrequldren Situation moglich ist, indem sie auf
der Grundlage gemeinsamer Prinzipien eine Definition
dessen zur Verfligung stellen, was die Grundelemente

342 Richtlinie 2008/115/EG des Européischen Parlaments und des
Rates vom 16. Dezember 2008 iiber gemeinsame Normen
und Verfahren in den Mitgliedstaaten zur Ruckfihrung
illegal aufhaltiger Drittstaatsangehdriger, ABI. 2008 L 98/98,
Artikel 14 (1) Buchstabe b und Artikel 16 (3).

einer Gesundheitsfirsorge gemaR den Definitionen
in ihrem nationalen Recht sind. Des Weiteren wer-
den die Mitgliedstaaten aufgefordert sicherzustellen,
,dass alle Schwangeren und Kinder, ungeachtet ihrer
Rechtsstellung, das Recht auf sozialen Schutz haben
und diesen auch tatsachlich erhalten, wie dies in
ihrem nationalen Recht vorgesehen ist.”343

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass der
Zugang zu bestimmten grundlegenden Formen der
Gesundheitsversorgung zu den wesentlichen Rechten
zahlt und nicht vom aufenthaltsrechtlichen Status einer
Person abhdngen darf. Allerdings besteht kein allge-
meiner Konsens zum Mindestumfang der Anspriiche.
In Notfallen ist die Verweigerung einer Behandlung
eindeutig nicht mit dem Recht auf Leben und dem Ver-
bot der erniedrigenden Behandlung gemaR der EMRK
vereinbar. Entsprechend ware die Verweigerung einer
medizinischen Versorgung von Kindern oder einer
erforderlichen Versorgung vor, wéhrend und nach
einer Entbindung angesichts des Ubereinkommens
iiber die Rechte des Kindes und des Ubereinkommens
zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der
Frau (CEDAW) nur schwer zu rechtfertigen. Der vom
CESCR festgelegte allgemeine Standard legt fest, dass
jeder sich im Hoheitsgebiet aufhaltigen Person eine
medizinische Grundversorgung zu gewdhren ist.344
Allerdings liegt keine eindeutige Definition einer
,medizinischen Grundversorgung” vor, was zu unter-
schiedlichen Interpretationen dieser fiihren kann.

Dieses Kapitel beruht auf dem thematischen Bericht
der FRA zum Zugang zu medizinischer Versorgung von
Migranten in einer irreguldren Situation in der EU.345
Der vorliegende Bericht befasst sich mit den im the-
matischen Bericht untersuchten Problemen in zehn

343 Siehe Entschliefung des Europdischen Parlaments vom
8. Méarz 2011 zu dem Abbau gesundheitlicher Ungleichheit in
der EU (2010/2089(INI)), AD, Artikel 5 und 22.

344 CESCR (2008), General Comment No. 19: The right to social
security (Artikel 9), 4. Februar 2008, Absatz 37.

345 FRA (2011), Migranten in einer irreguléren Situation: Zugang zu
medizinischer Versorgung in 10 Mitgliedstaaten der Europdischen
Union, Luxemburg, Amt fur Verdffentlichungen.
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EU-Mitgliedstaaten und bietet grundlegende Infor-
mationen zu allen 27 EU-Mitgliedstaaten. Auferdem
werden einige der gréRRten Herausforderungen und
Hindernisse, die im thematischen Bericht beschrieben
werden, zusammengefasst.

Neben den fiir den thematischen Bericht durchgefihr-
ten Forschungsarbeiten stitzt sich der vorliegende
Bericht auch auf die mittels Frageb6gen gewonnen
Erkenntnisse. Des Weiteren beruht er auch auf den
von PICUM,4¢ Médecins du Monde,?*” dem HUMA-
Netzwerk (Health for Undocumented Migrants and
Asylum seekers)3#® und dem Projekt NowHerelLand3#
durchgefiihrten Forschungsarbeiten sowie verglei-
chenden Studien zur Situation von Migranten in einer
irreguldren Situation im Allgemeinen 3 Dieses Kapitel
bietet zunéchst einen Uberblick Giber den allgemeinen
Anspruch auf medizinische Versorgung in den 27 EU-
Mitgliedstaaten sowie die Anspriche bestimmter
Gruppen. Dem schlie3t sich eine Beschreibung der
wichtigsten Hindernisse bei der Umsetzung des Rechts
auf medizinische Versorgung in der Praxis an.

6.1. Das Recht auf medizinische
Versorgung in den
27 EU-Mitgliedstaaten

Gesundheitssysteme kdnnen durch Versicherungs-
beitrdge, Steuern oder einer Kombination aus beidem
finanziert werden. Je nach Art des Gesundheitssys-
tems unterscheiden sich die Anforderungen fir den
Zugang zu offentlichen Gesundheitsdiensten (z. B.
Staatsangehorigkeit, Wohnsitz, Mitgliedschaft bei
einer Versicherung) sowie die Bandbreite der fir die
Begunstigten verfiigbaren Gesundheitsleistungenss' In
allen Systemen ist der Zugang zu medizinischer Ver-
sorgung, abgesehen von einer Notfallversorgung, in
der Regel an einen dokumentierten Status geknipft
(z. B. rechtlicher Aufenthaltsstatus, Versicherungssta-
tus, offizielle Beschéaftigung, Registrierung in einem
lokalen Melderegister), wodurch manche Gruppen
von Migranten in einer irrequldren Situation mogli-

346 PICUM (2007), Access to healthcare for undocumented migrants
in Europe, Brissel; PICUM (2008), Undocumented children in Eu-
rope: Invisible Victims of Immigration Restriction, Brissel; PICUM
(2009), Undocumented and seriously ill: residence permits for
medical reasons in Europe, Briissel.

347 Médecins du Monde, European Observatory on Access to
Healthcare (2009), Der Zugang zur medizinischen Versorgung von
Menschen ohne Aufenthaltstitel in 11 européischen Landern, Paris.

348 HUMA (2009), Access to Health Care for Undocumented Migrants
and Asylum Seekers in 10 EU Countries: Law and Practice, Paris.

349 Zugang zu medizinischer Versorgung in NowHereLand, verfigbar
unter: www.nowhereland.info.

350 JRS (2010), Living in Limbo: forced migrant destitution in Europe,
Brissel.

351 Mossialos, E., Allin, S. und Figueras, ). (Hrsg.), European Observa-
tory on Health Systems and Policies (2006), Health Systems in
Transition Template, Cornwall, WHO, abrufbar unter: www.euro.
who.int/__data/assets/pdf_file/0019/108820/E88699.pdf.
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cherweise vom Zugang zu einer medizinischen Ver-
sorgung, die Gber lebensrettende MaRnahmen hinaus
geht, ausgeschlossen werden 352

Einige Lander haben jedoch ausdrickliche Rechtsvor-
schriften zum Zugang zu medizinischer Versorgung fiir
Migranten in einer irreguldren Situation erlassen.3s3
Allerdings héngt der Umfang des offiziellen Zugangs
zu medizinischer Versorgung von Migranten in einer
irreguldren Situation nicht unbedingt davon ab, ob
diesbezlglich explizite Rechtsvorschriften bestehen.
Diese kdnnen jedoch zu Rechtsklarheit beitragen.

Fir einen Vergleich des Zugangs zu medizinischer Ver-
sorgung von Migranten in einer irreguldren Situation
hat die FRA die EU-Mitgliedstaaten in drei Gruppen
eingeteilt, abhdngig davon, ob Migranten Anspruch
auf Notfallversorgung, Primarversorgung oder Sekun-
darversorgung (bzw. dariber hinaus) haben. Die Not-
fallversorgung umfasst lebensrettende Malinahmen
sowie Behandlungen zur Verhinderung schwerwie-
gender gesundheitlicher Schaden. Eine medizinische
Primarversorgung umfasst die Grundversorgung von
relativ haufig vorkommenden, weniger schwerwie-
genden Erkrankungen, die ambulant oder auf lokaler
Ebene erbracht werden (z. B. durch Allgemeinmedizi-
ner). Eine medizinische Sekundarversorgung umfasst
eine Behandlung durch Facharzte sowie manche For-
men einer stationdren Behandlung.3s4

Abbildung 6 bietet einen groben Uberblick, der aus-
schlieB3lich Vorschriften zu allgemeinen Anspriichen
beriicksichtigt. Umfassendere Anspriiche auf medi-
zinische Versorgung von bestimmten Personengrup-
pen (z. B. Kinder) oder bei bestimmten tGbertragbaren
Krankheiten (z. B. Tuberkulose) wurden ebenso wenig

352 Karl-Trummer, U., Novak-Zezula, S. und Metzler, B. (2010), ,,Access
to healthcare for undocumented migrants in the EU: A first
landscape of NowHereLand”, Eurohealth, Vol. 16, Nr. 1, S. 13.

353 Siehe z. B. Deutschland, Asylbewerberleistungsgesetz, BGBI. |
S. 2022 (1997), § 1; Griechenland, Gesetz zu Einreise, Aufenthalt
und sozialer Integration von Drittstaatsangehorigen im Gebiet der
Hellenischen Republik, Nr. 3386/2005 (2005), Artikel 84 (1); Irland,
Gesetzesentwurf Uber Einwanderung, Aufenthalt und Schutz,
Gesetz Nr. 2 (Immigration, Residence and Protection Bill, Bill
Number 2 of 2008) (2008); Italien, Gesetzesverordnung 1998/286
(Decreto Legislativo 25 luglio 1998, n. 286), in der geltenden
Fassung, Artikel 35 (3); in Schweden bestehen spezielle
Vorschriften fur Kinder, deren Asylantrag abgelehnt wurde, und fur
abgelehnte Asylbewerber, die in der Zustandigkeit der Behérden
verbleiben, siehe Gesetz zur Gesundheit und medizinischen
Versorgung von Asylbewerbern und anderen, Gesetz 2008:334,
Artikel 4; Frankreich, Loi n® 98-657 (1998), (Gesetz gegen soziale
Ausgrenzung); Spanien, Ley Organica 4/2000 sobre derechos y
libertades de los extranjeros en Espafia y su integracion social
(2000); Belgien, Loi organique des CPAS (1976).

354 WHO (2009), Health Promotion Glossary, Genf, WHO, abrufbar
unter: www.who.int/hpr/NPH/docs/hp_glossary_en.pdf; sowie
CESCR (2000), General Comment No. 14: The right to the Highest
Attainable Standard of Health (Artikel 12), 11. August 2000,
FuBnote 9. Bei anderen Projekten werden andere
Kategorisierungen anhand einer etwas anderen Grundlage
herangezogen, siehe z. B. HUMA-Netzwerk (2009) oder das
Projekt NowHereLand unter: www.nowhereland.info.
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einbezogen wie Programme von lokalen Behorden
oder NRO, die fir Gruppen mit spezifischen Bedurf-
nissen (z. B. Obdachlose oder Migranten) eingerichtet
wurden und direkt oder indirekt auch auf Migranten in
einer irreqularen Situation ausgerichtet sein kénnen 35

Notfallversorgung

In 19 der 27 EU-Mitgliedstaaten haben Migranten in
einer irreguléren Situation lediglich Anspruch auf eine
Notfallversorgung, auch wenn weitere 6ffentliche
Gesundheitsleistungen gegen vollstdndige Bezahlung
zugdnglich sein kénnen 3s¢

Die Situation in Deutschland ist einzigartig. In Deutsch-
land wird Migranten in einer irreqularen Situation per
Gesetz der gleiche Zugang zu medizinischer Versor-
gung gewadhrt wie Asylbewerbern. Grundsatzlich
gehen diese Gesundheitsleistungen tber eine Not-

355 Weitere Informationen siehe FRA (2011), Migranten in einer
irreguldren Situation: Zugang zu medizinischer Versorgung

in 10 Mitgliedstaaten der Europdischen Union, Luxemburg,

Amt fur Veroffentlichungen.

Bulgarien, Danemark, Estland, Finnland, Griechenland, Irland,
Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Osterreich, Polen, Rumé-
nien, Schweden, die Slowakei, Slowenien, die Tschechische
Republik, Ungarn und Zypern. Diese Aufstellung beruht auf den
Landerberichten fur das Projekt Health Care in NowHerelLand,
abrufbar unter: www.nowhereland.info/?i_ca_id=369. Der
Anspruch auf Notfallversorgung ist wie folgt geregelt: Bulgarien,
Gesetz zum Gesundheitswesen von 2004, Artikel 99 (1) und
Artikel 100 (1); Danemark, Gesundheitsversorgungsgesetz, Arti-
kel 80; Estland, Gesetz zur Organisation des Gesundheitswesens,
Artikel 6 (2); Finnland, Sozialversicherungsanstalt von Finnland
(Kela), Verweis auf die nationalen Rechtsvorschriften, www.
kela.fi/in/internet/english.nsf/NET/090508160025HS?OpenDoc
ument; Griechenland, Gesetz zur Einreise, zum Aufenthalt und
sozialen Eingliederung von Drittstaatsangehérigen im Gebiet der
Hellenischen Republik, Nr. 3386/2005, 23. August 2005, Artikel 84
(1); Irland, 1991 Health (Amendment) Act, Abschnitt 45 (1) und
Abschnitt 47 Buchstabe A (dringend erforderliche Behandlun-
gen); Lettland, Gesetz zur medizinischen Versorgung, Artikel 16;
Litauen, Gesetz Uber die Krankenversicherung (in der 2009 gedn-
derten Fassung), Artikel 8; Osterreich, Bundeskrankenanstalten-
gesetz, Artikel 22 (4); Polen, Gesetz Uber die aus 6ffentlichen
Mitteln finanzierten Gesundheitsleistungen, 27. September 2004,
Ustawa z 27 sierpnia 2004 r. o Swiadczeniach opieki zdrowot-
nej finansowanych ze srodkéw publicznych, Dz. U. 2004, poz.
2135; Rumanien, Gesetz Gber die Gesundheitsreform, 95/2006,
Artikel 211; Schweden, Gesetz zur Gesundheit und medizinischen
Versorgung von Asylbewerbern und anderen (Lag om hélso- och
sjukvard 3t asylsékande m.fl.) 2008:344, Artikel 4; Slowakei,
Gesetz Nr. 576/2004 Uber das Gesundheitswesen und mit der
Gesundheitsversorgung zusammenhdngende Dienstleistungen,
Abschnitt 11, sowie Gesetz Nr. 580/2004 Uber die Krankenver-
sicherung; Slowenien, Gesetz Uber das Gesundheitswesen und
die Krankenversicherung, Artikel 7; die Tschechische Republik,
Gesetz Nr. 20/1966, Gesetzessammlung zur 6ffentlichen Ge-
sundheitsversorgung, Artikel 30 und Artikel 55 (2) Buchstabe ¢;
Ungarn, Gesetz zum Gesundheitswesen, Gesetz CLIV von 1997,
Artikel 94 (1) und Artikel 142 (2) sowie Verordnung 52/2006; Zy-
pern, Verwaltungsrundschreiben; siehe HUMA-Netzwerk (2011),
Access to healthcare and living conditions of asylum seekers and
undocumented migrants in Cyprus, Malta, Poland and Romania,
Paris, Médecins du Monde, S. 18 und 60. Fir Luxemburg und
Malta siehe den folgenden Bericht, der im Rahmen des Projekts
Nowhereland erstellt wurde: Cuadra, C. B. (2010), Policies on
Health Care for Undocumented Migrants in EU27, Country Report
for Luxembourg, April 2010, S. 9 und Country Report for Malta,
April 2010, S. 10.

[e)}

35

Medizinische Versorgung

fallversorgung hinaus;3s7 in der Praxis ist die Versor-
gung jedoch auf Notfélle beschrankt, da Verfahren
zur Erstattung der Kosten fir eine Notfallversorgung
vertraulich geregelt werden, fir eine weiterfiihrende
Versorgung hingegen nicht. Fiir die Erstattung von
Ausgaben fir die Notfallversorgung beantragt der
Gesundheitsdienstleister die Behandlung nachtraglich
beim Sozialamt, ein Verfahren, bei dem die arztliche
Schweigepflicht gegeniiber dem Sozialamt gilt.3s8 Bei
einer Gber eine Notfallversorgung hinausgehenden
medizinischen Versorgung missen die Migranten in
einer irrequldren Situation selbst die Erstattung beim
Sozialamt beantragen, dessen Mitarbeiter verpflichtet
sind, diese Personen der Polizei zu melden. Aufgrund
dieses Risikos wird der Zugang zu einer iber die Not-
fallversorgung hinausgehenden medizinischen Versor-
gung bedeutungslos.

In elf der 19 EU-Mitgliedstaaten haben Migranten in
einer irrequléren Situation Anspruch auf eine Not-
fallversorgung, missen aber die entsprechenden
Kosten tragen. Dies bedeutet, dass ihnen nicht nur
die Gebihren berechnet werden, sondern auch, dass
die Gesundheitsdienstleister mdglicherweise vor der
Behandlung eine Bestdtigung Uber die Zahlungs-
fahigkeit verlangen. Dies ist in Bulgarien, Ddnemark,
Finnland, Griechenland, Irland, Lettland, Osterreich,
Polen, Schweden, der Tschechischen Republik und
Ungarn der Fall35° Zur Veranschaulichung wird darauf
hingewiesen, dass in Griechenland Migranten in einer
irreqularen Situation zwar gesetzlich Anspruch auf eine
Notfallversorgung haben, bis sich ihr Gesundheitszu-
stand stabilisiert, sie aber gleichzeitig die vollstandi-
gen Kosten ihrer Behandlung tragen missen .3 Auch
in Irland wird der Zugang zu Notfallversorgung zwar

357 Deutschland, Asylbewerberleistungsgesetz, BGBI. | S. 2022,
5. August 1997, § 1.

358 Siehe deutsches Aufenthaltsgesetz, BGBI. 1S. 162,

30. Juli 2004, § 88 (2), und Allgemeine Verwaltungsvorschrift
zum Aufenthaltsgesetz (VwV - AufenthG), GMBI. | S. 878,
26. Oktober 2009, § 87 (1) Ziffer 5 sowie § 88 (2) Ziffer 3.

359 In Bulgarien missen auslandische Staatsburger, die nicht
Mitglied bei einer Versicherung sind, die Kosten fir eine
Notfallversorgung selbst tragen (siehe European Observatory
on Health Systems and Politics (2007), ,Health Systems in
Transition, Bulgaria”, Health System in Transition. Vol. 9,

Nr. 1, abrufbar unter: www.euro.who.int/__data/assets/
pdf_file/0006/80592/E90023.pdf, S. 109; fir Griechenland,
Gesetz zur Einreise, zum Aufenthalt und sozialen Eingliederung
von Drittstaatsangehdrigen im Gebiet der Hellenischen
Republik, Nr. 3386/2005 (2005), Artikel 84 (1); fur Ungarn,

siehe Erlass 87/2004 (X.4.) ESZCSM zu den Regelungen fir

die medizinische Versorgung von sich in Ungarn aufhaltenden
Personen, in dem die Personengruppen aufgefihrt sind, die
Anspruch auf die gesetzliche Versicherung haben. Dieser ist die
Voraussetzung, um eine unentgeltliche medizinische Versorgung
zu erhalten. Fur Irland, Immigration, Residence and Protection
Bill, Bill Number 2 of 2008 (2008); und fur Polen, Gesetz tiber
die aus offentlichen Mitteln finanzierte Gesundheitsversorgung
(2004); fiir Danemark, Finnland, Lettland, Osterreich, Schweden
und die Tschechische Republik siehe: NowHerelLand (2008),
Country Reports, abrufbar unter: www.nowhereland.info/?i_ca_
id=369.

360 Fragebogen fir nationale Behdrden, Antwort aus
Griechenland, GR 3-7.
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Abbildung 6: Allgemeiner Anspruch auf medizinische Versorgung fiir Migranten in einer irreguléren Situation, EU-27

Notfallversorgung

Uber eine Notfallversorgung
hinausgehender Zugang,
aber Meldepflicht

Notfallversorgung und
Primdrversorgung

Notfallversorgung und
Sekundarversorgung

Notfall-, Primar- und
Sekundarversorgung

Quelle: FRA, 2011, auf Grundlage der nationalen Rechtsvorschriften

nicht unentgeltlich gewahrt, die H6he der Zahlung liegt
jedoch im Ermessen des Gesundheitsdienstleisters.3®
Wenn in Ungarn ein Patient die Kosten fir eine Notfall-
versorgung nicht aufbringen kann, wird die Zahlung als
nicht erstattungsfahig eingestuft und dem Leistungs-
erbringer kann eine Erstattung der Kosten durch den
Staat erhalten 3¢

Andere unter den 19 zuvor genannten Mitgliedstaaten,
die ausschliel3lich Notfallversorgung bereitstellen, 16sen
das Kostenproblem proaktiver. In Estland, Rumanien,
der Slowakei und Zypern erhalten nach den gesetzli-
chen Bestimmungen alle Patienten eine kostenlose

361 Cuadrg, C. B. (2010), Policies on Health Care for Undocumented
Migrants in EU 27: Country Report Ireland, April 2010, S. 11,
abrufbar unter: http://files.nowhereland.info/661.pdf.

362 Die Informationen wurden der FRA im Juni 2011 von der Abteilung
fur 6ffentliche Gesundheit des ungarischen Ministeriums fir
nationale Ressourcen Ubermittelt.

Notfallversorgung.3¢ In Litauen sind Personen, die nicht
Uber die gesetzliche Krankenversicherung versichert
sind, von der Zahlung der Kosten fir eine Notfallver-
sorgung befreit3% In Luxemburg sind Migranten in einer
irreguldren Situation zwar nicht von den Kosten einer
medizinischen Versorgung befreit, sie konnen jedoch
nachtraglich eine Kostenerstattung von einem Fonds
fur die Behandlungskosten nicht versicherter Patien-
ten beantragen, den explizit auch Migranten in einer
irregularen Situation in Anspruch nehmen kénnen 3¢ In
Malta werden praktisch alle Personen, die illegal ein-

363 Fur Rumanien und Zypern siehe HUMA-Netzwerk (2011), Access
to healthcare and living conditions of asylum seekers and
undocumented migrants in Cyprus, Malta, Poland and Romania,
Paris, Médecins du Monde; fur Estland, die Slowakei und Ungarn
siehe NowHereLand (2008), Country Reports.

364 Litauen, Gesetz Gber die Krankenversicherung (in der 2009
gednderten Fassung), Artikel 8.

365 Nationale Ethikkommission (Commission Nationale d’Fthique)
(2007), Les limites de I'access aux soins au Grand-Duché de
Luxembourg, S. 61, abrufbar unter: www.cne.public.lu/
publications/avis/Avis_20.pdf.


http://www.cne.public.lu/publications/avis/Avis_20.pdf

reisen, bei ihrer Ankunft in Gewahrsam genommen.
Aufgrund der kleinen Grof3e der Inseln ist es schwierig,
versteckt zu leben. In Gewahrsam genommene Aus-
lander haben Anspruch auf Gesundheitsleistungen, es
gibt aber keine gesetzliche Regelung zum Recht auf
medizinische Versorgung nach der Haftentlassung. In
der Praxis erhalten Migranten in einer irregularen Situ-
ation eine kostenlose Notfallversorgung im Rahmen des
nationalen Gesundheitssystems, wenn sie ein Ausweis-
dokument vorzeigen, das ihnen bei ihrer Entlassung aus
den Hafteinrichtungen ausgehandigt wird 3¢ In einigen
Landern gelten keine Bedingungen fir den Zugang zu
einer Notfallversorgung, wie in den Niederlanden, aber
auch in Frankreich, wo diese von speziellen Kranken-
hausabteilungen (Permanences d’Accés aux Soins de
Santé) erbracht wird 3¢

In Schweden hat die Beschrdnkung der Gesundheits-
leistungen auf eine Notfallversorgung einige Fragen
aufgeworfen, wodurch sich die Regierung veranlasst
sah, eine Untersuchung dariiber durchzufiihren, wie
die medizinische Versorgung von Asylbewerbern
und Migranten in einer irrequldren Situation wirk-
samer geregelt werden konnte 3¢ Die Untersuchung
beschrédnkte sich auf Vorschlage, die eine irrequlare
Migration nicht fordern wiirden. Die Ergebnisse der
Untersuchung wurden im Mai 2011 vorgestellt: Asyl-
bewerber und Migranten ohne giiltige Aufenthaltspa-
piere sollten, ungeachtet ihres Alters, bezuschusste
Gesundheitsleistungen und medizinische Versorgung
von den Provinziallandtagen, in deren Zustandigkeits-
bereich sie wohnen oder sich aufhalten, erhalten. Die
Versorgung soll im gleichen Umfang und nach den glei-
chen Bedingungen wie fir dauerhaft Aufenthaltsbe-
rechtigte angeboten werden. Die Regierung prift der-
zeit die Empfehlungen des Untersuchungsausschusses.

Primdrversorgung

Das Vereinigte Konigreich hat Bestimmungen erlas-
sen, nach denen Migranten in einer irrequldren Situa-
tion auch Zugang zu einer medizinischen Versorgung
in Situationen haben, in denen das Leben oder die

366 Die Informationen wurden vom Ministerium fur Justiz und Inneres
im Jahr 2010 Ubermittelt; PICUM (2010), Undocumented Migrants”
Health Needs and Strategies to Access Health Care in 17 EU
countries. Country report Malta, abrufbar unter:
www.nowhereland.info/?i_ca_id=389, S. 8.

367 Nach dem Gesetz gegen soziale Ausgrenzung muss jedes Kran-
kenhaus Notfallzentren einrichten, die ohne spezielle Anforde-
rungen zuganglich sind, Loi n° 98-657 (1998).

368 Ein Untersuchungsausschuss wurde damit beauftragt, die Vor-
aussetzungen fir eine maogliche staatliche Manahme zu prifen.
Nach Abschluss seiner Untersuchung erstellte der Ausschuss
einen Bericht, der in der Reihe der offiziellen Berichte der
schwedischen Regierung (Statens Offentliga Utredningar, SOU)
veroffentlicht wurde. Die Ergebnisse dieser Untersuchung sind
unter SOU 2011:48 abrufbar: www.regeringen.se/
content/1/c6/16/98/15/1ce2f996.pdf. Die Website beinhaltet auch
eine umfangreiche Zusammenfassung in englischer Sprache.

Medizinische Versorgung

Gesundheit der betreffenden Person nicht unmittel-
bar gefdhrdet ist. Sie haben Anspruch auf eine Primar-
versorgung im Rahmen des nationalen Gesundheits-
systems 3% Der Zugang zu Gesundheitsleistungen fiir
Migranten in einer irreqularen Situation wird vom Leis-
tungserbringer geregelt: Einzelpersonen haben Zugang
zu Allgemeinarzten oder lokalen Gesundheitszentren,
die Leistungen der Primarversorgung anbieten. Diese
Dienstleistungen werden wie fir die Gibrige Bevolke-
rung unentgeltlich erbracht.

Ein mogliches Hindernis fir die Inanspruchnahme der
Versorgung stellt die Anforderung dar, sich bei einem
Allgemeinarzt registrieren zu lassen. Allgemeindrzte kon-
nen Patienten in einer irreguldren Situation registrieren,
sie sind aber nicht dazu verpflichtet. Erwiesenermal3en
kommt es in der Praxis zuweilen vor, dass Migranten in
einer irreguléren Situation aufgrund ihres Rechtsstatus
von Allgemeindrzten abgewiesen werden 37°

Migranten in einer irreguldren Situation missen die
vollstandigen Kosten fiir eine stationare Behandlung
in Krankenhdusern oder die Versorgung durch Fach-
arzte selbst tragen, sofern die Behandlung nicht in
einer Unfallabteilung oder der Notaufnahme erfolgt
oder es sich um die Behandlung bestimmter bertrag-
barer Krankheiten, eine verpflichtende psychiatrische
Behandlung oder Familienplanungsdienste handelt3

Sekundarversorgung und
dariber hinaus

In sechs Landern (Belgien, Frankreich, Italien, die Nie-
derlande, Portugal und Spanien) umfasst der Anspruch
auf medizinische Versorgung von Migranten ohne giil-
tige Aufenthaltspapiere eine Primar- und Sekundar-
versorgung, die Behandlung durch Facharzte und die
stationdre Behandlung.372 In Italien kdnnen Migranten
in einer irrequldren Situation Zugang zu Sekundar-
versorgung erhalten, sich aber nicht bei einem Haus-

369 Vereinigtes Konigreich, Regulation 4 of the National Health Ser-
vice (Charges to Overseas Visitors), Regulation 1989 (in der 2004
gednderten Fassung).

370 PICUM (2010), Undocumented Migrants’ Health Needs and Stra-
tegies to Access Health Care in 17 EU countries. Country report
United Kingdom, abrufbar unter: www.nowhereland.info/?i_ca_
id=389, S. 7.

371 HUMA (2009), Access to Health Care for Undocumented Migrants
and Asylum Seekers in 10 EU Countries: Law and Practice, Paris,
Médecins du Monde, S. 165-75.

372 Belgien, Loi organique des centres public daide social,

8. Juli 1976, Artikel 57; Frankreich, Loi n°98-657, 29. Juli 1998
(Gesetz gegen soziale Ausgrenzung); Italien, Gesetzesverord-
nung 1998/286 (Decreto Legislativo 25 luglio 1998, n. 286), in
der gednderten Fassung, Artikel 35 (3); Portugal, Despacho n.o
25 360/2001, Punkt 4, abrufbar unter: www.acss.min-saude.pt/
Portals/o/25360_2001.pdf; Spanien, Ley Organica 4/2000 sobre
derechos y libertades de los extranjeros en Espafia y su integra-
cién social.
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arzt registrieren lassen, wodurch der Zugang zu einer
Behandlung durch Facharzte verwehrt wird 373

Der genaue Umfang der fiir Migranten in einer irrequ-
laren Situation verfiigbaren Leistungen unterscheidet
sich zwischen diesen EU-Mitgliedstaaten erheblich.
Die in den nationalen Rechtsvorschriften verwendeten
Begriffe zur Definition des Umfangs des Anspruchs auf
Gesundheitsversorgung - ,dringende”, ,notwendige”
oder ,unbedingt erforderliche” Versorgung - umfassen
in der Regel in allen diesen Landern ein breites Spekt-
rum an praventiver, primarer und sekundarer medizi-
nischer Versorgung.3’4 In Belgien und den Niederlan-
den hingegen muss ein Arzt die ,,Notwendigkeit” einer
Versorgung vor der Behandlung im Einzelfall beurteilen
und bestatigen3’s - ein System, bei dem den Gesund-
heitsdienstleistern ein grolRer Ermessensspielraum
eingerdumt wird.

Ublicherweise miissen bestimmte Bedingungen erfiillt
werden, um eine medizinische Primar- und/oder
Sekundarversorgung in Anspruch nehmen zu kénnen.
Wie im thematischen Bericht Uber die medizinische
Versorgung beschrieben, konnen dazu die Notwen-
digkeit der Vorlage eines Ausweises, der Nachweis
des tatsachlichen Aufenthalts und/oder der Nachweis
unzureichender finanzieller Mittel zahlen 376 Die Erful-
lung dieser Voraussetzungen kann ein erhebliches Hin-
dernis fir den Zugang zu medizinischer Versorgung
fur Migranten in einer irregularen Situation darstellen.

Beispielsweise wird in Portugal Migranten in einer
irreguldren Situation Zugang zum nationalen Gesund-
heitssystem gewahrt, sofern sie sich seit mehr als
90 Tagen in Portugal aufhalten, eine Bestatigung tber
ihren Aufenthalt von der Bezirksverwaltung einholen
und sich vorbergehend als Patient bei einem lokalen
Gesundheitszentrum registrieren lassen.3”7 Personen,
die sich seit weniger als drei Monaten in Portugal auf-

373 HUMA (2009), Access to Health Care for Undocumented Migrants
and Asylum Seekers in 10 EU Countries: Law and Practice, Paris,
Médecins du Monde, S. 18.

374 In Italien werden beispielsweise die Dienstleistungen, die
als ,unbedingt erforderlich” betrachtet werden und fir alle
Staatsbirger sowie Migranten in einer irregularen Situation
bereitgestellt werden missen, in der ,Unbedingt erforderlichen
Versorgung” definiert (Livelli essenziali di assistenza), abrufbar
unter: www.salute.gov.it/programmazioneSanitariakLea/
paginalnternaMenuProgrammazioneSanitariakLea.jsp?menu=lea
&id=1301&lingua=italiano.

375 PICUM (2010), Undocumented Migrants’ Health Needs and Stra-
tegies to Access Health Care in 17 EU countries. Country report
Netherlands, April 2010, abrufbar unter: www.nowhereland.
info/?i_ca_id=389, S. 8. Fur Belgien siehe FRA (2011), Migranten
in einer irreguldren Situation: Zugang zu medizinischer Versor-
gung in 10 Mitgliedstaaten der Europdischen Union, Luxemburg,
Amt fur Veroffentlichungen.

376 Eine Beschreibung der Anforderungen, die in Belgien, Frankreich,
Italien und Spanien erfullt werden missen, findet sich in FRA
(2011), Migranten in einer irreguldren Situation: Zugang zu
medizinischer Versorgung in 10 Mitgliedstaaten der Europdischen
Union, Luxemburg, Amt fur Veroffentlichungen.

377 Portugal, Despach do Ministerio da Saude, Nr. 25 360/2001;
sowie Decreto Lei Nr. 135/99 (1999).
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halten, haben lediglich Zugang zu einer Notfallversor-
gung, Schwangerschaftsvorsorge und Versorgung bei
Gbertragbaren Krankheiten 37 Migranten in einer irre-
guldren Situation missen grundsatzlich die vollstandi-
gen Kosten der Behandlung tragen,3” sie kénnen aber
eine Befreiung von der Zahlung beantragen, sofern sie
nachweisen kénnen, dass sie nicht tber die erforder-
lichen finanziellen Mittel fir die Bezahlung verfiigen.
Der thematische Bericht der FRA zur medizinischen
Versorgung enthélt Informationen iber die Gepflo-
genheiten in den Gbrigen Landern.

Die Regelungen zur Zahlung, die nicht in allen Mit-
gliedstaaten gleich sind, sind von entscheidender
Bedeutung fir die Zuganglichkeit von medizinischen
Leistungen in der Praxis. Die FRA ermittelte in den Nie-
derlanden ein interessantes Verfahren, bei dem der
Leistungserbringer nachweisen muss, dass ein Patient
die Behandlungskosten nicht tragen kann. Gemé(; dem
Gesetz Uber die Erstattung der Kosten fir die medizi-
nische Versorgung von irregularen Ausldndern kénnen
speziell unter Vertrag genommene Leistungserbringer
eine Kostenerstattung bei der nationalen Behérde der
Krankenversicherungen (College voor zorgverzekerin-
gen) beantragen, sofern sie belegen kénnen, dass der
Migrant in einer irreqularen Situation die Behandlungs-
kosten nicht selbst bezahlen kann3® In diesem Fall
Ubermitteln die Leistungserbringer jedoch ablicher-
weise den Migranten die vollstandige Rechnung fiir die
medizinische Versorgung, was bei diesen zu Angsten
fahren kann. Da die Regelung relativ neu ist, ist noch
unklar, wer die verbleibenden 20 % zu zahlen hat - ob
diese vom Leistungserbringer oder vom Migranten zu
tragen sind.

Der Zugang zu medizinischer Versorgung fur Migran-
ten in einer irrequldren Situation kann sich erheblich
zwischen den einzelnen Regionen, Orten und sogar
Einrichtungen unterscheiden und hangt, falls keine
Regelungen bestehen, vom Wohlwollen der betref-
fenden medizinischen Fachkrafte ab. Programme der
Zivilgesellschaft helfen haufig, die Licken zu schlie-
Ben. In Finnland beispielsweise er6ffnete das Helsinki
Diakonisseninstitut vor Kurzem eine Klinik, die eine
Grundversorgung fir Migranten in einer irregularen
Situation bereitstellt und die ohne Angst vor Auswei-
sung besucht werden kann. Die Klinik wird ehrenamt-

378 HUMA (2009), Access to Health Care for Undocumented Migrants
and Asylum Seekers in 10 EU Countries: Law and Practice, Paris,
Médecins du Monde, S. 123-24.

379 Jede Person, die nicht in Portugal steuerpflichtig ist, muss fir die
Leistungen des nationalen Gesundheitssystems zahlen (siehe
Fonseca, M. L., Silva, S., Esteves, A. and McGarrigle, J. (2009),
MIGHEALTHNET, Information Network on Good Practice in Health
Care for Migrants and Minorities in Europe, Portuguese State of
the Art Report, Departamento de Geografia/Centro de Estudos
Geograficos, Universitdt Lissabon, S. 28).

380 Niederlande, Anderung des Krankenversicherungsgesetzes
(Zorgverzekeringswet: Tegemoetkoming in de kosten voor de
zorg voor illegale vreemdelingen) 31249 (2008), Artikel 122.
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lich von etwa 8o Arzten, Krankenpflegekréften, Heb-
ammen sowie Studierenden gefiihrt3®

Aufgrund der bestehenden Hindernisse konnen
Migranten in einer irreguléren Situation haufig das
Recht auf medizinische Versorgung nicht vollsténdig
in Anspruch nehmen oder es wird ihnen sogar das
Mindestrecht einer Notfallversorgung verweigert. In
diesem Zusammenhang nehmen NRO oder niedrig-
schwellige medizinische Dienste (z. B. ambulante Zen-
tren) eine unverzichtbare Rolle bei der Unterrichtung
von Migranten in einer irrequldren Situation Gber ihre
Rechte sowie als Vermittler zwischen Migranten und
Gesundheitsdienstleister ein.

6.2. Anspriiche bestimmter
Gruppen

Medizinische Versorgung von
Personen, deren Abschiebung
ausgesetzt wurde

Wie in Kapitel 3 beschrieben, sind bei den nationalen
Politiken fir nicht abgeschobene Personen erhebliche
Unterschiede festzustellen. Je nach den Umstanden
konnen nicht abgeschobene Personen einen befris-
teten Aufenthaltstitel oder eine Aufenthaltsgeneh-
migung erhalten oder einfach geduldet werden. Eine
umfassende Beschreibung der Anspriiche dieser Per-
sonen auf medizinische Versorgung wiirde den Rah-
men dieses Berichts sprengen.

Die Giber den Fragebogen fir nationale Behérden und
die Erhebung unter der Zivilgesellschaft eingeholten
Informationen weisen darauf hin, dass nicht abgescho-
bene Personen nach der Erteilung einer Aufenthalts-
genehmigung oder eines befristeten Aufenthaltstitels
generell in zahlreichen Landern einen umfassende-
ren Anspruch auf medizinische Versorgung haben.
Beispielsweise haben in der Tschechischen Republik
Inhaber eines Duldungsvisums Anspruch auf eine
medizinische Primdrversorgung.3®2 In Luxemburg und
Osterreich kénnen sich nicht abgeschobene Personen,
die sich aber bei den Einwanderungsbehdérden regist-
rieren lassen und in engem Kontakt mit diesen stehen,
bei der Krankenversicherung registrieren lassen und
haben damit Zugang zu in den Versicherungssystemen

381 Die Informationen wurden der FRA im Mai 2011 von der
finnischen Einwanderungsbehérde Ubermittelt. Beispiele fiir
weitere Initiativen auf lokaler Ebene finden sich in FRA (2011),
Migranten in einer irreguléren Situation: Zugang zu medizinischer
Versorgung in 10 Mitgliedstaaten der Européischen Union,
Luxemburg, Amt fur Veroffentlichungen.

382 Tschechische Republik, Gesetz Nr. 325/1999 Slg. zu Asyl,

Artikel 88.

Medizinische Versorgung

vorgesehenen Gesundheitsleistungen.® In Schwe-
den sind abgelehnte erwachsene Asylbewerber vom
Gesundheitssystem ausgeschlossen, sofern sie nicht
mit den Behdrden in Kontakt bleiben 384

In anderen Landern hingegen konnten, abgesehen
von der allgemeinen Pflicht zu einer Notfallversor-
gung oder Bestimmungen zu inhaftierten Personen,
keine speziellen Regelungen fir nicht abgeschobene
Personen ermittelt werden (z. B. Bulgarien, Griechen-
land, Lettland, Polen und die Slowakei). In Slowenien
wird ausschlieBlich eine Notfallversorgung gewahrt 385

In manchen Landern (z. B. Dénemark, Litauen oder
Ungarn) haben nicht abgeschobene Personen Anspruch
auf eine Uber eine Notfallversorgung hinausgehende
Versorgung, wenn sie in Auslander- oder Asylzentren
untergebracht sind.3%¢ Im Vereinigten Konigreich ist
eine Anderung geplant, nach der abgelehnte Asylbe-
werber von den Gebuhren befreit werden, wenn sie
von der UK Border Agency gemaR den Abschnitten 4
oder 95 des 1999 Immigration Act (Einwanderungsge-
setz von 1999) unterstitzt werden 3

Medizinische Versorgung
von Kindern

In den Menschenrechtsinstrumenten wird anerkannt,
dass Kinder besonderen Schutzes bedirfen . Auf
Grundlage der Artikel 23, 24 und 39 des Ubereinkom-
mens (ber die Rechte des Kindes kam der Ausschuss
fur die Rechte des Kindes zu folgendem Schluss: Die
Staaten sind verpflichtet zu gewahrleisten, dass unbe-

383 Fir Luxemburg siehe Collectif Réfugiés (2008), Guide a I'acces
aux soins médicaux; die Rechtsgrundlage in Osterreich ist in der
Grundversorgungsvereinbarung definiert, BGBI. | Nr. 80/2004
(2004).

384 Schweden, Gesetz 2008:344 Uber die medizinische Versorgung
von Asylbewerbern und anderen (Lagen om Halso- och sjukvard
at asylsékande m.fl.), Artikel 4, letzter Absatz.

385 Slowenien, Asylgesetz, Amtsblatt der Republik Slowenien,

Nr. 61/99; Auslandergesetz, Amtsblatt der Republik Slowenien,
Nr. 14/99.

386 Danemark, Auslandergesetz (Konsolidierung), Nr. 785
(2009), Artikel 14 (1) Buchstabe b (eine Grundversorgung
wird angeboten, sofern der Migrant bei einem Asylzentrum
oder der danischen Einwanderungsbehdérde registriert
ist); Litauen, Anordnung des Innenministers Nr. IV-340,

4. Oktober 2007, ,,Zur Genehmigung der Bedingungen und
Anordnung einer befristeten Unterbringung von Auslandern
im Registrierungszentrum fur Auslander” unter 17; Ungarn,
Regierungserlass 114/2007 (V. 24.) iber die Durchfiihrung des
Gesetzes Il von 2007 Uber die Zulassung und den Aufenthalt
von Drittstaatsangehorigen, Artikel 139 (Grundversorgung

bei einer Unterbringung in Auslanderzentren); siehe auch
Osterreich, Grundversorgungsvereinbarung, BGBI. | Nr. 80/2004
(2004), Artikel 2 (6) (Krankenversicherungsschutz bei einer
Registrierung bei einem Asylzentrum oder Kontakt mit der
Einwanderungsbehorde).

387 Die Informationen wurden der FRA im Mai 2011 von der
UK Border Agency ubermittelt.

388 Allgemeine Erklarung der Menschenrechte, Artikel 25; Uberein-
kommen Gber die Rechte des Kindes, Artikel 23, 24 und 39.
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gleitete und von ihren Familien getrennte Kinder den
gleichen Zugang zu medizinischer Versorgung haben
wie Kinder, die [...] Staatsangehorige [...] sind 3%

Trotz ihrer besonderen Schutzbedirftigkeit haben min-
derjdhrige Migranten in einer irregularen Situation bis
Zu einem bestimmten Alter nur in vier Ldndern, nam-
lich in Griechenland, Portugal, Rumanien und Spanien,
Anspruch auf den gleichen Zugang zu einer medizini-
schen Versorgung wie Staatsangehdrige. In Griechen-
land haben alle Kinder bis zum Alter von 14 Jahren das
Recht auf eine kostenlose medizinische Versorgung.
Diese wird ungeachtet ihrer Dringlichkeit und der
RechtmaBigkeit des Aufenthalts gewdhrt3% Die medi-
zinische Versorgung wird in speziellen Kinderkliniken
erbracht. In Rumanien ist die medizinische Versorgung
fur alle Kinder bis zum Alter von 18 Jahren unentgelt-
lich, ungeachtet ihrer Staatsangehdrigkeit und des
Versicherungsstatus ihrer Eltern9" In Portugal fihrte
der Hohe Kommissar fur Einwanderung und interkul-
turellen Dialog im Jahr 2004 ein spezielles Register fiir
auslandische Minderjahrige ein, um den Krankenver-
sicherungsschutz fir alle Kinder sicherzustellen.392 In
Spanien wird allen Kindern im Alter bis zu 18 Jahren
Zugang zu medizinischer Versorgung gewahrt, die an
keine Anforderungen gebunden ist 39

In Deutschland haben Migranten in einer irregularen
Situation Zugang zu einer medizinischen Versorgung
von Kindern. Aufgrund der Pflicht zur Meldung bei
den Einwanderungsbehérden werden diese jedoch
haufig davon abgehalten, medizinische Versorgung in
Anspruch zu nehmen. Dies gilt nicht fir eine Notfallver-
sorgung, bei der kein Risiko einer Meldung besteht 394

In Danemark und den Niederlanden wird allen Kin-
dern kostenloser Zugang zu bestimmten praventiven
Behandlungen, Untersuchungen sowie Zahnvorsorge-
untersuchungen gewahrt3%s In Estland und Polen haben

389 Ausschuss fur die Rechte des Kindes (2005), General Comment
No. 6: Treatment of unaccompanied and separated children
outside their country of origin, 1. September 2009, Absatz 46.

390 Griechenland, Gesetz Nr. 3386/2005 (2005), Artikel 84 (1).

391 Rumanisches Gesetz tiber den Schutz und die Férderung
der Rechte des Kindes, 272/2004, Artikel 43; Rumanien,

Gesetz 95/2006 Uber die Gesundheitsreform, Artikel 213;

sowie Cuadra, C. B. (2010), Policies on Health Care for
Undocumented Migrants in EU27: Country Report Romania,

April 2010, abrufbar unter: http://files.nowhereland.info/670.pdf.

392 Portugal, Despacho do Ministério da Saude, Nr. 25 360/2001;
sowie Decreto Lei Nr. 135/99, 22. April 1999.

393 Spanien, Ley Organica 4/2000 sobre derechos y libertades de los
extranjeros en Espaiia y su integracion social (2000).

394 Deutschland, Asylbewerberleistungsgesetz, BGBI. | S. 2022
(1997); Aufenthaltsgesetz, BGBI. | S. 162 (2004), § 87 (2),

§ 88 (2), und Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Aufent-
haltsgesetz (VwV - AufenthG), GMBI. | S. 878 (2009), § 87 (1)
Ziffer 5 sowie § 88 (2) Ziffer 3.

395 Cuadrg, C. B. (2010), Policies on Health Care for Undocumented
Migrants in EU27: Country Report Denmark, April 2010, abrufbar
unter: http://files.nowhereland.info/654.pdf; Niederlande,
Zorgverzekeringswet: Tegemoetkoming in de kosten voor
de zorg voor illegale vreemdelingen/31249 (Anderung des
Krankenversicherungsgesetzes) (2008).
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alle Kinder, die eine Schule besuchen, ungeachtet ihres
Status Zugang zu einer medizinischen Versorgung. In
Estland erhalten Kinder im Alter bis zu 19 Jahren, die
eine Schule besuchen, und Studierende im Alter bis
ZU 24 Jahren die gleiche Behandlung wie versicherte
Personen, ungeachtet ihres aufenthaltsrechtlichen Sta-
tus.39¢ In Polen ist die Situation dhnlich 397

Sieben Lander (Belgien,3?® Frankreich,39° Italien,4°°
Litauen,4°* Luxemburg,4°* das Vereinigte Konigreich4°3
und Zypern4°4) bieten eine unentgeltliche medizinische
Versorgung oder eine spezielle Krankenversicherung
fur unbegleitete Minderjahrige, auch wenn maglicher-
weise bestimmte Bedingungen erfillt werden ms-
sen. In Frankreich fallen beispielsweise unbegleitete
Minderjahrige in einer irrequldren Situation unter den
Schutz der allgemeinen Krankenversicherung gemanR
dem Gesetz iber die allgemeine Krankenversicherung
(Couverture maladie universelle, CMU), wéhrend Kin-
der in einer irreguldren Situation, die von ihrer Familie
begleitet werden, die Voraussetzungen fir das staat-
liche System fir medizinische Behilfe (Aide médicale
d’Etat, AME) erfiillen miissen, das auf Personen mit
geringem Einkommen und Migranten in einer irregu-
|aren Situation ausgerichtet ist.4°s In Belgien sind die
meisten unbegleiteten Minderjahrigen in Aufnahme-

396 Estland, Krankenversicherungsgesetz, Artikel 5 (4) Buchstabe s.

397 Siehe FRA (2011), Migranten in einer irrequléren Situation:
Zugang zu medizinischer Versorgung in 10 Mitgliedstaaten der
Europdischen Union, Luxemburg, Amt fur Veréffentlichungen.

398 Ibid.

399 Frankreich, Sozial- und Familiengesetz (Code de I'action sociale
et des familles), Artikel L111-2.

400 Im Rahmen des nationalen Gesundheitssystems wird

eine kostenlose medizinische Versorgung angeboten.

Siehe FRA (2011), Migranten in einer irreguléren Situation:

Zugang zu medizinischer Versorgung in 10 Mitgliedstaaten der

Europdischen Union, Luxemburg, Amt fur Verdffentlichungen.

Cuadra, C. B. (2010), Policies on Health Care for Undocumented

Migrants in EU27: Country Report Lithuania, April 2010, abrufbar

unter: http://files.nowhereland.info/664.pdf.

In Luxemburg befinden sich offenbar alle unbegleiteten Min-

derjshrigen in einem Asylverfahren, wodurch ihnen Zugang zu

medizinischer Versorgung als Asylbewerber gemaf3 Artikel 32

des Gesetzes uber die Sozialversicherung (Code des assurances

sociales) gewdhrt wird. Der FRA ist kein Fall eines unbegleiteten

Minderjdhrigen auBerhalb eines Asylverfahrens bekannt. Die

nationale Ethikkommission kam jedoch zu dem Schluss, dass

theoretisch der vorstehend genannte Artikel 32 gleichermaf3en
fur Kinder ohne eine Aufenthaltsgenehmigung oder -erlaubnis
anzuwenden ist; siehe Nationale Ethikkommission (Commission

Nationale d’Ethique) (2007), Les limites de I'access aux soins

au Grand-Duché de Luxembourg. Avis 20, S. 60, abrufbar unter:

www.cne.public.lu/publications/avis/Avis_20.pdf.

403 Dies gilt fur von ihren Familien getrennte Kinder, die von der
lokalen Behdorde betreut werden. Sie werden als Personen mit
gewohnlichem Aufenthaltsort betrachtet und haben Anspruch
auf eine kostenlose nationale Krankenversicherung aufgrund
des gewohnlichen Aufenthaltsortes. Die Informationen wurden
der FRA im Mai 2011 vom Ministerium fir Justiz des Vereinigten
Kénigreichs Gbermittelt.

404 In Zypern sind alle unbegleiteten Minderjahrigen als
Asylbewerber registriert und werden vom Amt fir soziale
Firsorge betreut, das gemaR dem Flichtlingsgesetz aus dem
Jahr 2000 ihren Zugang zu einer kostenlosen medizinischen
Versorgung gewdhrleistet.

405 HUMA (2009), Access to Health Care for Undocumented Migrants
and Asylum Seekers in 10 EU Countries: Law and Practice, Paris,
Médecins du Monde, S. 51.
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oder Sozialzentren untergebracht. In diesen Fallen wer-
den die Kosten einer medizinischen Versorgung von
der Verwaltung der Einrichtung getragen. Sofern sie
auRerhalb eines Zentrums leben, fallen sie unter den
Schutz der Krankenversicherung, wenn sie seit min-
destens drei Monaten eine Schule in Belgien besuchen.
In den Gbrigen Fdllen werden sie wie erwachsene
Migranten in einer irreguldren Situation behandelt.4°¢
Daher haben Kinder mit einem irregularen Status, die
mit ihren Familien leben, in diesen Ldndern erhebli-
che Schwierigkeiten beim Zugang zu einer praventiven
Grundversorgung oder Folgebehandlungen.

Eine weitere Gruppe von Landern (Luxemburg, Oster-
reich, Schweden und die Tschechische Republik)
gewadhrt nur Kindern eine medizinische Versorgung,
deren Abschiebung ausgesetzt oder aufgeschoben
wurde. In Schweden sind Kinder, deren Asylantrage
abgelehnt wurden, die einzige Gruppe von Migranten
in einer irreguldren Situation, der gesetzlich ein Zugang
zu medizinischer Versorgung gewahrt wird. In Luxem-
burg, Osterreich und der Tschechischen Republik wird
auch erwachsenen Migranten, deren Abschiebung auf-
geschoben oder ausgesetzt wurde, Zugang zu medizi-
nischer Versorgung gewahrt - in einigen dieser Lander
erhalten Kinder jedoch méglicherweise eine breitere
Palette an Behandlungen als Erwachsene.47

406 PICUM (2009), Undocumented children in Europe: Invisible
Victims of Immigration Restriction, Brissel, PICUM, abrufbar
unter: http://picum.org/picum.org/uploads/file_/PICUM_
conference_report.pdf, S. 50-51.

407 Tschechische Republik, Gesetz Nr. 326/1999 Slg., zum Aufenthalt
von Auslandern im Hoheitsgebiet der Tschechischen Republik,
Artikel 148; Osterreich, Grundversorgungsvereinbarung
(GVV), Artikel 7, BGBI. I Nr. 80/2004 (2004). Dies kann auch in
Luxemburg der Fall sein (siehe Fulinote 402).

Medizinische Versorgung

In der letzten Gruppe von Landern konnten keine spe-
ziellen Vorschriften zur medizinischen Versorgung von
Kindern in einer irregularen Situation ermittelt werden.
Es wird daher angenommen, dass in Bulgarien, Finn-
land, Irland, Lettland, Malta, der Slowakei, Slowenien
und Ungarn dieselben Regelungen wie fiir Erwachsene
gelten, d. h. dass Kinder lediglich Anspruch auf Notfall-
versorgung haben. In manchen Féllen werden Anstren-
gungen unternommen, um die Situation zu verbessern.
In Zypern (wo unbegleitete Minderjahrige medizini-
sche Versorgung nach dem Flichtlingsgesetz aus dem
Jahr 2000 erhalten) ersuchte beispielsweise der Beauf-
tragte fir Kinderrechte - nach Einholung der Meinung
des Amts des Generalstaatsanwaltes der Republik
- das Gesundheitsministerium, ein Rundschreiben zu
erstellen und darin klarzustellen, dass alle Kinder, auch
diejenigen in einer irreguldren Situation, Anspruch auf
medizinische Versorgung haben. Das Gesundheits-
ministerium hat jedoch keine Anweisungen erlassen
und die Eltern von Kindern, die eine medizinische Ver-
sorgung benotigen, missen abgesehen von Notféllen
weiterhin die Gebihren entrichten.

Die folgende Tabelle bietet eine Ubersicht iber den
Zugang zu medizinischer Versorgung von minderjdh-
rigen Migranten in einer irrequldren Situation in den
27 EU-Mitgliedstaaten.
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Tabelle 8: Anspriiche auf kostenlose medizinische Versorgung fir minderjdhrige Migranten in
einer irreguldren Situation

Vergleichbarer
Zugang wie Fiir einige Kategorien ein Nur
Staatsangehorige iber eine Notfallversorgung  Notfall-
fir unbegleitete hinausgehender Anspruch  versorgung
Minderjahrige

Gleicher  Gleicher Zugang

EU- Zugang wie wie Staatsange-
Mitgliedstaat Staatsange- horige bei eini-
hérige gen Leistungen

Belgien v
Bulgarien v
Danemark v

Minderjahrige mit einer
Duldung*

Deutschland
Estland Kinder, die eine Schule besuchen
Finnland v
Frankreich v

Griechenland v

Irland v
Italien v

Lettland v
Litauen v

Luxemburg v Abgelehnte Asylbewerber

Malta v
Niederlande v

Minderjahrige mit einer

Osterreich offizieller offiziellen Duldung

Kinder, die eine Schule
besuchen

Polen

Portugal v
Rumadnien v
Schweden Abgelehnte Asylbewerber

Slowakei v
Slowenien v
Spanien v

Tschechische Minderjahrige mit einer
Republik offizieller offiziellen Duldung

Ungarn v

Vereinigtes
Konigreich

Zypern v

Anmerkung: *Trotz des rechtlichen Anspruchs auf medizinische Versorgung besteht fur Kinder ohne eine Duldung das Risiko,
an die Einwanderungsbehdérden gemeldet zu werden.
Quelle: FRA, 2011, auf Grundlage von Informationen von PICUM und HUMA4#

408 Die Tabelle wurde auf Grundlage von PICUM (2009), Undocumented Children in Europe: Invisible Victims of Immigration Restrictions, Brissel,
erstellt; PICUM und HUMA (2009), Access to Health Care for Undocumented Migrants and Asylum Seekers in 10 EU Countries: Law and Practice,
Paris, Médecins du Monde, erstellt, sofern im Text dieses Unterabschnittes keine anderen Quellen angegeben sind.



Schwangerschaftsbetreuung
und Geburt

Frauen bendétigen insbesondere in Verbindung mit
Schwangerschaft und Fiirsorge im Bereich der repro-
duktiven Gesundheit spezifische Gesundheitsleistun-
gen. Diese umfassen eine Reihe an Leistungen wéh-
rend der Schwangerschaft sowie Geburtshilfe und
postnatale Betreuung. Die UN-Kinderrechtskonvention
sowie das Ubereinkommen zur Beseitigung jeder Form
von Diskriminierung der Frau (CEDAW) erkennen diese
spezifischen Bedurfnisse in Form von besonderen
Bestimmungen im Bereich der reproduktiven Gesund-
heit und Betreuung von Schwangeren und Mittern an.
Nach Artikel 24 der UN-Kinderrechtskonvention sind
die Staaten verpflichtet, geeignete MaRnahmen zu
ergreifen, um ,eine angemessene Gesundheitsfir-
sorge fir Mitter vor und nach der Entbindung sicher-
zustellen”. Gemald Artikel 12 Absatz 2 des CEDAW
sorgen die Vertragsstaaten fiir ,angemessene und
erforderlichenfalls unentgeltliche Betreuung der Frau
wahrend der Schwangerschaft sowie wahrend und
nach der Entbindung und fir eine ausreichende Ernéh-
rung wahrend der Schwangerschaft und der Stillzeit.”
Der Schutz fur Migrantinnen in einer irregularen Situ-
ation, die Geburtshilfedienste benétigen, wird jedoch
nicht systematisch garantiert.

Die Art der Versorgung von Frauen unterscheidet sich
in den einzelnen EU-Mitgliedstaaten und hangt von
den allgemeinen Leistungen ab, die Schwangeren
oder Mittern im Rahmen des allgemeinen Gesund-
heitssystems gewahrt werden. In der Regel umfassen
diese Leistungen neben der Geburtshilfe, Beratung vor
und nach der Entbindung, Zugang zu Untersuchungen
(z. B. Ultraschall, Urin- und Blutuntersuchungen) sowie
regelmafige gyndkologische Untersuchungen.

Laut der FRA-Erhebung unter den 6ffentlichen Behor-
den, die im Rahmen der Untersuchung zum Zugang
zu medizinischer Versorgung durchgefihrt wurde, gibt
es lediglich in zehn EU-Mitgliedstaaten eine Politik zur
Versorgung von Schwangeren und Mittern (grundle-
gende Untersuchungen vor und nach der Entbindung,
Schwangerschaftsberatungen) sowie medizinische
Betreuung fir Migrantinnen in einer irrequldren Situ-
ation wahrend einer Entbindung.4°° Der Fragebogen
unterschied jedoch nicht zwischen Geburtshilfe und
Betreuung vor bzw. nach einer Entbindung.

409 Dabei handelt es sich um Belgien, Danemark, Deutschland,
Frankreich, Italien, die Niederlande, Portugal, Schweden, Spanien
und das Vereinigte Koénigreich.

Medizinische Versorgung

Aus den Daten, die die FRA fur den thematischen
Bericht zur medizinischen Versorgung4®® erhobenen
hat, geht hervor, dass in den zehn fir den Bericht
untersuchten Lédndern eine Geburt als Notfall betrach-
tet wird. Medizinisches Personal kann die Behandlung
einer Migrantin in einer irreguldren Situation, die in den
Wehen liegt, daher auch nicht verweigern.

Das Erfordernis, fir die bereitgestellte Versorgung
bezahlen zu missen, stellt ein grof3es Hindernis dar,
da die Kosten fir eine Geburt unerschwinglich wer-
den kénnen. In Schweden beispielsweise kdnnen die
Kosten fir eine Geburt etwa 2 600 Euro betragen.4"

In Schweden erhalten Migrantinnen in einer irrequ-
laren Situation im Allgemeinen eine Rechnung Gber
die Krankenhauskosten, in Irland hdngt dies vom Leis-
tungserbringer ab. In Polen und Ungarn ist die Situation
in Bezug auf die Kosten nach wie vor unklar. In Ungarn
steht die Geburt auf der Liste von 31 Situationen, die
als Notfélle zu behandeln sind.4 Aus den im Rahmen
der Interviews mit Migranten erhobenen Daten l3sst
sich schlielRen, dass von Migrantinnen in einer irregu-
laren Situation erwartet wird, die Kosten der Geburt
zu Ubernehmen. Wenn eine Patientin die Kosten fir
die Behandlung jedoch nicht aufbringen kann, wird
die Zahlung als nicht erstattungsfahig eingestuft und
dem Leistungserbringer werden die Kosten vom Staat
erstattet. Im Vereinigten Konigreich wird die Versor-
gung von Schwangeren oder Mittern zwar nicht ver-
z6gert oder verweigert, aber Migrantinnen in einer
irregularen Situation haben die Kosten fir die Geburt
zu tragen, sofern die Betreuung nicht durch Hebam-
men in einem kommunalen Gesundheitszentrum
erfolgt.#s In Lédndern, in denen die Migrantinnen die
Kosten zu begleichen haben, kénnen Systeme zur Kos-
tenabschreibung bei einer Nichtbezahlung bestehen.

Nur in sehr wenigen Landern wird Migrantinnen in
einer irrequldren Situation vollstandiger Zugang zu
medizinischer Versorgung vor und nach der Entbin-
dung gewadhrt. In Portugal und Spanien erhalten sie
uneingeschrankten und kostenlosen Zugang zu medi-
zinischer Betreuung bei Schwangerschaft und Geburt
unter denselben Bedingungen wie Staatsangehorige.
In Italien wird ihnen bei Einholung einer personlichen
STP-Karte fir auslandische Staatsbirger, die sich vor-
Gbergehend im Land aufhalten (Stranieri Temporane-
amente Presenti, STP), die anonym vergeben wird und

410 FRA (2011), Migranten in einer irreqguléren Situation: Zugang zu
medizinischer Versorgung in 10 Mitgliedstaaten der Europdischen
Union, Luxemburg, Amt fur Veroffentlichungen. In diesem Bericht
wurden Belgien, Deutschland, Frankreich, Griechenland, Irland,
Italien, Polen, Schweden, Spanien und Ungarn bericksichtigt.

411 Interview mit einer 6ffentlichen Behorde.

412 Ungarn, Verordnung 52/2006.

413 HUMA (2009), Access to Health Care for Undocumented Migrants
and Asylum Seekers in 10 EU Countries: Law and Practice, Paris,
Médecins du Monde.
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von medizinischem Fachpersonal oder Verwaltungs-
personal ausgestellt wird, kostenlose medizinische
Versorgung bei Schwangerschaft und Geburt gewahrt.
Die STP-Karte hat eine Giltigkeit von sechs Monaten
und kann verlangert werden. Migranten in einer irre-
guléren Situation, die Inhaber einer solchen Karte mit
personlicher Kennzahl sind, haben auch Zugang zu Vor-
sorgemaflnahmen. In den Niederlanden werden die
Kosten fir Schwangerschaftsbetreuung und Geburt
vollstédndig von der nationalen Gesundheitsbehorde
getragen. In Frankreich kdnnen Migrantinnen in einer
irreguldren Situation sowie Frauen, die nicht beim
allgemeinen Versicherungssystem registriert sind,
Zugang zu Schwangerschaftsuntersuchungen und
Geburtshilfe in den Notaufnahmen der Krankenhdu-
ser erhalten, die allen Personen, ungeachtet ihres auf-
enthaltsrechtlichen Status, der Dauer ihres Aufenthalts
oder ihres Einkommens, offenstehen.4

Vielversprechende Praktik

Orientierungshilfe zu den
Mutterschaftsrechten

Elm Vereinigten Konigreich veroffentlichte die Orga-
nisation Medact im April 2009 ein Informationsblatt
mit Leitlinien zu den Mutterschaftsrechten und Leis-
tungen fir Schwangere und neue Eltern ohne giltige
Aufenthaltspapiere. Dieses enthdlt Informationen

Uber die medizinische Betreuung bei Schwanger-
schaft und Geburt, medizinische Primar- und Sekun-
darversorgung, sowie Informationen zur Kostende-
ckung und Gber Beschéaftigungsfragen.

Das Informationsblatt kann unter folgender Adresse

abgerufen werden: www.medact.org/content/reaching_out/
undocumentedmigrantsinfosheetaprilog.pdf.

In einigen Landern stellt eine Schwangerschaft einen
Grund fur eine befristete Aussetzung einer Abschie-
bung dar (z. B. Deutschland, Griechenland). Diese
hat jedoch nicht automatisch das Recht auf medizini-
sche Versorgung zur Folge. In Griechenland kann z. B.
Schwangeren eine Aussetzung der Abschiebung fiir
einen bestimmten Zeitraum vor und nach der Geburt
gewahrt werden, gleichzeitig wird ihnen aber kein
kostenloser Zugang zur geburtshilflichen Versorgung
wahrend dieses Zeitraums eingerdumt.4’s In Deutsch-
land haben Migranten mit einer Duldung Anspruch
auf medizinische Versorgung wahrend und nach der
Schwangerschaft.4

414 PICUM (2010), Undocumented Migrants’ Health Needs and
Strategies to Access Health Care in 17 EU countries: Country
report France, Juni 2010, abrufbar unter: http://files.nowhereland.
info/708.pdf.

415 Fragenbogen fir nationale Behérden, Antwort aus
Griechenland, GR 3-7.

416 Deutschland, Asylbewerberleistungsgesetz, BGBI. | S. 2022
(1997), § 4.
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6.3.Hindernisse beim
Zugang zu medizinischer
Versorgung

Im Rahmen einer vom European Observatory on
Access to Healthcare durchgefiihrten Studie auf Grund-
lage einer Erhebung unter mehr als tausend Migranten
in einer irrequléren Situation in elf Landern (Belgien,
Deutschland, Frankreich, Griechenland, Italien, die Nie-
derlande, Portugal, Schweden, die Schweiz, Spanien
und das Vereinigte Konigreich) wurde festgestellt, dass
die meisten Migranten in einer irrequldren Situation
nicht in angemessener Weise eine medizinische Ver-
sorgung in Anspruch nehmen kénnen.47 Dabeij stellte
sich heraus, dass 14 % der Migranten in einer irre-
guldren Situation das letzte Mal, als sie medizinische
Versorgung in Anspruch nehmen wollten, abgelehnt
wurden. Die Migranten benétigten medizinische Leis-
tungen bei Herz-Kreislauf-, Verdauungs- oder gyndko-
logischen Beschwerden. Auch wahrend einer Schwan-
gerschaft war eine Ablehnung nicht uniblich.4®

Der thematische Bericht der FRA Migranten in einer
irrequldren Situation: Zugang zu medizinischer Ver-
sorgung in zehn Mitgliedstaaten der Europédischen
Union enthélt einen detaillierten Uberblick tiber die
praktischen Hindernisse beim Zugang zu medizini-
scher Versorgung.+® Auf Grundlage der im Rahmen
dieses Forschungsprojekts der FRA durchgefiihrten
Interviews mit Migranten in einer irregularen Situa-
tion, Gesundheitsdienstleistern, 6ffentlichen Behorden
und der Zivilgesellschaft wurden fiinf wesentliche Hin-
dernisse ermittelt. Einige dieser Hindernisse sind die
gleichen wie fiir andere Personengruppen, die nicht
versichert und/oder mittellos sind, wahrend andere
Hirden auf den irregularen Status zuriickgehen. Diese
Hindernisse tragen zusatzlich dazu bei, dass Migran-
tenin einer irreguldren Situation medizinische Versor-
gung haufig zu spat in Anspruch nehmen und generell
einen schlechteren Gesundheitszustand aufweisen
als andere Bevolkerungsgruppen mit vergleichbaren
demografischen Merkmalen.42

Unklare Regelungen in Bezug auf die Kosteniber-
nahme fir Leistungen fir Migranten in einer irregula-
ren Situation lassen Unsicherheit beim medizinischen
Personal entstehen. Die Kosten fiir einen Krankenhaus-
aufenthalt oder Laborkosten beispielsweise kénnen

417 Médecins du Monde, European Observatory on Access to Health-
care (2009), Access to healthcare for undocumented migrants in
11 European countries, Paris, Médecins du Monde, S. 10-12.

418 Ibid., S. 10, 96-97.

419 FRA (2011), Migranten in einer irrequléren Situation: Zugang zu
medizinischer Versorgung in 10 Mitgliedstaaten der Europdischen
Union, Luxemburg, Amt fir Veréffentlichungen.

420 Médecins du Monde, European Observatory on Access to Health-
care (2009), Access to healthcare for undocumented migrants in
11 European countries, Paris, Médecins du Monde, S. 10-12.
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relativ hoch sein. Wenn der Leistungserbringer Gber
keinen Mechanismus fir die Deckung dieser Kosten
verfiigt (weil der Patient entweder nicht versichert ist
oder diese nicht von der 6ffentlichen Hand getragen
werden), sind die Leistungserbringer moglicherweise
nicht bereit, diejenigen zu behandeln, fir die keine
Haushaltslinien fir die entstehenden Kosten bestehen.

Haufig verfiigen weder das medizinische Personal
noch die Migranten selbst Gber Informationen zum
Anspruch auf medizinische Versorgung von Migran-
tenin einer irreguldren Situation. Die Unkenntnis Gber
die Anspriiche ist teilweise auf komplexe Rechtsvor-
schriften und Zugangsverfahren fir Migranten in einer
irreguldren Situation zurlckzufihren.

Der Ermessenspielraum des medizinischen Personals
(Arzte, Krankenpflegekrafte und Empfangspersonal)
ist ein weiterer wichtiger Faktor bei der Entschei-
dung, ob eine Versorgung erbracht wird oder nicht.
Die Gesundheitsdienstleister entscheiden schlieBlich,
was als Notfall behandelt wird und welche Umstande
als ,akut”, ,dringend”, ,notwendig” oder ,unbedingt
erforderlich” nach den nationalen Rechtsvorschriften

eingestuft werden konnen.

Ein weiterer wichtiger Faktor, der Migranten in einer
irreguldren Situation davon abhalt, eine oftmals auch
dringend erforderliche Behandlung in Anspruch zu
nehmen, ist die aktive Pflicht der Gesundheitsdienst-
leister, Migranten in einer irreguldren Situation den
Einwanderungsbehoérden zu melden. In Deutschland
stellte das Innenministerium vor Kurzem klar, dass
die Pflicht des medizinischen Personals zur Wahrung
ihrer Schweigepflicht schwerer wiegt als ihre Pflicht
zur Meldung.4+>* Somit sind medizinisches Personal und
die Buchhaltungsabteilungen der Krankenhduser von
ihrer Meldepflicht beim Zugang zu personenbezoge-
nen Daten im Rahmen der arztlichen Schweigepflicht
befreit. In diesem Zusammenhang wird die &rztli-
che Schweigepflicht auf das Sozialamt erweitert.4>
Migranten in einer irreqularen Situation kénnen daher
samtliche medizinische Versorgung in Anspruch neh-
men, die unmittelbar erforderlich ist. Fir die Sozial-
amter besteht weiterhin eine Meldepflicht, wenn ein
Migrant in einer irregularen Situation einen Antrag
auf Kosteniibernahme einreicht. Dies ist dann der
Fall, wenn es sich nicht um eine Notfallversorgung

421 Die Meldepflicht ist im deutschen Aufenthaltsgesetz festgelegt,
BGBI. 11(2004), § 87; die Erlduterungen sind in der Allgemeinen
Verwaltungsvorschrift zum Aufenthaltsgesetz des Innenministe-
riums vom 26. Oktober 2009 enthalten.

422 Siehe deutsches Aufenthaltsgesetz, BGBI. 11(2004), § 88 (2)
und Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Aufenthaltsgesetz,
§ 87 (1) Ziffer 5 sowie § 88 (2) Ziffer 3.

Medizinische Versorgung

handelt.+> In Irland enthalt Abschnitt 8 des Immigra-
tion Act 2003 (Einwanderungsgesetz von 2003) eine
Pflicht fur 6ffentliche Behorden, Informationen Gber
Personen, die keine Staatsbirger sind, zum Zweck
der Durchfiihrung des Gesetzes ber die Einreise und
Ruckfihrung weiterzuleiten. Im Oktober 2003 wurde
eine Schnittstelle zwischen den Informationssystemen
der Ministerialabteilung fir Soziales und Familie und
den Einwanderungsbehérden eingerichtet.424

Vielversprechende Praktik

Klarheit iber die Anforderungen fiir
die Meldung von Migranten in einem
irreguldren Status

Nach der Kriminalisierung einer unerlaubten Ein-
reise und eines unerlaubten Aufenthalts in Italien

bestand unter den Gesundheitsdienstleistern und
lokalen Behdrden eine gewisse Unsicherheit, ob sie
Migranten in einer irrequldren Situation der Polizei
zu melden haben. Zur Klarung des Sachverhalts gab
das Innenministerium ein Rundschreiben heraus, in
dem das Verbot der Meldung von Migranten in einer
irreguldren Situation bei der Polizei erlautert wurde.

Selbst wenn keine Meldepflicht eingefiihrt wird, kann
ein Datenaustausch zwischen den Leistungserbringern
und den Einwanderungsbehorden stattfinden. Auch
eine dffentliche Diskussion kann Angste ausldsen.
Dies war in Italien der Fall, wo ein Vorschlag zur Ein-
fuhrung einer Meldepflicht fir medizinisches Personal
im Jahr 2009 diskutiert wurde, diese aber schlief3lich
nicht eingefiihrt wurde.*>s Die 6ffentliche Debatte zu
diesem Thema léste Angste unter den Migranten in
einer irreguldren Situation aus und hielt viele davon
ab, eine medizinische Versorgung in Anspruch zu neh-
men.4¢ Obwohl in Zypern keine Pflicht zur Unterrich-
tung der Einwanderungsbehérden besteht, werden

423 Katholisches Forum ,Leben in der lllegalitat” (2010), Erlduterung
zu ausgewahlten Vorschriften aus der Allgemeinen Verwaltungs-
vorschrift zum Aufenthaltsgesetz vom 18.9.2009 (Drucksache
669/09), Berlin, Katholisches Forum, ,Leben in der lllegalitat”.

424 Quinn, E. and Hughes, G. (2005), lllegally Resident Third-
Country Nationals in Ireland: State Approaches Towards Their
Situation, Dublin: ESRI, S. 20, abrufbar unter: www.esri.ie/pdf/
BKMNEXTo73.pdf.

425 Siehe nationale Kampagne ,Meldeverbot” (“Divieto di segnalazi-
one”), abrufbar unter: www.immigrazioneoggi.it/documentazio-
ne/divieto_di_segnalazione-analisi.pdf.

426 Weitere Informationen Uber das Gesetz und seine Auswirkungen
auf Migranten in einer irreguldren Situation sowie den Zugang zu
medizinischer Versorgung in Italien finden sich in PICUM (2010),
Undocumented Migrants’ Health Needs and Strategies to Access
Health Care in 17 EU countries. Country Report Italy, Juni 2010,
abrufbar unter: http://files.nowhereland.info/713.pdf, S. 9; LeVoy,
M. und Geddie, E. (2009) ,Irregular Migration: Challenges, Limits
and Remedies”, Refugee Survey Quarterly, Vol. 28, Nr. 4.
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die Leistungserbringer ermutigt, Migranten in einer
irreguldren Situation der Polizei zu melden.4?

Schlussfolgerungen

Beim Anspruch auf eine medizinische Versorgung von
Migranten in einer irreqularen Situation sind in Europa
groRe Unterschiede festzustellen. Der Anspruch reicht
von einer ausschlieRlichen Notfallversorgung bis zum
Zugang zum Gesundheitssystem im gleichen Umfang
wie fur Staatsangehérige. Auch das Recht auf Schwan-
gerschaftsbetreuung und medizinische Versorgung
von Kindern ist sehr unterschiedlich geregelt. Dariiber
hinaus bestehen selbst bei einem Anspruch praktische
Hindernisse, die den Zugang verhindern, wie Melde-
pflichten oder ein Datenaustausch mit den Einwande-
rungsbehorden, die zu beseitigen sind.

427 Siehe HUMA (2009), Access to Health Care for Undocumented
Migrants and Asylum Seekers in 10 EU Countries: Law and Practi-
ce, Paris, Médecins du Monde, S. 55. In diesem Bericht wird ein
Fall erwahnt, in dem die Krankenhausverwaltung die Einwande-
rungsbehorden uber den irreguldren Status einer Frau unter-
richtet hatte, als diese eine medizinische Versorgung aufgrund
von Schwangerschaft in Anspruch nahm (Quelle: Artikel aus der
Cyprus Mail, 22. Mai 2010).
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FRA-Gutachten

Das Grundrecht auf medizinische Versorgung fir
Migranten in einer irreguldren Situation ist in den
EU-Mitgliedstaaten unterschiedlich geschitzt. Die
Angst, aufgrund des tatsachlichen oder angenom-
menen Datenaustausches zwischen Gesundheits-
dienstleistern und Einwanderungsbehdrden ent-
deckt zu werden, hat zur Folge, dass Migranten in
einer irrequldren Situation erst dann medizinische
Versorgung in Anspruch nehmen, wenn ein Notfall
auftritt. Diese Verzogerungen haben negative Folgen
fur die Gesundheit der einzelnen Personen sowie fiir
die Gesellschaft im Allgemeinen.

Migranten in einer irrequldren Situation sollten
zumindest gesetzlichen Anspruch auf eine notwen-
dige medizinische Versorgung haben. Dabei sollte die
Gesundheitsversorgung nicht auf eine Notfallversor-
gung beschrénkt sein, sondern auch andere Formen
grundlegender medizinischer Versorgung einschlie-
Ben, wie etwa die Mdglichkeit, einen Arzt aufzusu-
chen oder bendétigte Medikamente zu erhalten. Fir
Migranten in einer irreguldren Situation sollten bei
der Bezahlung von Gebihren dieselben Regeln und
Ausnahmen gelten wie fiir Staatsangehérige.

EU-Mitgliedstaaten sollten medizinische Versorgung
und Einwanderungspolitik voneinander trennen.
Gesundheitsdienstleister bzw. Behérden im Gesund-
heitswesen sollten nicht verpflichtet sein, Migranten
in einer irreguldren Situation zu melden. Besteht
keine Pflicht zur Meldung, sollte dies klar kommu-
niziert werden.




Bildung

Ubereinkommen iiber die Rechte
des Kindes

Artikel 28 - Recht auf Bildung

1. Die Vertragsstaaten erkennen das Recht

des Kindes auf Bildung an und [...] werden [...]
insbesondere

a) den Besuch der Grundschule fiir alle zur Pflicht
und unentgeltlich machen;

b) die Entwicklung verschiedener Formen der
weiterfihrenden Schulen allgemein bildender
und berufsbildender Art férdern, sie allen
Kindern verfigbar und zugdnglich machen und
geeignete Malinahmen wie die Einfiihrung
der Unentgeltlichkeit und die Bereitstellung
finanzieller Unterstitzung bei Bedurftigkeit
treffen; [...]

Die Gewahrleistung einer allgemeinen Grundschulaus-
bildung ist eines der Millenniums-Entwicklungsziele,
die von den Vereinten Nationen zur Armutsbekdmp-
fung angenommen wurden. Bis 2015 sollen ,Kinder in
der ganzen Welt, Jungen wie Mddchen, eine Primar-
schulbildung vollsténdig abschlief3en kénnen”.428 Fiir
bestimmte Gruppen in der EU ist dieses Ziel nach wie
vor relevant, darunter auch Migranten in einer irregu-
laren Situation. Eine Reihe von Berichten von interna-

428 Siehe: www.un.org/millenniumgoals/education.shtml.

tionalen Organisationen4> und NRO befasst sich mit
dem Zugang zu Bildung von Nichtstaatsangehorigen.4:°

Bildung stellt die grundlegende Einfiihrung von Kin-
dernin die Gesellschaft dar. Wie viele Kinder mit einem
irreguldren Status in der EU leben, die eine Primar- oder
Sekundarschulbildung benétigen, ist nicht bekannt. Im
Jahr 2010 wurden etwa 41 500 Kinder in einer irregu-
laren Situation in den 26 EU-Mitgliedstaaten, fir die
Daten verfligbar sind, festgenommen, darunter mehr
als 16 ooo Kinder unter 14 Jahren.4* Allerdings liegen
keine Informationen zur Dauer des Aufenthalts im
Hoheitsgebiet eines EU-Mitgliedstaats vor.

Das Recht auf Bildung ist in einer Reihe von internatio-
nalen und europdischen Menschenrechtsinstrumenten
verankert. Das Recht auf kostenlose Primarschulbil-
dung gilt fir alle Kinder, ungeachtet ihres aufenthalts-
rechtlichen Status. In der folgenden Tabelle werden
die diesbeziiglich wichtigsten Menschenrechtsbestim-
mungen zusammengefasst.

429 OHCHR (2006), The Rights of Non-citizens, HR/PUB/06/11, New
York und Genf, Vereinte Nationen; Sabates-Wheeler, R. (2009),
Wirtschafts- und Sozialrat der Vereinten Nationen, Bericht des
Hohen Kommissars der Vereinten Nationen fir Menschenrechte
(2010), 1. Juni 2010, E/2010/89; Sabates-Wheeler, R. (2009),The
Impact of Irreqular Status on Human Development Outcomes for
Migrants, Research Paper 2009/26, UNDP; Schapiro, K. A. (2009),
Migration and Educational Outcomes of Children, Research
Paper 2009/57, UNDP; Wickramasekara, P. (2007), Globalization,
International Labour Migration and Rights of Migrants Workers,
Genf, IAO.

430 PICUM (2002), Platform for International Cooperation on Undocu-
mented Migrants, Book of Solidarity, Volume I-lll, Brissel, PICUM;
PICUM (2009), Platform for International Cooperation on Undocu-
mented Migrants, Brissel, PICUM; PICUM (2008), Undocumented
Children in Europe: Invisible Victims of Immigration Restrictions,
Brissel, PICUM.

431 Siehe Eurostat, Statistische Daten zum Vollzug des Einwande-
rungsrechts, abgerufen am 14. September 2011.
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Tabelle 9: Wichtige Menschenrechtsbestimmungen zur Bildung

Anwendbarkeit
auf Migranten

Instrument Wichtigste Bestimmung Ratifizierung in einer
irreguldren
Situation

Allgemeine
EIKI;:'?;chncrleecrhte »Jeder hat das Recht auf Bildung.” entfallt Ja
Artikel 26 (1)
ICERD, Artikel 5 . . Y et 1
Buchstabe e bis v »Recht auf Erziehung und Ausbildung Alle EU-Mitgliedstaaten Ja
ICESCR, Artikel 13
(1) und (2), ~Recht eines jeden auf Bildung” Alle EU-Mitgliedstaaten? Jas
Artikel 14

KRK, Artikel 28
(1), Artikel 29 (1)

»Recht des Kindes auf Bildung”; ,Besuch
der Grundschule fur alle zur Pflicht und Alle EU-Mitgliedstaaten+ Jas
unentgeltlich machen”

,auf der Grundlage der Gleichbehandlung mit

ICRMW, Artikel 30 den Staatsangehdrigen des betreffenden Staates Kein EU-Mitgliedstaat Ja

UNESCO, Uberein-
kommen gegen
Diskriminierung

im Unterricht-

swesen, Artikel 3

das grundlegende Recht auf Zugang zu Bildung”

~keine Diskriminierung beim Zugang
von Schiilern zu Bildungseinrichtungen”;
»auslandischen Staatsangehdrigen, die in

Alle EU-Mitgliedstaaten®
mit Ausnahme von Belgien,

i 7
ihrem Hoheitsgebiet ansdssig sind, denselben Estland,.GrlechenIand, Ja
. . ) Irland, Litauen und
Zugang zum Unterricht zu gewahren wie - .
. . . Osterreich
ihren eigenen Staatsangehorigen
EMRK, Protokoll I, ,Niemandem darf das Recht auf Bildung Alle EU-Mitgliedstaaten Ja

Artikel 2

ESC (revidiert),

Artikel 17 (2)

Anmerkungen:

N

w

o~

wn

verwehrt werden”

Alle EU-Mitgliedstaaten?®
mit Ausnahme Danemark,
Deutschland, Griechenland,
Lettland, Luxemburg, Polen,
Spanien, der Tschechischen
Republik und des
Vereinigten Konigreichs

Nein, laut
Anhang?®

Lunentgeltliche Schulbildung in der Primar-
und Sekundarstufe”

UN, Ausschuss fur die Beseitigung der Rassendiskriminierung (CERD) (2004), General Recommendation

No. 30: Discrimination Against Non-Citizens, 10. Januar 2004, Abschnitt 30, nach dem die Vertragsstaaten
sicherzustellen haben, dass Nichtstaatsbirger und Kinder von Migranten ohne Aufenthaltstitel, die sich in
ihrem Staatsgebiet aufhalten, Zugang zu den éffentlichen Bildungseinrichtungen haben.

Belgien hat folgende Auslegungserkldrung zum ICESCR abgegeben: ,Beziiglich Artikel 2 Absatz 2 legt

die belgische Regierung das Diskriminierungsverbot hinsichtlich der nationalen Herkunft dahin aus, dass
damit nicht zwangslaufig eine Verpflichtung der Staaten verbunden ist, Ausldndern automatisch dieselben
Rechte zu garantieren wie ihren eigenen Staatsangehérigen. Der Begriff ist dahin zu verstehen, dass damit
die Abschaffung jedes willkirlichen Verhaltens, nicht jedoch die Abschaffung von Ungleichbehandlungen
gemeint ist, die auf objektiven und verninftigen Erwdgungen im Einklang mit den in demokratischen
Gesellschaften geltenden Grundsétzen beruhen.”

CESCR (1999), General Comment No. 13: The right to education (Artikel 13), 8. Dezember 1999, Abschnitt 34,
sowie Ausschuss fir die Rechte des Kindes (2005), General Comment No. 6: Treatment of unaccompanied
and separated children outside their country of origin, 1. September 2009, Absdtze 41-43.

Belgien gab folgende Auslegungserkldrung zur UN-Kinderrechskonvention ab: ,Beziglich Artikel 2 Absatz
1legt die belgische Regierung das Diskriminierungsverbot hinsichtlich der nationalen Herkunft dahin aus,
dass damit nicht zwangslaufig eine Verpflichtung der Staaten verbunden ist, Ausléndern automatisch
dieselben Rechte zu garantieren wie ihren eigenen Staatsangehdrigen. Dieses Konzept ist so zu verstehen,
dass jegliches willkirliches Verhalten ausgeschlossen wird, nicht aber eine unterschiedliche Behandlung
aufgrund objektiver und verniinftiger Erwdgungen in Einklang mit den in demokratischen Gesellschaften
geltenden Prinzipien.”

Das Ubereinkommen tiber die Rechte des Kindes ist auf alle Kinder anzuwenden, ohne jede
Diskriminierung unabhéngig von der Rasse, der Hautfarbe, dem Geschlecht, der Sprache, der Religion,

der politischen oder sonstigen Anschauung, der nationalen, ethnischen oder sozialen Herkunft, des
Vermégens, einer Behinderung, der Geburt oder des sonstigen Status des Kindes, seiner Eltern oder seines



Anmerkungen Tabelle 9, Fortsetzung:

Bildung

Vormunds” (Hervorhebung hinzugefigt). Der Ausschuss fir die Rechte des Kindes hat hervorgehoben,
dass die nach der UN-Kinderrechskonvention geschiitzten Rechte, sofern keine explizit anderslautende
Bestimmung angegeben ist, fir alle Kinder, ungeachtet ihres Status gelten. Ausschuss fur die Rechte des
Kindes (2005), General Comment No. 6: Treatment of unaccompanied and separated children outside their

country of origin, 1. September 2009.

o

Bulgarien, Lettland, Spanien, das Vereinigte Kénigreich und Zypern haben das Ubereinkommen

angenommen. Dies hat dieselbe Rechtswirkung wie eine Ratifizierung.

~

,Gleicher Zugang” fur ausldndische Staatsangehérige bedeutet nicht unbedingt Unentgeltlichkeit: Nach

der Diskussion der Arbeitsgruppe ist in dem Ubereinkommen eine vollstindige Gleichbehandlung bei der
Primarschulbildung, nicht aber fir die Sekundarschulbildung vorgesehen; UNESCO (2005), Commentary
on the Convention Against Discrimination in Education, Frankreich, UNESCO, abrufbar unter: http://
unesdoc.unesco.org/images/0014/001412/141286e.pdf; sieche Anmerkung 5 in Tabelle 6, Fulsnote 251 und

Anmerkung 7 in Tabelle 7.

©

In der ESC (revidiert) wird den Vertragsparteien die Méglichkeit zur Auswahl der fir sie bindenden Artikel

eingerdumt. Bulgarien hat Artikel 17 (1) und Zypern hat Artikel 17 (1) und Artikel 17 (2) nicht unterzeichnet.

o

Der Geltungsbereich der ESC ist beschrankt. Er schliefSst ,Auslander nur insoweit ein, als sie

Staatsangehdrige anderer Vertragsparteien sind und ihren rechtméBigen gewdhnlichen Aufenthalt im
Hoheitsgebiet der betreffenden Vertragspartei haben”. In zwei Féllen machte der Europdische Ausschuss
fur soziale Rechte eine Ausnahme in Zusammenhang mit Kindern und einer Frage, die die Vereinbarkeit mit
der UN-Kinderrechskonvention betraf; siehe Anmerkung 5 in Tabelle 6, FuBnote 251 und Anmerkung 7 in

Tabelle 7.
Quelle: FRA, 2011

Im Jahr 2011 unterschied der EGMR in einem Urteil zu
einem langfristig Aufenthaltsberechtigten in Bulgarien,
der seinen Aufenthaltstitel verloren hatte und daher fir
eine Sekundarschulbildung bezahlen musste, zwischen
Primar-, Sekundar- und Hochschulbildung. Er stellte fest,
dass der Ermessensspielraum eines Staates bei der
Erhebung von Gebihren fur den Zugang zu Bildung mit
dem Bildungsniveau grofl3er wird. Auf Hochschulebene,
die fur viele Menschen weiterhin optional sei, schienen
generell hohere Gebihren fur Ausldnder - und Gebiih-
ren im Allgemeinen - iblich zu sein und kénnten unter
den gegebenen Umstanden als vollstandig gerecht-
fertigt betrachtet werden. Fir die Primarschulbildung
gelte das Gegenteil. Bei dieser wiirden grundlegende
Lese-, Schreib- und Rechenfertigkeiten - sowie Integra-
tion in die Gesellschaft und erste Erfahrungen mit dem
gesellschaftlichen Leben - vermittelt und sie sei in den
meisten Landern verpflichtend. Die Sekundarschulbil-
dung liegt nach Auffassung des Gerichtshofes zwischen
diesen beiden Extremen. Er erkennt allerdings an, dass
Personen, die lediglich Gber grundlegende Kenntnisse
und Fertigkeiten verfiigen, groRere Hindernisse bei ihrer
personlichen und beruflichen Entwicklung zu Gberwin-
den haben und moglicherweise unter weitreichenden
Folgen fir ihr soziales und wirtschaftliches Wohlbefin-
den zu leiden haben.#:>

Gemal3 Artikel 165 TFEU tragt die EU zur Entwicklung
einer qualitativ hoch stehenden Bildung dadurch bei,
dass sie die Zusammenarbeit zwischen den Mitglied-
staaten fordert und die Tatigkeit der Mitgliedstaaten
erforderlichenfalls unterstitzt und ergénzt. Die EU hat
besondere Vorschriften zur Bildung von Kindern fir

432 EGMR, Ponomaryov gegen Bulgarien, Nr. 5335/05, 21. Juni 2011,
Verletzung von Artikel 14 der EMRK, in Verbindung mit Artikel 2
des Protokolls Nr. 1 zur EMRK.

Asylbewerber433 und fir nicht abgeschobene minder-
jahrige Migranten in einer irrequldren Situation erlas-
sen. Gemal3 Artikel 14 Absatz 1 der Ruckfihrungsricht-
linie sind die EU-Mitgliedstaaten verpflichtet, Kindern,
deren Abschiebung aufgeschoben wurde, Zugang zum
Grundbildungssystem fir Minderjéhrige je nach Lénge
ihres Aufenthalts zu gewahrleisten.

FRA-PUBLIKATION

Bericht iiber unbegleitete,
asylsuchende Kinder in den
EU-Mitgliedstaaten

Fir unbegleitete Minderjahrige, die einen Asylantrag
gestellt haben, ist die Anmeldung an einer Schule mit
groBen Schwierigkeiten verbunden. Die von der FRA
befragten Erwachsenen, die mit unbegleiteten Min-
derjahrigen arbeiten, erwdhnten beispielsweise, dass
manche Schulen nur zu Beginn des Schuljahres neue
Schiler aufnehmen wiirden. Generell seien Schulen
manchmal nicht bereit, auslandische Kinder aufzuneh-
men, oder verfligen nicht iber den erforderlichen Platz
bzw. fehlen die Mittel, um eine notwendige spezielle
Forderung von unbegleiteten Minderjhrigen anzu-
bieten.4 Minderjdhrige in einer irregularen Situation
haben vermutlich mit vergleichbaren, wenn nicht gré-
Beren Schwierigkeiten als unbegleitete Minderjahrige
bei der Anmeldung an einer Schule zu kampfen.

Dieses Kapitel bietet einen Uberblick iber den Zugang
zu Bildung fiir Minderjahrige in einer irreqularen Situa-
tion in den 27 EU-Mitgliedstaaten. Zundchst werden die

433 Richtlinie 2003/9/EG des Rates vom 27. Januar 2003 zur Festle-
gung von Mindestnormen fir die Aufnahme von Asylbewerbern
in den Mitgliedstaaten, ABI. 2003 L 31/18, Artikel 10.

434 Siehe FRA (2010), Separated, asylum-seeking children
in European Union Member States, Luxemburg, Amt fur
Veroffentlichungen, S. 37.
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nationalen Rechtsvorschriften analysiert und anschlie-
Rend einige der Hindernisse beleuchtet, durch die sich
in der Praxis der Zugang trotz des Rechtsanspruchs
schwierig gestaltet.

7.1. Das Recht auf Bildung im
nationalen Recht

In den vergangenen Jahren zeichnet sich zunehmend
die Tendenz ab, minderjahrigen Migranten in einer
irreguldren Situation das Recht auf Bildung zu gewéh-
ren. Dadurch kam es jedoch vermehrt zu Unsicherhei-
ten bei den zustandigen Behérden, Bildungseinrich-
tungen und Akteuren der Zivilgesellschaft, welche
sich in den unklaren Antworten auf die Fragebdgen
fur die Zivilgesellschaft und die nationalen Behorden
widerspiegeln.

Wie Tabelle 10 zu entnehmen ist, wird in den meis-
ten EU-Mitgliedstaaten allen Kindern, die sich im Land
aufhalten, das Recht auf Bildung gewdhrt - somit
auch sich irregular aufhaltenden Minderjahrigen. Die
Rechtsvorschriften in Belgien, Italien, den Niederlan-
den und Spanien erwahnen ausdriicklich das Recht auf
eine Primar- und Sekundarschulbildung.

In finf Léndern (Bulgarien, Lettland, Litauen, Schwe-
den und Ungarn) haben minderjéhrige Migranten
in einer irrequléren Situation offenbar nicht immer
einen Anspruch auf kostenlosen Besuch einer staatli-
chen Schule. Obwohl in Bulgarien die Verfassung eine
kostenlose und verpflichtende Primar- und Sekundar-
schulbildung vorsieht (Artikel 53), haben nach dem
Gesetz Uber das offentliche Bildungswesen nur Kin-
der mit einem Aufenthaltstitel, Personen, die interna-
tionalen Schutz geniefRen, sowie Kinder mit Staats-
angehorigkeit eines der EU-Mitgliedstaaten und der
Schweiz Anspruch auf kostenlose Bildung. In Bulgarien
kénnen Minderjdhrige ohne Aufenthaltsrecht staatli-
che Schulen nur gegen Bezahlung besuchen.43 Auch
in Ungarn wird Kindern ohne Aufenthaltstitel nur ein
Zugang zu staatlichen Schulen gewahrt, wenn sie die
Gebihren in voller Héhe bezahlen. In Litauen garan-
tiert und finanziert der Staat die Primarschulbildung
fur alle litauischen Staatsangehérigen und Auslander,
die einen befristeten oder dauerhaften Aufenthaltstitel
besitzen. Minderjéhrige ohne Aufenthaltstitel haben

435 Bulgarien, Gesetz Uber das 6ffentliche Bildungswesen, gedndert
am 15. September 2009, Artikel 4 (2) und Artikel 4 (3).
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nur Zugang zu Bildung, wenn sie in einem Wohnheim
fur Auslander leben. 43¢

In Lettland haben gemaR Artikel 3 des Bildungsgeset-
zes minderjahrige Drittstaatsangehdérige oder staa-
tenlose Personen, die Uber kein Aufenthaltsrecht in
Lettland verfiigen, innerhalb des fir die freiwillige
Ausreise gewahrten Zeitraums oder wahrend des
Zeitraums, um den die Abschiebung aufgeschoben
wird, bzw. wahrend der Haft Anspruch auf Grundaus-
bildung.#7 Daraus lasst sich schlieSen, dass Migran-
ten, die nicht zu den aufgefiihrten Kategorien zahlen
(wie unentdeckte Personen), Giber kein Recht auf den
Besuch von staatlichen Schulen verfiigen.

In Schweden kénnen Minderjdhrige, deren Asylantrag
abgelehnt wurde und die zur Ausreise verpflichtet
sind, bis zum Tag der Vollstreckung der Riickkehr-
entscheidung eine Schule besuchen. Dariber hinaus
steht es schwedischen Gemeinden frei, in ihren Schu-
len Kinder aufzunehmen, die von der schwedischen
Einwanderungsbehdérde abgemeldet wurden (fliich-
tige Minderjahrige); die damit verbundenen Kosten hat
allerdings die Gemeinde zu tragen, da diese von der
Zentralregierung nicht erstattet werden. Im Jahr 2010
wurden in einer von der Regierung durchgefiihrten
Untersuchung#? die Bedingungen fir eine Auswei-
tung des Rechts auf Schulbesuch und den Zugang zu
Betreuungsangeboten fir Kinder im Vorschul- und
Schulalter, die sich ohne Aufenthaltstitel im Land
aufhalten, analysiert. Es wurde festgestellt, dass von
der grundlegenden Pramisse auszugehen ist, dass
alle sich im Land aufhaltenden Kinder ein Recht auf
Bildung, Vorschulerziehung und Kinderbetreuung im
Schulalter haben sollten. Dies gilt auch fir Kinder und
junge Erwachsene ohne Aufenthaltsrecht in Schweden,
ungeachtet des Grundes dafir. Eine Ausnahme bilden
diejenigen, die sich nur kurze Zeit im Land aufhalten.
Die Regierung priift derzeit den Vorschlag.+

436 Litauen, Bildungsgesetz, 17. Mérz 2011, Artikel 22 (2). Siehe auch
den Erlass des Innenministers Nr. 1V-340 vom 4. Oktober 2007
zur Genehmigung der Bedingungen und Anordnung einer befris-
teten Unterbringung von Ausléndern in einem Registrierungszen-
trum fir Auslénder, Artikel 17 Unterabsatz 16. Der Erlass kann un-
ter folgender Adresse in litauischer Sprache abgerufen werden:
wwwa3.Irs.It/pls/inter3/dokpaieska.showdoc_I?p_id=305952&
p_query=&p_tr2=.

437 Lettland, Bildungsgesetz, Artikel 3 (3), gedndert am 4. Méarz 2010.

438 Schweden (2010), Offizielle Untersuchungen der Regierung,
Bericht SOU 2010:5.

439 Die Informationen wurden der FRA vom Justizministerium im
Mai 2011 Ubermittelt; siehe auch Bildungsgesetz, 1. Juli 2011,
Kapitel 7 Abschnitt 3 sowie Kapitel 29 Abschnitte 2 und 4.
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Tabelle 10: Das Recht auf Bildung von Kindern ohne giltige Aufenthaltspapiere, EU-27

Recht

. . m =
EU-Mitgliedstaat X 3
Belgien X
Bulgarien
Danemark X
Deutschland
Estland
Finnland
Frankreich X
Griechenland X
Irland X
Italien X
Lettland
Litauen
Luxemburg X
Malta X
Niederlande X
Osterreich X
Polen X
Portugal X
Rumanien X
Schweden
Slowakei X
Slowenien X
Spanien X
Tschechische «
Republik
Ungarn
Vereinigtes X
Konigreich
Zypern X

Quelle: FRA, 2011
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Einige EU-Mitgliedstaaten wie beispielsweise Estland,
Polen und die Tschechische Republik garantieren den
Zugang zur Primarschulbildung, nicht aber zur Sekun-
darschulbildung.4#° In der Tschechischen Republik bei-
spielsweise ist die Sekundarschulbildung auf Kinder
beschrankt, die sich rechtmaRig im Land aufhalten.4+
In Frankreich wird Zugang zur Sekundarschulbildung
gewdhrt. Allerdings kénnen Minderjdhrige im Alter Gber
16 Jahren aufgrund begrenzter Aufnahmekapazitaten
der Schulen von Sekundarschulen abgelehnt werden.44

Mit steigendem Bildungsniveau und Alter des Min-
derjdhrigen nehmen in der Regel auch die Beschran-
kungen beim Zugang zu. Generell haben Erwachsene
in einer irreqgularen Situation keinen Zugang zu einer
Berufsausbildung oder Hochschulbildung. Personen
ohne Aufenthaltstitel haben tblicherweise keinen
Zugang zu einer Berufsausbildung, die oft als ,Schu-
lung am Arbeitsplatz” betrachtet wird und fir die in
den meisten EU-Mitgliedstaaten eine Arbeitserlaubnis
erforderlich ist.443

In jingster Zeit ist eine Tendenz zur Ausweitung
der Pflichtschule fir minderjédhrige Migranten in
einer irrequldren Situation festzustellen. Das spani-
sche Verfassungsgericht beispielsweise entschied
im November 2007 in einer Grundsatzentscheidung,
dass Kinder ohne gltige Aufenthaltspapiere im Alter
bis zu 18 Jahren ein Recht auf Bildung auf3erhalb der
Schulpflicht haben. Gegebenenfalls sollen diese Per-
sonen auch finanziell unterstitzt werden.444 Auch in
Zypern erinnert das Ministerium fr Bildung und Kultur
die Schulleiter 6ffentlicher Bildungseinrichtungen zu
Beginn jedes Schuljahres an ihre Pflicht zur Aufnahme
aller Schiler, ungeachtet des aufenthaltsrechtlichen
Status der Eltern. AuRerdem missen sie dem Minis-
terium die Kontaktdaten aller minderjahrigen Migran-
ten melden.44s In Deutschland hat sich das Recht auf

440 Fragebogen fir nationale Behérden, Antworten aus Estland,
Polen und der Tschechischen Republik.

441 Fragebogen fir nationale Behorden, Antwort aus der
Tschechischen Republik.

442 Fragebogen der FRA fir die Zivilgesellschaft, Antwort aus
Frankreich; siehe auch GISTI (2009), Sans-papiers mais pas sans
droits, Les notes pratiques (se édition), Paris, GIST, abrufbar unter:
www.gisti.org/IMG/pdf/np_sans-pap-pas-sans-droits_se.pdf.

443 Auf dieses Problem wurde auch vom Projekt MIPEX hingewiesen,
siehe: www.integrationindex.eu.

444 Urteil des Verfassungsgerichts (Sentencia del Tribunal
Constitucional - STC 236/2007, 7. November 2007),
Verfassungsbeschwerde Nr. 1707-2001, eingelegt vom Parlament
von Navarra gegen das Organgesetz 8/2000 vom 22. Dezember,
zur Anderung des Organgesetzes 4/2000); siehe auch Casas
Baamonde, E. M. (2008), El Tribunal Constitucional ante el
fenémeno de la extranjeria, vorgestellt auf der gemeinsamen
Konferenz der Verfassungsgerichte Spaniens, Portugals
und Italiens, 25.-27. September 2008, abrufbar unter: www.
tribunalconstitucional.es/actividades/articosg_discurso.html;
Sotés-Elizalde, M. A. (2010), ,Human rights and immigration -
The right to education of foreigners in Spain”, Procedia Social and
Behavioral Science, Vol. 2, S. 2808-12.

445 Die Informationen wurden der FRA im Mai 2011 vom Ministerium
fur Bildung und Kultur Gbermittelt.
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Bildung in den letzten Jahren zu einem Streitthema
entwickelt.44¢ Nur in den Bundeslandern Bayern und
Nordrhein-Westfalen besteht fir ,alle Kinder” eine
Schulpflicht. Im Bundesland Baden-Wirttemberg ver-
abschiedete das Parlament im Jahr 2008 eine Ande-
rung des Schulgesetzes, um die Schulpflicht auf Kin-
der, deren Asylantrag anhangig ist, und auf Kinder mit
einer Duldung aufgrund der Aussetzung ihrer Abschie-
bung auszuweiten.447

In Portugal ist der Besuch von Vorschuleinrichtungen,
Einrichtungen der Primar- und Sekundarstufe oder eine
Berufsausbildung Grund fir eine Legalisierung von
in Portugal geborenen Minderjdhrigen.44® Zu diesem
Zweck wurde ein Sonderprogramm aufgelegt.

Vielversprechende Praktik

Ermutigung von Migranten in einer
irreguldren Situation, ihre Kinder zur
Schule zu schicken

Die portugiesische Auslander- und Grenzbehdrde
(Servico de Estrangeiros e Fronteiras, SEF) leitete
ein Programm zum Schulbesuch (Programa SEF vai
a escola) in die Wege, in das die nationalen Ein-
wanderungsbehdrden sowie Schulen eingebunden
sind. Ziel des Projekts ist die Legalisierung minder-
jahriger Migranten, die in Portugal geboren wurden

und staatliche Schulen besuchen, aber tber keinen
Aufenthaltstitel verfigen. Den Kindern und ihren
Eltern wird direkt in der Schule am selben Tag eine
Aufenthaltserlaubnis gewahrt und somit Birokratie
vermieden. Des Weiteren umfasst dieses Projekt
SensibilisierungsmaRnahmen vor Ort, die auf alle
Akteure jeder Schulgemeinschaft ausgerichtet sind.
Im Rahmen des Programms wird Bildung als Faktor
der Eingliederung betrachtet und Migranten in einer
irregularen Situation werden ermutigt, ihre Kinder
zur Schule zu schicken.

446 Mohr, M. (2009), , Zur Schule ohne Angst vor Abschiebung”, Der
Spiegel, 2. Oktober 2009, abrufbar unter: www.spiegel.de/schul-
spiegel/wissen/0,1518,652817,00.html; Vogel, D. und ABner, M.
(2010), Kinder ohne Aufenthaltsstatus - illegal im Land, legal in
der Schule, Studie fur den Sachverstandigenrat deutscher Stif-
tungen fur Integration und Migration (SVR), Hamburg, Weltwirt-
schaftsinstitut; Deutscher Bundestag (2006), Stellungnahme des
Katholischen Forums Leben in der lllegalitat, Protokoll der Sitzung
des Innenausschusses, Nr. 16 und 15, 26. Juni 2006; Sekretariat
der Deutschen Bischofskonferenz (2010), Leben in der lllegalitat
in Deutschland - eine humanitére und pastorale Herausforde-
rung, 21. Mai 2001, abrufbar unter: www.dbk.de/fileadmin/
redaktion/veroeffentlichungen/kommissionen/KO_25.pdf.

447 Fir eine Ubersicht iber den Zugang zum Bildungssystem in
Deutschland siehe Cremer, H. (2009), Das Recht auf Bildung
fur Kinder ohne Papiere, Bonn - Berlin, Deutsches Institut fr
Menschenrechte.

448 Portugal, Gesetz 23/07, Artikel 122 (1) Buchstabe b.
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Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass
in einigen Landern nicht alle Kinder kostenlos eine
staatliche Schule besuchen kénnen. Die meisten EU-
Mitgliedstaaten gewédhren im Rahmen des Rechts auf
Bildung fur ,alle Kinder” implizit das Recht auf Bildung
fur Kinder ohne glltige Aufenthaltspapiere. Dieses
implizite Recht sorgt unter den Betroffenen fir Ver-
wirrung. Die Schulverwaltungen sind sich haufig Gber
die Situation von Minderjahrigen in einer irreguldren
Situation unsicher und zégern manchmal oder verwei-
gern die Schulanmeldung von Kindern ohne giltige
Aufenthaltspapiere. Bisweilen lehnen sie Antrége ab
und verweisen auf den irregularen Aufenthalt der Kin-
der und der Familie im Land.

In anderen Fallen stehen praktische Hindernisse einem
Schulbesuch im Wege. Es wurde berichtet, dass bei-
spielsweise einige Schulverwaltungen in den Nieder-
landen Minderjahrige in einer irreguldren Situation
ablehnten, da fir sie Schulausfliige ins Ausland nicht
maoglich wéaren.+4° Die haufigsten praktischen Hinder-
nisse werden im folgenden Abschnitt beschrieben.
Derartige Einschrankungen kénnen den Schulbesuch
schwierig gestalten, selbst wenn eine Anmeldung
maoglich war.

Der Zugang zu Bildung von nicht abgeschobenen Per-
sonen ist generell weniger umstritten, auch wenn sich
der Umfang und die Voraussetzungen in den einzelnen
Mitgliedstaaten unterscheiden und haufig die gleichen
praktischen Hindernisse wie bei unentdeckten Migran-
ten in einer irrequléren Situation auftreten.

7.2. Hindernisse fiir den Zugang
zu Schulen in der Praxis

Far minderjdhrige Migranten in einer irrequldren Situa-
tion ist nach wie vor eine Reihe von Hindernissen beim
Zugang zum Schulwesen abzubauen. Diese kdnnen
mit den fir die Anmeldung bei Schulen erforderlichen
Unterlagen, der Finanzierung von Schulen oder der
Angst von Kindern oder Eltern vor Entdeckung in Ver-
bindung stehen. Im folgenden Abschnitt werden diese
Hindernisse zusammenfassend dargestellt.

Vorlage von Dokumenten

Das Recht auf Zugang zu einer Primarschulbildung
kann durch die Anforderungen an die Vorlage von
Dokumenten bei der Anmeldung untergraben werden.

449 Niederlande, ASKV, Defence for Children, JOB, Schreiben vom
26. Februar 2009, ,Stichting Kinderpostzegels Nederland LAKS”,
Stichting LOS, LOWAN und UNICEF an den Minister fur Bildung,
Kultur und Wissenschaft, siehe: http://ilegaalkind.nl.

Die entsprechenden Unterlagen dienen in der Regel
zum Nachweis der Identitat, des Wohnsitzes oder
der Geburt. Sie kdnnen sich jedoch auch auf andere
Aspekte, wie die Gesundheit des Kindes, beziehen.

In nahezu allen EU-Mitgliedstaaten sind fir die Anmel-
dung von Kindern an einer Schule Unterlagen erforder-
lich. Nach den von den Vertretern der Zivilgesellschaft
Gbermittelten Informationen sind Belgien, Italien, die
Niederlande und Polen die einzigen EU-Mitgliedstaa-
ten, in denen offiziell keine Dokumente fur die Anmel-
dung erforderlich sind, obwohl in der Praxis gelegent-
lich Unterlagen verlangt werden.

Die von den Experten der Zivilgesellschaft eingegan-
genen Antworten weisen darauf hin, dass die Vor-
lage von Ausweispapieren fur die Eltern der Kinder in
finf Mitgliedstaaten (in Frankreich, Irland, Osterreich,
Spanien und in Teilen von Deutschland) eine Voraus-
setzung fir die Anmeldung ist. In Deutschland gibt es
regionale Unterschiede: Die Bundeslander Nordrhein-
Westfalen und Hamburg beispielsweise untersagten
den Schulverwaltungen im Mdrz 2008 bzw. Juni 2009,
von den Schiilern einen Nachweis Gber ihren Wohnort
bzw. Ausweisdokumente zu verlangen.4° Die unga-
rischen Schulverwaltungen verlangen explizit eine
Aufenthaltserlaubnis, wenn ein Kind keine ungarische
Staatsangehorigkeit hat.4

In etwa zwolf Landern ist ein Nachweis fir den Wohn-
sitz oder fir einen lokalen Aufenthaltsort erforder-
lich. Laut den Antworten der Zivilgesellschaft zah-
len Deutschland, Frankreich, Osterreich, Spanien, die
Tschechische Republik und Ungarn zu diesen Landern.
Einige Lander, wie beispielsweise Deutschland, Frank-
reich, Luxemburg, Osterreich, Spanien und Zypern ver-
langen iblicherweise eine Geburtsurkunde.

Auch in Fallen, in denen offiziell keine Unterlagen
erforderlich sind, kann es Unterschiede in der Praxis
geben. Eine belgische NRO berichtete beispielsweise,
dass gelegentlich die Reisepdsse der Eltern der Kinder
bei der Anmeldung verlangt wurden.

Auch die Notwendigkeit, medizinische Dokumente
vorzulegen, kann ein Hindernis darstellen, da ihre
Beschaffung nicht immer einfach ist. Deutsche und
ungarische Schulen verlangen beispielsweise medizi-

450 Deutschland, Bundesministerium des Innern (2007), Bericht des
Bundesministeriums des Innern zum Prifauftrag ,lllegalitat”:
Illegal aufhéltige Migranten in Deutschland, Datenlage, Rechts-
lage, Handlungsoptionen, Ausschussdrucksache 16 (4) 306 des
Innenausschusses des Deutschen Bundestages, Berlin.

451 Fragebogen der FRA fur die Zivilgesellschaft, Antwort aus
Ungarn.
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nische Unterlagen fir das Kind.*s? In Frankreich4s3 und
Spanien44 wiesen die im Rahmen der Erhebung unter
der Zivilgesellschaft Befragten darauf hin, dass ein
Nachweis ber alle fir das Alter des Kindes vorge-
schriebenen Impfungen erforderlich sei.

In Bulgarien verlangen die Schulverwaltungen die
Vorlage eines Dokuments, in dem das im Herkunfts-
land erworbene Bildungsniveau und die erfolgreiche
Ablegung der bulgarischen Sprachprifung bestatigt
werden.45s

Vielversprechende Praktik

Orientierungshilfen zur Schulmeldung:s

Als Reaktion auf Anfragen von Schulen wies das New
York State Education Department am 30. August 2010
alle Schulverwaltungen darauf hin, dass jede Per-
son im Alter zwischen funf und 21 Jahren, die kei-
nen High-School-Abschluss hat, Anspruch auf den
kostenlosen Besuch einer staatlichen Schule in dem
Bezirk, in dem sie wohnhaft ist, hat. Dies gelte auch
fir Migranten ohne giiltige Aufenthaltspapiere. Um
diese nicht von einer Schulanmeldung abzuhalten,
sollten es die Schulen vermeiden, nach dem Auf-
enthaltsstatus zu fragen bzw. Fragen, die zu einer
Aufdeckung eines irrequldren Status fihren kénnten,
zu stellen. Etwaige nach dem bundes- oder zentral-
staatlichen Recht zu erhebende Daten sind erst nach
der Anmeldung einzuholen.

Meldepflichten und Zugang der
Polizei zu Schiilerdaten

Wenn die Schulverwaltungen die Anwesenheit von
Migranten in einer irreqularen Situation der Polizei
melden, werden die Eltern aus Angst vor Entdeckung
und Abschiebung davon abgehalten, ihre Kinder zur
Schule zu schicken. Ein ahnliches Risiko besteht, wenn
nach Einschdtzung der Migranten die Einwanderungs-

452 Fragebogen fir lokale Behorden, Antworten aus Deutschland
und Ungarn.

453 Fragebogen der FRA fir die Zivilgesellschaft, Antworten aus
Frankreich.

454 Fragebogen der FRA fur die Zivilgesellschaft, Antwort aus
Spanien.

455 Die Informationen wurden der bulgarischen Fralex-Kontaktstelle
im Mai 2009 von zwei bulgarischen NRO, die mit unbegleiteten
Minderjdhrigen arbeiten, im Rahmen des Projekts der FRA zu den
Rechten von Migranten in einer irreguldren Situation in freiwilli-
gen und unfreiwilligen Rickfuhrungsverfahren Gbermittelt.

456 Siehe State Education Department, The University of the State
of New York, Student Registration Guidance, 30. August 2010,
abrufbar unter: www.p12.nysed.gov/sss/pps/residency/
studentregistrationguidanceo82610.pdf; dieser Leitfaden beruht
auf einer Entscheidung des U.S. Supreme Court, in der anerkannt
wurde, dass Kindern ohne giltige Aufenthaltspapiere das Recht
auf kostenlose 6ffentliche Bildung nicht verweigert werden kann,
sofern sie faktisch im betreffenden Bezirk wohnen; siehe Plyer
gegen Doe, 457 U.S. 202.
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behorden Zugang zu den bei der Schul- oder lokalen
Verwaltung gespeicherten Schilerdaten haben.

Obwohl die Schulbehérden in den meisten EU-Mit-
gliedstaaten nicht verpflichtet sind, die Anwesenheit
von minderjdhrigen Migranten in einer irregularen
Situation der Polizei oder den Einwanderungsbehdor-
den zu melden, ist dies nicht immer der Fall. In Zypern
erstellte das Ministerium fir Bildung und Kultur im
Jahr 2004 ein Rundschreiben, in dem die Leiter der
Bildungseinrichtungen aufgefordert wurden, der
Ministerialabteilung fir das Standesamtswesen und
Einwanderung die Kontaktdaten von minderjahrigen
Migranten (und somit auch ihrer Eltern in einer irre-
guléren Situation) mitzuteilen.4s” Auch in der Slowakei
sind die Schulverwaltungen gemaR dem Auslander-
aufenthaltsgesetz (Artikel 53 Absatz 3) gehalten, Aus-
lander, die eine Schule besuchen oder verlassen, zu
melden.4s8 Diese Pflicht gilt auch fir Migranten in einer
irreguldren Situation.

In Deutschland stehen die Meldepflichten besonders
im Mittelpunkt der Diskussionen. Auf Bundesebene
bestand gemald dem Aufenthaltsgesetz Paragraf 87
eine allgemeine Meldepflicht. Ein vor Kurzem ergan-
gener Beschluss des Bundestages hebt diese Pflicht
fur Schulen, Bildungs- und Erziehungseinrichtungen
ausdrucklich auf, wahrend sie fiir andere 6ffentliche
Stellen aufrechterhalten wird.4s> Selbst vor dieser
Anderung erlieBen mehrere Bundeslander Vorschrif-
ten oder erteilten Dienstanweisungen, nach denen die
Schulbehorden von dieser allgemeinen Pflicht befreit
wurden. Dies war z. B. in Nordrhein-Westfalen der
Fall.46° Im Bundesland Hessen wurde eine Gesetzesan-
derung zur Abschaffung der Meldepflicht vorgeschla-
gen - die Anderung wurde aber im September 2008
abgelehnt.46" Als in Hamburg und Berlin Schulregist-
rierungssysteme in Form von Datenbanken einge-
fihrt wurden, protestierten Elternverbdnde gegen
dieses Vorhaben und Datenschiitzer boykottierten die

457 Die Informationen wurden der FRA im Mai 2011 vom Ministerium
fur Bildung und Kultur Gbermittelt; siehe auch, Europarat,
Europédische Kommission gegen Rassismus und Intoleranz (ECRI)
(2011), Report on Cyprus (fourth monitoring cycle), Stral3burg,
Europarat, 31. Mai 2011, S. 21.

458 Fragebogen fur lokale Behorden, Antwort aus der Slowakei.

459 Siehe Anderungen zu § 87 (2) des deutschen
Aufenthaltsgesetzes; am 6. Juli 2011 vom Bundestag
angenommen und am 23. September 2011 vom Bundesrat
genehmigt; siehe FuBBnote 176.

460 Deutschland, Schulgesetz Nordrhein-Westfalen (SchG NRW),

§ 34 (6); Verordnung durch das Schulministerium von Nordrhein-
Westfalen (2008).
461 Deutschland, Hessischer Landtag, Drucksache 17/188.
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Datenbank.#> Der Gesetzesvorschlag wurde daraufhin
revidiert und entschéarft.4s

In einigen EU-Mitgliedstaaten enthalten die Rechts-
vorschriften keine ausdrickliche Verpflichtung der
Schulverwaltungen, minderjahrige Migranten in einer
irreguldren Situation zu melden. Allerdings kénnen all-
gemeine Pflichten zur Meldung von Straftaten -in Lan-
dern, in denen der irrequlare Aufenthalt strafbar ist - zur
Meldung von Kindern ohne glltige Aufenthaltspapiere
fahren. In Estland beispielsweise verwies das Innen-
ministerium auf die enge Zusammenarbeit von Polizei
und Grenzschutzbehérde mit den Bildungseinrichtungen
und gab an, dass die Meldung von Migranten in einer
irreguléren Situation zunehmend gefordert wird.464

Aus den Antworten auf die Fragebdgen fir die Zivil-
gesellschaft und die Behorden lasst sich schlieRen,
dass die Strafverfolgungsbehorden in der EU in der
Regel keinen allgemeinen Zugang zu den nationalen
oder regionalen Schulregistern bzw. den von einzel-
nen Schulen unterhaltenen Schiilerdateien haben.
Bei laufenden strafrechtlichen Ermittlungen zu einer
bestimmten Person kénnen die Strafverfolgungsbe-
hérden unter bestimmten Umstanden Zugang zu die-
sen Registern beantragen.

Durchsetzungsmal3nahmen

Aus einigen EU-Mitgliedstaaten wurden problematische
MaRnahmen gemeldet, durch die das Recht auf Bildung
von minderjahrigen Migranten in einer irrequldren Situ-
ation untergraben wird. Durchsetzungsmafnahmen in
oder in der Ndhe von schulischen Einrichtungen wurden
in den Antworten auf den Fragebogen fir die Zivilge-
sellschaft aus Deutschland, Frankreich, Irland, Luxem-
burg, Spanien und Zypern gemeldet. Dariber hinaus
verwiesen einige spanische NRO auf Polizeikontrollen
beim Ein- und Aussteigen aus Ziigen, die haufig von
Schulkindern und ihren Eltern genutzt wurden.4s

Finanzierung

Abgesehen von zusatzlichen indirekten Kosten (z. B.
fir Lehrmaterialien) ist die Pflichtschulbildung an
staatlichen Schulen kostenlos. In einigen Fallen sind

462 Weitere Informationen siehe: www.fluechtlingsrat-berlin.de/
print_pe.php?sid=424.

463 Berlin, Gesetz zur automatisierten Schilerdatei (Artikel | SchulG-
Anderung) vom 2. M&rz 2009, GVBI. S. 62, abrufbar unter: www.
berlin.de/imperia/md/content/sen-bildung/schulorganisation/
egovernment/gesetz_schuelerdatei_64a_64b.pdf?start&ts=1307
711296&file=gesetz_schuelerdatei_64a_64b.pdf#.

464 Estland, Siseministeerium (2009), Nr. 11-1-1/3385, Thematische
Studie (Teemauuring), S. 6.

465 Fragebogen der FRA fir die Zivilgesellschaft, Antwort aus
Spanien.

geringe Verwaltungsgebihren zu entrichten. In Bel-
gien und Spanien beispielsweise sind die geringfigi-
gen Verwaltungsgebihren fir alle Kinder gleich und in
Spanien kénnen Kinder von Migranten in einer irregu-
laren Situation ein Stipendium oder Sozialhilfe bean-
tragen.4%¢ Normalerweise werden die direkten Kosten
durch 6ffentliche Mittel finanziert, auch fir Migran-
ten in einer irrequldren Situation. In einigen Landern
umfasst die Finanzierung auch die Lehrmaterialien. In
den Niederlanden beispielsweise haben minderjdhrige
Migranten in einer irregularen Situation wie alle ande-
ren Kinder Anspruch auf Mittel in Hohe von insgesamt
316 EUR fir Lehrmaterialien.4¢7

In Ungarn stellt sich die Lage anders dar. Nach dem
Gesetz Uber das offentliche Bildungswesen haben
Kinder ohne giltige Aufenthaltspapiere Anspruch
auf den Besuch von offentlichen Primar- und Sekun-
darschulen, sofern sie die Kosten dafir selbst tragen.
Diese kdnnen jedoch vom Schulleiter reduziert oder
erlassen werden.4%8

Generell treten in vielen Landern praktische Probleme
auf. Die Haushaltsmittel fir Schulen werden auf Grund-
lage der Einwohnerzahl und nicht der tatsachlichen
Zahl der Schiler berechnet. In diesen Fallen werden die
Schulverwaltungen aufgrund der finanziellen Folgen
davon abgehalten, minderjdhrige Migranten in einer
irreguldren Situation aufzunehmen.

Schulabschluss

Wenn Kinder eine Schule besuchen, hat dies nicht
automatisch zur Folge, dass sie auch ein offizielles
Abschlusszeugnis zur Bestatigung ihrer Leistung erhal-
ten. Nach den von den Experten der Zivilgesellschaft
eingegangenen Antworten wird in mindestens der
Halfte der EU-Mitgliedstaaten Kindern in einer irre-
guldren Situation ein Zeugnis ausgehandigt. Zu die-
sen Landern zahlen Belgien, Danemark, Deutschland,
Estland,“¢? Finnland, Frankreich, Irland, Italien, Luxem-
burg, die Niederlande, Polen, Portugal, Spanien, die
Tschechische Republik und Zypern.47 In den brigen
Landern werden keine Zeugnisse ausgehdndigt, in eini-
gen Fallen, weil Kinder in einer irrequldren Situation
keinen Zugang zu staatlichen Schulen haben. In ande-
ren Fallen erhielt die FRA unklare, widerspriichliche

466 Fragebogen der FRA fir die Zivilgesellschaft, Antworten aus
Belgien und Spanien.

467 Dieser Betrag bezieht sich auf das Schuljahr 2008/2009;
weitere Informationen siehe: www.ib-groep.nl oder www.
gratisschoolboeken.nl.

468 Ungarn, Gesetz Uber das 6ffentliche Bildungswesen von 1993,
évi LXXIX. térvény, 3. August 1993, Artikel 3, 6 und 110.

469 Fur Estland wurden die Informationen der FRA von der nationa-
len Kontaktstelle des EMN fir Estland im Mai 2011 Gbermittelt.

470 Diese Informationen wurden der FRA von der Auslander- und
Grenzbehérde (Portugal) bzw. vom Ministerium fir Bildung
(Zypern) im Mai 2011 bestatigt.

Bildung
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oder gar keine Informationen von den Befragten der
Zivilgesellschaft.

Allerdings kénnen selbst in den Landern, in denen
Zeugnisse ausgestellt werden, minderjdhrige Migran-
ten in einer irrequldren Situation beim Erhalt dieser
in der Praxis mit Schwierigkeiten zu kdmpfen haben.
NRO in Irland berichteten beispielsweise, dass nach
Abschluss der offiziellen Prifungen Geburtsurkunden
und Sozialversicherungsnummern verlangt wurden,
bei deren Beschaffung Migranten in einer irrequléren
Situation auf Schwierigkeiten stoRen konnen. In Polen
missen minderjdhrige Migranten in einer irreguldren
Situation, bevor sie eine Prifung ablegen kénnen, eine
personliche Identifikationsnummer vorlegen, die offi-
ziell nur nach einer Legalisierung erhaltlich ist.+”

7.3. Blrgerschaftliches
Engagement

Rechtsvorschriften und gesetzliche Regelungen unter-
scheiden sich haufig von den tatsdchlichen Praktiken.
Die vorstehend genannten Anforderungen an die Vor-
lage von Dokumenten kénnen zu einer Aushéhlung des
Rechts auf Bildung fihren. In der Praxis nehmen die
Schulleiter jedoch Kinder ohne giiltige Aufenthaltspa-
piere haufig genauso auf wie einheimische oder sich
rechtmaRig aufhaltende Kinder. Nach den Angaben
von NRO ignorieren beispielsweise die ungarischen
Schulverwaltungen haufig die Anforderung einer Auf-
enthaltserlaubnis.+’2 Ein humanitdrer Ansatz wie dieser
ermoglicht letztendlich den Zugang zu Bildung.

Es gibt verschiedene biirgerschaftliche Initiativen zur
Forderung des Zugangs zu einer Schule fir Migranten in
einer irreguldren Situation. Wie vorstehend dargelegt,
protestierten in Berlin Elternverbdnde und Datenschiit-
zer gegen die Einfiihrung von ,Schiilerdatenbanken”.+7
Zahlreiche zivilgesellschaftliche Akteure in Deutsch-
land haben sich fir die Abschaffung der Meldepflich-
ten fur Schulen sowie Bildungs- und Erziehungsein-
richtungen ausgesprochen. In Frankreich scharft das
Netzwerk Bildung ohne Grenzen (Réseau Education
Sans Frontiéres, RESF) das Bewusstsein der Offentlich-
keit fir die Rechte und den Schutz von Kindern ohne
glltige Aufenthaltspapiere.474 Es bietet Seminare zu
rechtlichen Aspekten, Rechtsberatung fiir Familien
und Jugendliche in einer irregularen Situation sowie
Unterstiitzung beim Ausfillen von Dokumenten an.

471 Die Informationen wurden von den Fralex-Kontaktstellen in
Zusammenhang mit dem Projekt zu den Rechten von Migranten
in einer irrequldren Situation in freiwilligen und unfreiwilligen
Ruckfuhrungsverfahren der FRA bermittelt.

472 Fragebogen der FRA fir die Zivilgesellschaft, Antwort aus
Ungarn.

473 Siehe: www.fluechtlingsrat-berlin.de/print_pe.php?sid=424.

474 Siehe: www.educationsansfrontieres.org.
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Schlussfolgerungen

Das im Ubereinkommen iiber die Rechte des Kindes
verankerte Recht auf Bildung qilt fir alle Kinder ohne
Diskriminierung. Die meisten, jedoch nicht alle EU-
Mitgliedstaaten gewahren explizit oder implizit min-
derjahrigen Migranten in einer irregularen Situation ein
Recht auf Bildung. In der Praxis besteht jedoch weiter-
hin groRe Unsicherheit unter den Schulverwaltungen,
Lehrern, Eltern und Nichtregierungsorganisationen.
Das Recht auf Bildung ist in zahlreichen EU-Mitglied-
staaten nach wie vor nicht eindeutig geregelt.

FRA-Gutachten

In den Rechtsvorschriften sollte explizit auf das Recht
auf Bildung von minderjdhrigen Migranten in einer
irregularen Situation hingewiesen und somit ihr
Zugang zu Bildung gesichert werden. Des Weiteren
sollten die EU-Mitgliedstaaten die folgenden Schritte
zur Beseitigung praktischer Hindernisse beim Zugang
zur Primar- und Sekundarschulbildung einleiten:

Anweisung an die Schulbehérden, keine Dokumente
fur die Schulanmeldung zu verlangen, die von Mig-
ranten in einer irreguldren Situation nicht vorgelegt
werden kénnen.

Verbot der Meldung von minderjéhrigen Migranten
in einer irreguldren Situation an die Einwanderungs-
behérden sowie Verbot des Informationsaustau-
sches mit diesen Stellen.

Durchfihrung von  Informationskampagnen in
Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft, um bei
Migranten und Bildungsbehérden das Bewusstsein
iber das Recht auf Bildung von Kindern in einer irre-
qguldren Situation zu starken.
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Familienleben

Charta der Grundrechte der
Europdischen Union

Artikel 7 - Achtung des Privat- und
Familienlebens

Jede Person hat das Recht auf Achtung ihres
Privat- und Familienlebens, ihrer Wohnung sowie
ihrer Kommunikation.

Einzelne Familienangehdrige sowie ganze Familien kén-
nen sich in einer irreqularen Situation befinden. Dies
kann auf verschiedene Griinde zuriickzufihren sein:
erstens kénnen Migranten in einer irrequldren Situation
beispielsweise ihre Familienangehdérigen begleiten oder
ihnen nachreisen; zweitens konnen sich rechtméRig
aufhaltende Migranten oder Birger fiir eine spontane
Familienzusammenfihrung aufBerhalb des offiziellen
Rechtsrahmens entscheiden; und drittens kénnen Mig-
ranten in einer irreguléren Situation in ihrem neuen Auf-
enthaltsland mit einem anderen Migranten in einer irre-
guldren Situation, einem Migranten mit rechtmaf3igem
Aufenthalt oder einem Staatsangehdérigen eine Familie
grinden. Trotz des allgemeinen Trends zu der Verlei-
hung der Staatsangehorigkeit nach dem ,Geburtsort-
prinzip” (jus soli)#7s in der EU kénnen Kinder von Eltern
in einer irregularen Situation in einigen Mitgliedstaaten
den Status ihrer Eltern oder ihrer Mutter ,,erben” und
werden somit in die Irreqularitdt geboren.

Das Recht auf Schutz des Familienlebens ist ein zentra-
les Menschenrecht und in einer Reihe von volkerrecht-
lichen Instrumenten verankert, darunter die Allgemei-

475 Dies bedeutet, dass ein Staat seine Staatsbirgerschaft an alle
Kinder verleiht, die in seinem Hoheitsgebiet geboren werden;
siehe: http://eudo-citizenship.eu/docs/brochure_june2.pdf.

nen Erklarung der Menschenrechte,47¢ der ICESCR,477
der ICCPR,47¢ das Ubereinkommen (iber die Rechte des
Kindes,4? die EMRK einschlieflich der nachfolgenden
Protokolle#®° sowie die ESC (revidiert).4® In der Regel
ist in den internationalen Menschenrechtsinstrumen-
ten ein allgemeiner Schutz des Familienlebens und
der Familie vorgesehen, wobei der Schutz des Rechts
auf EheschlieBung und Familiengrindung besonders
hervorgehoben wird. Die Instrumente in Zusam-
menhang mit den Rechten von Migranten umfassen
besondere Vorschriften, um die Familienzusammen-
fihrung zu erleichtern, obwohl ein entsprechendes
Recht in keinem der Instrumente explizit vorgesehen
ist.482 Die EMRK ist bislang das wichtigste Menschen-
rechtsinstrument in Bezug auf Familienrechtsfragen.
Die umfassende Rechtsprechung des EGMR in Zusam-
menhang mit der Achtung des Privat- und Familienle-
bens (Artikel 8 EMRK) hat nicht nur eine bedeutende
Wirkung auf das Einwanderungsrecht der einzelnen
europaischen Lander, sondern dient auch als Standard

476 Artikel 16 der Allgemeinen Erklarung der Menschenrechte.

477 Artikel 23, ICESCR.

478 Artikel 10, ICCPR.

479 In der Préambel der Konvention sind die Rechte des Kindes als
ein Element des Schutzes der Familie eingebettet.

480 Artikel 8, EMRK.

481 Artikel 16, ESC (revidiert im Jahr 1996).

482 Artikel 13, IAO-Ubereinkommen fiir Wanderarbeitnehmer (Ergan-
zende Bestimmungen) (C143 von 1975); Artikel 12, Europaisches
Ubereinkommen tber die Rechtsstellung der Wanderarbeit-
nehmer (ETS Nr. 93 von 1977); sowie ICRMW (1990). Darber
hinaus sind in Artikel 19 (6) der ESC (revidiert) und in Artikel 9 (1)
(Verbot, dass ein Kind gegen den Willen seiner Eltern von diesen
getrennt wird), Artikel 10 (1) (Familienzusammenfiihrung)
und Artikel 20 (1) (Schutz von unbegleiteten Minderjahrigen)
des Ubereinkommens (iber die Rechte des Kindes besondere
Vorschriften fir Migranten enthalten. Zwar ist in Artikel 12 des
Européischen Ubereinkommens tber die Rechtsstellung der Wan-
derarbeitnehmer (ETS Nr. 93 von 1977) ein Recht auf Familienzu-
sammenfihrung vorgesehen, der personliche Geltungsbereich
des Ubereinkommens ist jedoch auf die Staatsangehérigen der
Unterzeichnerstaaten begrenzt und begriindet somit kein univer-
selles Recht auf Familienzusammenfihrung.
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fr die Erarbeitung von EU-Rechtsvorschriften zur
Familienzusammenfihrung.

Generell wird in der Rechtsprechung zu Artikel 8
betont, dass das Recht auf Achtung des Privat- und
Familienlebens das Recht der Familienangehorigen auf
Familienzusammenfiihrung umfasst.433 Bei der Priifung
von Ansprichen auf Schutz vor Ausweisung missen
die Staaten in jedem Fall die 6ffentlichen Interessen
gegen die personlichen Interessen der Migranten
abwadgen. In der Rechtssache Boultif fihrt der EGMR
die Kriterien auf, die bei der Bewertung eines fairen
Ausgleichs zwischen beiden Aspekten heranzuziehen
sind.4%4 Die Rechtsprechung des EGMR bezieht sich
hauptsachlich auf Auslénder, die Gber einen Aufent-
haltstitel verfigt hatten und diesen spater verloren,
vorwiegend aufgrund strafrechtlicher Verurteilungen,
obwohl es auch Ausnahmen gibt.4

Im EU-Kontext fordert Artikel 7 der Grundrechte-Charta
der Europdischen Union die Achtung des Privat- und
Familienlebens, Artikel 9 legt das Recht auf Eheschlie-
Bung und Familiengriindung fest und Artikel 33 enthalt
eine Vorschrift zum rechtlichen, wirtschaftlichen und
sozialen Schutz der Familie.

Es gibt gemeinsame europdische Regelungen fir
die Familienzusammenfihrung mit Drittstaatsan-
gehorigen, die sich rechtmé&Rig in der EU aufhalten
(Richtlinie zur Familienzusammenfihrung)+3¢ sowie
fir EU-Burger, die in einem anderen EU-Mitglied-
staat als dem Staat ihrer Staatsangehdérigkeit leben
(Freizlgigkeitsrichtlinie).+®” Das EU-Recht zum Recht

483 EGMR, Abdulaziz, Cabales und Balkandali gegen das Vereinigte
Kénigreich (Plenum), Nr. 9214/80; Nr. 9473/81; und Nr. 9474/81,
28. Mai 1985, Absatz 62, zweiter Gedankenstrich. Ein Schutz
vor Abschiebung auf Grundlage von Artikel 8 kann auch in
Fallen gegeben sein, in denen keine familidren Bindungen zu
einem Staatsangehorigen des Aufnahmelands bestehen, dieser
aber zum Schutz des Privatlebens erforderlich ist; siehe EGMR,
Slivenko et al. gegen Lettland (Allgemeine Bemerkung, G.C.),
Nr. 48321/99, 9. Oktober 2003; Sisojeva et al. gegen Lettland
(Allgemeine Bemerkung, G.C.), Nr. 60654/00, 15. Januar 2007.
Beide Falle betreffen frihere Staatsangehorige der Sowjetunion,
die eine starke Bindung zu Lettland hatten.

484 EGMR, Boultif gegen die Schweiz, Nr. 54273 /00, 2. August 2007,
Randnummer 48; siehe Kapitel 2.

485 Das Urteil des EGMR in der Rechtssache Rodrigues Da Silva &
Hoogkamer gegen die Niederlande betraf eine Person, die zu
keinem Zeitpunkt tber eine Aufenthaltsgenehmigung in den
Niederlanden verfiigt hatte. Der Gerichtshof kam zu dem Ergeb-
nis, dass kein gerechter Ausgleich zwischen den auf dem Spiel
stehenden Interessen getroffen worden war, sodass dem An-
tragsteller tatsachlich ein Aufenthaltstitel in den Niederlanden zu
gewahren war; EGMR, Rodrigues Da Silva & Hoogkamer gegen
die Niederlande, Nr. 50435/99, 31. Januar 2006, Randnummer 44.

486 Richtlinie 2003/86/EG vom 22. September 2003 betreffend das
Recht auf Familienzusammenfiihrung, ABI. 2003 L 251.

487 Richtlinie 2004/38/EG des Européischen Parlaments und des
Rates vom 29. April 2004 Uber das Recht der Unionsbiirger
und ihrer Familienangehdrigen, sich im Hoheitsgebiet der
Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten, zur Anderung
der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 und zur Aufhebung der
Richtlinien 64/221/EWG, 68/360/EWG, 72/194/EWG, 73/148/
EWG, 75/34/EWG, 75/35/EWG, 90/364/EWG, 90/365/EWG und
93/96/EWG, ABI. L 229/35 vom 29. Juni 2004.
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auf Familienzusammenfihrung ist fir Familienange-
horige von EU-Birgern, die Gber das Recht auf Freizi-
gigkeit verfiigen, breiter gefasst als fir Familienange-
hérige von Drittstaatsangehdrigen.

Die EU-Vorschriften zur Familienzusammenfihrung
gelten nicht fir EU-Birger, die in ihrem eigenen
Land leben. Deren Recht auf Familienzusammenfiih-
rung wird durch die nationalen Rechtsvorschriften
geregelt. Eine Ausnahme bilden auRergewohnliche
Umstande, wenn sie z. B. bis vor Kurzem in einem
anderen EU-Mitgliedstaat gelebt haben und einen
Familienangehdérigen aus einem Drittstaat in das Land
ihrer Staatsangehorigkeit bringen. In diesem Fall gilt
die Richtlinie 2004/38/EG. Diese Regelung ist auch bei
doppelter Staatsangehérigkeit anzuwenden. Wie der
EuGH vor Kurzem geklart hat, fallt die Familienzusam-
menfihrung von Personen, die die Staatsangehorigkeit
eines anderen EU-Mitgliedstaates haben, nicht in den
Anwendungsbereich der Richtlinie 2004/38/EG und
wird weiterhin auf nationaler Ebene geregelt.+3#

Zusatzlich zu den beiden Richtlinien legte der EuGH
einige begrenzte Aufenthaltsrechte fir Drittstaatsan-
gehorige auf Grundlage des Primarrechts der EU fest.
In der Rechtssache Zambrano stellte der EuGH vor
Kurzem klar, dass es nach Artikel 20 TFEU zur Unions-
birgerschaft einem Mitgliedstaat untersagt ist, einem
Drittstaatsangehorigen, der ein unterhaltsberechtigtes
minderjahriges Kind mit einer Unionsbiirgerschaft hat,
ein Aufenthaltsrecht zu verweigern. Die Verweigerung
einer Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis ist nicht zulas-
sig, wenn dadurch diesen Kindern die Ausibung der
Substanz der mit der Unionsbirgerschaft verbundenen
Rechte vorenthalten wird.48°

Dieses Kapitel bietet einen Uberblick Giber die wich-
tigsten Griinde und Formen eines irreguldren Status
nach Einschatzung der Organisationen der Zivilgesell-
schaft. Es werden die Praktiken der EU-Mitgliedstaa-
ten in Bezug auf den Zugang zu einem rechtmaBigen
Status fur Familienangehorige in einer irreguléren
Situation beleuchtet und der Zugang zu einer Ehe-
schliefung untersucht.

8.1. Griinde fur die
Irreqularitat von
Familienangehérigen

Der irrequldre Status einzelner Familienangehori-

ger stellt in einer Reihe von EU-Mitgliedstaaten ein
bedeutendes Thema dar. In den Rechtsvorschriften

488 EuGH, Rechtssache C-434/09, McCarthy, 5. Mai 2011.
489 EuGH, Rechtssache C-34/09, Gerardo Ruiz Zambrano gegen
Office national de I'emploi (ONEm), 8. Marz 2011.



zahlreicher EU-Mitgliedstaaten ist die Erteilung einer
Aufenthaltserlaubnis fiir Personen in einer irrequlé-
ren Situation aus familidren Griinden vorgesehen. In
Frankreich wurde zwischen 2002 und 2006 der Auf-
enthaltsstatus von mehr als 85 ooo Personen aus
personlichen oder familidren Grinden legalisiert.4° In
Spanien sind familidre Aspekte eines der drei zentra-
len Kriterien (zusétzlich zu Mindestaufenthaltsdauer
und Beschéaftigung), die nach dem ,arraigo social”
Legalisierungsmechanismus zu beriicksichtigen sind.
Allein im Jahr 2006 wurde der Status von 6 619 der
22 958 Antragsteller nach dieser Vorschrift legali-
siert.4>" In Schweden wurde zwischen 2005 und 2007
etwa 27 ooo Migranten ein Aufenthaltstitel aus Griin-
den ,auflergewohnlich beeintrachtigender Umstande”
erteilt, wobei Familien einen erheblichen Teil der
Antragsteller ausmachten.4? Im Vereinigten Koénigreich
wurde von 2003 bis 2007 22 0oo Personen ein ,unbe-
fristetes Bleiberecht” auf Grundlage der sogenannten
Bestimmung zu einer langen Aufenthaltszeit erteilt,
vermutlich zdhlten auch hier zahlreiche Familienange-
horige zu dem betreffenden Personenkreis.*%

Dariber hinaus haben einige EU-Mitgliedstaaten Lega-
lisierungsprogramme aufgelegt, die speziell oder in
erheblichem Umfang auf Migrantenfamilien mit Kindern
ausgerichtet sind, darunter Belgien (2000),4%4 Frankreich
(1997 und 2006),%°s Schweden (2007) und das Programm

490 Kraler, A. (2009), ,Regularisations: A misguided option or part
and parcel of a comprehensive policy response to irreqular mi-
gration?”, IMISCOE Working Paper No. 24, S. 28, abrufbar unter:
http://dare.uva.nl/document/138178.

491 Die Informationen wurden der FRA im Mai 2011 vom Ministerium
fur Arbeit und Einwanderung ubermittelt. Nach Angaben der
OECD wurde der Status von etwa 20 0oo Personen nach dieser
Vorschrift legalisiert; in OECD (2009), International Migration
Outlook. Annual Report 2008, Paris, OECD.

492 Kraler, A. und Reichel, D. (2009), ,Sweden” in: Baldwin-
Edwards, M. und Kraler, A. (Hrsg.), REGINE. Regularisations in
Europe, Amsterdam, Amsterdam University Press, S. 461.

493 Gordon, ., Scanlon, K., Travers, T. und Whitehead, C. (2009), Eco-
nomic impact on London and the UK of an earned regularisation
of irregular migrants in the UK, London, Greater London Authority
(GLA), S. 26, abrufbar unter: http://legacy.london.gov.uk/mayor/
economic_unit/docs/irregular-migrants-report.pdf.

494 In Belgien wurde der Status von mindestens 37 900 Personen
nach dem Legalisierungsprogramm im Jahr 2000 legalisiert, dar-
unter zahlreiche Familienangehérige. Das im Jahr 2006 aufgelegte
Programm zur Losung von Altféllen lief zum Zeitpunkt der Verfas-
sung dieses Berichts noch und sollte im Jahr 2011 abgeschlossen
werden; siehe Kraler, A., Bonjour, S. und Dzhengezova, M. (2009),
,Belgium” in: Baldwin-Edwards, M. und Kraler, A. (Hrsg.), REGINE.
Regularisations in Europe, Amsterdam, Pallas Publications, S. 193.

495 Rundschreiben des Innenministeriums (1997), Circulaire NOR:
INTD9700104C du 24 juin 1997 relative au réexamen de la situa-
tion de certaines catégories d'étrangers en situation irréguliere,
JO num. 147, 26. Juni 1997; Rundschreiben des Innenministeriums
(2006), Circulaire NOR:INTKo600058C du 13 juin 2006 relative
aux mesures a prendre a I'endroit des ressortissants étrangers
dont le séjour en France est irrégulier et dont au moins un enfant
est scolarisé depuis septembre 2005. Im Rahmen der franzosi-
schen Legalisierungsmalinahme von 1998 wurde der Status von
etwa 87 0oo Personen legalisiert, grof3tenteils auf familiaren
Grunden. Im Rahmen der LegalisierungsmaRnahme von 2006,
deren Schwerpunkt auf Familien mit Schulkindern lag, wurde der
Status von knapp 7 0oo Personen legalisiert. Sohler, K. (2009),
JFrance” in: Baldwin-Edwards M. and Kraler, A. (Hrsg.), REGINE.
Regularisations in Europe. Amsterdam, Pallas Publications, S. 281.
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zur Lésung von Altfallen im Vereinigten Kénigreich
(2003 und 2006).4%¢ Im Vereinigten Konigreich erhielten
etwa 52 500 Hauptantragsteller und 86 ooo unterhalts-
berechtigte Personen ein Aufenthaltsrecht im Rahmen
der beiden groRen Programme zur Losung von Altfallen,
die zwischen 2003 und 2008 durchgefihrt wurden und
die teilweise speziell auf Migranten mit Familienange-
horigen ausgerichtet waren. Bei anderen Programmen
war die Wahrscheinlichkeit einer Legalisierung von Mig-
ranten mit Familienangehorigen héher und sie machten
daher den GrofRteil der Personen aus, deren Aufenthalt
legalisiert wurde.

Es wurden drei wiederkehrende Aspekte ermittelt,
die den Erhalt eines Aufenthaltstitels von Familienan-
gehdrigen einschranken kénnen: technische Hinder-
nisse, die sich aus der Pflicht zur Beantragung einer
Aufenthaltserlaubnis vom Ausland aus ergeben, wie
beispielsweise fehlende Mittel zur Bezahlung der Rei-
sekosten, das Fehlen von Reisedokumenten sowie mit
einer Rickkehr verbundene Sicherheitsrisiken; Mit-
telanforderungen an den Zusammenfihrenden und/
oder Antragsteller, wie Einkommensgrenzen, Gebih-
ren, Wohnraumanforderungen oder die Notwendigkeit,
ein festes und langfristiges Beschaftigungsverhaltnis
nachzuweisen; und spontane Familienzusammenfih-
rungen durch Personen, die keinen Recht auf Familien-
zusammenfihrung haben, oder aufgrund verzégerter
Verfahren oder eines fehlenden Verstandnisses des
Verfahrens. Was den letzten Punkt betrifft, ist darauf
hinzuweisen, dass das Recht auf Familienzusammen-
fihrung fir Drittstaatsangehorigen auf die Kernfamilie
(Ehegatten und minderjahrige Kinder) beschrankt ist
und daher nicht alle Familienangehorigen umfasst, mit
denen ein Abhangigkeitsverhaltnis oder eine beson-
ders starke Bindung besteht.4o7

Die Vertreter der Zivilgesellschaft wurden um eine
Bewertung der wichtigsten Griinde fiir den irreguldren
Status von Familienangehorigen gebeten.49® Wie aus
Abbildung 7 ersichtlich ist, sind die Antworten relativ
gleichméf3ig verteilt. In den 14 EU-Mitgliedstaaten, fir
die Bewertungen der zivilgesellschaftlichen Organi-
sationen vorliegen, werden als wichtigster Grund die

496 Gordon, I., Scanlon, K., Travers, T. und Whitehead, C. (2009),
Economic impact on London and the UK of an earned
regularisation of irreqular migrants in the UK, London, Greater
London Authority (GLA), S. 26, abrufbar unter: http://legacy.
london.gov.uk/mayor/economic_unit/docs/irreqular-migrants-
report.pdf.

497 GemaR Artikel 4 (2) der Richtlinie 2003/86/EG kénnen die
Mitgliedstaaten Eltern, Schwiegereltern und finanziell abhangigen
volljdhrigen Kindern die Einreise und den Aufenthalt gestatten.
Dies gilt jedoch nicht fur andere unterhaltsberechtigte Personen,
wie beispielsweise in Artikel 3 (2) der Richtlinie 2004/38/EG
geregelt ist.

498 Fragebogen fur die Vertreter der Zivilgesellschaft. Insgesamt
Ubermittelten zivilgesellschaftliche Organisationen aus
14 Landern eine Antwort auf diese und weitere Fragen zu
Familienangehdérigen und Irregularitat.


http://dare.uva.nl/document/138178
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Abbildung 7: Wichtigste Griinde fir die Irregularitat von Familienangehdérigen laut Antworten der
Zivilgesellschaft, ausgewahlte EU-Mitgliedstaaten (in %)

100 -

90 -

80 A

70 A

60 A

50 -1

40

30 A

20 A

10 A

Anmerkungen: Die Prozentzahlen wurden pro Land berechnet.
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*Durchschnittswert bei gleicher Gewichtung aller Lénder. Die Zahlen in Klammern stehen fiir die Gesamtzahl
der von zivilgesellschaftlichen Akteuren eingegangenen Antworten. Fir die Tschechische Republik
Uibermittelten vier Organisationen eine gemeinsame Antwort.

Quelle: Fragebogen der FRA fiir die Zivilgesellschaft, 2011

Mittelanforderungen genannt:#>? Landertbergreifend
und bei gleicher Gewichtung der Antworten aus allen
befragten Landern betrachten mehr als 40 % der
Befragten die Mittelanforderungen als das gré(3te Hin-
dernis fir den Erhalt eines Aufenthaltstitels fir Fami-
lienangehorige. Nahezu 30 % der Befragten in den
14 Landern messen spontanen Familienzusammenfih-
rungen und technischen Hindernissen, wie die erfor-
derliche Beantragung aus dem Ausland, die grofte
Bedeutung fir Irregularitat bei. Zwar liegen diese
Werte relativ dicht beieinander, doch ist die Bewertung
auf Landerebene in Fallen, in denen mehrere Befragte
die gleiche Bewertung angaben, aussagekraftig.

Bei der Analyse der Antworten auf Ebene der Mit-
gliedstaaten wird die spontane Familienzusammen-
fuhrung aulRerhalb der offiziellen Verfahren in zwei
von 14 Landern (Belgien und Spanien), von denen
Antworten auf die vorstehende Frage eingingen, als

499 Die Lander, aus denen Antworten eingingen, sind Abbildung 7 zu
entnehmen.

der Hauptgrund fir Irreqularitat angesehen. In bei-
den Landern war eine relativ hohe Ubereinstimmung
mehrerer Befragten in dieser Frage festzustellen. In
funf weiteren Landern (Frankreich, Irland, Luxemburg,
Ungarn und Vereinigtes Konigreichse°) werden spon-
tane Familienzusammenfihrungen (zusammen mit
weiteren Griinden) als der wichtigste Grund betrachtet.
Die fehlende Moglichkeit, die Mittelanforderungen zu
erfillen (Einkommen und Wohnraum), wird in vier Lan-
dern (Danemark, Niederlande, Portugal und Zypern) als
wichtigster Grund fir Irreqularitat gewertet und in drei
weiteren Landern (Luxemburg, Ungarn und das Ver-
einigte Konigreich) werden Mittelanforderungen und
spontane Familienzusammenfihrungen als gleicher-
malen wichtig betrachtet. SchlieRlich werden techni-
sche Hindernisse, wie die erforderliche Beantragung
einer Familienzusammenfihrung aus dem Ausland, in
drei Landern (Deutschland, Osterreich und die Tsche-

500 Fir das Vereinigte Konigreich wurde ,spontane Familienzusam-
menfihrung” nicht ausgewahlt, sondern aus dem Text abgelei-
tet.



Familienleben

Tabelle 11: Familienangehdrige, die sich laut den Antworten der Zivilgesellschaft am haufigsten in einer
irreqguldren Situation befinden, ausgewahlte EU-Mitgliedstaaten

EU-Mitgliedstaat Ehepartner  Kind > 18
Belgien (5) ** **
Danemark (1) xhK *rKk
Deutschland (3) ol faa
Frankreich (5) XK *rK
Irland (2) *xKx *hKk
Luxemburg (2) * **
Niederlande (3) *xK i
Osterreich (5) *okk *kk
Portugal (4) ** wxKx
Spanien (26) *rKk rxKx
Tschechische . o
Republik (1)

Ungarn (2) xhk **
Vereinigtes Konigreich (2) *k i
Zypern (1) *k Kk **
Durchschnitt (alle) 2,0 2,5

Eltern Geschwister Kinder Cous.ins/
Cousinen

*% ** % * **
** * * *
* %% * ***% *
* %% ** * % *
***% ** ** **
*%* **x*% * * %%
* * % ** *
* ** *%* *
** **% * *%* %
* k% * %% *%* * %%
* * % **%* *
*%* ** * %% **
** * % * % *%*
*k* ** ***% *
31 33 39 4,1

Anmerkungen: Die Héchstzahl der Antworten pro Frage wird in Klammern angegeben, fir die Tschechische Republik wurde
eine gemeinsame Antwort von vier NRO ibermittelt. Die Befragten wurden gebeten, die Wahrscheinlichkeit
zu bewerten, mit der sich bestimmte Familienangehérige in einer irreguldren Situation befinden, wobei 1 fir
die hdchste Wahrscheinlichkeit und 6 fiir die geringste Wahrscheinlichkeit steht. In dieser Tabelle wird die
durchschnittliche Bewertung wie folgt ausgewiesen:

***  100-26
* 2,7-4,4
¥ 45-60
Quelle: Fragebogen der FRA fiir die Zivilgesellschaft, 2011

chische Republik) als der wichtigste Grund genannt,
wobei in Osterreich und Deutschland die Ubereinstim-
mung bei diesem Faktor offenbar besonders hoch ist.
In zwei weiteren Landern (Frankreich und Irland) wer-
den technische Hindernisse und spontane Familienzu-
sammenfihrungen als gleichermaf3en bedeutend fiir
Irreqularitat bewertet.s*

Auch wenn bestimmte Hindernisse in manchen Mit-
gliedstaaten offenbar nicht von Bedeutung sind, ist fir
eine diesbezligliche Schlussfolgerung eine umfassen-
dere Erhebung erforderlich.

501 Die faktisch fehlende Mdglichkeit fur eine Rickkehr ist ein
wichtiger Grund fir die NichterfGllung dieser Anforderungen.

8.2.Formen der Irreqularitat
in Zusammenhang mit
Familien

In der Erhebung unter der Zivilgesellschaft ersuchte die
FRA die Befragten um eine Bewertung anhand ihrer
Erfahrungen, welche Familienangehérigen am haufigs-
ten einen irrequldren Status aufweisen.

Insgesamt werden Ehepartner als jene Familienange-
horigen betrachtet, die am haufigsten einen irregula-
ren Status aufweisen, an zweiter Stelle folgen volljéh-
rige Kinder. Minderjahrige Kinder und Cousins gelten
als die Gruppen mit der geringsten Wahrscheinlich-
keit eines irreqguldren Status, obwohl einige Ausnah-
men festzustellen sind. Kinder scheinen generell eine
grof3ere Sicherheit in Bezug auf den Aufenthaltssta-
tus zu genieRen und sind somit weniger dem Risiko
eines irregularen Status ausgesetzt, da ihnen haufig
ein grofSerer Schutz gewahrt wird als Erwachsenen.
In einer Gruppe von Landern wird der Schutz jedoch
offenbar als wirksamer wahrgenommen als in einer
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anderen Gruppe von Landern, in denen Kinder als jene
Personen gelten, die dem grofRten Risiko von Irrequ-
laritat ausgesetzt sind (Deutschland, die Tschechische
Republik, Ungarn und Zypern). Ahnliche Unterschiede
sind auch bei Geschwistern und Eltern zu verzeichnen.

Bei der Analyse der Antworten auf Ebene der Mitglied-
staaten werden in zehn Landern (Danemark, Deutsch-
land, Frankreich, Irland, die Niederlande, Osterreich,
Spanien, die Tschechische Republik, Ungarn und
Zypern) Ehepartner am haufigsten genannt, wahrend
diese in Luxemburg als die Gruppe mit dem geringsten
Risiko eines irreguldren Status gelten.s°z In vier Landern
(Belgien, Luxemburg, Portugal und Spanien) werden
Geschwister als die wichtigste Kategorie genannt,
wahrend in zwei Landern (Portugal und das Vereinigte
Konigreich) sowohl Geschwister als auch Cousins als
wichtigste Gruppen angefiihrt werden.

8.3.Familienzusammen-
fihrungen

Im Rahmen dieser Studie wurden die Befragten der
Zivilgesellschaft gebeten einzuschatzen, ob und in
welchem Umfang Familienangehérige in einer irregu-
laren Situation Zugang zu einem rechtméBigen Auf-
enthaltstitel auf Grundlage ihrer Familienbindung mit
sich rechtméaRig aufhaltenden Familienangehérigen
(Burger, EU-Birger oder sich rechtmaRig aufhaltende
Drittstaatsangehorige) haben. Anhand dieser Frage
sollte unter Beriicksichtigung der Erfahrungen von Ver-
tretern der Zivilgesellschaft, die mit Migranten arbei-
ten, bewertet werden, in welchem Umfang tatséachlich
eine Zusammenfihrung von Familienangehérigen mit
ihren Familien maéglich ist. Tabelle 12 sind die Antwor-
ten der zivilgesellschaftlichen Akteure auf diese Frage
zu entnehmen.

Den meisten Antworten zufolge ist der Zugang zu
einem rechtmaRigen Aufenthalt grundsatzlich mog-
lich. Allerdings ist der Zugang in der Praxis haufig
versperrt, da sich die Praktiken fir die Erteilung einer
Erlaubnis unterscheiden oder nur selten eine Erlaub-
nis erteilt wird. Daraus lasst sich schlieRen, dass beim
Zugang zu einem rechtmaRigen Aufenthalt ein groRer
Ermessensspielraum der Verwaltung besteht. Dies
erklart teilweise die unterschiedlichen Meinungen der

502 Zu Ehepartnern siehe Kraler, A. (2010), Civic Stratification, Gender
und Familienintegrationspolitiken in Europa, Wien, BMWF/
ICMPD, S. 64f, abrufbar unter: www.icmpd.org/fileadmin/ICMPD-
Website/ICMPD-Website_2011/Research_and_Documentation/
publications/AK_Family_Migration_WP_o1.pdf. Informationen zu
einem der ersten europdischen Forschungsprojekte zum Thema
binationale Ehen finden sich in: Verband binationaler Familien
und Partnerschaften (2001), Fabienne: Familles et couples
binationaux en Europe, Frankfurt, Verband binationaler Familien
und Partnerschaften.

Die Grundrechte von Migranten in einer irreguldren Situation in der Europdischen Union

Befragten in einigen Landern zu der Frage, ob ber-
haupt ein Zugang zu einem rechtmaRigen Aufenthalt
moglich ist.5e3

Wenn die vorstehenden Optionen als Bandbreite
zwischen zwei Extremen betrachtet werden, die von
groRzlgigen, liberalen Praktiken bis zu restriktiveren
Praktiken reichen, kénnen die EU-Mitgliedstaaten
anhand der Antworten auf diese Frage in drei Grup-
pen unterteilt werden:5°4 Lander, in denen Familien-
angehorigen von sich rechtmaRig aufhaltenden Per-
sonen in der Regel Zugang zu einem Aufenthaltstitel
gewdhrt wird (Portugal); Lander, in denen ein Zugang
theoretisch méglich ist, in der Praxis jedoch Unter-
schiede bestehen und diverse Einschrankungen gel-
ten (Belgien, Danemark, Frankreich, Luxemburg, die
Niederlande, Spanien, die Tschechische Republik,
Ungarn und das Vereinigte Konigreich); und eine letzte
Gruppe (Deutschland, Irland, Osterreich und Zypern), in
der nach Einschatzung der NRO eine restriktive Politik
Anwendung findet, nach der nur eine Aussetzung der
Abschiebung oder im besten Fall ein befristeter Auf-
enthalt moglich ist, der fur sich irreqular aufhaltende
Familienangehorige von Personen mit rechtmaRigem
Aufenthalt in der Praxis nur selten erteilt wird. In die-
sem Bereich konnten weitere Studien durchgefihrt
werden, in deren Rahmen die Meinung weiterer Inte-
ressenvertreter eingeholt wird.

Der allgemeine Rechtsrahmen fiir die Familienzusam-
menfihrung ist ein wichtiger Faktor, der entweder zum
Risiko einer irrequldren Situation von Familienange-
horigen beitragen oder dieses verringern kann. Die
betreffenden Personen missen iber den geltenden
Vorschriften informiert werden. Ob rechtliche Moglich-
keiten fir eine Zusammenfihrung grundsétzlich beste-
hen oder nicht, scheint selbst unter den fur diesen
Bericht befragten Akteuren der Zivilgesellschaft nicht
klar zu sein. Wenn keine rechtméaRige Zusammen-
fiahrung moglich ist oder das Versténdnis fur diesbe-
zigliche Verfahren fehlt, kann dies dazu fihren, dass
sich Personen fir eine Familienzusammenfihrung auf
anderen Wegen entscheiden.

Drei Elemente im Bereich der Familienzusammenfih-
rung haben insbesondere Auswirkungen auf die Még-
lichkeiten von Personen, Zugang zu legalen Wegen
der Familienzusammenfiihrung zu erhalten. Dariiber
hinaus kann ein viertes Hindernis von der Pflicht der
Mitgliedstaaten abgeleitet werden, Einreiseverbote fur
Personen zu verhangen, deren irrequldrer Aufenthalt
im Land festgestellt wurde.

503 Widersprichliche Antworten gingen beispielsweise aus
Frankreich und Osterreich ein.

504 Auf diese Frage gingen aus den 14 in Abbildung 8 aufgefiihrten
Landern Antworten ein.
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Abbildung 8: Zugang zu einem Aufenthaltstitel fir Personen in einer irreqularen Situation, deren
Familienangeharige sich rechtmaRig im jeweiligen Land aufhalten, laut den Antworten der
Zivilgesellschaft, ausgewadhlte EU-Mitgliedstaaten (in %)
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Anmerkungen: Die Prozentzahlen wurden pro Land berechnet. Die Zahlen in Klammern stehen fir die Gesamtzahl der von
zivilgesellschaftlichen Akteuren eingegangenen Antworten.

Quelle: Fragebogen der FRA fiir die Zivilgesellschaft, 2011

Personen, die Anspruch auf
Familienzusammenfiihrung haben

Zundchst ist festzuhalten, dass lediglich die Mitglie-
der der Kernfamilie, d. h. Ehegatten und minderjshrige
Kinder, Anspruch auf Familienzusammenfihrung mit
Drittstaatsangehérigen haben.s*s Auch wenn gemaR
Artikel 4 Absatze 2 und 3 der Richtlinie zur Familien-
zusammenfihrung die Aufnahme weiterer Familien-
angehoriger - wie volljdhrige unverheiratete Kinder
oder Verwandte in gerader aufsteigender Linie ersten
Grades und nicht eheliche Lebenspartner - zuldssig
ist, sind diese Bestimmungen optional. Personen, mit
denen eine enge familiare Bindung besteht, kdnnen
daher von einer rechtmafRigen Familienzusammenfih-
rung ausgeschlossen sein.

Im Fall der fir Staatsangehdérige eines EU-Mitglied-
staats, die in einem anderen (als ihrem eigenen)

505 Richtlinie zur Familienzusammenfihrung, Artikel 4 (1).

EU-Mitgliedstaat leben, geltenden Freizigigkeitsricht-
linie ist fur alle unterhaltsberechtigten Familienange-
hérigen die erleichterte Einreise und der Aufenthalt zu
gewahren,s°¢ obwohl die Kommission festgestellt hat,
dass in 13 EU-Mitgliedstaaten diese Bestimmung nicht
korrekt umgesetzt wurde.s°7

Mittelanforderungen

Fur Familienzusammenfihrungen mit Drittstaatsange-
horigen stellt die Notwendigkeit, bestimmte Mittelan-
forderungen zu erfiillen, wie beispielsweise bestimmte

506 Richtlinie 2004/38/EG des Europaischen Parlaments und des
Rates vom 29. April 2004, Artikel 3 (2).

507 Europaische Kommission, Bericht der Kommission an das
Europdische Parlament und den Rat Uber die Anwendung der
Richtlinie 2004/38/EG des Europdischen Parlaments und des Rates
Uber das Recht der Unionsbirger und ihrer Familienangehérigen,
sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und
aufzuhalten, KOM(2008) 840 endgdiltig, S. 4.
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Einkommensgrenzen, ein weiteres Hindernis dar.5°®
Fur die Erfallung der Anforderung an den Zusammen-
fihrenden, ,feste und regelméaRige Einkinfte, die
fur seinen eigenen Lebensunterhalt und den seiner
Familienangehorigen ausreichen” nachzuweisen, ist
normalerweise ein fester und langfristiger Arbeits-
vertrag oder eine Vollzeitstelle erforderlich, was sich
negativ auf Teilzeitbeschaftigte und Selbststéndige
auswirkt.se® Die fir die Familienzusammenfihrung
mit Drittstaatsangehdorigens™ geltende Anforderung
an den Wohnraum fir die gesamte Familie muss hau-
fig vor der Familienzusammenfihrung erfillt werden,
wodurch die Ressourcen des Zusammenfiithrenden
belastet werden.

Antragstellung aus dem Ausland

Ein drittes Hindernis ist die Anforderung, einen Antrag
auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis vom Ausland
aus zu stellen. Diese qilt fir die Familienzusammen-
fihrung mit Drittstaatsangeho6rigen und in einigen
Léndern auch fir die Familienzusammenfihrung mit
Unionsbiirgern, die Gber keine Freizugigkeitsrechte
verfligen.s” Der EuGH hat hingegen klargestellt, dass
auf Grundlage der Richtlinie 2004/38/EG Familienan-
gehorige von Unionsbirger, die in einen anderen EU-
Mitgliedstaat umziehen, einen Antrag auf Erteilung
einer Aufenthaltserlaubnis im Aufnahmemitgliedstaat
stellen kédnnen, unabhdngig davon, wie der Drittstaats-
angehorige in das Land eingereist ist.5*

Wie Abbildung 7 zu entnehmen ist, wird die Anforde-
rung, einen Antrag von auRerhalb des Landes zu stel-
len, von den Organisationen der Zivilgesellschaft als
Hindernis angesehen. Die Rickkehr kann sich in man-
chen Fallen aufgrund technischer Hindernisse, wie das
Fehlen von Reisedokumenten oder Schwierigkeiten
bei der Feststellung der Staatsangehorigkeit, schwierig
gestalten.s In anderen Fallen kann die Rickkehr ein
praktisches Hindernis in Bezug auf die Kosten, die Dauer
der Trennung, die aus der Einhaltung des Grundsatzes

508 Richtlinie zur Familienzusammenfihrung, Artikel 7 (1). Siehe
auch Europaische Kommission, Bericht der Kommission an
das Europdische Parlament und den Rat tber die Anwendung
der Richtlinie 2004/38/EG des Europaischen Parlaments
und des Rates tUber das Recht der Unionsbirger und ihrer
Familienangehdérigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten
frei zu bewegen und aufzuhalten, KOM(2008) 840 endgiiltig, S. 5.

509 Richtlinie zur Familienzusammenfihrung, Artikel 7 (1)
Buchstabe c.

510 Ibid., Artikel 7 (1) Buchstabe b.

511 Siehe z. B. Osterreich, Niederlassungs - und Aufenthaltsgesetz,
BGBI. I N. 100/2005, zuletzt gedndert BGBI. I N. 38/2011, § 21.

512 Siehe EuGH, Rechtssache C-127/08, Metock und andere gegen
Minister for Justice, Equality and Law Reform, 25. Juli 2008; sowie
Rechtssache C-551/07, Deniz Sahin gegen Bundesminister fir
Inneres, 19. Dezember 2008.

513 Eine detaillierte Fallbeschreibung siehe Wittmann, S. C. (2010),
Binationale Ehen von Osterreicherinnen mit Drittstaatsange-
hérigen im Lichte der Judikatur des EGMR, VfGH und VWGH zu
Artikel 8 EMRK, Masterarbeit, Universitat Graz, S. 20, abrufbar
unter: http://ehe-ohne-grenzen.at/uploads/publikationen/dip-
lomarbeit_wittmann_binationale%2oehen.pdf.
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einer Beantragung aus dem Ausland resultiert, und die
Ungewissheit, ob dem Antrag stattgegeben und die
(Wieder-)einreise genehmigt wird, darstellen.s*

Zwar wird in Artikel 5 Absatz 3 der Richtlinie zur Fami-
lienzusammenfihrung (2003/86/EG) die Beantragung
von auBBerhalb des Landes als allgemeiner Grundsatz
fir die Familienzusammenfiihrung festgelegt, doch
wird es den EU-Mitgliedstaaten auch gestattet, in
Ausnahmefallen von dieser Klausel abzuweichen. Die
meisten EU-Mitgliedstaaten nehmen diese Ausnahme-
regelung in Anspruch. Zypern ist der einzige Mitglied-
staat, in dem eine Antragstellung aus dem Ausland
nicht méglich ist. In Osterreich sind Antrége aus dem
Ausland nur aus humanitdren Grinden und in Deutsch-
land nur dann zuldssig, wenn die Rickkehr des Antrag-
stellers in sein Herkunftsland nicht angemessen ist.5™

Die Befolgung einer Rickkehrentscheidung und/oder
der Anforderung, eine Familienzusammenfiihrung aus
dem Ausland aus zu beantragen, kann den Anspruch
auf Familienzusammenfiihrung gefahrden, wenn die
daraus resultierenden Zeitrdume einer Trennung die
zustandigen Behorden dazu verlassen, in Frage zu stel-
len, ob zwischen den Familienmitgliedern noch eine
aktive familidre Bindung besteht.s*

514 Sohler, K. und Lévy, F. (2009), Civic stratification, gender and
family migration in France: Analysis of interviews with migrants
and their family members, Wien, BMWF/ICMPD, S. 18f, abrufbar
unter: http://research.icmpd.org/fileadmin/Research-Website/
Project_material/NODE/FR_Interview_Analysis.pdf fur ein
Beispiel eines schwierigen Zusammenfihrungsprozesses einer
chinesischen Familie (Ehemann, Ehefrau und Kind). Der Ehemann
wurde nach seiner Festnahme durch die Polizei ausgewiesen, die
Ehefrau und das Kind hielten sich jedoch weiter in Frankreich auf.
Nachdem der Status seiner Frau und seines Kindes im Rahmen
der Legalisiserungsmaf3nahme in den Jahren 1997/1998 legali-
siert worden war, beantragte er eine Familienzusammenfihrung.
Die préfecture genehmigte schlief3lich den Antrag nach einem
Jahr, doch das franzésische Konsulat in Schanghai verweigerte
fur beinahe weitere drei Jahre ein Einreisevisum und verlangte
den Nachweis weiterhin bestehender familidrer Bindungen. Erst
nach der Einreichung von Beschwerden beim Birgerbeauftragten
(médiateur de la république) wurde ein Einreisevisum erteilt
- vier Jahre nach dem ersten Antrag und acht Jahre nach der
Ausweisung des Ehemanns.
Europdische Kommission (2008), Bericht der Kommission an
das Europdische Parlament und den Rat iber die Anwendung
der Richtlinie 2003/86/EG des Rates betreffend das Recht
auf Familienzusammenfihrung, KOM(2008) 610 endgultig,
8. Oktober 2008, S. 9.
516 Siehe beispielsweise Sohler, K. und Lévy, F. (2009), Civic
stratification, gender and family migration in France: Analysis
of interviews with migrants and their family members, Wien,
BMWEF/ICMPD, S. 18f, abrufbar unter: http://research.icmpd.
org/fileadmin/Research-Website/Project_material/NODE/
FR_Interview_Analysis.pdf.
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Maégliche Folgen von Einreiseverboten

Ein zusatzliches Hindernis kann auf Einreiseverbote
zurickzufiuhren sein, die im Rahmen der Rickfih-
rungsrichtlinie verhangt werden. Gemal3 Artikel 11 der
Richtlinie gehen Riickkehrentscheidungen in der Regel
mit einem Einreiseverbot einher. Ein solches Verbot
wirkt sich EU-weite aus und wird in der Datenbank des
Schengener Informationssystems erfasst, in dem Infor-
mationen fiir die nationale Sicherheit, Grenzkontrolle
und Strafverfolgung gespeichert werden.

Wenn ein EU-Mitgliedstaat ein Visum oder eine Auf-
enthaltserlaubnis fur eine Person ausstellen mochte,
gegen die von einem anderen Mitgliedstaat ein Ein-
reiseverbot verhdngt worden ist, ist ein besonderes
Verfahren einzuhalten. Vor der Erteilung einer Einreise-
oder Aufenthaltserlaubnis fiir eine Person, gegen die
ein anderer Mitgliedstaat ein Einreiseverbot verhangt
hat, besteht gemaR der Rickfiihrungsrichtlinie die
Pflicht, den Mitgliedstaat, der das Einreiseverbot ver-
hangt hat, zu konsultieren und dessen Interessen zu
bericksichtigen.s” Obwohl abzuwarten bleibt, wie
diese Bestimmungen umgesetzt werden, fihrt ein
entsprechender Konsultationsprozess moglicherweise
zu einer weiteren Verzdégerung der Zusammenfih-
rung oder verhindert diese sogar unter bestimmten
Umstdnden. Einige Nichtregierungsorganisationen
haben zudem darauf hingewiesen, dass auch ein Ver-
stoRR gegen die Pflicht zur Ausreise, die in Form eines
Einreiseverbots ausgedrickt wird, ein erhebliches Hin-
dernis fur den Zugang zu einer Familienzusammenfih-
rung innerhalb des Landes darstellen kann.>*®

8.4. Zugang zu einer
EheschlieBung

Die Méglichkeit, eine Familie zu griinden, ist ein wich-
tiges Element des Schutzes der Familie. Das Recht auf
EheschlieBung und Griindung einer Familie ist beispiels-
weise in Artikel 23 Absatz 3 des ICCPR verankert. Die
Staaten konnen Einschrénkungen fir das Recht auf
EheschlieBung von Migranten in einer irreqularen Situ-
ation auferlegen, um Scheinehen zu verhindern, die
ausschlieRlich zum Zweck der Sicherung eines Einwan-
derungsvorteils geschlossen werden. Der EGMR akzep-
tierte jedoch weder Einschréankungen, die nicht auf die
Beurteilung des tatsdchlichen Bestehens der Beziehung

517 Ruckfuhrungsrichtlinie (2008/115/EG), Artikel 11 (4).

518 Antworten auf den Fragebogen der FRA fiir die Zivilgesellschaft
aus Deutschland, Osterreich und Spanien; siehe ein Beispiel aus
den Niederlanden in: Kraler, A. (2010), Civic Stratification, Gender
and Family Migration Policies in Europe, Wien, BMWF/ICMPD,

S. 56, abrufbar unter: www.icmpd.org/fileadmin/ICMPD-Website/
ICMPD-Website_2011/Research_and_Documentation/publica-
tions/AK_Family_Migration_WP_o1.pdf.
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abzielten, noch pauschale Verbote der Eheschlielung
von Migranten in einer irrequldren Situation.5

Als Rechtsinstitut beinhaltet die Ehe bestimmte Rechte
sowie Schutz fur die Ehegatten und hat wichtige
Auswirkungen auf die Ausiibung vielféltiger Rechte,
darunter das Sorgerecht, Erbrecht und der Zugang zu
einer Aufenthaltserlaubnis aus familiaren Grinden,
welcher die EheschlieBung von Migranten in einer
irrequléren Situation aus Sicht der Einwanderungs-
kontrolle problematisch werden I3sst. Im Kontext der
seit den 1990er-Jahren zunehmenden Bedenken in
Zusammenhang mit Scheinehen haben die meisten
EU-Mitgliedstaaten ihre Politik zur EheschlieRung von
Drittstaatsangehorigen verscharft.

Artikel 35 der Richtlinie 2004/38/EG enthélt eine Bestim-
mung zur Verhinderung von Scheinehen, die betont,
dass etwaig ergriffene Mafdnahmen verhéltnismaRig
sein missen und die Verfahrensgarantien gewahrt
werden missen. GemaR der Richtlinie zur Familienzu-
sammenfihrung ist die Ablehnung eines Antrags auf
Familienzusammenfihrung ebenfalls zuldssig, wenn die
Ehe ,nur zu dem Zweck geschlossen wurde [...], um der
betreffenden Person die Einreise in einen Mitgliedstaat
[..] zu ermdglichen” (Artikel 16 Absatz 2 Buchstabe b).

Zwar sind MaBnahmen zur Verhinderung von Schein-
ehen aus grundrechtlicher Sicht nicht per se problema-
tisch und spiegeln die legitimen Bedenken der Staaten
und ihr souveranes Recht zur Einwanderungskontrolle
wider, dennoch mussen die Staaten bei Schutzmal3-
nahmen oder Strafen die Grundrechte jedes Einzelnen
wahren. Insbesondere missen sie sicherstellen, dass
keine gegen den Missbrauch von EheschlieBungen
getroffenen MaBnahmen die Grundrechte einer Person
gefdhrden, eine Familie zu griinden oder aus freiem
Willen eine Ehe zu schlief3en.

Infolge der vermehrten MaRnahmen bei Eheschlie-
Bungen kénnen sich Personen in einer tatsachlichen
Beziehung rechtlichen oder praktischen Hindernissen
gegenibersehen, durch die sie am Zugang zu einer
EheschlieBung gehindert werden. Aus grundrechtli-
cher Sicht spielt die VerhaltnismaRigkeit eine zentrale
Rolle. Grundsatzlich ist es mit den Menschenrechten
vereinbar, eine Ehe fir nichtig zu erklaren, wenn diese
ausschlieBlich oder hauptséchlich zum Erwerb eines
Aufenthaltstitels geschlossen wurde; es verstof3t
jedoch gegen den Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit,
eine EheschlieBung zu verweigern, nur weil einer der
Partner dadurch einen Aufenthaltstitel erwirbt.

519 EGMR, 0’Donoghue und andere gegen das Vereinigte Kénigreich,
Nr. 34848/07, 14. Dezember 2010, Randnummer 87ff. Zudem
missbilligte der Gerichtshof die Hohe der vom Vereinigten
Koénigreich erhobenen Gebihren.
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Vor diesem Hintergrund kénnen die Praktiken in
bestimmten EU-Mitgliedstaaten in Bezug auf die
Bedingungen fir eine EheschlieBung unter dem
Aspekt der Grundrechte problematisch sein: Fir eine
EheschlieBung oder eine eingetragene Partnerschaft
(sofern méglich) ist in mindestens sechs EU-Mitglied-
staaten ein Nachweis des rechtmaRigen Aufenthalts
erforderlich (Deutschland,s?° Danemark,>" Estland,5>
Griechenland,s> Litauens>4 und Lettlands*). In diesen
Landern ist ein rechtmaRiger Aufenthalt eine Voraus-
setzung fur eine Eheschliel3ung. Dies war in der Ver-
gangenheit auch im Vereinigten Konigreich der Fall.
Urspriinglich war der Nachweis eines Bleiberechts
erforderlich, um eine im Asyl- und Einwanderungs-
gesetz von 2004 (2004 Asylum and Immigration Act)
eingefiihrte ,Genehmigungsbescheinigung” (certifi-
cate of approval) zu erhalten. Die Anforderung einer
,Genehmigungsbescheinigung” galt nicht fir Personen
mit einem unbefristeten Bleiberecht oder Personen,
die eine Ehe in einer anglikanischen Kirche in England
oder Wales schlieBen wollten.s2¢ Zwar wurde die Poli-
tik gedndert und die Beantragung einer ,Genehmi-
gungsbescheinigung” ist auch fir Personen ohne ein
gltiges Bleiberecht moglich,57 doch die erforderliche
Beantragung der Bescheinigung hatte eine in starkem
Mal3e abschreckende Wirkung, da sie zur Aufdeckung

520 Deutschland, Aufenthaltsgesetz, § 30 (1) Satz 1 Ziffer 3.

521 Gemdl} dem Ehegesetz Bestimmung 11 Buchstabe a kann
nur eine Ehe geschlossen werden, wenn beide Partner die
danische Staatsbiurgerschaft oder einen Aufenthaltstitel in
Danemark gemaf? dem Auslandergesetz § 1 bis 3 Buchstabe 3,
§ 4 Buchstabe b oder § 5 (2) bzw. eine Aufenthaltserlaubnis
gemal § 6 bis 9 Buchstabe f haben. In Ausnahmefallen und
insbesondere in Fallen eines langen faktischen Aufenthalts in
Danemark kann auf diese Anforderung verzichtet werden (von
der nationalen Kontaktstelle des EMN fur Danemark bermittelte
Informationen, November 2010).

522 Estland, Gesetz zum Familienstand, Artikel 58.

523 Die Dokumentationspflichten (einschlieRlich des Nachweises
eines rechtmafigen Aufenthaltes) sind im Gesetz 1250/82 zur
Erteilung einer Genehmigung fir eine standesamtliche Trauung
von Auslandern festgelegt. Gemaf3 Artikel 31 (2) des Geset-
zes 1975/91 haben nur Auslander, die sich rechtmaRig in Grie-
chenland aufhalten, Anspruch auf Erteilung einer Genehmigung
fur eine standesamtliche Trauung.

524 Die Standesbeamten kontrollieren die Reisepdsse, Visa und
Aufenthaltserlaubnisse. Die EheschlieSung eines Auslanders in
einer irrequldren Situation wird nicht in das Register eingetragen.
Die Informationen wurden von der nationalen Kontaktstelle des
EMN fir Litauen Gbermittelt.

525 Die Informationen wurden vom lettischen Grenzschutzdienst im
November 2010 Ubermittelt.

526 Eingefihrt durch die Abschnitte 19 bis 24 des Asyl- und
Einwanderungsgesetzes von 2004, siehe frihere Leitlinien der
UK Border Agency (2010), COA [Certificate of Approval] Guidance
Notes. Version 4/2009, abrufbar unter: www.giolegal.co.uk/
Docs/Immigration_Forms/Forms/Aprilog/coa_quide.pdf.

527 Siehe Standardhinweis: ,Immigration: abolition of the certificate
of approval to marry requirement”, SN/HA/3780 von Melanie
Grower, Home Affairs Section of the House of Commons,

13. April 2011.
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von irrequldren Aufenthalten fihrte. Die Anforderung
einer Bescheinigung wurde im Mai 2011 abgeschafft.s»

Zudem ist die Vorlage eines ,Ehefdhigkeitszeugnis”
eine allgemeine Anforderung in zahlreichen EU-Mit-
gliedstaaten. Diese zielt darauf ab, verbotene Formen
der Ehe, wie Polygamie, EheschlieRungen von Perso-
nen, die noch nicht im heiratsfadhigen Alter sind, oder
EheschlieBungen unter engen Verwandten zu ver-
hindern. In der Praxis kdnnen diese Bescheinigungen
ein Ehehindernis darstellen. In Zypern beispielsweise
verweigert die Behorde fiir das Standesamtswesen
und EheschlieBungen in der Regel Drittstaatsangeho-
rigen ohne ein Aufenthaltsdokument oder mit einem
abgelaufenen Aufenthaltsdokument die Ausstellung
einer Heiratsurkunde, s> wodurch ein rechtmaRiger
Aufenthalt in der Praxis eine Voraussetzung fir eine
EheschlieBung ist.53°

Schlussfolgerungen

Im Zusammenhang mit Migranten in einer irrequla-
ren Situation in der EU spielt auch die Familiendimen-
sion eine wichtige Rolle. Wie durch die von der FRA
durchgefiihrten Forschungsarbeiten aufgezeigt, sind
die Grinde fir Familienzusammenfihrungen auBer-
halb der festgelegten Verfahren vielfaltig. Zwar sind
weitere Daten und Informationen zur Ermittiung der
Schlisselfaktoren erforderlich, doch umfassen diese
die erforderliche Einhaltung von Verfahrens- und
Mittelanforderungen sowie die Tatsache, dass eine
Familienzusammenfihrung im Rahmen der Richtlinie
zu Familienzusammenfiihrungen nicht alle Familienan-
gehoérigen umfasst, mit denen ein Abhangigkeitsver-
haltnis oder eine starke Bindung besteht.

528 Nach der Erkldrung des High Court im April 2006 legte die Regie-
rung des Vereinigten Kénigreichs Berufung gegen das Urteil in
Bezug auf die Feststellung zu Artikel 12 ein. Die Regelung wurde
geandert und bei der Berufung des House of Lords befand das
Gericht die Regelung fur mit Artikel 12 vereinbar und beschrankte
die Erklarung ausschlief3lich auf Artikel 14 und die Ausnahmere-
gelung fur die anglikanische Kirche (Diskriminierung aufgrund der
Religion und Staatsangehorigkeit). Die Regierung des Vereinigten
Konigreichs nahm Verhandlungen mit der Church of England auf,
um die Kirche in die Regelung fir die ,Genehmigungsbescheini-
gung” aufzunehmen. Es konnte allerdings keine Einigung erzielt
werden und die Regierung akzeptierte, dass fir eine Behebung
der Unvereinbarkeit die Aufhebung der gesamten Regelung zur
,Genehmigungsbescheinigung” erforderlich ist.
In Artikel 31 (1) des EheschlieBungsgesetzes 104(1)/2003
enthaltene Bestimmung.
530 Die Informationen wurden vom Biro des Verwaltungskommis-
sars (Burgerbeauftragter) in Zypern tbermittelt.
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Obwohl abzuwarten bleibt, wie die Einreiseverbote
im Rahmen der Rickfiihrungsrichtlinie angewendet
werden, besteht das Risiko, dass diese einer Familien-
zusammenfihrung unter bestimmten Umstanden im
Wege stehen oder diese verzégern.

Die MalRnahmen zur Verhinderung von Scheinehen
sollten so konzipiert sein, dass eine Gefdhrdung des
Rechts auf EheschlieBung und Familiengriindung ver-
mieden wird.

FRA-Gutachten

Es sind weitere Forschungsarbeiten durchzufthren,
um die Schlisselfaktoren (z. B. verfahrenstechnische,
technische oder ressourcenbedingte Hindernisse)
einer spontanen Familienzusammenfiihrung aul3er-
halb der festgelegten Verfahren zu ermitteln. Ein
irreqularer Aufenthaltsstatus ist einer jener Faktoren,
die das Risiko einer Grundrechtsverletzung erhéhen.
Weiterfiihrende Forschungsarbeiten sollten auf den
Ergebnissen des vorliegenden Berichts beruhen.

Die FRA erachtet es fur wichtig zu beobachten,
wie sich ein EU-weites System zum Einreiseverbot
auf das Recht auf Familienzusammenfiihrung aus-
wirkt. Eine erste Bewertung sollte in den fir 2014
geplanten Bericht Gber die Durchfihrung der Riick-
fihrungsrichtlinie aufgenommen werden. In diesem
Bericht ist zudem zu bewerten, ob der Konsultations-
prozess zwischen dem Mitgliedstaat, der eine Auf-
enthaltserlaubnis ausstellt, und dem Mitgliedstaat,
der das Einreiseverbot verhdngt hat, zu unndétigen
Verzégerungen fiihrt.

Mallnahmen zur Einwanderungskontrolle dirfen
keine unverhéltnisméaBigen Beschrdnkungen des
Rechts auf EheschlieBung und Familiengriindung
seitens der Mitgliedstaaten zur Folge haben, wie
etwa pauschale Verbote einer EheschlieSung oder
die Auferlegung von Einschrdnkungen, die (ber
eine Beurteilung des tatsdchlichen Bestehens der
Beziehung hinausgehen.

117






Anhang

Abbildung A1: Schatzwerte zur Zahl der Migranten in einer irreguldren Situation, EU-27

Schatzwerte der sich irrequldr
aufhaltenden Personen in den
27 EU-Mitgliedstaaten,
Jahr 2008 (in Tausend)

I Mindestschatzwert
H Maximaler Schatzwert

m Geringe Qualitat der Schatzung z Mittlere Qualitat der Schatzung

Quelle: Projekt Clandestino; Erfassung von Schdtzwerten aus unterschiedlichen Datenquellen durch das
Hamburgische Weltwirtschaftsinstitut
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HELPING TO MAKE FUNDAMENTAL RIGHTS A REALITY FOR EVERYONE IN THE EUROPEAN UNION

Der Schutz der Grundrechte von Migrantinnen und Migranten in einer irrequldren Situation - also
Personen, die die Einreise-, Aufenthalts- oder Niederlassungsbedingungen in der Europaischen Union (EU)
nicht erfillen, - stellt auch weiterhin eine Herausforderung fir die EU und ihre Mitgliedstaaten dar. Diese
Migrantinnen und Migranten sind dem erhéhten Risiko der Ausbeutung ausgesetzt, da sie oft Defizite auf
dem Arbeitsmarkt ausgleichen und gefdhrliche oder unwirdige Arbeiten verrichten. Auch ihre
Wohnsituation kann aus verschiedenen Grinden prekar sein, und ihr Recht auf medizinische Versorgung
ist nicht in allen EU-Mitgliedstaaten auf die gleiche Weise geschitzt; das Recht auf Bildung fir ihre Kinder
ist nach wie vor nicht klar geregelt. Zwar haben die EU-Mitgliedstaaten ein Recht auf Kontrolle der
Einwanderung, dennoch darf die Nichteinhaltung der Zuwanderungsbestimmungen nicht dazu fihren, dass
diesen Migrantinnen und Migranten bestimmte, fir alle Menschen geltende, Grundrechte entzogen
werden. Dieser Bericht der Agentur der Europaischen Union fur Grundrechte (FRA) befasst sich mit den
rechtlichen und praktischen Herausforderungen, denen die EU-Mitgliedstaaten bei der Gewdhrleistung der
Grundrechte fir Migrantinnen und Migranten in einer irrequldren Situation gegenlberstehen. Zudem
enthalt der Bericht Empfehlungen zur Einbeziehung der Grundrechte in Politiken, Rechtsvorschriften und
Verwaltungsabldufe, die Migrantinnen und Migranten in einer irreqularen Situation betreffen.

Amt fir Veroffentlichungen

. . ISBN 978-92-9192-997-9
FRA - AGENTUR DER EUROPAISCHEN UNION FUR GRUNDRECHTE
Schwarzenbergplatz 11 - 1040 Wien - Osterreich
Tel.: +43 (1) 580 30-0 - Fax: +43 (1) 580 30-699
fra.europa.eu - info@fra.europa.eu
facebook.com/fundamentalrights oll7g 0970

twitter.com/EURightsAgency 92911929


http://fra.europa.eu/de
http://www.facebook.com/fundamentalrights
https://twitter.com/EURightsAgency
http://publications.europa.eu/index_de.htm

	Vorwort
	Zusammenfassung
	Gutachten
	Einleitung
	1	
Rahmen der Grundrechte
	1.1.	Internationale Menschenrechtsbestimmungen
	1.2.	Rahmen des Europarats
	1.3.	Recht der Europäischen Union
	Schlussfolgerungen


	2	
Nicht abgeschobene 
Personen
	2.1.	Umstände, die eine Abschiebung verhindern
	2.2.	Strategien bei einer Nichtrückführbarkeit

	3	
Durchsetzung der Zuwanderungsgesetze
	3.1.	Direkte Durchsetzungsmaßnahmen
	3.2.	Meldepflichten
	Schlussfolgerungen


	4	
Arbeitnehmerrechte
	4.1.	Einbehaltener Lohn oder ungerechte Bezahlung
	4.2.	Entschädigung bei Arbeitsunfällen
	4.3.	Zugang zur Justiz
	Schlussfolgerungen


	5	
Angemessener 
Lebensstandard
	5.1.	Zugang zu privatem Wohnraum
	5.2.	Zugang zu Obdachlosenunterkünften
	5.3.	Wohnraum und Sozialhilfeleistungen für nicht abgeschobene Migranten
	Schlussfolgerungen


	6	
Medizinische Versorgung
	6.1.	Das Recht auf medizinische Versorgung in den 27 EU-Mitgliedstaaten 
	6.2.	Ansprüche bestimmter Gruppen
	6.3.	Hindernisse beim Zugang zu medizinischer Versorgung
	Schlussfolgerungen


	7	
Bildung
	7.1.	Das Recht auf Bildung im nationalen Recht
	7.2.	Hindernisse für den Zugang zu Schulen in der Praxis
	7.3.	Bürgerschaftliches Engagement
	Schlussfolgerungen


	8	
Familienleben
	8.1.	Gründe für die Irregularität von Familienangehörigen
	8.2.	Formen der Irregularität in Zusammenhang mit Familien
	8.3.	Familienzusammenführungen
	8.4.	Zugang zu einer Eheschließung
	8.5.	Schlussfolgerungen
	Anhang





